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1Venádis,EloreüzundVicen:
Das “lateinische Forum® des Sansovino: Piazetta mit dem 1570 aufgestockten Miinzge-
biude, der unvollendeten Libreria (fertiggestellt 1582—1588 von Vicenzo Scamozzi) und
der Loggetta des Campanile auf der línken Seite. rechts die gotische Struktur des Dogen-
%
palastes, im Vordergrund das durch die beiden Säulen gebildete "Tor des Meeres”, im
Hintergrund der Uhrturm, das "Stadttor", Maler unbekannt. Ausstellungskatalog "Archi.
tettura e Utopia nella Venezia del Cinquecento", Electa Editrice 1980. $.24 und 97.
Der Cinquecento, das 16. Jahrhundert,
wird im Sommer 1980 das Thema großer
internationaler Ausstellungen in Italien:
Anläßlich des 400. Todestages von An-
drea Palladio zeigt Venedig im Dogenpa-
last die Ausstellung »Architektur und
Utopie im Venedig des 16. Jahrhun-
derts«, in der Basilica von Vicenza ist die
Ausstellung »Palladio - Sein Erbe in der
Welt« zu sehen, Florenz präsentiert in
der Fortezza des Belvedere die XVI.
Kunstausstellung des Europarates »Flo-
renz und die Toskana der Medici im Eu-
ropa des 16.Jahrhunderts«, darunter die
Teilausstellung »Macht und Raum«. In
Venedig und Florenz wird die polititsche
Rolle des Städtebaus zu einem zentralen
Thema der Ausstellung: Städtebau. als
Inszenierung und Mythologisierung von
Herrschaft, Städtebau zwischen Konti-
nuität und Bruch. Vicenza bleibt konser-
vativ: Der Palladianismus wird zum be-
grifflichen, formalen Problem.
Venedig: Städtebau und politische
Kontinuität
Venedig im 16. Jahrhundert: mit der
»Königin der Meere« geht es bergab. Im
Zuge der politischen Neuordnung Euro-
pas gerät sie in die Defensive. Die Türken
sind in Osteuropa im Vormarsch (1529
vor Wien), die Liga von Cambrai setzt der
räuberischen Expansionspolitik der Se-
renissima in Italien ein Ende (1508). Die
Entdeckung Amerikas (1492) und die Er-
schließung des Seeweges nach Indien um
die Südspitze Afrikas herum (1498) füh-
ren zu einer neuen Hierarchie der Ver-
kehrswege, die Venedig langsam ins Ab-
seits drängten. Die ökonomische Krise
zwingt zu einer Neuorientierung des an-
gehäuften Kapitals: Landbesitz und
Landwirtschaft, Neulandgewinnung im
Hinterland der Republik, der »Terra fer-
ma«, kennzeichnen die Wende. Die
Neuentdeckung und Bewertung des Le-
bens (und der Ausbeutung) aufdem Lan-
de ist die Voraussetzung für eine kunsthi-
storisch überschwenelich gefeierte Insti-
tution: die Landvilla des venezianischen
Patriziats, die in Palladio ihren bevorzug-
ten klassischen (wie klassenmäßigen)
Interpreten fand./1/
Der außenpolitischen und ökonomi-
schen Krise entspricht eine verstärkte
ideologische Offensive der Republik: Er-
neuter Glanz der Künste, eine Welle hu-
manistischen Enthusiasmus und die Kul-
tivierung des Mythos der »guten Regie-
rung«, auf die die verfolgten Intellektuel-
len und Politiker ihre Hoffnung setzen,
demonstrieren die Fähigkeit der herr-
schenden Klasse, auch angesichts der
verschlechterten Situation die Hegemo-
nie durch ihre »geistige und moralische
Führung« (Gramsci) /2/ zu sichern. Ve-
nedig als letzte große italienische Repu-
blik in einer Zeit des Vormarsches abso-
lutistischer Systeme wird nunmehr als
einzige und wahre Erbin (das ist gegen
Rom wie Florenz gerichtet) der Antike,
des republikanischen Roms, als neues
Athen und Byzanz (das entspricht der
nach Osten orientierten Tradition Vene-
digs) propagiert.
Venedig als drittes Rom, Mystifizie-
rung der eigenen Geschichte durch eine
Tradition der Kontinuität, Inszenierung
der neuen nationalen Rolle als letzter
»Hort der Freiheit«römischer Art - die-
ses ist die ideologische Grundlage des
städtebaulichen Programms, das am 2.
September 1535 unter der Fahne der »re-
novatio urbis« vom venezianischen Senat
beschlossen wird. Städtebau als Mittel
der Hegemonie zielt auf die Inszenierung
Venedigs als »Insel realisierter Utopie«
(Tafuri). Eine Schwierigkeit bei diesem
Programm: Vendig ist vielleicht die einzi-
ge italienische Hauptstadt, die keinerlei
baulichen bzw. städtebaulichen Bezug
zur römischen Antike hat - was auch eine
Erklärung für die Verbreitung der sich an
Vitruv orientierenden Architekturlehr-
bücher während des 16. Jahrhunderts ge-
rade in Venedig ist.
Der Architekt des Programms »vor-
sichtiger Stadtneuerung« wird der Flo-
rentiner Jacopo Sansovino, der nach dem
Sacco die Roma 1527 von Rom nach Ve-
nedig floh, nicht aber - trotz aller Bemü-
hungen - Andrea Palladio aus Vicenza.
Die Frage nach den Hintergründen die-
ser Konkurrenz ist ein Schwerpunkt der
Diskussion im Ausstellungskatalog. San-
sovino, bereits von 1535 in Venedig tátig
(u.a. Arbeiten an den Kuppeln von San
Marco und Fertigstellung der alten Pro-
kurazien seit 1529), wird durch die Beauf-
tragung zur Neuordnung der Piazzetta
(ab 1536, ein Jahr nach dem Beschluf der
»renovatio urbis«) »Staatsarchitekt« der
Republik. Mit seiner Planung der Zecca
(Münzgebäude), der Libreria (als Ver-
herrlichung des Ortes der »óffentlichen
Weisheit«) und der Loggetta des nun-
mehr fertiggestellten Campanile (als Ver-
sammlunghalle der Nobili) verwandelt er
das poltische Zentrum der Serenissima in
ein »lateinisches Forum«, ohne mit der
mittelalterlichen Tradition der Gestal-
tung des Platzes zu brechen (Romanelli)
/3/. Kontinuität und Erweiterung des
Mythos: Sansovino erscheint den Herr-
schenden als Garant dieses Programms.
Das Venedig des 16. Jahrhunderts er-
neuert nicht nur sein politisches Zen-
trum, sondern auch das Handels- (das
Gebiet um die Rialtobrücke) und das
handwerklich-militärische Zentrum (das
Arsenal). Palladio, der mit einem Ent-
wurf am Wettbewerb um die Rialtobrük-
ke teilnimmt, stößt auf Ablehnung. Sein
Projekt hätte nicht nur den Abriß zahlrei-
cher Gebäude im Gebiet um die Brücke
zur Folge gehabt, sondern gleichzeitig ei-
nen völligen Bruch mit der Kontinuität
bedeutet, wäre ein Fremdkörper in der
Umgebung gewesen. Die Auseinander-
setzung um die Rialtobrücke wird end-
gültig erst nach dem Tode Palladios
(1580) entschieden: durch die Wahl des
Entwurfs von Antonio da Ponte, der die
Tradition nicht verletzt (Bauzeit der
Brücke: 1588-91),
Ohne große Öffentlichkeit wird das
dritte große städtebauliche Proiekt der
Republik verwirklicht, der Ausbau des
Arsenals. Als »Kriegsherz« der Stadt
muß es dem Blicke entzogen werden,
muß es zum »geheimen Ort« werden.
Die Möglichkeiten zur ideologischen
Selbstdarstellung sind damit begrenzt.
Nach dem Tode Sansovinos (1560)
versucht Palladio erneut, in Venedig Fuß
zu fassen. Die eilige und unvollständige
Veröffentlichung der »Quattro libri di
achitettura« (1570) ist auch Zeugnis die-
ses Versuchs. Nach den Arbeiten an der
Kirche San Giorgio Maggiore (1556-68,
die palladianische Fassade wird erst
1597-1610 errichtet) wird er mit dem Bau
der Kirche del Redentore auf der Insel
Giudecca beauftragt. Zusammen mit der
erst nach seinem Tode gebauten Kirche
delle Zittelle (ca. 1580-86) bekunden die-
se drei Kirchen, die die Inseln San Gior-
gio und Giudecca visuell mit der Piazzet-
ta verbinden, hinsichtlich Größe und
Form das (wenn auchsicher nicht vorab
artikulierte) städtebauliche Programm
von Palladio: Öffnung und Erweiterung
der mittelalterlichen Enge der Stadt.
Vor dem Baubeginn der Kirche del Re-
dentore (1577) erhàlt Palladio einen wei-
teren Auftrag: die Projektierung des Fest-
dekors für den feierlichen Einzug von
Heinrich IIL, Kónig von Frankreich, in
die Stadt Venedig. Am Lido wird ein
Triumpfbogen und eine Loggia errichtet
- Zeugen situationsbezogener Kulissen-
narchitektur, Zeugen der Nutzung der
Stadt und des Wassers für eine Kultur
von Festlichkeiten, die den »Mythos Ve-
nedigs« für die eigenen abhángigen Klas-
sen (alle sozialen Klassen »dürfen« an
den Festen teilnehmen) wie auch für die
herrschenden Klassen in Europa zu ins-
zenieren hatten (darüberhinaus hatten
die Feste natürlich auch eine handfeste
ókonomische Funktion). Palladios Bau-
ten am Lido werden 1574 binnen zweier
Wochen errichtet.
In demselben Jahr, in dem mit dem
Bau der Kirche del Redentore begonnen
wird, brennt der Dogenpalast. Die obe-
ren Stockwerke der Baukórper zur Mole
und zur Piazzetta hin werden zerstórt.
Mit dem Wiederaufbau wird Antonio da
Ponte beauftragt, Palladio mit seinem
wieder jede Tradition miBachtenden
Entwurf hat keine Chance. Die alte goti-
sche Baustruktur bleibt erhalten.
Palladio als Utopist, seine nicht reali-
sierten Enwürfe eine »Utopie«? War das -
gescheiterte - Programm Palladios nur
ein ásthetisches Programm oder war es
gleichzeitig Ausdruck eines politischen
Programms? Mit dieser von Tafuri ge-
stellten Frage zeigt sich am deutlichsten
die Überschreitung traditioneller Fuß-
stapfen kunsthistorischer Forschung.
Palladio - so die Argumentation Tafuris -
hatte zweifellos Rückhalt in einer keines-
wegs kleinen Fraktion der herrschenden
Klasse Venedigs (für die er ja auch Villen
in der Terra ferma entwarf), wie sonst
hätte er überhaupt seine Entwürfe vor-
bringen und damit die etablierte Rolle
von Sansovino in Zweifel ziehen können!
Diese Fraktion - der Einfachheit halber
»palladianische Partei« genannt - verfolg-
te offensichtlich auch ein politisches Pro-
Das die Republik verherrlichende "'latei-
nische Forum” des Sansovino: Piazza
San Marco, rechts die dreigeschossigen
alten Prokurazien, die bis zur Kirche
San Gemianiano um die Ecke geführt
werden, und die 1557 entworfene Fas-
sade der Kirche; links im Vordergrund
Jer Campanile mit der Logetta, Der rück:
wàrtige Platzabschlu8 kennt keine abso
lutistische Zentralität und Formensym-
metrie, Hinter dem Campanile links der
von Vicenzo Scamozzi begonnene Bau
der neuen Prokurazien (1583- 1640],
deren Zurücksetzung um 15 Meter die
Piazza verbreitert und den Campanile
freistellt. Ansichtvon Canaletto. Espressc
vom 26 lo 8o S175.
Imperialer “Vandalismus”: In der napo-
leonischen Epoche wird (1808) die von
Sansovino entworfene Kirche San Gemi-
niano abgebrochen, die asymmetrische
Ordnung beseitigt und der zweigeschos-
sige. Monumentalbau bis zur Platzecke
Jurchgezogen. Die Gebäudefront (in der
heutigen Form von 1810) wird so zum
"Eingangstrakt” der napoleonischen Re-
sidenz. Für die Ausstellung im Dogenpa-
last wird die Fassade des Sansovino wie-
der errichtet — als Kulissenarchitektur,
die allerdings auf den ursprünglich di-
rekten Anschluß an die alten Prokura-
zien verzichtet. Espresso a.a.0.
Die Rialtobrücke zu Beginn des 16.Jhr..
eine gedeckte Holzbrücke. Holzschniti
des Jacopo de'Barbari von 1500. Günter
Wachmeier, Venedig, Artemis Verlag
1976 S 70
Geplanter Bruch mit der Vergangenheit:
Entwurf für die Rialtobrücke von An
drea Palladio. Ausstellungskatalog. S. 1 2€
Die Tradition bieibt gewahrt: die nach
dem Entwurf von Antonio da Ponte rea-
lisierte Rialtobrücke in einer Skizze des
herzoglich-württembergischen Baumei-
sters Heinrich Schickhardt (1558—16341
Ausstellungskataloqg. S. 76.
-
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Der Eingang zum Arsenal, dem kriegerischen Herz der Republik. Die im 16. Jhr. erweiterte
Schiffswerft — ein Zentrum technologischen Fortschritts — bleibt hinter Mauern verborgen.
Der triumphale Landeingang links wurde 1460 errichtet. Ansicht von Canaletto. Ausstellungs-
katalog, S. 102
Kulissenarchitektur inszenierter Festlichkeit und Selbstdarstellung der Republik: Triumph-
bogen und Loggia zu Ehren König Heinrichs IIl. von Frankreich nach Entwürfen von An-
drea Palladio am Lido von Venedig. Stich von Domenico Zenoni. Ausstellungskatalog, S.161
gramm: die »renovatio costituzionale«,
die Anderung der Verfassung im Sinne
des Absolutismus.
Im Lichte dieses politischen Konzepts
-Bruch mit der republikanischen Vergan-
genheit - gewinnt das Programm Palla-
dios neue Bedeutung. Es kann als »abso-
lutistischer Entwurf« interpretiert wer-
den. Der Bruch mit der geschichtlichen
Kontinuität ist das hegemoniale Pro-
gramm der »palladianischen Partei«,
»und gerade diese Geschichtlichkeit
greift auch Palladio an«. GroDzügiger
Umbau des Gebietes um die Rialtobrük-
ke zum einen und Neugestaltung des Do-
genpalastes zum anderen: diese beiden
Eingriffe an den wichtigsten Zentren der
Stadt hätten gleichzeitig die Notwendig-
keit einer neuen, modernen Verbindung
Rialtobrücke - Markusplatz auf die
Tagesordnung gesetzt, die Öffnung der
mittelalterlichen Enge von Venedig. Pal-
ladios Projekte zielen somit auf mehr als
auf eine isolierte, ästhetische, formale, ar-
chitektonische Leistung (wie natürliche
auch die Projekte Sansovinos und ande-
rer Achitekten der Renaissance), sie bre-
chen mit der städtebaulichen Vergangen-
heit, die den Mythos des republikani-
schen Venedigs ver(bau)körpert. Die
Ablehnung der Projekte Palladios als
»antivenezianisch« ist daher auch nicht
nur ästhetisch gemeint. Palladios Schei-
tern erscheint in erster Linie als das
Scheitern eines politischen Bruchs.
die Turmglocke des (heutigen) Palazzo
Vecchio zerstört und wird - in Florenz als
Tyrann verhaßt - 1531 zum erblichen
Herzog erhoben. Mit dem Titel eines
»GroBherzogs« (seit 1569) beherrschen
die Medici bis 1737 die Toskana.
Die Medici als aufgezwungene, von
den europäischen Herrschern eingesetz-
te politische Führung - dieser »anifloren-
tinische« Charakter der Familie wird in
der groBen Ausstellung eher zurückhal-
tend notiert. Es überwiegt der Blick auf
die gleißende Oberfläche, auf den Glanz,
mit dem diese Familie zu ihrem eigenen
Glanze und zur Sicherung ihrer Herr-
schaft die Stadt überzieht. Die Ausstel-
lung ist so auch ein bißchen eine dynasti-
sche Zurschaustellung, »eine Zelebrie-
rung des goldenen Zeitalters« und der
»Genialität der Medici» (La Rupublica
15.8.80), die eine wohlwollende Bewun-
derung der Fürstenfamilie nicht ganz ver
waren der Sitz der politischen Herrschaft,
auch ein zentrales Element des absoluti-
stischen Programms: der Aufbau eines
Polizeistaates, eines Spitzelsystems./4/
Weitere Elemente ihrer Politik: Privile-
gierung einer dem Hofe ergebenen Büro-
kratie, Belohnungen für die Loyalität al-
ter und neuer Nobili, Beeinträchtigung
des bürgerlichen Handels, Sicherung der
Unterstützung seitens der religiös-politi-
schen Herrschaft durch den Export von
Kardinälen und Päpsten nach Rom, spä-
ter auch Unterstützung der Gegenrefor-
mation, Verbot und Verbrennungen von
Büchern.
Geplanter Bruch mit der Vergangenheit: Entwurf für die neue
Fassade des Dogenpalastes nach dem Brand von 1577, Andrea
Palladio zugeschrieben. Ausstellungskatalog S. 102.
Das absolutistische Florenz: Vorne in der Mitte der umgebaute
und erweiterte Palazzo Ducale, daran anschließend bis zum
Arno die Verwaltungsgebäude (Uffizien) des Vasari. Ausstel-
lungskatalog "Firenze e la Toscana dei Medici nell‘Europa del
Cinquecento. !! potere e lo spazio. La scena del principe”, Elec-
ta Editrice/Centro Di/Edizioni Alinari/ Scals 1980 S 325
Florenz: Städtebau und politischer
Bruch
Anders als in Venedig erlebt Florenz zu
Beginn des 16. Jahrhunderts einen dra-
matischen politischen Bruch: das Ende
der - bereits im 15. Jahrhundert zuneh-
mend ausgehöhlten - Herrschaftsform
Republik, den Beginn der Alleinherr-
schaft einer Familie. 1512 kehren die Me-
dici mit Hilfe der Heere Papst Julius II.
und der Heiligen Liga wieder nach Flo-
renz zurück, von wo sie 1494 verjagt wor-
den waren. 1527 kann ihre Herrschaft
noch einmal abgeschüttelt werden, doch
die erneuerte Republik muß - trotz des
Einsatzes u.a. von Michelangelo beim
Bau von Verteidigungsanlagen - nach
drei Jahren aufgeben: Mit militärischer
Hilfe Kaiser Karls V. kehrt Alessandro de’
Medici nach Florenz zurück, läßt sich zur
symbolischen Vernichtung der Republik
Die Legitimation der Mediciallein-
herrschaft ideologisch zu sichern, ist
ungleich schwieriger als die Legitimation
der Republik in Venedig: Geschichtliche
Kontinuität ist nicht vorhanden. Auch
die Medici versuchen, in der Größe des
(imperialen) antiken Roms ihre histori-
sche Identität zu finden, Florenz als
Nachfolgerin der ehemaligen römischen
Kolonie Florentina (59 v.Chr. gegründet)
zu mythologisieren., als »Stadt der Anti-
ke symbolisch wiederzugründen« (Fagio-
lo). Das städtebauliche Programm zur
Demonstration des hegemonialen An-
spruchs /5/ umfaßt daher die aus Grün-
den politischer Vorsicht behutsame und
langsame Dokumentierung des politi-
schen Bruchs in der städtischen Struktur,
das Vergessenlassen republikanischer
Das absolutistische Florenz: Der Herrschersitz Palazzo Pitti, Hof
nach Plánen von Ammanati. Die im Erdgeschoß verwandte “’tos-
kanische” Halbsäule — im Gegensatz zu den griechischen Säulen
als autochthone Ordnung Italiens angesehen — galt, kombiniert
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Die absolutistische Herrschaft erfaßt das ‘’Land”: Verbrei civil i
DieabsolutistischeFler ‘erbreitung der Medicivillen im 16. Jahrhundert. — Aus-
Die Fortezza del Belvedere: Gegen Ende des 16. Jahrhunderts oberhalb
der Boboligärten angelegte Festung der Medici, im Sommer 1980 Ort der
Ausstellung “Macht und Raum”. "Schöne Aussicht” auf wen wohl und
zu welchem Zwecke?
Erinnerungsstätten und die Glorifizie-
rung der absolutistischen Herrschaft
durch den Rückgriff auf die Antike. Erge-
bene Interpreten dieses Programms sind
zur Zeit der langen Herrschaft von Cosi-
mo I. (1537-74) Bartolomeo Ammannati
und insbesondere Giorgio Vasari, zur
Zeit von Francesco I. (1574-87) und von
Ferdinando I. (1587-1609) Bernardo
Buontalenti.
Zentren der republikanischen Stadt
waren der Sitz de politischen Herrschaft,
der Palazzo dei Priori (auch Palazzo della
Signoria oder Palazzo del Popolo, 1537
nach dem Herrschaftsantritt Cosimo I.
Pallazzo Ducale, 1565 nach der Ubersied-
lung des Herzogs in den Palazzo Pitti Pa-
lazzo Vecchio - die Namensänderungen
sind bezeichnend), das Handelszentrum
Mercato Vecchio und der religiôse Mit-
telpunkt, der Dom. Alle drei Anlagen
werden im 16. Jahrhundert verändert.
Unter CosimoT. erneuert Vasari die In-
nenráume des heutigen Palazzo Vecchio
vollständig (1540-43), kurz darauf wird
der Palast durch Battista del Tasso erwei-
tert (1549-55), später noch einmal durch
Buontalenti (1588-92). Auf dem Platz vor
dem Palazzo, der Piazza Signoria, wird
der Neptunsbrunnen von Ammannati
(1563-75) und das Reiterdenkmal Cosi-
mos I. von Giambologna (1594) aufge-
stellt, in der Loggia dei Lanzi der Perseus
des Benvenuto Cellini (1545-54) und der
Raub der Sabinerinnen von Giambolo-
gna (1583) - Demonstrationsobjekte der
Herrschaft der Medici und ihrer Identi-
tàtssuche in der Antike.
Das alte Handelszentrum »Mercato
Vecchio« wird durch den Bau des »Mei-
cato Nuovo« von del Tasso (1547-51) sei-
neralten Funktion beraubt. 1587 wird die
Fassade des Doms abgerissen, die im
»modernen Stil« geplante Erneuerung
läft lange auf sich warten (bis zum Provi-
sorium von 1688, die jetzige Fassade ist
von 1875-87).
Stüdtebaulich drückt sich der politi-
sche Bruch nicht nur in einer Umstruktu-
rierung der republikanischen Zentren
aus, sondern vor allem im Aufbau neuer,
absolutistischer Zentren: dem bereits er-
wähnten Umbau und Erweiterung des
absolutistischen Palazzo Ducale, der spä-
ter an Bedeutung verliert, dem Bau der
Uffizien auf dem Raum zwischen Piazza
della Signoria und dem Arno als Sitz der
absolutistischen Verwaltung (Baubeginn
1560 unter Vasari, Fertigstellung 1580
unter Buontalenti und Alfonso Parigi; die
im Gebiet wohnenden Bürger werden
entschädigungslos vertrieben) und der
Wahl des Palazzo Pitti jenseits des Arno
als neuem Sitz der fürstlichen Herrschaft
(Ankauf des Palastes durch die Medici
1549, Erweiterung des Baus - insbeson-
dere Anfiigung des Hofes zu den Boboli-
gürten hin - 1558-77 von Ammannati).
Verbunden werden diese drei neuen
Zentren durch den Korridor des Vasari
(Baubeginn 1565), einer Art stádtebauli-
cher Zentralachse, die den Arno auf dem
Ponte Vecchio überquert.
Gartenanlagen in der gesamten Stadt -
allen voran die Boboligárten mit ihrer be-
rühmten »Grotta Grande«, die zum Vor-
bild für die europáischen Hófe wird -, die
Errichtung von Brunnen, Wappen, Sáu-
len, Statuen und Büsten zur Erinnerung
an die Antike und zur symbolischen Glo-
rifizierung des Hauses Medici sowie die
oft durch Kulissenarchitektur gesteigerte
Inszenierung grofartiger, in ganz Europa
geschätzter Festlichkeiten und theatrali-
scher Veranstaltungen (z.B. auch antiki-
sierende Seeschlachten wie in Venedig)
ergänzen das Bild eines hegemonialen
Städtebaus, der - so Fagiolo - nicht so sehr
»die Stadt modelliert, als ihre Erschei-
nung«, der »realen Stadt eine ’Stadt aus
Pappmaché entgegensetzt« Real sind al-
lerdings die von den Bürgern zu tragen-
den Kosten dieses Städtebaus und die
Gefängnisse und Festungen, die die
Stadt in die Zange nehmen (1534 - gleich
nach der neuerlichen Wiedereinsetzung
der Medici - Bau der gegen die innere Op-
position gerichtete Fortezza da Basso,
1590-95 Bau der Fortezza del Belvedere -
prachtiger Ort der Ausstellung).
Der Stadtumbau von Florenz im 16.
Jahrhundert wird - wie in Venedig - von
einer Neuorganisation des beherrschten
Territoriums begleitet. Hier ist einer der
Ursprünge modener Raumordnungspo-
litik zu suchen. Anders als in Venedig
wird diese Politik in Florenz zum Thema
der Ausstellung. Die Krise des Handels
lenkt auch in Florenz das Interesse der
Handelsbourgeoisie auf »das Land«. Die
Landwirtschaft wird bevorzugtes Objekt
der Kapitalanlage. Die »Feudalisierung«
des Lebensstils der herrschenden Klasse
wird dadurch beschleunigt, die toskani-
hn Pps Ml rp.
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"Idealstadt'' bzw. kasernierter Hafen der Medici: Plan von Li-
vorno nach Buontalenti. Ausstellungskatalog , S. 27
— A AErEdener 2
Der europäische Anspruch der Medici—Ausstellung kann nicht
eingelöst werden: Festlichkeiten anläßlich der Hochzeit zwischen
Wilhelm (V.) und Renata von Lothringen auf dem Marienplatz
in München, die zwar in der Ausstellung ‚gezeigt, nicht aber
historisch erklärt werden. Ausstellunaskätalog. S. 147
yeDE
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Das fürstliche München als Hort der Gegenreformation: Jesui-
tenkolleg mit Michaelskirche im Herzen der früheren Bürger-
stadt. Johann Smissek, 1597. Die zur Zeit Herzogs Wilhelm V.
ín den Jahren 1583—1597 erbaute Kirche des Friedrich Sustris
fvorne rechts) wird als "Gründungsbau der frühbarocken
Kirchenarchitektur Süddeutschlands” gepriesen. Ausstellungska-
talog "Um Glauben und Reich. Kurfürst Maximilian 1.”, Band
11/1, Hirmer Verlag/ R. Piper &amp; Co. Verlag 1980. Tafel 4.
Ho PE
Das zweite Buch der Quattro Libri di Architettura von
Andrea Palladio enthält das Fassadenrezept: Rathaus von
Potsdam nach Plánen von Johan Boumann (1753). Schón
und gut, dieses Ausstellungsfoto, aber warum der Rück-
griff auf Palladio zu dieser Zeit und an diesem Ort? Der
Kataloa stellt solche Fragen nicht
Berühmtes Beispiel des englischen Palladianismus:die Villa
Chiswick des Lord Burlington in Widdlesex — ein "Tempel"
der aufgeklärten, auch von landwirtschaftlicher Ausbeu-
tung lebenden englischen Arístokratie mit "einer wenig
orthodoxen Treppe", der eine Bibliothek und Kunstsamm-
lung behütet. Ausstellungskatalog, S. 64.
sche Landschaft verändert ihr Aussehen.
Die Villen der Medici und anderer Fami-
lien sind das offensichtlichste Zeugnis
dieser Wende.
Die Neuordnung des Territoriums er-
fordert auch eine Funktionszuweisung
fürdie großen Städte. Hier wäre vor allem
auf das Beispiel des »zweipolaren Städte-
modells« Livorno/Pisa (Pardo) zu ver-
weisen. Pisa, alte Hafenstadt und frühere
Rivalin von Florenz, wird zum Zentrum
der Studien und der Verwaltung be-
stimmt, der Hafen aber endgültig ausge-
lagert: in das durch eine »Bevölke-
rungspolitik« begünstigte Livorno,
»Idealstadt« der Renaissance nach einem
sechseckigen Entwurf von Buontalenti,
der - jenseits »Ideale« - eigentlich nur die
militärischen Erfordernisse in einer zu
dieser Zeit durchaus üblichen Stadtform
berücksichtigte. Auch um Pisa nicht vor
den Kopf zu stoßen, wird geplant, beide
Städte durch den »Canale navicelli« zu
verbinden.
Ausbau und Verbesserung der Ver-
kehrswege zu Wasser und zu Land - die-
ses Programm wird in der gesamten Tos-
kana ausgeführt, wie auch die Sicherung -
mehr nach innen als nach außen - der ab-
solutstischen Herrschaft durch ein Sy-
stem von Festungen. Man denke etwa an
die Festungen von Siena, Arezzo und
Cosmopoli (Stadt des Cosimo) auf Elba
(heute Portoferraio), die nicht nur den
Zweck haben, militärischen Zwang zu or-
ganisieren, sondern auch die Absicht. die
Opposition psychologisch zu entmuti-
gen. Der Bedeutung Vasaris als Haupt-
baumeister für Zivilarchitektur des Her-
zogs Cosimo entspricht bei der Festungs-
architektur die Rolle Giovan Battista Bel-
luccis.
Die Ausstellung in Florenz versucht
weiter, die internationale Ausstrahlung
des Medicistaates zu dokumentieren.
Dieser »europáische« Anspruch er-
scheint mir allerdings weitgehend ge-
scheitert, Sicher lassen sich - aus der Sicht
von Florenz - die Verbindungen zu den
Hófen Europas darstellen, eine Erfas-
sung der komplexen historischen Situa-
tion. der einzelnen europáischen Herr-
schaftsgebiete aber wird infolge Kapazi-
táts-, Platz- und z T. auch Methodenman-
gels nicht geleistet. Beispiel Bayern: Si-
cher ist es interessant, dal am 22.2.1568
bei den gro inszenierten Festlichkeiten
anläßlich der Hochzeit Wilhelms (V.) mit
Renata von Lothringen als einziger italie-
nische Botschafter ein Gesandter Cosi-
mos I. anwesend ist, und daß dieses zwei-
wöchige Münchner Fest vermutlich die
florentinischen Feste von 1579 und 1589
beeinflußt hat. Mehr über Bayern - da-
mals schon Bannerträger der Gegenre-
formation in Deutschland /6/ - erfährt
man bei dieser Art von Betrachtung aller-
dings nicht.
Vicenza: Stil oder Nicht-Stil
Nicht das 16. Jahrhundert, sondern das
kulturelle Erbe dieses Jahrhunderts
(bzw. eingeschränkter: das Erbe Palla-
dios) ist das Thema der Ausstellung in Vi-
cenza. Aber nicht dieser thematische Un-
terschied, sondern die konzeptionelle
Differenz trennt diese Ausstellung von
denjenigen in Venedig und Florenz.
In der Einleitung des Kataloges stellt
Erik Forssmann die Frage: Was heißt Er-
be? Die Antwort: zunächst ein vielfälti-
ges Werk (nicht etwa nur ein einziges
oder nur wenige Gebäude). Aber das ist
noch nicht genug: Es muß einfach und
klar in der Konzeption sein - und original.
»Die Originalität eines Kunstwerks ist
notwendige Bedingung.« Und Palladio?
Sein Erbe ist »hinreichend vielfältig und
original«, der Begriff»Palladianismus«ist
daher gerechtfertigt.
Doch was sind die Besonderheiten die-
ser Richtung? Forssmann nennt u.a. die
jonische Säule, die ausgewogenen Pro-
portionen der Räume, ihre Dekoration,
die viersäulige Vorhalle. Palladianismus
wäre dann zu konstatieren, wenn »eine
gewisse Zahl dieser Elemente« zusam-
menkommen und dominieren.
Nach dieser Klärung drängt sich eine
neue Frage auf: »Ist der sog. Palladianis-
mus vielleicht nur eine einfache Abart
des Klassizismus?« Forssmann beruhigt
den Leser: Palladio war kein einfacher
Klassizist. Bei seinen Werken »handelt es
sich in Wirklichkeit um originale Werke
und nicht um die Nachahmung irgend-
welcher Modelle der Antike.«
Aber kann denn, so die nüchste for-
schende Frage, der »Palladianismus als
ein Stil definiert werden?« Auch hier die
Erleichterung: EristeinStil, zuerst ein in-
dividueller Stil, dann ein regionaler Stil
und manchmal ein Stil, der eine ganze hi-
storische Periode beherrscht.
Jetzt die heikelste Frage: »Bis zu wel.
chem Punkt ist die geographische Ver.
breitung des Palladianismus an eine be-
stimmte .soziale Realitit gebunden?«
(Immerhin, die Frage wird gestellt!) Im
Veneto, so die Auskunft, blieb bis ins 18.
Jahrhundert die Auftraggeberschaft der
gleichen Schicht zugehórig wie zu Zeitenvon Palladio selbst (das waren-richtig.keine »Herrscher«, sondern - man höreund staune - »Personen mit begrenztenMitteln und Machtbefugnissen«, sozusa-gen schon fast kleine Leute), wáhrend inEuropa der Palladianismus sich insbe-
sondere in den protestantischen Ländern
ausbreitete. »Die Rationalität und die re-
lative Genügsamkeit der palladianischen
Architektur entsprachen besser dem pro.
testantischen Geschmack, wáhrend das
klassizistische Element bei Palladio dafür
entschádigte, da in den Lánden nördlich
des rómischen Limes jedes konkrete
Zeugnis der klassischen Welt fehlt.« Be-
sonders fruchtbar erwies sich Palladios
Erbe gerade dort, »wo, wie in England
zur Zeit Lord Burlingtons, die Auftragge-
ber Aristokraten waren, die kein Bedürf-
nis hatten, ihre Macht zu demonstrie-
ren.« Im 18. Jahrhundert trat die Bour-
geoisie in die Fußstapfen der feinsinni-
gen Aristokratie und nutzte den Palladia-
nismus für ihre eigenen Zwecke. »Würdi-
ge« Bauwerke sind das Zeugnis auch die-
ser Periode. Allerdings - jetzt kommt der
Wermutstropfen - für die heutige »Mas-
sengesellschaft« ist der Palladianismus
nicht mehr zu gebrauchen, oder präziser
nach Forssmanns Worten: sein Ge-
brauch ist nicht mehr denkbar.«
Zum Schluß der Einführung in die
Ausstellung noch einmal die wichtigste
Frage: Ist es wirklich noch sinnvoll, den
Begriff Palladianismus zu gebrauchen?
Ja! ist die Antwort abermals. Es wird wei-
ter differenziert: zwischen dem »nachah-
menden Palladianismus« (hier wären be-
sonders die zahlreichen Nachahmungen
der Villa Rotonda zu nennen), dem
»Neopalladianismus« (Werke, die sich
explizit auf Palladio beziehen, ohne des-
sen Werke einfach zu imitieren) und dem
»Palladianismus als Stil« (hier ist der Be-
zug zu Palladio diffuser).
Palladio - Sein Erbe in der Welt. Die
Konzeption der Ausstellung ist fertig -
und gleichzeitig etwas abschreckend. Ab-
schreckend nicht nur wegen der organisa-
torischen Mängel (nicht alle austellenden
Länder sind im Katalog erfaßt, die mono-
tone Aneinanderreihung von Fotos ist er-
müdend), sondern insbesondere wegen
des Konzeptes selbst: Eine Ausstellung
über einen Jahrhunderte übergreifen-
den, »welt«weiten Stil, soll sie mehr als
nur oberflächlich an Formen und Künst-
lerviten kleben bleiben, ist kaum mach-
bar. Notwendig wären dazu eigentlich ei-
nige Dutzend Ausstellungen wie die von
Venedig; Ausstellungen, die erklären,
unter welchen historischen Bedingungen
mit welcher Absicht der Rückgriff auf
Konzepte Palladios erfolgt (Ansätze hier-
für finden sich in dem Beitrag von Sic-
ca:»Der Palladianismus in England«).
Eine Ausstellung wie die von Vicenza
bleibt insgesamt unbefriedigend, bleibt
ein Relikt der Auffassung, die Kunstge-
schichte nicht als Teil der Gesellschafts-
geschichte begreift, methodisch nicht be-
greifen kann, die daher auch die Ge-
schichte der Kunst nicht begreifen, son-
dern allenfalls als zufälliges Nacheinan-
der von Formen beschreiben kann.
Zur Ausstellungsstrategie
Die Ausstellungen von Venedig und Flo-
renz sind Beispiele eines neuen Typs von
Massenausstellungen: attraktiv auf
Grund der Räumlichkeiten und der
Stadt, die sie beherbergen, zum Teil sehr
anschaulich (wenn auch etwas überla-
den), wirksam in der Offentlichkeit pro-
pagiert und - im Gegensatz zur reinen
Sensationsausstellungen wie etwa der
Tutanchamun-Show - Anlaß eines Resü-
mees des Standes wissenschaftlicher For-
schung, die kulturelle Phänomene nicht
isoliert, die dagegen Dokumente der Ar-
beit und Technik, des Handels, der Wis-
senschaft usw. in einer Gesamtschau zu
integrieren versucht.
Attraktiv - das heißt auch mehr Besu-
cher, die Geld bringen, mehr Tourismus.
»Die Medici und der Tourismus«, so La
Repubblica vom 15.8.80, »sind 1980 zu
einer untrennbaren Einheit verschmol-
zen.« Mehr Besucher heißt aber auch
Kampfum Konkurrenz. Obwohl in Vene-
dig wie in Florenz genau dieselbe Periode
zur Debatte steht, fállt das gánzliche Ne-
beneinander der Ausstellungen, ihre
seltsame Beziehungslosigkeit auf. Offen-
sichtlich sind sie ohne Koordination vor-
bereitet worden.
Der überregionalen Konkurrenz ent-
spricht der regionale Zentralismus der
Ausstellungen: Für Venedig, nicht für Vi-
cenza, »Stadt des Palladio«, arbeiten im
Palladiojahr die »groBen Namen« wie der
Palladiospezialist Lionello Puppi /7/(Lei-
ter der Ausstellung), der Kunsttheoreti-
ker und frühere Bürgermeister von Rom,
Giulio Carlo Argan, und der Architektur-
theoretiker Manfredo Tafuri, »einer un-
serer besten Kenner der Renaissancear-
chitektur« (La Repubblica, 20.8.80). Und
auch auf Florenz konzentrieren sich die
Kapazitüten, die Region bleibt das Stief-
kind. Z.B. die regionale Ausstellung »Li-
vorno und Pisa: zwei Stáüdte und ein Ho-
heitsgebiet in der Politik der Medici«in
den restaurierten Bottini dell'Olio von Li-
vorno: Man hat sich viel Mühe bei der
kleinen Ausstellung gemacht, aber leider
ist der Katalog nicht ferig geworden, wird
in zwei Wochen nachgeschickt ... (und ist
bis heute nicht angekommen).
Zum SchluB noch eine Bemerkung:
Italien im 16. Jahrhundert - eine Zeit der
Krise, des Niedergangs, Italien heute - ...?
Vermitteln die Ausstellungen nicht auch
den trügerischen, harmonisierenden Ein-
druck, Italien hat eine Tradition, Krisen
zu meistern, und zwar glanzvoll zu mei-
Anmerkungen
l) Zur Diskussion über die venezianische Villa
des Ciquecento vgl. das immer noch sehr le-
senswerte Buch »Die Villa als Herrschaftsar-
chitektur« von Reinhard Bentmann und Mi-
chael Mülter (zuerst 1970 veróffentlicht, 1979
in einer 3. Auflage bei Syndikat erschienen).
Dieses Buch war damals eine viel Staub aufwir-
belnde Kritik und Alternative zu einerals »Ent-
wicklungsgeschichte der autonomen künstleri-
schen Formen« verkümmerten Kunstgeschich-
te (Nachwort zur 2. Auflage. S. 194Y. »Das We-
&gt;)
sen des Kunstwerks«, so die Autoren (S. 192),
»wird in seiner Totalität erst dann begriffen
werden können, wenn es aus seinen jeweiligen
Entstehungsbedingungen und aus seiner Ge-
schichtlichkeit heraus interpretiert wird.«
Zitiert bei A. Kramer, Gramscis Interpretation
des Marxismus in: Gesellschaft - Beiträge zur
Marxschen Theorie 4, es 764, 1975, S. 89. Ob-
wohl der Ausstellungskatalog Gramsci nicht be-
müht, scheint mir ein solcher Bezug angemes-
sen zu sein. Der Staat ist nach Gramsci nicht
nur »Diktatur«, sondern »Diktatur plus Hege-
monie« bzw. »Hegemonie gepanzert mit
Zwang«. Damit gewinnt die Frage nach den
Mechanismen der Legitimationssicherung von
Herrschaft besondere Bedeutung. »Wenn man
von bürgerlicher oder feudaler Gesellschaft
spricht, so versteht man darunter ja nicht nur
eine kapitalistische oder feudale Produktions-
weise, die durch Gesetze, führende Vertreter
und die militärische Gewalt aufrechterhalten
wird; man versteht darunter ebenso eine be-
stimmte Art zu leben und zu denken, eine in
der Gesellschaft verbreitete "Weltanschauung',
auf der die Vorlieben, der Geschmack, die Mo-
ral, die Sitten, der "buon senso’, die Folklore
und die philosophischen und religiösen Prinzi-
pien der Mehrheit der Gesellschaftsmitglieder
beruhen. Diese Art des Seins und Handelns der
Menschen, der Regierten, ist ein sehr wichtiger
Punkt der bestehenden Ordnung; die materiel-
le Gewalt bleibt reserviert für außergewöhnli-
che Krisenmomente.« (Tamburrano, zitiet bei
A. Kramer, S. 90) In dem gesellschaftlichen
Prozeß der Sicherung, Durchsetzung bzw. des
Verlusts von Hegemonie ist auch der Städtebau
von Bedeutung
Der Umbau des Markusplatzes beginnt bereits
vor der Ankunft Sansovinos in Venedig. Zu
nennen wären hier insbesondere die Arbeiten
am Uhrturm, der - optisch gebunden an das
durch die beiden Säulen der Piazzetta gebildete
»Tor des Meeres« - das »Stadttor« zur Merceria
und dem Rialto bildet (beendet - ohne die Sei-
tenflügel - 1499). Sansovino selbst wirkt auch
am Markusplatz: am Campanile (1548 und 62)
und am Umbau der Kirche San Geminiano (be-
gonnen erst ca. 1577 nach dem Entwurf von
Sansovino; Napoleon ließ die Kirche später
durch die heutigen Bauten ersetzen).
Vgl. zur Rolle der Medici in Florenz aus kriti-
scher Sicht auch den kürzlich erschienenen
Aufsatz »Der schöne Schein der Medici« von
Roland Günter im Merianheft »Toskana« (Sep-
tember 1980).
Der Principe, so Macchiavelli, muß sich an-
strengen, »in jeder seiner Handlungen von sich
das ruhmvolle Bild eines großen und hervorra-
genden Mannes zu geben« (zitiert von Borsi im
Ausstellungskatalog, S. 14). Städtebau und Ar-
chitektur werden aufgerufen, diesem Zwecke
zu dienen (ebda.). Zum Städtebau des 16. Jahr-
hundets in Florenz vgl. ausführlich auch den
Band »Firenze« von Giovanni Fanelli aus der
neuen Rehe »Le città nella storia d'Italia« von
Editori Laterza. Rom/Bari 1980. S. 9f.
Zur Zeit der erwähnten Hochzeit herrscht Al-
brecht V. in München (1550-79). Es isl die Zeit
der Bücherverbote (1565) und Religionsverhó-
re (1567-71), der Ankunft der Jesuiten in
Bayern (1559 wird im Münchner Augustiner-
kloster ein Kolleg ins Leben gerufen). Die
Hochzeit zwischen Wilhelm und Renata selbst
ist Bestandteil einer Familienpolitik, die auf ei-
nen ZusammenschluB der katholischen Mách-
te zielt (vielleicht ist auch in diesem Zusam-
menhang die Anwesenheit des florentinischen
Gesandten zu interpretieren). Das 16. Jahrhun-
dert signalisiert übrigens auch in München das
Ende der Bürgerstadt, dessen letzte GroBbau-
werke die Frauenkirche (1468-94) und das alte
Rathaus (ab 1470) waren. Noch um 1500 gibtes
in München keinen einzigen Adeligen. Die
Wende beginnt 1506 mit der Vereinigung der
bisher geteilten Wittelsbacher Herzogtümer
Bayern-Landshut und Bayern-München in der
Hand des Münchner Herzogs. Seit 1530 nennt
sich München fürstliche Stadt, seit 1575 fürstli-
che Hauptstadt. Das Patriziat wird politisch
und ökonomisch entmachtet, 1574 geht das
Salzhandelsmonopol vom Bürgertum auf das
Herzoghaus über. Wichtigste städtebauliche
Dokumente des politischen Bruchs, des Über-
gangs zur Residenzstadt sind der Ausbau der
Neuveste und bald der Residenz (Vorbilder:
Rom und das Florenz der Medici) sowie der
Bau des Jesuitenkollegs einschließlich seiner
Kirche St. Michael (1583-97), dem an der wich-
ügsten GescháftsstraBe der Stadt 34 Bürgerhäu-
ser zum Opfer fallen. Der Bau des Kollegs er-
weist sich als geschickte Maßnahme des Wit-
telsbacherfürsten: Er stellt die Ohnmacht der
Bürger bloß und organisiert das kulturelle Herz
der Offensive der Gegenreformation. Die Fas-
sade des Gebäudes zur Neuhauser Straße hin
ist als »Triumpfarchitektur« für das fürstliche
Haus gestaltet, in den Nischen stehen Denkmä-
ler »bedeutender« Wittelsbacher. Alle Anga-
ben sind dem Katalog der wahrhaft dynastisch
angelegten Ausstellung »Um Glauben und
Reich - Kurfürst Maximilian I.«in der Residenz
in München (Sommer 1980) entnommen. Ver-
wiesen sei vor allem auf den Katalogbeitrag von
Wolfgang Braunfels: »Cuius Regio Eius Ars«
(im 1. Band des Kataloges II, S. 133ff.).
Die groBe Palladiomonographie von Puppi liegt
auch auf deutsch vor: Lionello Puppi, Andrea
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1884 kauft der Bremer Kaufmann Lahu-
sen in Delmenhorst im Großherzogtum
Oldenburg ein 60 ha großes Gelände auf
und errichtet eine Textilfabrik. Ebenso wie
die anderen Großbetriebe der Stadt
verdankt Delmenhorst diese Gründung
der Nachbarschaft Bremens, das dem
Zollverein bis 1890 nicht angehört und Be-
nachteiligungen auf diesem Wege umgeht.
Bremisches Kapital macht aus dem ver-
schlafenen Provinznest in kürzester Zeit
eine Industriestadt mit allen Rander-
scheinungen: Wohnungselend, Mangel an
sozialen Einrichtungen etc. Damit ent-
steht für die Großunternehmen der Stadt
die Notwendigkeit, „Wohlfahrtseinrich-
tungen“ in größerem Umfange zu schaf-
fen, vor allem: Wohnraum zu bauen.
Die Lahusensche Fabrik, die „Nord-
deutsche Wollkämmerei und Kammgarn-
spinnerei“ (NWK) ist die größte der Stadt.
Ihr Areal ermöglicht nicht nur eine von der
überbauten Fläche her riesige Produk-
tionsanlage (zentraler Antrieb aneinan-
dergereihter Webstühle), sondern auch
großzügige Planung der übrigen bauli-
chen Anlagen - nicht zuletzt des riesigen
Parks der Fabrikantenvilla. Die prospe-
rierende Fabrik wurde in wenigen Jahr-
zehnten Stammwerk eines Weltkonzerns:
Vor dem Zusammenbruch in der Welt-
wirtschaftskrise ist er (mit 25% Markt-
anteil im Deutschen Reich) in Europa
führend und beschäftigt in 16 Fabriken ca.
35.000 Arbeitnehmer,
Von etwa 1895 bis 1905, als die Stellung
des Konzerns gefestigt war, wurden die
Bauten errichtet, die das äußere Gesicht
der Anlage noch heute prägen: Die Schau-
fassade zur Bremer - Oldenburger Bahn
(ca. 800 m Kontor - mehrstöckige Spei-
cher/Schaufassade - Wasserturm - Arbei-
terhduser und andere Bauten in einer
Fluchtlinie und abgestimmter äußerer
Gestaltung) und die Arbeitersiedlung
Heimstraße / Pappelstraße / Birkenstraße
mit dem Mädchen- und Kinderheim
(Mädchenheim für junge galizische Gast-
arbeiterinnen).
An diesen Bauten und Anlagen läßt sich
m.E. zweierlei ablesen: Einmal das Selbst-
bewußtsein einer Firma, die sich nach un-
glaublichem Aufstieg ein. repräsentatives
bauliches Kleid zulegt, wie es einem GroB-
betrieb zukommt, zum anderen eine
gewisse Provinzialität: Vieles wird nach
und nach errichtet und dann nicht aufein-
ander abgestimmt (z.B. verschiedenen
Typen von Doppelhäusern nebeneinan-
der); einen Gesamtplan der Anlage dürfte
es kaum gegeben haben. Die Quellen bele-
gen etwa auch, daß die Zahl der Woh-
nungen nie ausgereicht hat. Die Firma
setzte die Mittel sparsam ein, tat aber den-
noch sehr viel, da die Familie des Gründers
sehr um das sog. sittliche Wohl der Ar-
beiterschaft besorgt war. Christliche Mo-
tive führten zur Einstellung eines Werk-
pastors, der ein eigenes Haus und eine
Kapelle im Mädchenheim erhielt, primär
ökonomische aber wohl zum Bau von
Heimen für junge Arbeiter und Angestell-
te, Gebáuden der Konsumvereine, einer
Speiseanstalt, einer Badeanstalt, des
Krankenhauses, Wóchnerinnenasyls, der
Kinderspielschule, eines Kinderhortes und
eines Kasinos.
Diese Leistungen sind mit Sicherheit
überdurchschnittlich. Ihre Gestalt ist im
baugeschichtlichen Sinne nicht unbedingt
aufsehenerregend, zweifellos aber, was
Schaufassade und Mädchenheim anbe-
langt, sehr bemerkenswert. DaB der
Komplex in der einschlägigen Literatur
nicht auftaucht, mag u.a. daran liegen, daB
offenbar alles vom Baubüro der Firma
entworfen und ausgeführt wurde (ein
Architekt Deetjen leitete es in diesen Jahr-
zehnten). Die Firma leistet sich offenbar
keinen namhaften Architekten, der ihre
Bauten zumindest in die zeitgenössische
Fachwelt „getragen“ hätte.
Das vor allem anderen Bemerkenswerte
an den Bauten der NWK ist aber: Sie
stehen bis auf ein Geringes heute noch alle,
großenteils in einem ordentlichen Erhal-
tungszustand. Und das macht die Anlage
m.E. zu einem industriellen Baudenkmal
allererster Ordnung. (Im Sinne des En-
sembleschutzes.) Wer abends beim Schein
einer einsamen Lampe durch die bis heute
ungepflasterte Heimstraße geht, kann
einen konkret-sinnlichen Eindruck vom
Leben der Arbeiterklasse vor 80 Jahren
bekommen, wie es wohl nur selten möglich
ist. Hier ist Geschichte „Stein geworden“,
ist die Klassenhierarchie im Nebenein-
ander von Fabrikantenvilla, Beamtenhäu-
sern und Arbeiterkolonie ablesbar.
Mir ist aus der Literatur nur das von
Jürgen Zänker beschriebene Crespi d’
Adda als vergleichbar erhaltene Gesamt-
anlage (Italien) bekannt. Angesichts der
defizitären Forschungslage zum Industrie-
bau und sicher unvollständigen Über-
blicks mag ich nicht behaupten, die NWK
sei vom Umfang der Erhaltung her in
Deutschland einmalig - das zu kláren, hat
Zeit.
Keine Zeit hat der Kampfgegen den Ab-
bruch. Übrigens: Die zuständige Denk-
malbehörde wurde Anfang des Jahres
durch mich auf die Anlage hingewiesen.
Sie war bis dahin nicht aktenkundig.
2. Zur aktuellen Situation
Der Erhalt der Vielzahl von Bauten ist aus
der Entwicklung der Firma zu erklären.
Nach dem großen Zusammenbruch 1931
erreichte sie nie mehr ihre frühere Bedeu-
tung, sondern „schrumpfte“ zusehends.
Zuletzt hatte sie noch knapp 1000 Be-
schäftigte (gegenüber 4000 um 1930). Bau-
liche Erweiterungen waren infolgedessen
nicht an der Tagesordnung. Man konnte
sich mit Anderungen und Umbauten in der
historischen Substanz arrangieren. So
erklärt es sich, daß sogar die Produk-
tionsstätten im wesentlichen ihr Gesicht
bewahrt haben.
Ein großer Teil des Parks wurde vor ca.
10 Jahren von der Neuen Heimat mit
Blocks überbaut. Das restliche Gelände,
das nicht mehr für den Fabrikationsab-
lauf benötigt wird, ist Ödland, z.T. stehen
dort alte Schuppen und Lagerhallen. Es
liegt recht stadtnah, Neubaugebiete haben
es lange „übersprungen“.
Die Nachfolgefirma der NWK, die
„VKS“ (Vereinigte Kammgarnspinnerei-
en) ist in Konkurs gegangen, da eine Groß-
bank als Hauptaktionär die Verluste nicht
länger auffangen wollte. Die Produktion
ist hoffnungslos veraltet, so daß der
Hauptwert im Restgrundstück von 24 ha
steckt (Wert ca. 20 Mio.). Der „Weser-
Kurier“ vom 1./2.11. meldet, daß ein
Bentheimer Fabrikant den Betrieb fort-
führen will. Er wird 400 der knapp 1000
Beschäftigten übernehmen, in neuen Pro-
duktionsstätten im Stadtnorden. Nach In-
formationen, die ich aus Delmenhorst be-
kam, soll das alte Gelände für Wohnbe-
bauung genutzt werden. Sofern nichts
geschieht, bedeutet das erhebliche Abriß-
maßnahmen, denn von einem Plan zur Er-
haltung wesentlicher Bauten im Sinne
eines Ensembleschutzes (z.B. Mädchen-
heim) ist nicht die Rede. Lediglich die
Schaufassade und die Villa sollen wohl
Sitz einer anderen Firma werden.
Genaues ist abseits des Geschehens
nicht zu sagen, die Situation dürfte aber
deutlich genug sein: Wenn nichts ge-
schieht, wird hier etwas verschwinden, was
durch Zufall Jahrzehnte länger in seiner
Gesamtheit stehenblieb als Vergleichba-
res an anderen Orten und mittlerweile
einzigartig sein dürfte.
-naninnaral Briumkfassarlea (Sim)
Berlin. Ritterstraise Foto: Planungskollektiv Nr.1
Dieter Hoffmann-Axthelm
Aquarellierte Architektur
Es soll Leute geben, die wider besseres
Wissen im Fall der Berliner Ritterstraße
auf ein Stück Avantgarde-Architektur ge-
wartet haben. Dagegen (woher soll so
etwas heute auch schon kommen?) muß
man das Projekt in Schutz nehmen. Der
Eklektizismus macht ernst, er präsentiert
sich wirklich als durchschnittlich. Der
Bauträger, eine Konzepta GmbH &amp; Co
KG, hat gehobene Wohnqualität ange-
steuert, der Architekturanteil daran ver-
dankt sich der Intervention des „Stadt-
baumeisters“ H.C. Müller, der es verstan-
den hatte, Fôrderung im sozialen Woh-
nungsbau und Beauftragung verschie-
dener Architekten nach Müllers Vorschlag
miteinander ursächlich zu verknüpfen.
Die IBA kommt da noch nicht hinein, dies
war Vorübung. Das Ziel ist, sowohl hin-
sichtlich großzügiger Wohnungsgrößen
wie hinsichtlich der Menge angebotenen
Designs, zwangsläufig erreicht: gehobene
Wohnqualität in der Innenstadt. Vom
Umfeld reden wir nicht.
Auch nicht von den neuen Bewohnern
(das LWA hat, höre ich, auf sein Bele-
gungsrecht verzichtet). Irgendwelche ex-
perimentellen Neuerungen sozialer oder
technischer oder ökologischer Natur sind
m.W. nicht zu verzeichnen, der Versuch,
einen nicht mehr auf Kleinfamilie bezo-
genen Wohnungstyp einzubeziehen, wur-
de frühzeitig gestoppt. Ein Vergleich des
Kernstücks von Krier mit den Rahmungen
durch die drei Berliner Gruppen scheint
unangebracht, zu einem nüchternen De-
tailvergleich der Innenraumlösungen feh-
len mir Zugang und Unterlagen. Das
macht auch nichts, denn der wesentliche
Anspruch des Baukomplexes liegt nicht
auf dem Gebiet funktionaler Alltagstu-
genden, sondern zielt auf stadträumliche
Wirkung. Da also ist zu fragen, was denn
nun wirklich erreicht wurde. Das wich-
tigste voraus, weil es die weitere Behand-
lung erleichtert. Zum Anspruch des Pro-
jekts gehörte wesentlich auch, daß durch
die Vergabe einzelner, versetzt zugewiese-
ner Häuser an unterschiedliche Architek-
tengruppen der bekannte Gesamteindruck
einer einheitlichen Wohnanlage vermie-
den werden sollte zugunsten einer den
alten Parzellierungen und ihrer indivi-
duellen Bebauung entsprechenden Vielfalt
unterschiedlicher Haus- und Fassaden-
bilder. Die Absicht ist gut gemeint. zeugt
aber von profunder Ahnungslosigkeit. Im
Ergebnis ist denn auch von irgendwelcher
Häuserindividualität nichts zu entdecken.
Ich sehe zwar, daß bei Krier das
Vokabular des italienischen Formalismus,
zumindest in den Flügelbauten, deutlich
gesprochen wird, während die angrenzen-
den Bauteile eher nach holländischem
Eklektizismus riechen. Ich sehe zwischen
Krier und den anderen sogar einen veri-
tablen Sprung in den Geschoßhöhen, der
Art, wie sie im alten k.u.k. Wien die jewei-
lige relative Adligkeit des Bauherrn an-
zeigten. Aber ich glaube diesen Zeichen
nicht, so wenig, wie ich einer Kinofassade
glaube, daß wirklich ein ganzes Haus
dahinter steckt. Von welcher Seite auch
man sich die Sache anschaut, von der Lin-
denstraße aus oder von der Jakobsstraße,
von vorn oder vom Hof, es bleibt eine ein-
heitliche Wohnanlage, der Investor ist
deutlicher sichtbar als das georderte
Design.
Ist das nicht tröstlich? Man kann eben n
der Architektur doch nicht lügen (Speer
konnte es ja auch schon nicht, obwohl er
mit seinen Kinoeffekten Tausende zu Trä-
nen rührte, ob Zeppelinfeld oder Reichs-
kanzlei) Wo keine Unterschiede sind,
lassen sie sich auch nicht hererfinden. Was
sichtbar bleibt, sind die Designdifferen-
zen innerhalb der Gesamtanlage. Diese
Differenzen erwartet man heute aber
inzwischen, schließlich sind unsere Augen
geschult genug, um auch bei größerer
Variabilitàr als der uns in Berlin einst
durch die Großbauten von Düttmann,
Müller u.a.m. vertraut gewordenen noch
eine Gesamtanlage als solche zu erkennen,
wie einem ja heute auch Symmetrie als ge-
meinte erst durch eine leichte Störung
auffällt. Im Gegenteil, der größere Reich-
tum an Designvariablen betont noch die
Einheitlichkeit der Anlage, weil die ein-
zelnen Designmaßnahmen zwar nicht
gleichartig und gleichwertig sind, aber,
was viel schwerer wiegt, gleichzeitig. Sie
haben denselben touch von Zeichnung,
Unstofflichkeit, mangelnder Gebautheit.
Man sieht ihnen allen an, daß sie nicht aus
irgendwelchen kulturellen Vermittlungen
gewachsen, sondern an isolierten Archi-
tektentischen als individuelle Fundstücke
eingezeichnet worden sind. Wollte man
jedes der gebrauchten Versatzstücke ein-








Funktionalismus 1900 — 1933
Werkbund Archiv 6
Um die Jahrhundertwende wer-
den Háuser geplant und gebaut,
in deren Wohnungen die Küchen
vóllig fehlen und durch eine Ge-
meinschaftseinrich tung aller Be-
wohner ersetzt werden. Uhlig be-
schreibt die unterschiedlichen
Versuche mit diesem auf sozia-
len Austausch bezogenen Wohn-
modell.
ca. 200 Seiten, ca. 100 Abbildun-
gen, ca. DM 24,— (Februar '81)






Ausstellung im Reiff-Museum Aachen
Zusammengestellt von einer Arbeits-
gruppe am Lehrstuhl Planungstheorie
der RWTH Aachen
Die Ausstellung ist bis Ende Februar in der
Architekturabteilung der TU Braunschweig
zu besichtigen. Der Katalog kann in der Aus-
stellung oder beim Lehrstuhl Planungstheorie
der RWTH, 5100 Aachen, Schinkelstr.1 für
DM 8.— bezoaen werden
bringt, käme man zu entsetzlichen Wider-
sprüchen. Eine Beziehung auf eine kon-
krete kulturelle Überlieferung, wie sie
seinerzeit die Erbauer der Stalinallee unter
offiziellem Diktat immerhin versucht
haben, findet sinnvollerweise nicht statt.
Nichts auch ist wortgetreu zitiert, Fernstes
steckt ganz dicht beieinander; Backstein-
sockel und Gilly-Giebel, ferner können
sich die Beutestücke des Design nicht
liegen. Es kommt auch auf fünf Details
mehr oder weniger nicht an, der ver-
schwundene,  unwirkliche Gesamtein-
druck ist das Entscheidende. Wenn ich
morgens vorbeikäme und die Wohnanlage
stünde nicht mehr da, würde mich das kei-
nen Augenblick wundern.
Aber das war zu erwarten. Woher
sollten plötzlich dem Design andere, grö-
Bere Móglichkeiten zuwachsen? Warum
soll per bloßen Willensakt plötzlich wieder
Architektur als individuelle Erfindung von
Häusern möglich sein mit Mitteln, die sich
von denen, die bei IBM, Braun oder Oli-
vetti gebraucht werden, gar nicht oder nur
durch das geringere Geschick ihres Ge-
brauchs unterscheiden? Denn an den
Verhältnissen hat sich ja auch nichts geän-
dert, und wenn sich etwas geändert hätte,
dann ganz bestimmt nicht in Richtung
darauf, daß Architekten wieder wie zu
Kaiser Wilhelms Zeiten individuell eklek-
tizistische Fassadenarchitektur machen
können. Was übrig bleibt, ist der wilhel-
minische Pleonasmus, daß man im Design
von einer ganzen Fülle von Häusern redet,
die man gerne bauen würde, was aber mit
dem Haus der Baugesellschaft nicht das
geringste zu tun hat, so wenig wie der
Sarottimohr seit je mit den Arbeitsbedin-
gungen der Kakaopflücker in Togo oder
Dahomey. Innerhalb dessen kommt
Kriers Anteil eine Sonderrolle zu, weil hier
die szenische Phantasie viel intensiver
vorangetrieben ist. Es riecht förmlich nach
Katholizismus und Wiener Gemeinde-
wohnungsbau (der, als katholisierter,
natürlich sámtlicher austromarxistischer
Konnotationen entkleidet ist). Touristi-
sche Phantasien aus alpinen Bergdórfern
mischen sich ein, verschránkt mit Rossi.
Aber es ist eben Bühne. Schaut man,
neugierig geworden, in die Falten- und
Dunkelzonen, die sein Design produziert,
so sind da keine geschützten Eingänge,
Kelleröffnungen, Treppen, sondern man
starrt in jene Leere, die die Rückseiten von
Bühnenaufbauten so an sich haben. In
Wahrheit hat Krier das Haus dreimal
entworfen: einmal, notgedrungen, als das,
was die Baugesellschaft haben wollte,
dann ein Fassadenkleid aus bloßen
Wandöffnungen drumherum, und dann
noch einmal das Kleinoder Puppenhaus
innen auf dem Balkon. Das ist architek-
tonische Melancholie in Potenz. Die
Berliner Gruppen wußten, daß sie - quod
licet Jovi - das nicht dürfen und begnügten
sich mit eindimensionaler Melancholie
(soweit sie dieser fähig sind), indem sie ihre
ästhetischen Fundzeichen und Vorstel-
Berlin. Ritterstra&amp;e. weitcesnannter Bogen am Hae van Roh M inr
lungshäuser direkt dem Berliner Einheits-
typ formalistisch-historischer Anpas-
sungsarchitektur einmontierten. .
Soweit ist alles so, wie es kommen
mußte. Ich frage mich allerdings, ob es
soweit wirklich kommen muß, ob es vie].
leicht nicht doch auch ein wenig brauch-
barer und produktiver ginge. Diese
Häuser sollten ja ein Beitrag zur Typolo-
gie des Stadthauses sein. Aber davon ist
jetzt nichts zu sehen. Typologisch handelt
es sich um die übliche Blockrandbebau-
ung, auch den Krierschen Einzug gibt es
anderweitig (z.B. Steinmetzstraße). Das
einzig Bemerkenswerte war bereits städte-
bauliche Vorgabe: die Festlegung in der
Lindenstraße auf die Traufhöhe der Ge-
schäftsbauten aus dem ersten Jahrzehnt
dieses Jahrhunderts, in der Ritterstraße
auf eine Höhe, die mit vier Geschossen
ungefähr die Traufhöhe des abgerissenen
Schinkelschen Feilnerhauses erreicht, also
sich am Fassadenbild der Biedermeierzeit
orientiert, in der zwar nicht die Ritter-,
wohl aber die Feilner- und die alte Jakob-
straße so bebaut waren.
Warum aber diese Geschoßhöhe ge-
wählt wurde, geht aus den tatsächlich ent-
worfenen Häusern nicht hervor. Irgend-
eine Beschäftigung mit der Typologie der
am Orte gewesenen, nun zerstörten
Häuser, mit den sozialen Voraussetzun-
gen dieses Haustyps und seiner Brauch-
barkeit oder Unbrauchbarkeit für die
heute ja doch in Bewegung geratenen
Wohnbedürfnisse, das findet nicht statt.
Der ungeheure Designflitter, der da ver-
braucht ist, hat mit der wirklichen ortsan-
sässigen historischen Architektur nichts zu
tun, sondern kokettiert mit gezeichneten
Motiven aus alten Bildern oder Entwür-
fen anderer, statt, wenn schon Design in
diesem Ausmaß, sich mit der gewesenen
und im Straßenraster wie in den Abmes-
sungen von Fahrbahn und Bürgersteig
und gesamter lichter Weite noch vorhan-
denen historischen Stadteinrichtung aus-
einanderzusetzen. Wohin blicken die
neuen Ecken? Die Schinkelbauten, Reit-
halle in der Jakobstraße, Militärarrestan-
stalt in der Lindenstraße, sind weg. Aber
auf irgendetwas hin muß man ja doch wohl
bauen, statt einfach ein Fassadenmuster
um die Ecke zu häkeln. Oder wen führt die
Kriersche Mittelachse woher und wohin?
Das ist weder Vergangenheit noch Zu-
kunft, sondern private Marotte.
Nun gut, die Ecke ist bebaut, und es
sieht sehr putzig aus: man kann hier gar
nicht in Zorn oder auch nur Eifer geraten.
Aber so weitergehen sollte es nicht, ob-
wohl sich ähnliches abzeichnet. Nicht, weil
das nun besonders schlechte Architektur
wäre - Berlin ist randvoll von schlechter
Architektur. Sondern dieser Umgang mit
der Stadt ist von Übel, er verwechselt das
buntmalende Entwerfen mit dem Bauen
von Häusern und Stadträumen. Gegen
tausend Fragen stellt man ein hübsches
Aquarell.
f




ZU ANFANG DES JAHRES HATTE DER. OBERBÜRGERMEISTER
EINEN LANGEN TRAUM: .
ERST TRÁUMTE ER VON EINIGEN SCHÔNEN DINGEN-
UND DANN VON FINIGEN WENIGER SCHONEN 2
DOCH DIESE BLDER ZOGEN SCHNELL VORBEL-
ALS DER HIMMEL SICH WEITETE UND AUS DER TIEFE
EIN MERKWURDIG BEKANNTES RAUMSCHIFF HERANSCHWEBTE ©
DAS ENTLIESS EINIGE KLEINERE RAUMSCHIFFE-
DIE UNVERZÖGUCH MIT DER TOTAL- SANIERUNG DER
INSTANDBESETZTEN FREIEN REPUBLIK KREUZBERG&lt; BEGANNEN ©
DA WURDE DEM BURGERMEISTER GAN2 WARM UMS HERZ-
UND ALS ER SICH — NOCH IMMER NICHT AUFGEWACHT-
FUR DIE LOFTUNTERSTUTZUNG IN BONN BEDANKEN WOLLTE -





Anstelle eines Editorials: Zwei Stellungnahmen
Nachdruck aus dem Kölner Volksblatt vom 12.12.80
Das Kölner Volksblatt brachte zwei
Stellungnahmen zum Stollwerck-Kon.
flikt — gewissermaßen als die beiden
Pole der internen Auseinandersetzung,
Sie treten bei jeder Hausbesetzung, bei
jedem  Selbsthilfe-Projekt, in jedem
kommunalen Kampf zutage.
Aber nicht nur das: sie spiegeln auch das
Dilemma und die Schizophrenie im ei-
genen Kopf wider, denn beiden gilt un-
sere Sympathie.
Das hier vorliegende Heft bringt ein
Spektrum aus der Diskussion und den
Erfahrungen im Häuserkampf und bei
Selbsthilfe-Projekten. Vielleicht kann es
ein wenig zur Klärung der eigenen Posi-
tion und der politischen Möglichkeiten
im Wohnungssektor beitragen.
Die Redaktion
otollwerck war eben keine Insg}
Tja — die vielgepriesene Einheit bei der Stollwerck-
Besetzung, das gemeinsame Gefühl unserer Solidari-
tät und Stärke; manchmal spür ich noch ein paar
nostalgische Gefühle in mir. Unbefangen genießen
kann ich sie schon lange nicht mehr. Dazu ist mir zu
deutlich geworden, daß es nur eine notdürftige, ober
flächliche Einheit war, zusammengeschmiedet durch
die Besetzung, endgültig auseinandergebrochen nach
der Räumung
POLITFRAKTION UND WOHNBESETZER
Da war auf der einen Seite die Politfraktion, die
‘‘sanierungspolitischen Besetzer'’ — auch “Polit-
Schickeria” genannt (dazu gehôr ich auch). Für uns
war die Besetzung, wie auch der Bau der Muster-
wohnung eine spektakuläre, öffentlichkeitswirksame
Aktion im schon jahrelang dauernden Ringen mit der
Stadt um eine menschenfreundliche Sanierung im
Severinsviertel, Das Stollwerckgelände war für uns
ein Faustpfand, das zurückgegeben wird wenn
wir möglichst viele unserer Ziele durchgesetzt haben.
Auf der anderenSeite waren die sogenannten "Wohn-
besetz&amp;r", die "Freaks" ; Leute, die nicht mehr inte-
griert in die Gesellschaft durch Ausbildung, Beruf
oder festen Wohnsitz sind. Ihnen ging es eher darum,
im Stollwerck fiir sich eine alternative Lebens-,
Wohn- und Arbeitsperspektive zu verwirklichen --
dies hie für sie: “Wohnen im Stollwerck’
Damit eines klar ist: Ich halte beide Interessen, beide
Besetzungsmotivationen für legitim und will sie
nicht gegeneinander ausspielen. Aber: Es sind nun
mal zwei verschiedene Motivationen, die durch die
Besetzung nicht gleichermaßen verwirklicht werden
konnten.
Der Stollwerck-Konflikt war m.E. von sich aus und
immer schon auf der “politischen’ Ebene angesie
delt. Es war ein Ringen mit der Stadt, um Sanierung
im Interesse der Menschen oder im Interesse des
Profits. Zur Beendigung der Besetzung durch die
Verhandlungen gab es niemals eine realistische Al.
ternative
WIESO DIESES KLARE URTEIL ?
Vom Beginn der Besetzung an war klar, daß es um
die Erfüllung unserer Forderungen durch die Stadt
ging: Das sich erst nach. eineinhalb Wochen etwas
tat (Gesprächsbereitschaft von Rossa, Unterhänd-
ler Hartmann und Ruhrberg) und daß erst nach vier
Wochen Besetzungen die Verhandlungen anfingen,
dies lag an der Fehleinschätzung und der Handlungs-
unfähigkeit von SPD und Stadtverwaltung, die
sich aufgrund unserer anfänglichen Stärke und der
guten öffentlichen Meinung politisch lahmgelegt
hatten (Herterich gegen Rossa, SPD gegen Herte-
rich). Erst danach hatten sie sich gefangen. Der Fal-
ke Herterich war zur Taube gewandelt und ließ
sich gezwungenermaßen und kompromißbereit
auf Verhandlungen ein. Ein Erfolg für uns.
Der Stollwerckbewegung war damit nichts “über
gestülpt worden". Wir haben immer einstimmig
unsere Bereitschaft zur politischen Lósung sig-
nalisiert (z.B. auf unserer ersten Pressekonferenz
vom 10. Juni).
Heute von “Trittbrettfahrern’”” und ‘““Bedeutungs-
verleihern" zu schwafeln und die Strategiegruppe
als Anfang vom Untergang anzupinkein (Jupp S.
im Schauplatz vom Nov.) ist daher schlichtweg Unfug!
STOLLWERCK — EIN NEUES
CHRISTIANIA ?
Entgegen allen Erwartungen wurden es drei, vier
Tage in der Fabrik. Pfingsten, mit tausenden von
Besuchern kam hinzu und ein Ende war nicht abzu-
sehen. Das Leben im Stollwerck wurde organi-
siert, d.h. es wurde gelebt ohne große Planung,
spontan und kreativ. Jeder, der in den ersten Wo-
chen dabei war, kann sich noch an die Lust und
Laune, an gemeinsame Arbeit und Feiern, an erfah-
rene Solidaritát und vieles Gute mehr erinnern
In dieser Situation sahen immer mehr Besetzer die
Móglichkeit, ihr Bedürfnis nach alternativen Le-
bensverháltnissen direkt in der besetzten Fabrik
zu verwirklichen.
Das Stichwort für ‘“Christiana’’ tauchte auf und
fiel immer häufiger. Und es war auch gut so, es
war ja auch môglich, jedenfalls für eine begrenz-
te Zeit, aber eben nicht auf Dauer:
Stollwerck war eben keine Insel am Stadtrand,
kein Freiraum, den man dem Zugriff des Kapi-
tals und den Finanzinteressen der Stadt entzie-
hen konnte. Wäre sie diese Insel gewesen, so hät-
ten sich auch die Wohnbesetzer mit ihren Vorstel
lungen durchgesetzt — warum auch nicht; wer
sollte etwas dagegen haben?
Die Hoffnung auf eine Insel Stollwerck war eine
Realitätsverdrängung, die in der Fabrik massen-
haft gelaufen ist. Der Versuch, die eigenen Wün-
sche hier und jetzt zu leben, ersetzte die Ausein-
andersetzng mit der Wirklichkeit. Diese Wirk-
lichket war miese genug; nicht nur draußen, auch
immer mehr im Freiraum Stollwerck. Oder meint
etwa jemand, in dem damaligen Chaos., der zu-
nehmenden Brutalität, dem Elend, dem Drogen-
Deal, der Klauerei, der Frauen-Anmache das al-
ternative Leben zu erblicken?
Die Unfähigkeit vieler Besetzer, die eigenen be-
schränkten Möglichkeiten zu sehen und der ein-
setzende Frust entlud sich gegen diejenigen, die
die Wirklichkeit und unsere reale Durchsetzungs-
fáhigkeit benannten: gegen die ‘‘Polit-Fraktion”.
Gut, wir haben auch genug Gründe für Mifitrauer
geliefert: Wir haben taktiert, unseren Informati-
onsvorsprung geschickt genutzt, uns vorbereitet,
um uns im Plenum durchzusetzen. Das Wort hat-
te da die Macht und da waren wir allemal überle-
gen. Aber, trotz aller Taktiererei: Es gab keine Al-
ternative zu dieser "Realpolitik" — aufer der,
wegen des inneren Chaos noch vor dem sicheren




Die Realitätsverdrängung setzte sich nach der Be-
sclzjug fort: Anstatt sich mit der eigenen Schwä-
che, Zersplitterung und der geringen ôffentlichen
Sympathie hier und heute als vor allem eigenem
Problem auseinanderzusetzen, verklärt man die
Besetzung den Wunschbildern entsprechend. Man
verdrängt das eigene Chaos und sucht sich für al-
len Frust Buhmänner als Schuldige: Die Verhand-
lungen, die Verhandler und mit ihnen die gesamte
Polit-Fraktion. (Die Geheimverhandlungen sind
dabei nur Anlaß. Sicherlich zu Recht, ich will sie
gar nicht entschuldigen. Das betrifft übrigens
auch mich. ich habs auch gewußt)
Was dabei übrigbleibt, ist Selbstisolation: Ein
Häufchen aufrechter Kämpfer gegen die schlech-
te Wirklichkeit, gegen die Unterdrücker im Staat.
Stadt, Polizei und gegen die Alternativbonzen
(siehe Schauplatzartikel vom Dez.). So verständ-
lich mir der Frust, die Wut auch sind, ich hab das
nach der Besetzung vor den Baggerrädern gespürt
wie noch nie in meinem Leben — so aussichtslos
ist eine Politik, die dies zum Programm erhebt.
Das reicht für mehr oder weniger phantasievolle
Aktionen; Anlásse gab es da genug (Motto: “Zü-
rich, Bremen, Amsterdam, nu kütt och noch Kólle
drann"'). Das reicht allerdings nicht aus, um im
immer beschissener werdenden "Modell Deutsch-
land"' Politik zur Veränderung der Verhältnisse
zu machen.
Denn das war Stollwerck: Ein Pfahl im Graben-
kampf für menschlichere Verhältnisse. Ein sol-
cher Kampf muß allerdings in der. Lage sein,
Mehrheiten zu mobilisieren, ein.Kampf, bei dem
uns die Viertelbewohner und alle **normalen"
Bürger nicht egal sein kónnen; ein Kampf, zu dem
auch der Arbeiter gehórt, der sich in seinem Be-
trieb, in seiner Gewerkschaft gegen menschenfeind:
liche Rationalisierung oder Schichtarbeit wendet
(auch, wenn er's nicht so kämpferisch macht,
wie wir es gerne hätten).
Wem dies alles egal ist, wer Politik nur in und für
Szenen macht, der mag wohl viele Anlässe und Ak
tionen zum Austoben seiner verständlichen Wut
finden — ein hochgerüsteter Polizeistaat ist damit
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Ich seh die Bilder von den Kraakern, die von den
Bullen zusammengeschlagen werden, die Bilder
aber auch, wo die Bullen das Laufen lernen, wenn
sie gejagt werden von unseren Brüdern, ich seh
die Bilder, die zeigen, daß es möglich ist.
Unser Leben zu .
verteidigen Gemeinsam ,
ich seh die Bilder voller Wut und voller Freude,
ganz gespannt, bin ganz nah bei ihnen, die es
endlich (wieder) mal gewagt haben, ihre Gefühle:
Haß und Wut und Ekel aber auch Phantasie und
Spontaneität rauszulassen gegen eine Welt der
Schweine .
ich seh die Bilder, ich seh sie im Stollwerck;
UNSER ,Bollwerk', wo hier in Kóln nach Jahren
der Einzelaktionen endlich mal ( wieder? ) was
menschenverbindliches laufen sollte,
und ich seh, wie die Gefühllosen um mich rumsit-
zen, unfáhig, zu kapieren, was da läuft, was es ei-
gentlich heißt: StraBenschlacht, Krawalle, Revol-
te - Stiederwand! Ihnen ist es schon lange ge-
klaut, das Gefühl, daf sies nicht mehr kennen,
sie kennen nur: Kopf — Verstand — vernünftig,
Politikverstindnis, Programm, blablabla. Alles
andere sind eben Krawallmacher um des Krawalls
willen. Zerstörer, wenn de Glück hast: Psycho
pathen: 'sei doch nicht so aggressiv', igittigittigitt!
sie haben nur noch Kopf - mit tausend Schubladen
kónnen wunderbar rationalisieren, diese ‘Hausbe-
setzer’, verstehen Stollwerck als ‘Politikum’, wo-
mit man das Problem der Sanierung deutlich ma-
chen kann!? Aber die Leute, für die so etwas
wie ne Existenzfrage ist: Dach überm Kopf, end
lich n Laden, wo wir ohne Kontrolle leben,
LEBEN konnten, fiir die Freaks, die von zuhau-
se weggelaufen sind, die Penner, die an der Ecke
saufen müssen (vermutlich auch in einer Alterna-
tivkneipe keine Chance hätten!), die Punks, die auf
alles scheißen - auch und gerade auf die Laberköp-
pe die linken Besserwisser, die nur wieder ne
Chance für ihre Selbstbeweihräuscherung gefunden
haben, deren Welt ziemlich heil ist - da passen
diese ganzen 'Randgruppen' eben nicht rein: Nein,
dem Problem sind wir nicht gewachsen. ...
nein, da haben diese Bürger nix mit zu tun -
auch wenn die Jungs eben die Dreckarbeit machen,
da kann man se ja auch mal für loben: ‘haltet die
Ohren aufrecht! und so
selber sind se unfähig, mal auf den Tisch zu hauen
Und dann wundern sich die Herren Alternativ-
quatschkóppe, die mit den Schweinen so gut ver.
handeln können, wenn sich die Punks verarscht
vorkommen, setzt man sich über ihre Sache hin-
weg: die Pänz und kids haben solchen Typen
immer schon die Politik vermasselt, wenn se sich
von denen verschaukelt gesehn haben!!
die Punks waren es übrigens auch, die in Hamburg
bei der Strauß-Demo voll mitgemischt haben
sich PRAKTISCH eingesetzt haben für unsere
Forderungen - wo dann einer von uns, der 16 jäh
rige Olaf dran glauben mußte: in den Tod gejagt
von den Bullen (Tránengas im Bahnhof Stern-
schanze usw.) - aber in Kóln betrifft das ja nie-
mand, nein,haben WIR ja nix mit zu tun, mit den
Krawallbrüdern, nein, WIR machen das doch
sauber mit den Figuren aus, die uns das tägliche
Leben versauen, WIR regeln das ja friedlich, wo
DIE tagtäglich den ‘Frieden’ brechen: in der Bahn
in der Kneipe, in derPenne, auf der Arbeit usw.
da werden DIE noch beinahe kump:-lhaft mensch.
lich dargestellt ('dienstfertig'), eher verstándnis-
voli ironisch kritisiert (der Grofie Herterich) -
nichts, was die Welten zwischen uns und denen
auch nur annáhernd klar macht; da fállt man zum
xten Mal auf deren gekaufte Schreiberlinge wie
Reinlassóder rein und liefert denen auch noch aufm
Tablett Stoff für ihre Blutsaugerschmierereien;
da kommt man sich nicht lächerlich genug vor,
in bestem Express-Stil romantisch überdrehte
Schnulzen (‘Brautpaar der Woche’) oder völlig
nichtssagende Lückenfüller (‘das grosse Fressen’)
noch als 'Stollwerck-Zeitung' zu verkaufen. als
billiges Anbiederunswerk an konsumkaputte Nor
malverbraucher - anstatt als Ausdruck unseres Al
ternativkamofes: Ich kotze auf diese Alternativ-
bürger, die so was auch noch im Namen einer
'Bewegung' rausbringen dürfen - ohne auch nur
von irgendwem zur Rechenschaft gezogen zu wer
den! - Nein, dieselben Typen kónnen weiter von
Erfolgen und schreiben: Kein Wort von den of-
fen gebrochenen Abmachungen seitens der Stadt:
ja, das waren mündliche Absprachen, da kann
man ja juristisch nix machen? ? ? | blablabla . ..
als ob DAS für UNS wichtig wár !!!!
vielmehr hat sich genau das bestätigt, was einige
von uns schon seit Jahr und Tag bis zum Kot-
zen immer wieder sagen, daß DIE dich früher oder
später aufs Kreuz legen, wenn de denen auf den
Leim gehst und deren Demokratie-Spiel mit-
machst, verhandelst, Delegierte, Vertreter, Abord-
nung usw.usw. unsere Brüder in Zürich - und nicht
nur die - haben solche Mätzchen von Anfang an
abgelehnt: entweder alle oder keiner!!! Wir sind
nicht Bittsteller an Eurem Thron!
diese Tradition .(damals bei uns so ungefähr mit
dem Rauch-Haus angefangen) gibts in Kóln nicht
okay, aber warum lernen wir nicht aus Erfahrun-
gen anderer (wofür werden eigentlich all die Do-
kus geschrieben? ? ? ), warum müssen wir immer
wieder auf dire Fresse fallen. WARUM?
den Zürchern, Bernern, Baslern (die Bewegung
der Unzufriedenen in der Schweiz) ist es doch
auch nicht in den Schoß gefallen, wenn sie eben
nicht nur gegen Wohnungsnot und für ein Jugend
zentrum kämpfen. sondern sagen:
UNS PASST DIE LUFT NICHT IN DIESER
STADT
MACHT AUS DEM STAAT GURKENSALAT
WIR HABEN GRUND GENUG ZU WEINEN —
AUCH OHNE EUER TRÄNENGAS
Die Frankfurter meinten schon immer:
GENUG IST NICHT GENUG — WIR WOLLEN
ALLES
und besetzen weiter. Auch die Berliner haben
schon immer über ihr Viertel rausgeguckt:
WIR SIND DEM STAAT EIN DORN IM AUGE
FRIEDEN DEN HÜTTEN — KRIEG DEN
PALÄSTEN
Und schließlich die Kraaker:
EIGENTUM IST DIEBSTAHL
JETZT IST ES GENUG — KILL THEM
gingen letzte Woche wieder auf die Straße - als
Antwort auf einen Bullenüberfall. Klar, dieser
Zug ist für Köln mal wieder abgefahren, alles
verlávft sich, jeder in seine Kneipe, jeder hinter
seinen Ofen, jeder in seine private Karriere usw.
Aber anstatt mal die Zeichen der Zeit zu schnal
len, die einem selbst aus Münster, Bremen, Frei-
burg oder Aachen ins Auge springen, anstatt nach
der ganzen Erfolgshysterie (die andere Seite
spricht ja auch davon - da muß doch was nicht
stimmen!!) endlich mal aufn Teppich zurückzu
kommen für ne realistische Einschätzung (die
Stadt konnte sich erlauben, Stollwerck zu schlies-
sen!), wird hier - schöne deutsche Bürokratie-Ein-
falt - ein sog. ‘Kongreß’ geplant, der jetzt schon
2.000 erwarteten Leuten nichts weiter als ein wie
der mal folgenloses Massen‘palaver’ werden kann
- ausgedacht von alternativen Schreibtischtätern,
für andere geistige Tiefflieger (Beispiele kann ich
mir ersparen). Aber wenn man sich ansieht, was
da jetzt wieder anläuft - von wegen ‘Kulturzen
trumRegenbogenhaus e.V., *wie es sich für rich-
tige Deutsche gehórt' (Zitate aus der Stollwerck
Zeitung, ‘natürlich’ mit ‘Vorstand’ und ‘Büro’? ?
- dann wundert einen nix mehr: Ich weiß micht
mal mehr, ob ich heulen oder mich totlachen
soll über diese Provinzler, diese Bürger in den
'eigenen' Reiben ...
So seh ich die Bilder von den Züricher Krawalli
sten, die von den Bullen mit hautverátzendem
Kampfgas aus náchster Náhe vergast werden
und mit daumendicken Gummistócken selbst
Kameraleute 'abgeschossen' werden,
ich seh die Bilder aber auch, wo die Bullen sich
angesichts der Übermacht verlegen verdrücken
müssen,
ich seh die Bilder, die zeigen, daß es möglich ist,
UNSER Leben zu verteidigen, GEMEINSAM,
ich seh die Bilder voller Wut und Freude, ganz
entspannt, bin ganz bei ihnen, die es wieder mal
gewagt haben, ihre Gefühle: Haß, Wut Und
Ekel, aber auch
Phantasie und spontane Organisation ohne Hie-
rarchie einzusetzen gegen eine Welt der Schwei-
ne...
ich seh die Bilder, ich seh sie im Spielplatz *)
KEINE MACHT FUR NEIMAND
Mein Name ist Mensch
*) ‘Spielplatz’ - Scene-Pinte in Köln
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Politische Auseinandersetzung um Selbsthilfe
Uli Hellweg
Ausweg Selbsthilfe?
Zur aktuellen Situation der Selbsthilfe und der Mietermodernisierung
Selbsthilfe erscheint heute als Silberstreif
am Horizont düsterer wohnungspoliti-
scher Aussichten. Unzählige Male ver-nichtend kritisiert—(,anachronistisch",,technologiefeindlich",^,arbeitsplatzge-fáhrdend", ,ideologisch reaktionür" usw.)steigt sie gegenwärtig wieder als politischerPhönix aus der Asche abgebrannter So-zialstaatsillusionen.Lángst hat der Selbsthilfegedanke seinetraditionelle Dománe, den Wohnungsbau,verlassen und ist in alle Bereiche der Ge-sellschaft, Produktion wie Konsumtion,vorgedrungen. Selbsthilfe - das ist heuteder Aufstand g gen Technokraten undBürokraten, gegen das Bevormundet- undV rwaltetwerde , gegen das Warten auf
bessere Zeiten.
Selbsthilfe ist der Schlüsselbegriff der
neuen politisch-sozialen Bewegungen, der
Alternativszene, der Bürgerinitiativen. Es
ist der Versuch, die Politik zu resoziali-
sieren und die soziale Existenz zu politi-
sieren. Katalysator ist das konkrete Han-
deln, die praktische Selbsthilfe. Politisch
und sozial ist die Selbsthilfe da, wo Leute
sich unabhängig von Apparaten und Insti-
tutionen und unbeeindruckt von bürokra-
tischer Entscheidungskompetenz und For-
malqualifikation an ihren Interessen orga-
nisieren; sozial und praktisch da, wo sie
nicht nur reden, sondern auch handeln.
Die gegenwártige Selbsthilfe, bewegung"
im Wohnungsbau hat in Teilen diese
Qualitäten: sie ist politisch in ihrem
Kampf gegen Stadtzerstörung und Speku-
lation; sozial in ihrem Experimentieren
mit alternativen Lebens- und Wohnfor-
men, im Umgang mit Natur und Energie;
praktisch in der Ausbildung nützlicher
und sozialer Fähigkeiten sowie in der
konkret-sinnlichen Erfahrung der eigenen
Arbeit.
Neben diesem, der neuen politisch-so-
zialen Bewegung entstammenden Begriff
der Selbsthilfe steht im Wohnungsbau eine
lange Tradition primár ókonomisch moti-
vierter Selbsthilfe.
Die Bedeutung dieser ,unpolitischen*
Selbsthilfe als ,Muskelhypothek" der
Wenigverdiener ist auch heute keineswegs
gering. Bei der auf dem Land noch weit
verbreiteten Selbsthilfe im Eigenheim-
bau, bei notwendigen Reparaturen und
Renovierungen in der Wohnung usw. geht
es nicht um alternative, sondern um
pragmatische Ókonomie, um Sparen.
Kulturell und ideologisch ist die Selbst-
hilfe im Wohnungsbau weit gefáchert. In
ihr manifestiert sich die Semiotik gesell-
schaftlicher Aufstiegswünsche des Klein-
bürgers ebenso wie die der Ausstiegs-
wünsche des Alternativlers. Einen einheit-
lichen Selbsthilfebegriff im Wohnungs-
bau gab und gibt es nicht. Selbsthilfe
bewegt sich im Spektrum zwischen Mes-
sianismus und Pragmatismus, zwischen
kollektiver Aktion und individualistischer
Handwerkelei, zwischen Diletantismus
und Professionalismus, zwischen anti-
institutionellem Autonomismus und unge-
nierter Selbstbedienung im Gemischtwa-
renladen öffentlicher Subventionen.
Die „Entdeckung“ des Altbaus für die
Selbsthilfe
Im Wohnungsneubau ist die Selbsthilfe in
erster Linie aus ökonomischen Gründen
aus dem Feld geschlagen. Das freistehen-
de Einfamilienhaus - der traditionelle
Wohntyp der Selbsthilfe-Bauherrn - ist
zumindest in den Ballungsgebi ten mit
zunehmend unbezahlbaren Bodenpreisen
auch für die motiviertesten Selbsthelfer
nicht mehr erschwinglich. Andere Bauwei-
sen, vor allem der mehrgeschossige Woh-
nungsbau, können zwar wirtschaftlich im
Bereich des in Selbsthilfe Machbaren lie-
gen, bringen aber dafür erhebliche zusätz-
liche Koordinations-, Abstimmungs- und
Betreuungsaufgaben mit sich, für die die
Kapazitäten fehlen. Außerdem muß sich
bei Selbsthilfe-Projekten für größere zu-
sammenhängende Wohnanlagen zunächst
eine Gruppe aus Leuten konstituieren, die
sich i.a. noch nicht kennen.
Demgegenüber ist die Attraktivität des
Altbaus für Selbsthilfegruppen hoch. Hier
liegen nicht nur die Mieten und Boden-
preise relativ niedriger als beim Neubau;
der Altbau hat das „gewisse Etwas“: die
Patina des Historischen, das scheinbar
Ungeplante, das Verwinkelte und Unüber-
sehbare, das Einmalige, das Ausgefallene,
Unserienmäßige, das Nicht-durch-Neu-
bau-Ersetzbare. Selbst wenn im Grenzfall
das Niveau von Neubaukosten erreicht
wird, ist der Altbau für Selbsthilfegrup-
pen noch attraktiver als die neue Kon-
struktion aus Plastik und Beton.
Eigentlich neu ist Selbsthilfe im Altbau
nicht. Lediglich die Dimensionen der Ak-
tivitáten haben sich verschoben: von
Renovierungen und Minimodernisierun-
gen zu groBangelegten Projekten durch-
greifender Erneuerung, zu Experimenten
alternativer Energieversorgung und óko-
logischer Bauweisen bis hin zu Ansätzen
einer Synthese von praktischer Arbeit und
Therapie. Ein Hauptmotiv der Selbsthilfe
aber bleibt die Kosteneinsparung, die
praktische Kompensation dessen, was auf
dem Lohn-Gehaltsstreifen fehlt. Die Ver-
klärung der alltäglichen Selbsthilfe im
Haushalt und in der Wohnung mit Begrif-
fen wie „sinnvolle Freizeitbeschäftigung“,
„Hobby“ und ihre Vermarktung durch
eine ständig wachsende Heimwerkerindu-
strie kann nicht darüber hinweg täuschen:
Selbsthilfe ist auch heute noch - und
angesichts des Rückganges der Realein-
kommen in Zukunft verstärkt - zu einem
guten Stück ökonomischer Zwang zum
Sparen von Reproduktionskosten - das
historische Gegenstück zum Gartenland
des Kleinsiedlers oder zur Ziege des Berg-
manns.
Die Domäne der Selbsthilfe im Altbau
ist der Bereich der Renovierungen bzw.
Schönheitsreparaturen und der Mini-
Modernisierungen. Der größte Teil aller
Mieter führt Renovierungen und Schön-
heitsreparaturen selbst aus. Obwohl bau-
liche Änderungen, also auch Moderni-
sierungen. vom Mieter grundsätzlich nicht
vorgenommen werden dürfen, ist der
Anteil dieser auf rechtlich ungesicherter
Basis vorgenommenen Arbeiten erstaun.
lich hoch. Die GEWOS stellte bei einer
Umfrage in 8 Großstädten fest!: 1/3 der
befragten 2.700 Mieter hatte nachträchlich
Einbauten wesentlicher Ausstattungsein-
richtungen vorgenommen. Noch höher ist
der Anteil der Mieter-Selbsthilfe in Ar-
beitersiedlungen: hier wurden bis zu 50%
der Wohnungen in Selbsthilfe verbessert2.
Ob Renovierungen oder Mini-Moderni-
sierungen - Selbsthilfe gehôrt zum Altbau
wie der Werkzeugkasten zum Auto. In
welcher Hinsicht läßt sich dann von einer
„Entdeckung“ des Altbaus für die Selbst-
hilfe sprechen?
Alt-Bauherren-Selbsthilfe
Zunächst da, wo Selbsthilfe zum Vehikel
mittelständischer Eigentumsbildung wird,
wo also das bislang im Einfamilienhaus-
bau praktizierte Muster „Eigentumsbil-
dung durch Selbsthilfe“ (sog. „Bauherr-
Selbsthilfe“) auf den Altbau, das Arbeiter-
siedlungshaus aus der Gartenstadtära, die
privatisierte Sozialwohnung der 50er
Jahre, die Etage im innenstadtnahen
Gründerzeithaus übertragen wird. Selbst-
hilfe ist hier das Resultat struktureller
Veränderungen in der Wohnungsnachfra-
ge eigentumsorientierter Mittelschichten.
Ihnen, den vielbegehrten jungen, einkom-
mensstarken Familien, sind die Bau- und
Bodenpreise für Einfamilienháuser und
die Mobilitätskosten der Stadtrandlagen
über den Kopf gewachsen, und sie weiche,
aus in den relativ günstig gelegenen und
preiswerten Altbaubestand.
Die Folgen dieser „Aufwertung“ werden
gegenwärtig viel diskutiert: Verdrängung
der angestammten Bevölkerung, Produk-
tion von Härte- und Sozialfällen, Zer-
störung preiswerten Wohnraums und
damit Verschärfung der Wohnungsnot für
die unteren und zunehmend auch mittle-
ren Einkommensschichten.
Eigentumsbildung durch Selbsthilfe
droht hier neben anderen Faktoren wie
Nobel-Modernisierungen, Abriß-Neubau-
Spekulationen statt zur Beseitigung von
Wohnungsnot zu ihrer Verschärfung bei-
zutragen. Denn nicht einmal der viel-
zitierte Sickereffekt kann dazu herhalten,
die Zerstörung preiswerten Mietwohn-
raums zu legitimieren, da kein neuer
Wohnraum geschaffen wird, sondern
durch Zusammenlegungen oftmals sogar
zusätzlich Wohnungen zerstört werden.
Trotz des Fehlens von Statistiken kann
man angesichts der soziologischen und
demographischen Struktur der Nachfra-
ger und der i.a. spekulativ überhöhten
Kaufpreise für Altbauwohnungen davon
ausgehen, daß Selbsthilfe für Moderni-
sierung und Instandsetzung eine große
Rolle spielt. Keineswegs ist es auch immer
die „bürgerliche Kleinfamilie“, die als po-
tenter Konkurrent der finanziell schwa-
chen Mietbevölkerung in den Altstadt-




ler usw. wissen den Vorteil der Innenstadt
als Wohnstandort durchaus zu schätzen.
Wohnungspolitisch macht es allerdings
keinen Unterschied, ob preisgünstiger
Wohnraum von diesen oder ienen zerstórt
wird.
Damit ist nicht grundsätzlich jede Ver-
bindung von Selbsthilfe und Eigentum
verdammt. In bestimmten Fällen, z.B. bei
Projekten in bereits leerstehenden Häu-
sern ist die Verbindung mit Eigentums-
formen sinnvoll und vorteilhaft. Eine
grundsätzliche Strategie daraus zu ma-
chen - wie gegenwärtig im BMBau - ist
jedoch wohnungspolitisch unvertretbar,
da der ohnehin vorhandene Umwand-
lungsdruck auf den Altbau nur noch ver-
schärft wird. Wenn Selbsthilfe mehr sein
soll als der hemdsärmelige Weg des jün-
geren Mittelstandes zur schicken Eigen-
tumswohnung, dann muß sie der wichtig-
sten Herausforderung der gegenwärtigen
Wohnungsfrage gerecht werden: der Er-
haltung und Verbesserung des preisgün-
stigen Wohnungsbestandes.
Selbsthilfe kann dabei nur Bestandteil
einer integrierten erneuerungspolitischen
Konzeption sein, deren wichtigste Ele-
mente sind:
® verstärkte ôffentlich-rechtliche In-
standhaltungskontrolle,
® planungsrechtliche Sicherung der auf-
wertungsgefährdeten Wohngebiete
durch eine entsprechende Bauleitpla-




in der Modernisierungsförderung, vor
allem im Steuerrecht, Gleichstellung
von Mietern und Eigentümern.
Für Selbsthilfe-Initiativen gibt es gegen-
wärtig zwei Ansatzpunkte, preiswerten
Wohnraum für die Nutzer zu erhalten und
zu verbessern:
® der Bestand an Altbau-Mietwohnun-
gen,





Wie die „Selbsthilfe“, so ist auch der Be-
griff der „Mieter-Modernisierung“ - also
die Wohnungsverbesserung durch Mieter
- heute der Renner jeder wohnungspoli-
tischen Debatte. Die Erwartungen an die
Mieter-Modernisierung besonders auf sei-
ten der Bürgerinitiativen und Mieterver-
treter sind sehr hoch: Mieter-Moderni-
sierung soll vor allem den unteren Ein-
kommensschichten zugute kommen und
deren Benachteiligung durch teure Eigen-
tümer-Modernisierungen abbauen.
Mietermodernisierung - ob mit oder
ohne praktische Eigenleistungen des Mie-
ters - ist in jedem Fall eine Form von
Selbsthilfe, nämlich soziale Selbsthilfe. Sie
ist abhängig von der Fähigkeit, zu konzi-
pieren, zu kalkulieren, zu organisieren, zu
entscheiden, zu verhandeln, Schulden zu
machen usw. Angesichts der Sozial- und
Altersstruktur in den älteren Wohngebie-
ten ist es keineswegs selbstverständlich,
daß ein Mieter mit dem Eigentümer, dem
Verwalter, Handwerkern, Sparkassen,
Verwaltung usw. umgehen kann. Ohne
Auf- und Ausbau eines Beratungssystems
wird sich die Mieterselbsthilfe, wie jede
Form der Selbsthilfe, auf die aktiveren,
überwiegend jüngeren Gruppen konzen-
trieren. Der Staat ist also nicht aus seiner
Verantwortung entlassen.
Mietermodernisierung ist nicht gleich
Stadterneuerung, auch nicht gleich Ge-
bäudesanierung, sondern Wohnungsver-
besserung. Sie ist Selbsthilfe im unmittel-
baren Wohnbereich. In 8 Jahren Mieter-
modernisierung mit insgesamt über 55.000
öffentlich geförderten Modernisierungen?
hat sich gezeigt, daß das Interesse der
Mieter an der Wohnungsverbesserung um
ein Vielfaches höher ist als das des
Vermieters: zwischen 80% und 90% aller
Förderungsanträge stammen von Mie-
tern.
Die Domäne der Wertverbesserung
durch Mieter ist die Mini- und Midi-
Modernisierung, also: Bad-, WC-, Dusch-
einbau, Heizungsverbesserung, Wärme-
und Schalldimmung, insbesondere an
Türen und Fenstern, Verbesserung von
Installationen. Voraussetzung ist eine
grundsätzlich instandgehaltene bzw. in-
standgesetzte Bausubstanz sowie eine
Grundausstattung mit Versorgungsleitun-
gen. Damit scheidet der schlechteste Teil
des Wohnungsbestandes zunächst aus
dem Potential für Mieter-Modernisierung
aus. Schwerpunkt sind die besser erhalte-
nen Bauten der Zwischenkriegszeit sowie
der 50er Jahre. In Österreich wird ver-
sucht, durch eine besondere Förderungs-
priorität für die Substandardwohnungen
die Mietermodernisierung verstärkt in den
bedürftigen Altbaubestand der Gründer-
zeit zu lenken. Dies ist jedoch nur möglich,
wenn es zu einem koordinierten Verhal-
ten von Mietern und Eigentümern kommt,
bei dem letzterer die Gebäudeinstand-
setzung sowie die notwendigen Moderni-




des Hauses und damit von der privatrecht-
lichen und öffentlich-rechtlichen Durch-
setzung der gesetzlichen Instandhaltungs-
pflicht gegenüber dem Vermieter. Mieter-
Selbsthilfe heißt also auch Wahrnehmung
von Rechten gegenüber dem Vermieter.
Instandhaltungskampagnen von Mieter-
vereinen und Bürgerinitiativen in den
letzten Jahren haben gezeigt, daB trotz
eindeutiger Rechtsposition viele, vor allem
ältere Mieter, Ausländer u.a. nicht in der
Lage sind, ihre Recht wahrzunehmen.
Man stößt auch hier wieder an die Grenzen
jeder Selbsthilfe: die soziale Handlungs-
fähigkeit. Ähnlich wie die faktische
Durchsetzung der Instandhaltung so ist
die gegenwärtig diskutierte Einführung
der Mietermodernisierung letztlich eine
Frage des politischen Kräfteverhältnisses
zwischen Mietern und Eigentümern. Un-
ter den gegenwärtigen rechtlichen Bedin-
gungen hat sie keine Chance, nennens-
werte wohnungspolitische Bedeutung zu
erlangen: das Rendite-Kalkül des Eigen-
tümers hat in jedem Fall gesetzlich abge-
sicherten Vorrang vor dem Mieterwunsch.
Der in der Fachdiskussion so häufig
auftauchende Hinweis, Mietermoderni-
sierung sei „ideal“ bei „investitionsschwa-
chen“ Eigentümern, versucht aus der Not
eine Tugend zu machen; was freilich miß-
lingen muß. Man kann keinem Mieter im
Ernst empfehlen, in eine Wohnung zu
investieren, wenn sein „investitionsschwa-
cher“ Hauswirt nicht in der Lage ist, für
eine Instandhaltung und notwendige
Grundmodernisierung des Gebäudes zu
sorgen.
So bekommt Mietermodernisierung
eine Lückenbüßerrolle in den verwer-
tungsschwachen Randbereichen des Woh-
nungsbestandes: in vernachlässigten und
beeinträchtigten Gebieten, in unattrakti-
ven Randlagen oder in mittelfristig auf
Abriß gesetzter Bausubstanz wie Hinter-
häuser, Seitenflügel. Wenn Mietermoder-
nisierung eine Methode der Erhaltung und
Verbesserung von preiswertem Wohn-
raum seins oll, muß sie vor allem in den
von Aufwertung bedrohten Wohngebieten
durchsetzbar sein. Dies ist nach gegen-
wärtigem Miet- und Modernisierungs-
recht nicht möglich. Der große Erfolg der
Mieter-Modernisierung in Österreich, spe-
ziell in Wien, ist das Resultat einer histo-
risch bedingten (in den letzten Jahren zu-
nehmend durchlöcherten), immer noch
starken Position des Mieters gegenüber
dem Eigentümer. Ein Vergleich mit dem
deutschen Miet- und Modernisierungs-
E
recht macht deutlich, welche Verände-
rungen hierzulande notwendig sind, um
Mietermodernisierung zum Durchbruch
zu verhelfen:
1. Mieterschutz: Seit dem 1. Weltkrieg gibt
es in Österreich einen entwickelten Mieter-
schutz, der einer eigentumsähnlichen Ver-
fügungsgewalt über die Wohnung nahe-
kommt. Der Mieter ist praktisch unkünd-
bar. Verbunden damit ist eine - bei Neu-
vermietung freilich durchlöcherte - Miet-
preisbindung, die dem Mieter die Sicher-
heit langfristig absehbarer Mietentwick-
lung gibt. Beides fördert die Investitions-
bereitschaft des Mieters, da das Risiko
willkürlicher Mieterhöhungen und einer
Umwandlung in eine Eigentumswohnung
relativ gering ist.
Auf unsere Situation bezogen bedeutet
das, daß die aktuellen Liberalisierungs-
tendenzen in bezug auf den Mieterschutz,
z.B. die vom Bundeskanzler in der Regie-
rungserklärung angekündigte „Vereinfa-
chung" der Mieterhóhung nach $2 MHG
(Mietpreisspiegel), dem proklamierten
Ziel der Fôrderung der Mietermoderni-
sierung widerspricht. Eine Lockerung des
Mieterschutzes ist mit der Mietermoderni-
sierung unvereinbar.
2. Die wohnungspolitische Relevanz der
Mieter-Modernisierung ist unmittelbar
abhängig von den Modernisierungsrech-
ten des Vermieters bzw. den Duldungs-
pflichten des Mieters. Das österreichische
Wohnungsverbesserungsrecht kennt den
gesetzlichen Anspruch des Vermieters auf
Duldung einer „Eigentümer-Modernisie-
rung“ durch den Mieter (vgl. im deutschen
Recht 8 541a Abs. 2 BGB und $ 20
ModENG) nicht. Vielmehr besteht eine
Art Einigungspflicht, wenn einer von
beiden modernisieren will. Die Duldungs-
pflicht ist der Angelpunkt jeder Moderni-
sierung, auch der Mietermodernisierung.
Sie wird zur Marginalitàt im oben be-
schriebenen Sinne bestimmt sein, wenn
nicht vor allem der $ 20 ModEnG zugun-
sten einer Gleichstellung von Mietern und
Vermietern geándert wird.
3. Nur auf dem Hintergrund der bisher
einseitig den Mieter belastenden Dul-
dungspflicht sind die Verwertungsmög-
lichkeiten nach § 2 bzw. § 3 Miethôhen-
gesetz (MHG) realisierbar (Anhebung der
Miete auf die ,ortsübliche Vergleichs-
miete" oder um 1195 der Modernisierungs-
kosten jährlich). Konsequenterweise sind
solche Möglichkeiten im Wohnungsver-
besserungsgesetz der Österreicher unbe-
kannt. Wenn ein Vermieter modernisieren
will, muß er sich mit dem Mieter über die
Höhe und die Dauer der Amortisation
einigen.
4. Unzulänglich gelöst ist auch in Öster-
reich gegenwärtig die Entschädigungs-
frage bei Auszug des Mieters. Nach einer
geplanten Novellierung des ósterreichi-
schen Mietengesetzes soll der Mieter einen
Entschädigungsanspruch auf jährlich 1/12
der Herstellungskosten haben. D.h. nach6
Jahren bekäme er vom Vermieter oder
vom Nachmieter die Hälfte seiner Investi-
tionen erstattet. Tatsächlich ist aufgrund
anderer Bedingungen - vor allem einer ge-
setzlichen Regelung, nach der bei jeder
Neuvermietung die Miete „frei vereinbart“
werden kann - die Mobilität der Mieter in
Wien äußerst gering, so daß Entschädi-
gungsfälle selten auftreten.
Der Vergleich mit dem österreichischen
Mietrecht darf nicht darüber hinweg-
täuschen, daß gerade in Wien die Woh-
nungsmarktsituation alles andere als rosig
ist. Mietverzerrungen, Abstandswucher,
Wohnungsnot sind an der Tagesordnung.
Diese - freilich auch aus Berlin und
anderen Großstädten bestens bekannten -
Syndrome der Wohnungsnot sind kaum
der Mieter-Modernisierung anzulasten,
sonst müßten sie bei uns unbekannt sein.
Die Wiener Erfahrungen haben bewiesen,
daß Mieter-Modernisierung wohnungs-
politisch Breitenwirkung haben kann und
daß das Gerede von „technischer Un-
durchführbarkeit“ und „Sicherung der
langfristigen Vermietbarkeit“ unbegrün-
det ist. Im Bereich der Mini- und Midi-
Modernisierung kann sie zu einer kosten-
sparenden, behutsamen und sozialen Alt-
bauerneuerung beitragen. Voraussetzun-
gen sind jedoch: .
® Beibehaltung und Ausbau des Mieter-
schutzes, insbesondere in bezug auf
Kündigungsschutz, Mietpreisbindung
und Verhinderung von Umwandlun-
en;Verstärkte ôffentlich-rechtliche In-
standhaltungskontrolle, verstárkte Be-
ratung der Mieter über privatrechtliche
Möglichkeiten;
Abschaffung der einseitigen förde-
rungspolitischen, insbesondere steuer-
lichen Begünstigung des Eigentümers;
förderungsrechtliche Gleichstellung
von Mietern und Eigentümern;
einheitliche Regelung der Entschädi-
gungsfrage bei vorzeitigem Auszug des
Mieters;
® vor allem: Beseitigung der Ungleich-
stellung des Mieters in den gesetzli-
chen Regelungen zur Duldungspflicht.
Auf der Basis einer so veränderten Ge-
setzgebung wäre die Mietermodernisie-
rung nicht zur Lückenbüßerrolle verur-
teilt, sondern ein Pfeiler der Altbauer-
neuerung. Die Wiener Erfahrungen haben
gezeigt, daß es sich auch für die öffent-
liche Hand lohnt, auf das Gebrauchswert-
interesse des Mieters zu setzen, da Mieter
sparsamer und behutsamer modernisie-
ren. In Berlin wurden 1979 10.000 Woh-
nungen mit einem durchschnittlichen
Kostenaufwand von 12.000 DM durch die
„einfache Wohnungsmodernisierung“
(Bund-Länder-Programm,  Landespro-
gramm, Energieeinsparung) verbessert. In
Wien waren es in der „kleinen Wohnungs-
verbesserung" 16.000 WE. Hierfür nah-
men die Wiener Mieter ein mit Annuitáts-
zuschüssen gefôrdertes Darlehen^ von
durchschnittlich 6.000 DM auf. Da bei der
Mietermodernisierung i.a. kein Eigenka-
pital erforderlich ist, und die Darlehen für
den Mieter faktisch zinslos sind, kann man
davon ausgehen, daß dieser Betrag den
finanziellen Modernisierungsaufwand
(ohne die praktische Selbsthilfe der
Mieter) annähernd wiedergibt.
Auch die Wiener Mieter haben nichts
anderes getan, als eine Heizung (25% der
Förderungsmaßnahmen), ein Bad (18%
der Förderungsmaßnahmen), ein WEC
(8%) eingebaut, die Gas- (9%), Wasser-
(12%) und Stromleitungen (8%) verbes-
sert, Wohnungen zusammengelegt oder
den Grundriß geändert (3%) und den
Schall- und Wärmeschutz verbessert
(179%)5
„Alternative Kostenerstattung“
Mietermodernisierung könnte die Form
der Selbsthilfe in der Altbauerneuerung
mit der größten Breitenwirkung sein. Der
städtebauliche Wert der Mietermoderni-
sierung liegt in der Verhinderung des
Niedergangs von gefährdeten Altbauge-
bieten. Nicht erfaßt - das zeigen auch die
Das instandbesetzte Haus Mariannenstraße 48 (Berlin
Kreuzberg) vor der Fassadenrenovierung ...
Wiener Erfahrungen - werden die wirklich
schlechten und die leerstehenden Woh-
nungen. Der massenhafte Wohnungsleer-
stand (allein in Berlin 7000 WE) und das
geplante Herunterwirtschaften von Alt-
bauten sind die Hypothek einer jahrelang
verfehlten Sanierungspolitik, deren Wen-
de schon oft angekündigt, aber noch kaum
sichtbar ist. Das gezielte Leerziehen und
Unbewohnbarmachen von Häusern, die
anschließend mit 80%igem öffentlichem
Zuschuß und horrenden Steuervorteilen
teuer mödernisiert oder neu gebaut wer-
den, ist nicht nur in Berlin weitverbreitete
Spekulationspraxis. Der Widerstand ge-
gen diese Zerstörung von preisgünstigem
Wohnraum und die Milliardengeschenke
an die Hauseigentümer, vor allem die Sa-
nierungsgesellschaften. wächst.
In den letzten Jahren haben sich in ver-
schiedenen Großstädten Selbsthilfegrup-
pen gebildet, die unter Einbeziehung der
Städtebauförderung und der Selbsthilfe
zum Abriß verurteilte Häuser erfolgreich
erneuerten.$ Anfangs bestanden diese
Gruppen überwiegend aus aktiven jünge-
ren Intellektuellen. In den Projekten der
„zweiten Generation“ spiegelt sich schon
eher ein repräsentativer Querschnitt der
Wohnungssuchenden. Die Stadt Hanno-
ver beispielsweise hat für das Projekt
Viktoriastraße eine öffentliche Ausschrei-
bung durchgeführt, in der speziell die Ein-
kommensgruppen des $ 25 II. WoBauG
(Berechtigungsschein) und Sanierungsbe-
troffene des Stadtteils angesprochen wur-
den.
Die bekanntesten dieser Projekte wie
„Studenten und Kreuzberger“ (StuK) am
Wassertorplatz in Berlin, „Alternative
Genossenschaft“ Muskauerstraße in Ber-
lin, Ahrberstraße in Hannover experimen-
tieren mit alternativen Wohnformen, öko-
logischen Bauweisen, neuen Energietech-
niken oder „alternativen“ Finanzierungs-
formen.
So unterschiedlich diese Selbsthilfemo-
delle im Detail sind, so ähnlich sind sie in
ihren Grundbestandteilen:
€ die Hàuser waren vor Beginn des
Selbsthilfeprozesses ganz oder zum
größten Teil leer;
sie liegen in förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebieten;
die Gebäude gehörten vorher der Stadt
oder einer städtischen Wohnungsbau-
gesellschaft;
der Erneuerungsstandard orientiert
sich den qualitativen Anforderungen








nach der Fassadenrenovierung (Kosten ca. 1 ooo DM)
® alle Modelle operieren mit einer Form
von Eigentumsbildung (Mietkauf, Ge-
nossenschaft, Einzeleigentum);
9 alleSelbsthilfeprozesse werden intensiv
fachlich beraten und betreut.
Die Projekte finanzieren sich nach dem
Prinzip der ,unrentierlichen Kostener-
stattung" gem. $ 43 StBauFG; d.h. der
Staat „schenkt“ dem Eigentümer den Teil
der Gesamtkosten, den dieser nicht aus
den Mieten und seinem 15% Eigenanteil
tragen kann. In der Praxis sind es oft um
die 80% der Gesamtkosten, die so in die
„Vermögensbildung“ der Spekulanten
und Sanierungsträger fließen.
Ökonomisch „alternativ“ sind die
Selbsthilfeprojekte insofern, als sie das
Förderungsprinzip zu ihren Gunsten um-
drehen: anstelle der Sanierungsgesell-
schaft lassen die Nutzer sich die Kosten-
erstattung schenken. Den notwendigen
15%igen Eigenanteil erbringen sie durch
Selbsthilfe, die im' Wert vergleichbarer
Unternehmensleistung anerkannt wird.
Obwohl die Projekte im Prinzip also mit
der gleichen Fórderung arbeiten wie Sa-
nierungsgesellschaften, liegen die spáteren
Belastungen z.T. erheblich unter den
Mieten eines vergleichbar modernisierten
Hauses einer Sanierungsgesellschaft. Dies
liegt nicht nur daran, daß den meisten
„Pionierprojekten“ eine „politische Mie-
te/Belastung“ zugestanden wurde, son-
dern auch daran, daß eine Reihe kalkula-
torischer Kosten wie Eigenkapitalverzin-
sung, Abschreibung, Verwaltungskosten,
Mietausfallwagnis monetär nicht in Er-
scheinung treten. Zudem kann die Bela-
stung in den meisten Projekten durch
einen über 15% hinausgehenden Selbst-
hilfe-Anteil weiter gesenkt werden. Durch
die Verbindung mit Eigentumsmodellen
kommen die Selbsthelfer meist zusätzlich
in den Genuß von Steuervorteilen, die
allerdings mit denen von Abschreibungs-
gesellschaften auch nicht annähernd ver-
gleichbar sind.
Der Haken dieser Projekte ist der
Grunderwerb. Im Gegensatz zu den kon-
ventionellen Eigentümern hat die Selbst-
hilfegruppe, wenn sie aus einkommens-
niedrigen Schichten kommt, nicht genug
Kapital, um Haus und Grundstück zu er-
werben. Da in den meisten Städten die
Zeiten vorbei sind, als man den Grund-
erwerb praktisch noch aus der Jahres-
nettomiete finanzieren konnte, stehen und
fallen die Selbsthilfeprojekte mit der
Deckung der Finanzierungslücke beim
Grunderwerb
In den bisherigen Projekten dieser Art
wird das Problem auf verschiedene Art
gelöst:
® entweder wird das Grundstück in Erb-
pacht vergeben, wodurch nur eine ge-
ringe monatliche Belastung entsteht
(im Beispiel AhrbergstraBe 14.- DM/
Monat);
oder der Erwerb des Grundstiicks wird
in die unrentierliche Kostenerstattung
miteinbezogen, wodurch sich der Ge-
samtsubventionsaufwand erhoht. Die
15% Eigenleistung beziehen sich dann
auf die Gesamtkosten aus dem Erwerb
des Grundstück mit dem Gebäude und
den Erneuerungskosten (verschiedene
Projekte in Berlin);
oder die Gemeinde bzw. die stadteigene
Wohnungsbaugesellschaft verkauft das
Grundstück zu einem „symbolischen“
Preis.
Das Problem des Grunderwerbs bindet die
Realisation dieser Selbsthilfe an die Be-
reitschaft der Stadt bzw. der Kommune,
Häuser günstig zur Verfügung zu stellen.
Die delikate Problematik liegt freilich
darin, daß die Projekte damit auf die
Existenz eines Mißstandes, nämlich den
Leerstand kommunaler Gebäude, ange-
wiesen sind. Nicht zufällig sind die
Leerstandssünden der hypertrophen Sa-
nierungspläne der 70er Jahre die Sub-
stanz der Selbsthilfeprojekte dieser Art.
Das Sündenregister der Städte reicht
sicherlich noch auf Jahre hinaus aus, um
solche Selbsthilfeprojekte „zu versorgen“,
dennoch ist die Bereitschaft der Städte vor
allem wegen der Bodenerwerbsfrage,
zusätzlicher Verwaltungsaufgaben und
grundsätzlichem Mißtrauen i.a. gering.
Der Leerstand privaten Eigentums, der
meist spekulative Ursachen hat, kommt
für die Projekte ohnehin nicht in Betracht,
es sei denn, die Städte würden von ihren
gesetzlichen Vorkaufsrechten Gebrauch
machen. Aber eher geht ein Kamel durchs
Nadelöhr...
Neben dem Bodenerwerb ist es vor
allem die Förderung, die den Verallge-
meinerungsgrad von Selbsthilfeprojekten
bestimmt. Leerstehende Häuser sind we-
der mit noch ohne Selbsthilfe im Rahmen
der Förderungsinstrumente der „einfa-
chen Modernisierung“ (ModEnG, Lan-
desrichtlinien usw.) zu erneuern. Schon
allein wegen des hohen Instandsetzungs-
aufwandes in z.T. jahrelang leerstenenden
Häusern kommt nur die Städtebaufôrde-
rung - oder eine vergleichbare Förderung -
in Betracht.
Damit ist die Praktizierbarkeit dieser
Selbsthilfe-Modelle auf leerstehende Häu-
ser in Sanierungsgebieten bzw. ähnliche
Fórderungsschwerpunkte beschränkt.
Hier sollte man sie allerdings nicht nur
nach dem Förderungsvolumen beurteilen -
darüber regt sich bei Sanierungsträgern ja
auch niemand auf - sondern nach dem, was
aus dem Geld gemacht wird. Den Ver-
gleich können die Selbsthilfeprojekte mit
konventionellen Modernisierungen der
Sanierungsträger ohne weiteres aufneh-
men. Sowohl hinsichtlich der langfristi-
gen Bezahlbarkeit als auch der dispositi-
ven Mitwirkung der Bewohner sind diese
Selbsthilfeprojekte der üblichen Erneue-
rungspraxis meilenweit voraus. Sie haben
nicht nur den Beweis erbracht, daß Selbst-
hilfe auch bei durchgreifender Erneue-
rung möglich ist, sondern daß sich durch
die Mitentscheidung und Mitarbeit der
späteren Nutzer qualitativ mehr erreichen
Jäßt als bei den teuren und normenfixier-
ten Schema-F-Modernisierungen.
Schwierig allerdings wird die Selbsthilfe
bei der durchereifenden Erneuerung be-
wohnter Mehrfamilienhäuser. Die Bela-
stungen für eine zufällig zusammenge-
würfelte Bewohnerschaft, unterschiedli-
che Interessenlagen der verschiedenen
Altersgruppen, Nationalitäten usw., un-
vermeidliche zeitliche, personelle und
organisatorische Unsicherheiten bei
Selbsthilfe lassen das Risiko einer durch-
greifenden Selbsthilfe-Modernisierung in
einem bewohnten bzw. vorübergehend
freigezogenen Haus zu groß werden.
Da diese Art von Selbsthilfe im Altbau
unmittelbar an städtebauliche Planungen
und Maßnahmen (Sanierung) gebunden
sind, haben - vielmehr als bei Jer Mieter-
selbsthilfe - die Städte den Schlüssel zur
Verbreitung solcher Projekte in der Hand:
€ durch verstárkte Bodenerwerbspolitik
und Wahrnehmung der gesetzlichen
Vorkaufsrechte - vor allem § 24a
BBauG im Zusammenhang mit dem
Milieuschutz’ - könnten Häuser zur
Verfügung gestellt werden;




durch bewußte Umlenkung der Sanie-
rungsfôrderungsmittel auf Selbsthiife-
gruppen könnte die einseitige Subven-
tionierung der Großeigentümer zumin-
dest punktuell verteilungspolitisch kor-
rigiert werden.
Angesichts des Scheiterns der traditionel-
len Sanierungspolitik in vielen Groß-
städten und einer zunehmenden Politi-
sierung der Betroffenen stehen die Chan-
cen für die Ausweitung dieser Projekte
zumindest in den Städten, wo sie bereits
erfolgreich praktiziert wurden wie in
Berlin oder Hannover, nicht schlecht. Die
Frage dieser Form von Selbsthilfe ist
jedoch, inwieweit sie wirklich die im
Gebiet lebende Bevölkerung anspricht
oder schließlich doch eine besondere Form
der Wohnungsversorgung für junge Leute
mit Zeit oder Geld bleibt.
Alle reden von Selbsthilfe
Instandbesetzer machen es.
Wachsende Wohnungsnot und soziale
Marginalisierung drängt vor allem in den
Großstädten und Ballungsräumen immer
größere Teile von Jugendlichen zur Not-
wehr, der Besetzung und Instandsetzung
leerstehender Altbauten. Der - das politi-
sche und praktische Selbstverständnis
dieser Form von Selbsthilfe ausdrücken-
de - Begriff der „Instandbesetzung“ läft
vergessen, daß die Wortschöpfung neu,
das Problem jedoch alt ist. Überall, und
wann immer Wohnungsnot herrscht,
gehört besetzen, squatting, kraaken zu den
Notwehrrechten der Wohnungssuchen-
den. 6000 bis 7000 Kraaker halten in den
Niederlanden z.T. seit der Nachkriegszeit
Wohnungen besetzt. Seit dem Höhepunkt
des „squattings“ in England Mitte der 70er
Jahre schwankt die Zahl der Besetzer zwi-
schen 30.000 und 50.000; in Italien wird sie
auf 70.000 geschätzt.8
Auch in der Bundesrepublik und West-
berlin ist das Problem nicht neu. Nach
einer Welle von Besetzungen in den 70er
Jahren (Frankfurt, Berlin, Hamburg), die
überwiegend im Zeichen der Studentenre-
volte standen, sind ,Instandbesetzungen“
heute in fast allen Großstädten der Bun-
desrepublik und insbesondere in Westber-
lin aktuell. Allein hier in Berlin leben 500
bis 600 Jugendliche in ca. 30 besetzten
Háusern, und von Tag zu Tag werden es
mehr.
Anders als in den 70er Jahren sind nicht
mehr überwiegend Studenten die Akteure
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dieser Form von Selbsthilfe, sondern
Jugendliche aller Schichten, Arbeitslose,
Lehrlinge, Schüler und Studenten, Aus-
steiger und Verweigerer, Subkulturelle
und Intellektuelle - eine heterogene Szene,
deren Gemeinsamkeit nicht nur die unmit-
telbare Betroffenheit durch Wohnungs-
not, sondern das radikale Bedürfnis nach
sozialer und kultureller Autonomie ist.
Anders als die 68er Generation konsti-
tuiert sich die neue Jugendbewegung nicht
über Hochschulkampf und Antiimperia-
lismus, nicht aus antikapitalistischer Sy-
stemkritik und Revolutionshoffnung, son-
dern aus eher resignativer Verweigerung
gegenüber einer krankmachenden und zer-
stórerischen Produktion, gegen Verein-
samung und Isolation in der Reproduk-
tion und gegen einen alles kontrollieren-
den Staat. Die Waffen dieser Bewegung
sind nicht Analyse und Kritik, sondern
Lust und Wut. Ihre Medien sind nicht die
in Fernsehdiskussionen geschátzte Rheto-
rik und in Hochschulseminaren bewertete
Intellektualitát, sondern ruppiger Jargon
und praktische Phantasie.
Instandbesetzungen sind nicht nur ein
wohnungspolitisches, sondern ein arbeits-
markt-, ausbildungs- und sozialpoliti-
sches Problem. Es ist das Problem einer
Gesellschaft, die immer mehr Aussteiger
produziert, ihnen gleichzeitig den Lebens-
raum streitig macht und sie in die gesell-
schaftliche und persônliche Isolation ab-
drängt. ,Beton-Klos“ und ,Knäste“, die
Kulturdenkmäler einer solchen Gesell-
schaft, werden von Instandbesetzern da-
her ebenso bekämpft wie die Zerstôrung
preiswerten Wohnraums durch Profit-
sanierung.
Es geht Instandbesetzern um dreierlei:
1. die soziale und kulturelle Autonomie, 2.
um die materiellen Bedingungen ihrer Ver-
wirklichung, vor allem um billigen Wohn-
raum (in Zürich auch um ein Jugend-
zentrum) und 3. um den Kampf gegen eine
staatliche Politik, die die Konstituierung
des eigenen Lebensraumes verhindert.
Die offizielle Politik, „der Staat“, sei-
nerseits läßt kaum eine Chance ungenutzt,
das Bild des Repressionsapparates zu be-
stätigen. Ständige Überwachung der in-
standbesetzten Häuser, willkürliche Fest-
nahmen und Überprüfung von Persona-
lien, Einschleusen von Spitzeln und Pro-
vokateuren, Übergriffe bei Demonstra-
tionen und Verhaftung auf der einen und
unannehmbare „politische Verhandlungs-
angebote“ auf der anderen Seite schüren
den Konflikt.
Wie wenig „der Staat“ das Problem ver-
standen hat (oder verstehen will), zeigte
sich im „Vermittlungsangebot“, das der
Berliner Senat den Instandbesetzern kurz
vor Weihnachten 1980 vorlegte. Das 6-
Punkte-Papier sah vor, daß alle besetzten
Häuser „Verträge“ bekommen, „in denen
nicht sofort modernisiert wird.“ Andern-
falls sollten Ersatzhäuser gefunden wer-
den. Alle „legalisierten‘“ Häuser sollten
„unmittelbar Gelder für erste Instandset-
zungsmaßnahmen (Winterfestigkeit, Inbe-
triebnahme der Heizungen bzw. Brenn-
stofflieferungen) erhalten“. Verbunden
wurde dieses Verhandlungsangebot mit
der Drohung, keine weiteren Besetzungen
mehr zu dulden bzw. „räumen zu müssen“,
wenn die Verhandlungen scheitern. Sozu-
sagen als Beleg der Ernsthaftigkeit dieser
Absichten blieben trotz intensivster Be-
mühungen des vom Senat selbst initiier-
ten Vermittlungsausschusses fünf Demon-
stranten in Haft, die bei den Straßen-
schlachten Mitte Dezember festgenom-
men worden waren.
Gekraaktes Haus in Amsn "Tiger
Es war von Anfang an klar, daß ein
solches „Verhandlungsangebot“ unan-
nehmbar war. Instandbesetzer wurden
implizit als Club von Selbstversorgern
hingestellt, nach deren Befriedung Mo-
dernisierung und Sanierung in den ge-
wohnten Bahnen weitermachen kann.
Verhandlungsangebote, die die politi-
schen und sozialen Ziele der Instandbe-
setzer leugnen, werden auch in Zukunft
keine Chance haben. Die sozialen und
städtebaulichen Folgen wären allerdings
verheerend; denn die Arbeits- und Wohn-
projekte der besetzten Häuser, vor allem
die Gebäude selbst, brauchen dringend
Geld. Ein groBer Teil der besetzten Häuser
ist von den Eigentümern derartig herun-
tergewirtschaftet, daß die jetzigen Be-
wohner alle Mühe haben, einen weiteren
Verfall der Bausubstanz aufzuhalten. Ob
dies angesichts der knappen finanziellen
Möglichkeiten der Jugendlichen lang-
fristig gelingt, ist zumindest bei einem Teil
der Häuser fraglich. Auch für Ausbil-
dungs- und Produktionskollektive, Werk-
stätten usw., die mit einigen Selbsthilfe-
projekten verbunden sind, werden Mittel
benötigt.
Der Gedanke, von einem Staat, der sich
ihnen im wesentlichen über bürokratische
Bevormundung und Polizeischikanen prä-
sentiert, Fórderungsmittel zu bekommen,
ist für viele Instandbesetzer unvorstellbar
und suspekt. Die unbefleckte Empfängnis
von Ablafispenden der Altlinken oder
Netzwerk-Geldern - nun ia. aber .Staats-
knete“?
Das in Berlin durch Gespräche zwi-
schen Instandbesetzern, unterstützenden
Organisationen und Verwaltung ansatz-
weise geschaffene Gesprächsklima ist
Nie letzte Form der Selbsthilfe
durch die Polizeieinsätze der Vorweih-
nachtszeit gründlich zerstórt worden, E,
herrscht wieder Lagermentalitàt.
In dieser Situation, in der die offizielle
Politik vollends zu scheitern droht und
sich die repressionsstaatlichen Kráfte zy.
nehmend formieren, kommt - das zeigt
sich in Berlin sehr deutlich - der kritischen
und fachlichen Öffentlichkeit eine zentrale
Rolle zu. Sie ist in der Lage, daß Problem.
bewußtsein über die Legitimität dieser
Form von Selbsthilfe in die Öffentlichkeit
zu tragen und der durch große Teile der
Presse bewußt inszenierten Kriminalisie-
rung der Szene offensiv entgegenzutreten.
Die kritische Fachôffentlichkeit, Pla-
ner, Architekten, Bauingenieure, Gemein-
wesenarbeiter, Sozialarbeiter haben von
der bautechnischen Beratung bei Instand-
etzung und Modernisierung bis zur Ent-Wicklumgrealisierbarer-Modellprojekizvielfältige Aufgaben. Die Bahnen, indenen sich Instandbesetzungsprojektefortentwickeln kónnten, sind durch exi-stierende Selbsthilfeprojekte schon vor-gezeichnet: Jugendliche leben in (imRahmen der Jugendhilfe) öffentlich geför-derten Wohngemeinschaften und verbin-den mit der baulichen Selbsthilfe eineBerufsausbildung; eine Gruppe Trebe-ginger schließt über einen Trägervereineinen Vertrag mit der Stadt, der ihnenWohnrecht und Selbstverwaltung für dasvon ihnen besetzte Haus sichert; ein vonFrauen besetztes Haus wird „legalisiert“
und mit öffentlichen Mitteln instandge-
setzt und modernisiert ...
Die innerstädtischen Altbauquartiere
bieten ideale Voraussetzungen für Selbst-
hilfeprojekte, in denen Leben und Arbei-
ten - die alternative Nutzungsmischung -
integriert werden kann. Die Mieten sind
niedrig, die Wohnungen relativ groß, viel-
fältig nutzbar, nicht sozial oder funktio-
nell („familiengerecht“) normiert; die
Gebäude sind voller architektonischer In-
dividualitát, unperfekt. offen. beheimat-
bar.
Voraussetzung des freien Spiels alter-
nativer Phantasie in der Entwicklung,
Finanzierung, Fórderung usw. solcher
Selbsthilfeprojekte ist jedoch, daß In-
standbesetzung entkriminalisiert und daß
der politische und sozialkulturelle Cha-
rakter verstanden und akzeptiert wird.
Anmerkungen
1) Vgl. GEWOS: Ökonomische Analyse der
Veränderungen im Bestand der Altbau-
wohnungen in Großstädten, Schriftenreihe
des BMBau, Nr. 07004, 1978, S. 53.
Vgl. Ernst, K., Hellweg, U., Höhmann, H.,
Wolf, J.: Arbeitersiedlungen - Instrumente
und Möglichkeiten zu ihrer Erhaltung,
Hrsg. Deutsches Institut für Urbanistik.
Berlin 1977, S. 115.
Leinweber, E.: Wohnungsmodernisierung
durch Mieter in Wien. Unveröffentl. Ma-
nuskript, S. 4.
In Österreich wird die „kleine Wohnungs-
verbesserung“ 10 Jahre lang mit einem
Annuitätszuschuß in Höhe von 40% bei
einer förderungsfähigen Darlehenshöhe von
max. ca. 15.000 DM gefördert. Praktisch
bedeutet das die Förderung der gesamten
Zinsen und eines geringen Teils der Tilgung.
Bei energiesparenden Maßnahmen werden
für Eigentümer wie Mieter Abschreihungs-
vorteile gewährt.
Leinweber, E., a.a.O., S. 14, eigene Berech-
nungen.
Vgl. die Beitráge von Meyer-Rogge und An-
weiler, Becker, Padberg in dieser ARCH+.
Vgl. Wolf, J.: ,Milieuschutz^ durch ge-
meindliche Vorkaufsrechte - Durchsetzung
und alternative Grundstücksverfügung, in:
ARCH: 54, 1980.





.y Notiz zu den gegenwärtigen Konflikten in Berlin-Kreuzberg
Von weitem verschwimmen die Dinge
leicht im Gleichklang von Worten: In-
standsetzung, Hausbesetzer, Instandbe-
setzung - zumindest scheint alles auf ein
einheitliches Problembündel hinzuweisen.
Von weitem, das muß nicht ein beliebiger
westdeutscher Standpunkt sein, sondern
sehr von weitem, als müßten die Nach-
richten von dem, was in Kreuzberg los ist,
erst über Nachrichtensatelliten ins Rat-
haus übermittelt werden, kommen die
politischen Einschätzungen und Reak-
tionen des Berliner Senats, der Berliner
Presse, überhaupt der und jeder anderen
hörbaren Öffentlichkeit. Deswegen eine
kurze Erinnerung daran, daß die Lage
keineswegs so neu ist, wie manchem schei-
nen mag, und das Problem nicht so ein-
deutig, wie das auf beiden Seiten viele
möchten.
Der Begriff Instandsetzung kommt aus
der Mangelökonomie der Vierziger und
Fünfziger Jahre und meint Wiederher-
stellung zerstörten oder beschädigten
Wohnraums. Aus einer Routinevokabel
der Verwaltung wurde er zu einem Kampf-
ruf politischer Gruppen, als im Zuge der
staatlichen Investitionspolitik der Sechzi-
ger Jahre Instandsetzung für obszön
erklärt und durch Sanierung, und zwar
Kahlschlag, ersetzt wurde. Rainer Graff,
der die Entwicklung in Kreuzberg durch
alle Gruppen hindurch mitgetragen hat,
skizziert in seinem Artikel (10 Jahre For-
derung nach Instandbesetzung), wie und
warum diese Forderung auch zur Parole
einer Betroffenenvertretung wie des Mie-
terladens Dresdener Straße wurde. Die In-
standsetzungsforderung ist der Prüfstein
jeder institutionalisierten Betroffenenver-
tretung, da sie nur eine Gebrauchswertdis-
kussion akzeptiert: solange Hausbesitzer
bereit sind, sich mit der Aufrechterhaltung
ihres Hauses als langfristiger Grundlage
ihres Gewinnanspruchs zu begnügen - und
ab und zu gibt es solche Hausbesitzer
noch - kann solch eine Betroffenenver-
tretung wie vom Gesetz vorgesehen funk-
tionieren. In der Regel kann sie es also
nicht, auch im Mieterladen Dresdener
Straße fehlen die Hausbesitzer, vertreten
sind nur Mieter und Gewerbetreibende. So
versteht sich die Instandsetzungsforde-
rung fast von selbst, sie kann auch ohne
Schwierigkeiten offensiv nach außen ge-
setzt werden - nur besteht Mühe, einen
Adressaten zu finden. Den größten Teil
der realen Hausbesitzer hat der Sanie-
rungsteufel geholt, die neuen „Eigentü-
mer“ aber sind so flüssig oder atomistisch,
daß ihrer nicht habhaft zu werden ist; auch
glaubt man immer, sowie man sich nach
ihnen umblickt, ein bekanntes Gesicht aus
der Verwaltung dahinter zu sehen. Das
Flüchtige ist also begreiflich, denn wer den
Sanierungsprozeß durchführt, kann nicht
gleichzeitig auch noch den Betroffenen
mimen, ganz gleich, ob der sogenannte
Eigentümer nun privater Spekulant oder
offentliche Baugesellschaft ist (und mit
Steuergeld operieren ja beide). Eben
deshalb, weil es sie nichts kostet, scheuen
Private wie Offentliche die Instandsetzung
wie der Teufel das Weihwasser und setzen
gegen die politische Forderung das reale
Verrotten der Hiuser.
Da sie selber am besten wissen, was sie
tun, kónnen sie sich den militanten Wider-
stand, den sie neuerdings seitens jugend-
licher Hausbesetzer erfahren, auch nur im
Rahmen dieser Spielregeln erklären: als
Versuch, ihnen den Spaf zu verderben.
Nicht, daß das nicht schön wäre, wenn es
sich so verhielte, wenn also das, was sich zu
wiederholten Malen seit dem letzten Früh-
jahr hier in Kreuzberg an realer Wut und
Aggressivität in einer Art Zurückschlage-
aktion entladen hat, ein Ausfluß der zehn-
jahrealten Erfahrung des Betrogenwer-
dens der betroffenen Mieter bzw. eines ra-
dikalisierten Randgruppenanteils unter
ihnen wäre. In der Tat hatte man sich das
so im Senat zurechtgelegt. Es gab eine
fertige Kategorisierung der Besetzer in drei
Kategorien einschließlich der Einschät-
zung, daß das Potential der Besetzer (es
gab damals 5 besetzte Häuser) ausge-
schöpft sei. Daß es danach erst'richtig los-
ging, hat in der Tat Gründe, die mit dem
Häuserproblem, der Instandsetzungsfor-
derung von Mietervereinigungen usw. nur
sehr vermittelt etwas zu tun haben.
Deshalb die zweite Erinnerung: die nicht
minder alte Traditionslinie der Besetzung
leerstehender Häuser.
Die erste Besetzung in dieser Traditions-
linie war die Besetzung des Maria-und-
Martha-Hauses im Bethanienkomplex,
seitdem das  Georg-von-Rauch-Haus.
Man erinnere sich an das Rauchhauslied
der „Scherben“: schon wieder einer mehr
in unserer Zweizimmerluxuswohnung.
Worum es damals, 1969, bereits ging, war
die Wohnungsnot von Arbeiterjugendli-
chen, insbesondere die Trebe. Spätestens
mit der Besetzung des Tommy-Weisbek-
ker-Hauses wurde klar, daß davon’ das
Problem der Jugendarbeitslosigkeit nicht
zu trennen ist, es entstanden durch eine aus
dem Weisbecker-Haus hervorgegangene
Gruppe die ersten beiden Versuche zu
Selbsthilfewerkstätten (die Autowerkstatt
in der Schöneberger Straße besteht noch).
Andere Initiativen folgten in den weiteren
Jahren, bis hin zum Ausbildungswerk
Kreuzberg als Projekt der Strategien für
Kreuzberg - aber das alles waren Tropfen
auf den heißen Stein. Dann ist an den
ersten Versuch zu erinnern, sich einen
kollektiven Raum in einem seit je mit
Raum (kollektivem wie erst recht priva-
tem) kurz gehaltenen Bezirk zu erobern:
die Besetzung der Feuerwache Reichen-
berger Straße. Der Verwaltung fiel nichts
besseres ein, als die Jugendlichen mit Poli-
zeigewalt aus dem gerade produktiv umge-
nutzten neuen Bereich herauszuprügeln
und die Feuerwache abzureißen (wie auch
kurz danach die dahinterliegende groß-
artige Pumpenhalle). Wenn heute Senats-
vertreter die Stirn haben, ohne rot zu
werden von der Notwendigkeit zu reden,
alte Pumpenhäuser kulturell zu nutzen,
mögen sie das mit ihrem Gewissen aus-
machen, aber es soll keiner denken, daß im
Viertel so etwas vergessen wird und Gras
so schnell wächst. Dann, wenig später,
folgte der Umbau des Mariannenplatzes
mit dem Ziel, ihn durch Zerstückelung den
bisherigen Nutzern zu entziehen und zu
einer bloß visuellen Kulturanlage zu
machen. Das war wieder ein Stück Raum
weniger, und da die Bauarbeiten auf Ge-
gengewalt stießen, mußten sie unter Poli-
zeibewachung durchgeführt werden. Das
nächste Objekt, an dem die Wut wieder
hochkam, war die Prakma-Fabrik - auch
sie wäre ein großer kollektiver Raum ge-
wesen, und die Verwaltung hatte nichts
Eiligeres zu tun, als ihn den potentiellen
Nutzern vor der Nase abzureißen. Es
waren in diesem Falle zwar vorrangig
Freaks beteiligt, aber das heißt nicht, daß
die Jugendlichen im Viertel nichts mitbe-
kommen hätten. Der nächste Schritt war
die Besetzung des Hinterhauses der Luk-
kauer Straße 3 durch die Jugendlichen
vom Oranienplatz. Und dann ging alles
seinen Gang.
Ich betone das so, weil es sich hier um
ein viel allgemeineres Problem als Abriß
oder Instandsetzung handelt: die Beset-
zung von Häusern ist für die Verzweiflung
und Perspektivlosigkeit der Arbeiterju-
gendlichen nur ein Ausdruck und ein
Stück Selbsthilfe, reale Eigentätigkeit in
einem Viertel, das für sie weder Platz noch
Arbeit noch sonst irgendwelche sozialen
Chancen übrig hat. Die besetzten Háuser
und StraBenschlachten mit einer Polizei,
die seit bald Jahresfrist im Viertel als Be-
satzungstruppe anwesend ist, sind nur die
Oberfläche. Dabei hätten die Politiker
allen Grund, die wirklichen Ursachen und
das ganze Ausmaß der Misere zu kennen.
Der Zusammenbruch der Kreuzberger
Hauptschulen ist unter Pädagogen kein
Geheimnis mehr. Wer von einer Kreuz-
berger Hauptschule, möglichst noch einer
E-Klasse, abgeht, steht am untersten Ende
der sozialen Hierarchie und ist der Letzte,
der eine Lehrstelle bekommen wird (und
annähernd genügend freie Stellen gibt es
sowieso nicht). Wenn diese Jugendlichen
„ins Leben treten“, sind sie um dieses
Leben bereits betrogen. Daß es die Sanie-
rungspolitik war, die die Voraussetzungen
dafür geschaffen hat, auch das sollte
eigentlich klar sein. Denn die Chancenlo-
sigkeit der Slumjugend ist erst das
Endprodukt einer langen Zerstörungsge-
schichte, in der alle Möglichkeiten zur
Selbsthilfe zerstört worden sind: das sozia-
le Gefüge, die Arbeitsplätze in den Klein-
betrieben, die kulturellen Stützpunkte
sozialen Lebens. In einem Viertel, in dem
es kein Kino für Deutsche mehr gibt und
wo die Sanierer widerstrebende Mieter
zum Wegziehen bringen, indem sie als
erstes Bäcker und Fleischer kündigen, da
wird dann freilich die Besetzung von
Raum zum letzten Zeichen individueller
Autonomie. Und diese Besetzung ist not-
wendig militant und flächendeckend, denn
das Gleiche gilt zuvor für die Polizei-
besetzung: ein Gefühl von Belfast oder
Londonderry; ununterbrochene Polizei-
prüsenz, kein Weg über die StraBe móg-
lich, ohne nicht mindestens zwei Streifen-
wagen zu begegnen, und wenn es zum
Steinewerfen kommt, dann ein blindwü-
tiges Herumrasen, wie das von der SA
überliefert ist oder von den Polizeihel-
dentaten im vorigen Jahrhundert, z.B.
beim BlumenstraBenkrawall im Stralauer
Viertel 1872, dem größten Ausbruch aus
Anlaß der proletarischen Wohnungsnot in
Berlin.
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Zwischen den Aktivisten der Betroffe-
nenvertretung und den Besetzern, organ-
siert im Besetzerrat, gibt es keineswegs
naturwüchsig Einverständnis. Im Gegen-
teil. Die Mieterinitiative hat - bzw. hatte -
verständlicherweise mit der Angst zu
kämpfen, daß die Straßenschlachten die
eigene Arbeit - Vertrauen bei den älteren
deutschen Mietern zu erwerben - eher zu-
nichtemachen als fördern würde. Aber, die
Wut gibt es auch hier, also auch Verständ-
nis und Solidarität. Die Besetzer anderer-
seits haben ein ganz anderes Verhältnis zu
Häusern. Der Abriß - und daß sie ihn für
die von ihnen besetzten Häuser teilweise
beschleunigen - ist nicht ihr Problem, sie
wollen Raum, und erst allmählich begrei-
fen sie, daß Instandsetzung und Bündnis
mit den ángstlicheren Mieterinteressen
durchaus in ihrem Interesse ist und ihren
Autonomieansprüchen nichts abbeifit. Ich
halte es aber für zwecklos, die Distanz zu
leugnen und über alles den Mantel eines
Begriffs zu ziehen, der im Vorjahr sein
Glück gemacht hat: den der Instandbe-
setzung.
Die erste Instandbesetzung wurde von
der BI SO 36 in der Cuvrystr. 25 durch-
geführt; besetzt wurden, im November 79,
Wohnungen im Quergebàude, die von der
Spekulantenfirma bereits zugemauert wa-
ren; aufgrund des erreichten Verwahrlo-
sungszustandes dauern die für den bloßen
Erhalt des Hauses nótigen Instandsetzun-
gen noch immer an. Das zeigt die notwen-
dige Basis von Instandbesetzungen an, soll
die Sache mehr sein als ein gelungenes
sprachliches Verwirrspiel: einmal die Be-
weglichkeit einer Bürgerinitiative, die
nicht institutionalisierte Betroffenenver-
tretung ist, sondern exemplarisches Han-
deln mit eigenen Interessen verbinden
kann, zum anderen die Verfügung über die
handwerklichen und sozialen Qualifika-
tionen, die dafür stehen, daß ein solches
Haus tatsächlich instandgesetzt und auf
lange Sicht instandgehalten wird, was
nicht nur Sache einmaliger Großaktionen,
sondern dauerhafter Verläßlichkeit und
sozialen Zusammenspiels ist. Einerseits
konvergieren in solchen Aktionen - ähn-
liche hat es eine ganze Reihe gegeben:
Chamissoplatz 3, ziemlich bald wieder ge-
räumt, Mariannenstr. 48 - die bisher
getrennten Linien von Mieterpolitik und
Selbsthilfe der Jugendlichen, andererseits
ist die Reichweite des Modells begrenzt,
nicht, weil es unbedingt bei den bisherigen
Spaltungen zwischen Besetzern und Be-
troffenenvertretung bleiben müßte (was
auch nicht so wichtig zu nehmen ist) oder
die Kreuzberger Jugendlichen nicht auch
lernen könnten, mit alten, herunterge-
kommenen Häusern richtig umzugehen,
sondern weil das Zentrum des Handelns
für die Jugendlichen ein anderes ist als für
die Aktivisten einer BI, die ja Räume,
Qualifikationen, Perspektiven usw. bereits
haben und gerade deshalb tätig werden.
Genau deshalb machen die Hausbeset-
zer auch die traditionellen Mietervertre-
tungen nicht überflüssig. Die Differenz
gesetzlicher Betroffenenvertretung von
reiner Mieterpolitik wird notgedrungen
gegenstandslos werden, und die Mieter-
gruppen werden notwendiger Partner der
Besetzer bleiben, indem sie unbeirrt den
Rechts- und Gebrauchswertstandpunkt
der Instandsetzungspflicht des Hauseigen-
tümers festnageln. Die Instandsetzungs-
forderung ist der naturgemäße Radikalis-
mus derer, die Wohnungen haben oder
auch sonst nicht gesonnen sind, leerste-
hende Wohnungen eigenmächtig zu beset-
zen. Der Weg geht also weg von der Mit-
bestimmung. die auf die Dauer unweiger-
lich jede Betroffenenvertretung zum un-
freiwilligen Mitverwalter des Abrisses
macht, und hin zur Erkämpfung einer
realen Kontrolle oder besser Eigenorgani-
sation der die Sanierung ablósenden In-
standsetzungsaktion (wie sie die IBA
propagiert). Eine solche Selbsthilfe mit
eigenem Fond, eigenen Fachkräften und
Planungskapazitäten wäre der einzige
Weg, um den realen Verfall zu stoppen.
Denn IBA hin und her, die Langsamkeit
aller gesetzlich verfahrenden Verwaltungs-
mabregeln ist der beste Verbündete der
AbriBsanierer, die es ja mit bislang gro-
Bem Erfolg darauf anlegen, die IBA
solange mit der Rettung von Háusern zu
beschäftigen, bis diese Häuser nach zwei,
drei Wintern eben wirklich nicht mehr zu
retten sind.
Instandsetzung als schwerpunktmäBige,
aus Öffentlichen Mitteln finanzierte
Selbsthilfe wäre also die Radikalität einer
Mietervertretung, die der Hausbesetzung
(oder auch der Instandbesetzung) entsprä-
che. Im Unterschied von der Besetzerbe-
wegung muß der Mieterladen diese Hürde
erst noch nehmen. Denn die Versuchung
zur Mitverwaltung des Abrisses besteht
sehr wohl, auch im Bündnis mit der IBA,
insofern der Mieterladen als Betroffenen-
vertretung naturwüchsig dazu tendiert, für
das Viertel stellvertretend zu sprechen,
also Provinzregierung zu spielen. Genau
das war es ja, was ihn für den Senat inter.
essant machte: ihn als Mitverwalter zu ge-
winnen, eventuell und bei guter Führung
auch unter Gewährung individueller Vor.
teile, was die Abspaltung von der Basis des
Mieterladens materiell gemacht hätte, Der
Mieterladen ist dem bewußt ausgewichen
und bewegt sich auf ein Selbstverständnis
zu, das aufgrund einer nichts und nieman-
den stellvertretenden Betroffenheit aktiv
wird für das eigene Interesse am Viertel, an
der Straße, an Haus und Wohnung, aber
eben Straße, Haus und Wohnung aller,
wofür öffentliche Gelder auch sinnvoll
eingesetzt wären.
Hausbesetzungen / Instandbesetzungen
andererseits werden weitergehen. Sie wer-
den aktuell bleiben, ganz egal, was der
Senat oder die Polizei tut oder nicht tut.
Denn Legalisierung einiger Häuser, mög-
lichst noch verknüpft mit Räumung soge-
nannter Chaotenhäuser, löst das zugrun-
deliegende Problem nicht, das viel schlim-
mer und weitreichender ist, als daß es sich
im Rahmen der Häuserkämpfe definieren
ließe. Hier hat die Politik der letzten
zwanzig Jahre eine Zeitbombe gebastelt,
die nicht nur der Bauverwaltung den Spaß
am Sanieren nehmen wird. Und an die
türkischen arbeitslosen Jugendlichen wol-
len wir einstweilen noch gar nicht denken,





Dokumentation eines politischen Kampfes
Der folgende Aufsatz ist das Resume eines
im Rahmen eines Forschungsprojektes am
FB 8 der TU Berlin entstandenen Berichts
über die Geschichte des Kreuzberger
Widerstandes gegen Abrißsanierung und
über die Gruppen, die ihn in den
vergangenen 10 Jahren getragen haben.
Das Papier hat bei den Beratungen der im
Mieterladen Dresdener Straße organisier-
ten Bewohner eine nicht unwichtige Rolle
gespielt bei der Frage, wie sich die Mieter-
organisation der Gefahr entziehen kann,
als anerkannte Interessenvertretung nach
StBauFG zur Mitverwalterin der Zerstö-
rung des Viertels zu werden.
Trotz des leider nicht immer leicht les-
baren Textes hat sich die Redaktion daher
zur Veröffentlichung entschlossen.
1945 bis 1963 repariert worden. „... Auf-
grund dieser Beschränkung auf 56.000
Wohnungen und der rechtzeitigen Be-
kanntgabe der Sanierungsgebiete? ... ist
den Eigentümern und zustándigen Behór-
den die Entscheidung móglich, welche
baulichen Mafinahmen (insbesondere In-
standsetzungen und Modernisierungen)
noch vorgenommen werden kónnen bzw.
zur Verhütung volkswirtschaftlicher Ver-
luste unterbleiben sollen.“3
Dies bezog sich auf 16.000 im Jahre
1963 als sanierungsbedürftig ausgewiese-
ne Wohneinheiten. 10 Jahre danach waren
dann 2.400 WE abgerissen, 1.400 neu er-
richtet und 14 renoviert. 1973 also, als
nach der Maßgabe der Planung die Er-
neuerung schon zu einem guten Teil abge-
schlossen sein sollte, lebten rein rechne-
risch betrachtet in 13.600 Wohnungen
Menschen unter Bedingungen der zitier-
ten „volkswirtschaftlichen“  Entschei-
dungshilfe. Seit nun mehr als 10 Jahren
steht den ,volkswirtschaftlichen" Erwá-
gungen des Haus- und Grundbesitzes und
ihren Folgen die Forderung nach Instand-
setzung gegenüber. Die Basisinitiativen
und Betroffenen beriefen sich dabei - mit
welcher politischen Einstellung auch im-
mer - auf $ 536 des BGB und seit 1973 auf
das Wohnungsaufsichtsgesetz^.
Handelte es sich dabei um einen Strate-
gieansatz, der den von den Stadterneue-
rungsmafinahmen am schwerwiegendsten
Instandsetzung und der „Zahn der
Zeit“
Aufgrund der Regierungserklärung vom
18.3.1963 wurde ein Teil von Kreuzberg
zum Sanierungsgebiet erklärt. Die Er-
neuerung sollte innerhalb der nächsten
10-15 Jahre stattfinden. Zu den Kriterien
der Gebietsauswahl gehörte nach dem 1.
Stadterneuerungsbericht! u.a. die „große
Dringlichkeit von Maßnahmen wegen
einer Fülle von Mißständen“. Die Zahl der
Wohneinheiten ganz Kreuzbergs war
damals auf die vorhandenen 56.000 be-
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betroffenen Bewohnern die Chancen er-
öffnete, nicht nur die Verschlechterung
abzuwehren, sondern auch tatsächlich
eine Verbesserung ihrer Lebensverhältnis-
se zu erreichen? Über die Eróffnung von
Chancen läßt sich streiten, aber im Grunde
ist die Antwort schnell ge zeben: tatsäch-
liche Verbesserungen gab es nicht. Auch
Abwehr von weiterem Substanzverfall war
kaum môglich. Es gab zwar eine ganze
Menge von Fällen, in denen die Behebung
von Mängeln bis etwa 500,- DM Repara-
turkosten durchgesetzt wurde, meist mit
Unterstützung von Basisgruppen, Mieter-
vertretungen oder Beratungsstellens. Aber
das hieß nur, daß die Mieter, wenn sie ein-
mal Mittellosigkeit, Angst vor Repressio-
nen, deutsche Hemmungen, Rechtsan-
sprüche gegenüber Hausbesitzern geltend
zu machen, Resignation usw. überwinden,
bestenfalls in die Lage kamen, DM 500,-
zur Bezahlung der Handwerker vorzule-
gen und dann durch Einbehaltung einiger
Monatsmieten wieder auszugleichen. Hö-
here Reparaturkosten wurden von Sanie-
rungsträgern als Eigentümer unter Ver-
weis auf Bewirtschaftungsrelationen bei
Häusern im Sanierungsgebiet abgelehnt
- obgleich ihnen Bewirtschaftungsdefizite
aus Mitteln der öffentlichen Hand erstat-
tet werden ($ 43 StBauFG). Die kleineren
Reparaturen trugen insgesamt lediglich zu
einer minimalen Drosselung des progres-
siven Verfalls bei, in der Regel verursacht
durch Schäden an Fassaden, Dächern,
Sanitär- und Elektroinstallationen etc.,
und diese ergänzt durch Faktoren wie:
Unkenntnis insbesondere türkischer Mie-
ter, mit diesen chronischen Mängeln um-
zugehen; gezieltem Wohnungsleerstand in
harten Wintern, bis zu Brandstiftung und
gewaltsamer Unbrauchbarmachung.
Resumierend stellt man fest, daß es in
den letzten 10 Jahren keine Forderung
gibt, die so kontinuierlich gestellt worden
ist, wie die Forderung nach Instandset-
zung.
Ungebrochen wurde im Winter 1979/80
von der Betroffenenvertretung (BV)
PIII/X im Sanierungsgebiet Kreuzberg
die Instandsetzung als conditio sine qua
non für Mitarbeit nach dem Berliner
„Modell der Betroffenen-Mitwirkung“®
begriffen, etwa 1 Jahr nach Konstituie-
rung dieser Betroffenenvertretung im
„Mieterladen Dresdener Straße“. Das gibt
Anlaß zu der Vermutung,-daß für Aktive
offenbar ‘nicht allein die Aussicht auf
unmittelbaren Nutzen bei der Beurteilung
eines Strategieansatzes bestimmend ist.
Vielmehr lädt sich gegenläufig zum Ver-
fall von Bausubstanz für betroffene Mie-
ter/Nutzer dieser Gebäude die ’psycho-
physische Raumsubstanz’ (als ’Raum-Für-
Uns’) mit Spannungen auf und wird damit
politisierbar. Deshalb kommt, obwohl die
Forderung bisher fast ganz erfolglos war,
bei der Überlegung, unter welchen alterria-
tiven Strategien organisierte Sanierungs-
betroffene denn überhaupt wählen kön-
nen, der „Instandsetzung“ heute eine
Schlüsselfunktion zu. Diese erhält sie
dann aber auch aus direkt politischen
Gründen:
® Instandsetzung ist die einzige Baumaß-
nahme zur Verbesserung des Woh-
nungsbestandes, die keine unmittelbare
Mieterhöhung nach sich zieht, sie gewähr-
leistet den Erhalt der bestehenden Sozial-
struktur im Gebiet, kommt den gegenwár-
tigen Bewohnern zugute, entspricht ihrer
Zahlungsfáhigkeit. Das aber zwingt die
Bewohner auch, in dieser Phase zwischen
planerischem Urteilsspruch und vollstrek-
Lohn der 80er Jahre
kender Durchführung, sich selber gegen
die Unbestimmtheit des Raumes öffent-
lich als Maßstab zu setzen.
€ Instandsetzung und Instandhaltung
prágt die Qualitát der Bausubstanz.
Durch sie werden auch die Kosten für Mo-
dernisierung mitbestimmt.
€ Sie wirft die Frage nach den Adressa-
ten der Forderung auf: Vermieter in
ihren Pflichten gemäß $8 536, 537 BGB
und § 5 Abs. | des Sanierungsvertrages,
oder/und Verwaltung bzw. Senat als poli-
tisch verantwortliche Instanz fiir Woh-
nungsaufsicht und öffentliche Förderung
nach § 43 (1) StBauFG bzw. StBauFVwV
Nr. 22.
€ Sie verspricht für Mieterinitiativen
über den Ansatz konkreter materieller
Verbesserungen in aktueller Not, ein
Mittel zur Kontaktaufnahme und Aktivie-
rung der Bewohner zu sein.€ Halbinstitutionalisierte—Betroffenen-vertretungen können so das ihnenübertragene Mandat der Betroffenenwahrnehmen, ohne sich in die vorgebli-chen Sachzwünge einer Planung ginspan-nen zu la sen, die unweigerlich ein Aus-
wechseln der Bewohner zur Folge hat.
Die Entwicklung von den frühen auto-
nomen „Stadtteilgruppen“ bis zu heutigen
„Betroffenenvertretungen“ deutet an, wel-
che Veränderungen im Laufe der Sieb-
ziger Jahre die Betroffenengruppen durch-
gemacht haben, von denen die Instandset-
zungsforderung kontinuierlich getragen
worden ist. Diese Veränderungen in ihrer
Komplexität zu beschreiben, will ich hier
gar nicht erst versuchen; wenn aber die
Forderung selbst von solcher Beständig-
keit im Stadtteil ist und sich iher gesamtes
Umfeld permanent verändert hat, so muß
man sich fragen. wie denn das Instand-
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setzungsproblem in den Gruppen behan-
delt wurde bzw. wird und welchen Stellen-
wert es für ihre Arbeit hat. Vielleicht
ergeben sich daraus Anhaltspunkte für
eine Bearbeitung des bereits angesproche-
nen Phänomens, daß offenbar gegenläufig
zum Verfall der physisch-technischen
Raumstubstanz ihre ’psycho-physische’
Aufladung politisierbar wird.
Einschätzung heute zur Geschichte
der Forderung nach Instandsetzung
In der ersten Hälfte der Siebziger Jahre
begriffen die ersten Stadtteilgruppen
Kampagnen zur Durchsetzung von Repa-
raturen bzw. Mietminderung als Teil des
„ökonomischen Kampfes“ gegen den
Senat als Monopol-Grundbesitzer im Sa-
nierungsgebiet. Obgleich es sich dabei le-
diglich um ein Ausschöpfen des „legalen
Weges“ handelte, wurde er als „politisch“
bezeichnet, weil kollektives Ausschöpfen
legaler Möglichkeiten gegen einen Gegner
„den Massen“ die Erfahrung zu vermitteln
versprach, daß kollektives Handeln zum
Erfolg führt. Von solchen Kampagnen
versprach man sich also einen doppelten
Nutzen: geplanten unmittelbaren Nutzen
insofern, als sich Ausläufer der Studen-
tenrevolte durch diese Arbeit im Stadtteil
eine Basis in der Bevölkerung schaffen
wollten, indem sie eine Entlastung der
Mieter von täglichen Härten zu erreichen
versuchten. Geplanten strategischen Nut-
zen insofern, als die Vorzüge solidarischen
Handelns massenhaft erfahren werden
sollten, einhergehend mit einer Bewußt-
werdung allgemeiner revolutionärer Ver-
änderungsnotwendigkeit.
Als unmittelbares Ergebnis der Aktivi-
täten dieser Zeit, an diesem Ort und in
dieser Sache ist zu verzeichnen, daß die
Initiatoren Kontakte mit den Mietern
knüpften und für die Zukunft wertvolle
Erfahrungen sammelten über deren All-
tagsprobleme sowie über den verwahrlo-
sten Zustand vieler Häuser.
Charakteristischerweise ist das strategi-
sche Ergebnis nicht unter dem Instand-
setzungsproblem in K 36 zu fassen. Die
Aktivitäten der Kreuzberger Stadtteil-
gruppen waren Bestandteil einer ganz
woanders zentrierten Bewegung. Gleich-
wohl kommt den Stadtteilgruppen hin-
sichtlich ihrer Erfahrung an autonomer
Organisation eine Avantgardefunktion zu.
Zu den strategischen Ergebnissen dieser
Bewegung, wie zu entsprechenden Reak-
tionen der Staatsmacht, liegen unter dem
Thema „basisdemokratische Bewegun-
gen“ und in engerem Sinne anhand der Er-
ôrterung des ,Städtebaufôrderungsgeset-
zes“ von 1971 bereits zahlreiche Arbeiten
vor. Eine andere gesetzgeberische Reak-
tion, der strategische Bedeutung zu-
kommt, ist aber auch die Definition der
Mindestforderungen an Wohnraum im
»Gesetz zur Beseitigung von Wohnraum-
mißständen in Berlin“ von 1973. -
Mitte der Siebziger Jahre befanden sich
die Basisaktivitäten in einer krisenhaften
Umbruchphase. Dies fand seinen allge-
meinen Ausdruck u.a. in der Ablösung des
„Stadtteilgruppen“-Modells durch „Bür-
gerinitiativen“ bzw. integrationsgefährde-
te „Mieterbeiräte“ nach dem StBauFG.
Auf K 36 und das Instandsetzungsproblem
bezogen, fällt in diesen Zeitraum eine
Untersuchung nach den unmittelbaren
und strategischen Momenten schwer. Es
scheint eher so, als gingen die strategi-
schen Momente fast sprachlos in Aktivi-
täten zur unmittelbaren Existenzsiche-
rung ein, Die intensive Kriminalisierungs-
welle. mit der allen Widerstandsversuchen
gegen staatliche Gewalt begegnet wurde,
und die Unmittelbarkeit gruppeninterner
Gewaltdiskussion, erklären dies nur allge-
mein. Aufschlußreicher ist, daß die relativ
wenigen Initiativgruppen, die es damals
überhaupt im Gebiet gab, inzwischen aus
einer unmittelbaren Betroffenheit heraus
agieren. Den Aktiven unter den vielen
jungen Leuten, die sich in diesem Gebiet
zusammengefunden haben, geht es um
ihren Lebensraum. Raum beispielsweise,
mit baulich und preislich günstigen Be-
dingungen, gemessen an den Bedürfnissen
einer großen Wohngemeinschaft. Zu
ihrem eigenen Schutz setzen sie sich für die
Instandsetzung auch in der Nachbarschaft
ein, weil sie die soziale Struktur auch als
Lebensraum erhalten wollen wie sie 1st;
weil inzwischen aber Erfahrungen vorlie-
gen, nach denen die praktizierte Moderni-
sierung die Miete fiir die jetzigen Bewoh-
ner untragbar macht und sie zum Auszug
zwingt. Die Ausschabung des Gebiets
durch die Sanierungsträger ist in vollem
Gange. .
Das strategische Moment liegt darin,
daf sie hier den Lebensraum gefunden
haben, der die Notwendigkeit, aber auch
günstige Bedingungen dafür schafft, sich
auf die Suche nach neuen Lebensformen
zu begeben. An ihrer Betroffenheit und
Organisierung wollen sie im Stadtteil
exemplarisch machen, daß es sich lohnt,
kollektiv für seine Interessen einzutreten
(„wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt“).
Und was das Exempel betrifft, gelingt
ihnen das auch, mehr aber nicht.
Gegen Ende der Siebziger Jahre. In
dieser Zeit wird die Forderung nach In-
standsetzung und Instandhaltung von den
Betroffenenvertretungen der Planeinhei-
ten PHI/PX und PIX getragen, als den
nach den ,Ausführungsvorschriften des
Landes Berlin zum Städtebaufôrderungs-
gesetz" legitimierten Organen der Betrof-
fenen. Das Bewußtsein von Chancen und
Gefahren der Existenz nach diesem vorge-
gebenen Modell prägt immer ihre Orien-
tierung - ob nach unmittelbaren oder nach
strategischen Momenten betrachtet. Ab-
geleitet aus der Sozialstruktur des Gebiets
wählen die Vertretungen gegenüber allen
Planungsüberlegungen folgende Formel,
durch die sie das objektive Interesse der
Bewohner am besten ausgedrückt sehen:
® Instandsetzung so umfassend wie mög-
lich
® Modernisierung soweit wie nötig
® Neubau soweit unumgänglich.
Instandsetzung wurde von der BV also zu
keinem Zeitpunkt als ausschließliche
Maßnahme zur Verbesserung der Wohn-
bedingungen behandelt, wenngleich ihr
eine Schlüsselrolle beigemessen wird.
Letzteres deshalb, weil der Erhalt der im
Gebiet herausgebildeten Sozialstruktur
der Ausgangspunkt der Arbeit der BV dar-
stellt, d.h.: der Verbleib derjenigen, die sie
vertritt. Garantiert ist das nur durch
Instandsetzung. Die BV macht heute die
Entscheidung, ob Instandsetzung als
Maßnahme ausreicht, vom Votum der
Hausversammlungen, also von den Mie-
tern selbst abhängig. Entsprechend wird
eine verbindliche Regelung gefordert, die
gewährleisten soll, daß das Votum der
Hausversammlungen im Planungsprozeß
Berücksichtigung findet.
Die nur bedingte Kooperation der BVen
mit Planungsinstanzen beinhaltet den
geplanten strategischen Nutzen der In-
standsetzungsforderung, mittels derer sich
die Vertretungen der ihnen zugedachten
Alibifunktion bei der „Verbesserung der
Sozialstruktur“ zu entziehen versuchen.
Die präzisere Absehbarkeit des strategi-
schen Nutzens stôBt auf das Problem-der
Entscheidung bei starker UngewiBhei
aufgrund vorwiegend qualitativer Infor.
mationen. An den unmittelbaren und
strategischen Ergebnissen soll deshalb
gemessen werden, ob und unter welchen
Voraussetzungen es die Instandsetzungs-
forderung überhaupt verdient, in den
Rang einer sozialen Strategie zur Verbes-
serung der Wohnbedingungen gehoben zu
werden. . .
Als Ergebnis müßten sich, wie gesagt,
Bedingungen eingestellt haben, unter de-
nen die Vorzüge der Selbstbestimmung
von Betroffeneninitiativen stärker zur
Geltung kommen und sie dadurch gegen-
über der Staatsmacht an Stärke, Konflikt-
ähigkeit und letztlich an Durchsetzungs-
fähigkeit gewinnen.
Bis heute sind der alten Luisenstadt
(K 36) keine unmittelbaren Ergebnisse der
jahrzehntelangen Forderung nach In-
standsetzung anzusehen.
Differenzierter betrachtet ist dabei aber
eine Schwerpunktverlagerung der Ver-
fallsbeschleunigung innerhalb dieser Ge-
biete von Westen nach Osten zu beobach-
ten, was durch den sich verstärkenden
Kapitaldruck in den östlichen Blöcken zu
erklären ist, in die Modellmittel zur „Inter-
nationalen Bauaustellung 1984“ einflie-
ßen. In den beiden westlichen Blöcken von
PIX - von der Kreuzberger CDU-Fraktion
schon als der Slum Berlins charakterisiert -
scheint hingegen seit Anfang 1980 die Ent-
mietung der Wohnungen und auch der
Verfallszustand der Häuser zu stagnieren.
Die jahrelang praktizierte Umsetzung von
Ausländern hierher und die dementspre-
chend hohe Ausländerzahl haben die ge-
planten Sanierungen z.Zt. undurchführ-
bar gemacht’.
Die zahlreichen instandbesetzten Häu-
ser im Gebiet PIII/ X/IX bilden innerhalb
des Verfalltrends eine deutliche Ausnah-
me. Aber das Gesamtbild wird durch diese
noch vereinzelten radikalen Selbsthilfen
der Mieter nicht verändert, zumal noch
ungeklärt ist, wie größere Reparaturen,
z.B. von Dächern, finanziert werden
sollen. Das Verfahren der Eigenvornahme
in Häusern, deren Mieter im Gegensatz zu
instandbesetzten Häusern über Mietver-
träge verfügen, steckt auch noch immer zu
sehr in den Anfängen, als daß es sich schon
sichtbar auf den Zustand der Bausubstanz
hätte auswirken können.
Die Frage, ob die BV ihrer Aktivie-
rungsaufgabe gegenüber den Betroffenen
mittels der Instandsetzungsforderung ge-
recht geworden ist, muß wohl zunächst
noch offen bleiben.
Jedenfalls ist festzustellen, daß das ob-
jektive Interesse der Bewohner von der BV
mit der Forderung nach Instandsetzung,
als Kernpunkt ihrer Arbeit, am besten aus-
gedrückt wird, selbst dann, wenn Instand-
setzung als subjektives Einzelinteresse
noch nicht von allen erkannt ist, weil der
Traum vom „schönen Neubau“ angesichts
der immer mehr verrottenden Substanz so
wohltuend ist. Welche finanziellen Kon-
sequenzen das hat, mittel- und langfristig,
diese Überlegungen haben bei solchen
Affekten oft keinen Platz. Dies ist der An-
satz zur Aktivierung, und es bleibt noch
viel zu tun.
Besser dagegen stellten sich neuerdings
die strategischen Ergebnisse dar, wenn-
gleich diese nicht exakt in ihren Ursachen
und Auswirkungen durch das Instandset-
zungsproblem in K 36 allein zu beschrei-
ben sind. Aber unbestreitbar damit im Zu-
sammenhang stehend, daß die BVen der
Instandsetzungs- und Instandhaltungsfor-
derung beharrlich absolute Priorität ein-
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geräumt haben und sie als Vorbedingung
ihrer Mitwirkung bei allen Planungs- und
Durchführungsverfahren gestellt haben,
haben sich die Grundvoraussetzungen für
Aktivitäten der Betroffenen verbessert.
Diese Verbesserung ist dabei nicht nur auf
die Beharrlichkeit der BVen zurückzufüh-
ren. Erst seit die Betroffenen die soziale
Strategie der Forderung nach Instandset-
zung auf einer Organisationsstufe durch-
zufechten begannen, auf der sie öffentlich
und beispielhaft politische Aktionen wie
Instandbesetzungen von leerstehenden
Wohnungen bewältigen konnten, ist in der
Wohnungspolitik in Berlin-West eine
gewisse Nervosität und Regsamkeit fest-
zustellen.
Als Anzeichen dafür gelten folgende
Symptome:
1. Der Bausenator gibt zu, daß trotz des
immer zugrundegelegten absoluten Bevöl-
kerungsrückganges in Berlin-West die
Nachfrage nach billigem Wohnraum
größer als das Angebot ist. Die Furcht vor
weiter ausufernden, städtischen sozialen
Konflikten provoziert noch durch die ge-
plante Einführung des „Weißen Kreises“
in Berlin, ist hinter dieser Feststellung
kaum verborgen. Die Bauverwaltung stellt
deshalb den Trägern (!) ein Förderungs-
programm zur Verfügung (bis 1982 14-16
Mio. DM) zur „vorübergehenden“ In-
standsetzung, auch als „Zwischenmoder-
nisierung" bezeichnet, von 1.600 Hinter-
haus- oder Seitenflügelwohnungen in Ber-
lin- West insgesamt. Der Anteil für PIII/
IX/X ist noch nicht zu ermitteln. Das Geld
kommt aus einem Auslánderintegrations-
programm und soll jetzt pfiffigerweise den
Deutschen das Wohnen zwischen Auslàn-
dern durch nicht mietwirksame Substanz-
reparatur attraktiver machen und Umsetz-
wohnraum schaffen. Nicht zuletzt der
Mangel an Umsetzwohnungen hatte in
den letzten Monaten die Durchführungs-
programme der Träger verzögert, teilweise
sind sie dank wachsamer Beobachtung der
Entmietungspraxis durch die BVen sogar
zum Stocken gebracht worden.
Unter drei Gesichtspunkten scheinen im
Prinzip solche Mittel den Trägern das
Greuel der Instandsetzung etwas zu
lindern:
a) In Gebieten, die noch nicht einem hohen
Kapitaldruck unterliegen, wird vorüber-
gehend Wohnraum geschaffen, der ihnen
in anderen Gebieten dazu verhilft, gewinn-
trächtigere Sanierungsmaßnahmen for-
ciert durchzuführen.
b) Wenn diese Mittel zu den immer schon
verfügbaren Bewirtschaftungszuschüssen
stoßen, ist vermutlich eine 10-12%ige Ver-
zinsung des eingesetzten Kapitals gege-
ben, die im Notfall gerade noch akzeptiert
wird.
c) Der Verweis darauf, daß überhaupt
Instandsetzungen durchgeführt werden,
mag den Trägern zukünftig helfen, ihre
politische Argumentlosigkeit gegenüber
Instandbesetzungen abzubauen und diese
im Zuge der schon laufenden Strafanträge
auf Hausfriedensbruch in der öffentlichen
Meinung wieder zu kriminalisieren, was in
letzter Zeit keineswegs gelungen ist. Radi-
kalen Selbsthilfemaßnahmen von Betrof-
fenen war neuerdings durch die Medien
Legitimität nahezu bestätigt worden.
Der Verfallzustand im Gebiet macht
klar, daß es sich bei diesen für Berlin-West
insgesamt vorgesehenen Mitteln um nichts
als ein imagepolitisches Trostpflaster
handelt, das zudem noch nach fünf Jahren
wieder abgerissen werden kann. Solange
mit Instandsetzungsförderung nicht eine
verschärfte Überwachung des Instandhal-
tungsgebots einhergeht, werden sich die
baulichen Verhältnisse nicht grundlegend
ändern.
Im Gegenteil, es ist zu befürchten, daß
durch diese verschwindend geringen In-
standsetzungsmittel aus Steuergeldern -
ohne gleichzeitige Verschärfung der Woh-
nungsaufsicht - die Hauseigentümer sich
noch mehr ermutigt fühlen, den für
Reparaturen vorgesehenen Mietanteil nun
gänzlich als Profit einzubehalten, und der
Verfall des Stadtteils dadurch noch be-
schleunigt wird. Allein aus der plötzlichen
Existenz eines Programmes - so beschei-
den es auch ist - zur Förderung bisher
unterlassener Instandsetzung, wie sie seit
Jahren von den Betroffenen gefordert
worden war, glaube ich aber auch ablesen
zu können, daß sich das politische Umfeld
für Aktivitäten der Betroffenen insgesamt
und zur Durchsetzung von Instandsetzun-
gen verbessert hat: Jener Borniertheit mit
der Politik, Verwaltung und Träger ein
Jahrzehnt lang der Aufforderung zur Er-
haltung der Gebrauchswerte begegneten,
sind in Zukunft Präzidenzfälle entgegen-
zuhalten. Sie werden es den Betroffenen
erleichtern, die hinter dreist vorgebrach-
ten Sachzwängen verschleierten jeweiligen
ökonomischen Interessen zu entblößen.
2. Die Tatsache, daß das Gebiet zum
Demonstrationsbereich der Internationa-
len Bauaustellung erklärt wurde, ist kein
Zufall. Entsprechend der Problematik
beinhaltet das IBA-Programm für den Be-
reich Mariannen-Straße u.a. folgende
Ziele:
® Schaffung verbesserter Umweltqualität
unter Erhaltung des gegebenen Milieus
® Die politischen Integrationsbemühun-
gen gegenüber ausländischen Familien
sollen in die bauliche Realisierung einbe-
zogen werden.® Erhaltung der „Kreuzberger—Mi-schung“® Exemplarische Betroffenenbeteiligung
® Beibehaltung des niedrigen Mietni-
veaus durch differenzierende Stan-
dards einschließlich nicht mietwirksamer
Instandsetzung und Modernisierung un-
terhalb des Regelstandards für Sozialwoh-
nungen (Einstiegsmiete 3.34 DM/am).
Einerseits hat, wie schon erwähnt, die
Investitionsankündigung der öffentlichen
Hand anläßlich der IBA in diesem Gebiet
den Kapitaldruck mit all seinen Folgen
merklich erhöht, andererseits ist aber
durch das Auftreten der IBA-Manpower
eine legitimatorische Verwirrung unter
den Fraktionen der Parteien, wie zwischen
Bezirksverwaltung, Senatsverwaltung,
Trägern und der IBA selbst entstanden,
dergegenüber die Initiativen der Betrof-
fenen ein geradezu einheitliches Bild
abgeben.
3. Solidarität und Bündnisfähigkeit der
Betroffenengruppen untereinander und
nach außen werden bezeugt z.B. durch den
Ablauf von Instandbesetzungen, bei denen
die BVen sich in Kontakt mit dem Beset-
zerrat zu Koordinationszentren entwik-
keln, insbesondere zur Öffentlichkeitsar-
beit; durch die Konzentrierung des
„Volkszorns“ gegen die Einmauerung der
vielbenutzten Rasenfläche des Oranien-
platzes (die Folge war die Zurücknahme
aller bisherigen Planungs- und Bauarbei-
ten); schließlich auch durch die „Vereini-
gung der Betroffenenvertretungen der
Sanierungsgebiete in Kreuzberg 36“. Diese
Vereinigung umfíaBt die Gebiete PIII/
PX.P IV. Mariannenplatz Nord. PIX: ihr
steht inzwischen der „Verein zum Schutz
der Blockstruktur e.V.“ als autonome und
rechtsfähige Einrichtung zur Verfügung.
Anmerkungen zur Kontinuität der
Instandsetzungsforderung bei Ver-
änderung des Umfeldes
Kontinuität gehört an sich nicht gerade zu
den Stärken der Initiativen in Kreuzberg.
Eine Chronik, die als Leitfaden die In-
standsetzungsforderung nimmt, könnte
diesbezüglich zu falschen Schlüssen ver-
leiten. Kampagnen zur Durchsetzung von
Reparaturen und Instandhaltung stellen in
ihrer Kontinuität eine Ausnahme dar. Will
man die Meinung der Bewohner zum
bisherigen Verlauf der Sanierung charak-
terisieren, so kann man der Forderung
nach Instandsetzung am ehesten Attribute
kollektiven Bewußtseins zusprechen. Das
ist auch nicht weiter verwunderlich, weil
sie nahezu identisch ist mit der existen-
tiellen Bedingung für den Erhalt der
Sozialstruktur im Stadtteil. Von sich ver-
ändernden Umweltfaktoren hängt also
weniger ab, ob die Instandsetzungsfor-
derung in die Diskussion der Gruppen
kommt, sondern wie. Diese Frage bedarf
noch einiger Anmerkungen. Jede unkon-
trollierte Bewegung (auch die zur Erhal-
tung billigen Wohnraums) erfolgt in einem
Medium, gegen einen Hintergrund, der
durch die Bewegung selbst bestimmt wird.
Bewegung ist nicht in einem „leeren“, zu
ihr beziehungslosen Raum, sondern in
einem, der zu ihr in ganz bestimmter
Beziehung steht. „Bewegung und Hinter-
grund sind eigentlich nur künstlich von-
einander trennbare Momente eines ein-
heitlichen Ganzen“.®
Deshalb gibt die bei Bestandsaufnah-
men übliche Zerlegung wirksamer Mo-
mente in Sozialstruktur, Baustruktur etc.,
bei der Wertung eines spezifischen Stra-
tegieansatzes aus der Praxis sozialer Be-
wegungen nur wenig Aufschluß. Bewe-
gungen lassen soziale, räumliche und po-
litische Momente nicht über sich ergehen,
sondern übernehmen sie aktiv und fassen
sie in ihrer eigentlichen Bedeutung zu-
sammen.
In welchem Zusammenhang steht also
der Kampf um Verlängerung der Restnut-
zungsdauer zu den Veränderungen der
Subjekte?
Die Bevölkerungsteile im Gebiet kann
man inzwischen so einschätzen:
® Arbeitsemigranten und ihre
Familien 60%
® deutsche „Stammbewohner“ 20%
® neue deutsche „Restbevölkerung“
(Vorwiegend junge Leute) 20%
In aller Ambivalenz ist den Bekundungen
der „Stammbewohner“ das kontinuler-
liche Absinken ihrer Gebietsbindung zu
entnehmen. Dabei muß unterschieden
werden zwischen dem, was diese Leute
gern täten und dem, wozu sie sich dann zu
tun gezwungen fühlen. Es handelt sich hier
um Leute, die nicht mehr ganz freiwillig
bleiben - sie können „das andere“ nicht be-
zahlen. Einerseits haben sie noch affek-
tive Beziehungen zu Kreuzberg und wür-
den auch gerne bleiben, aber aus den
dauernden Vertröstungen, statt daß bei-
spielsweise der Qualm aus dem schadhaf-
ten Ofen endlich aufhört, schließen sie
resignierend, daß ihnen das Verbleiben
systematisch vergrault wird. .
Andererseits hat hier aber auch die
öffentliche Diskussion um die Gebrauchs-
werte und vor allem die sprunghaft wach-
senden Kosten (respektive Heizkosten) im
Neubau, die diesbezüglichen Illusionen
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stark gedämpft, und so ist gegenüber den
Vorjahren eine Tendenz festzustellen, daß
die alten Bewohner, sofern ihre Gesund-
heit ihnen das erlaubt, doch die Verbesse-
rung ihrer Wohnbedingungen abwarten
würden, wenn zu derartiger Hoffnung
wirklich Anlaß bestünde. Und Anlaß dazu
bieten bittererweise aber auch nicht die so
arbeitsaufwendigen Mängellistenaktio-
nen. Mängelanzeigen veranlassen die Auf-
sichtsbehörden mitunter zu Unbewohn-
barkeitserklärungen und Zwangsräumun-
gen, ohne daß den betroffenen Mietern
angemessener Ersatzwohnraum anzubie-
ten ist.
Wenn auch erfahrene Mietervertreter in
der Sache erfolglos bleiben, so ist das ge-
eignet, die Resignation der älteren Mieter
eher noch zu fördern. Da sind aber noch
die unzähligen Tips und Beratungen bei
Mieterproblemen oder einfach Zuwen-
dung im Alltag, wie sie von den Leuten im
Mieterladen und im Mieterrat (PX) neben
ihrer Berufstätigkeit geleistet werden, und
ihnen kommt ein ungleich höherer Wert zu
in einem Gebiet, dessen staatlich organi-
sierte soziale Dienste mit Anwachsen der
Misere systematisch ausgetrocknet wer-
den. Wenn die Leute ermutigt werden, sich
von der Leber zu reden, was sie bedrückt,
dann kommen sie sehr schnell auf den
Punkt der Verwahrlosung ihrer Häuser zu
sprechen, und dann bedarf es der Erklä-
rung über die Hintergründe dieses Pro-
blems. Solange diese nämlich fehlen,
scheinen ihnen die Türken Ursache allen
Übels zu sein, oder aber sie müssen sich
achselzuckend mit der alten Lüge der Ver-
antwortlichen zufrieden geben, die be-
haupten, es seien keine Mittel für Instand-
setzung da, weil es im Haushalt dafür kei-
nen Titel gäbe.
Wenn im Berichtszeitraum Fluchtreak-
tionen der deutschen „Stammbewohner“
zu beobachten sind, so ist das eine Folge
der jahrzehntelang betriebenen Herab-
wirtschaftung des Bestandes bis unter eine
Marke, unterhalb derer für die gerade
noch Mobilen unter den Deutschen der
Blick für immer noch vorhandene Ge-
brauchswerte verstellt ist:
a) wird das bewirkt durch den meist illu-
sorischen Versuch, per Umzug ihren sozia-
len Status zu verbessern. Das „Heim“, als
Ort höchster Geborgenheitsqualität, fällt
vordergründig der scheinbaren Unaus-
weichlichkeit vor „dem Zahn der Zeit“ für
K 36 zum Opfer. Diese Gruppe deutscher
Bewohner finden ihre Statusüberlegungen
insbesondere ab Mitte der Siebziger
Jahre noch bestätigt, wenn sie vor ihrem
Umzug beobachten, daß es immer noch
Menschen gibt, die mit dem Rest an Ge-
brauchswerten offenbar vorlieb nehmen
und sich im Gebiet „breit“ machen. Am
vermuteten Denken jener neuen Nachbarn
definieren sich bald die fortziehenden
Deutschen noch einmal insofern, als jene
wohl wie „die Anderen“ denken, sich
erkennbar auch anders verhalten. Der
„einzelne“ dieser Gruppe der alten Ein-
wohnerschaft stellt schließlich befremdet
fest, daß um ihn herum schon alles anders
als er selbst ist.
b) Bei den weltoffeneren unter den um-
zugswilligen Deutschen zählt einfach der
Überdruß am verrotteten Zustand der
Substanz als Umzugsgrund. Sie haben es
beispielsweise satt, nach ihrem Arbeitstag
im Umfeld neuester Produktionsmittel in
ihrer Wohnung wieder eine Überschwem-
mung vorzufinden, weil das Fallrohr seit
einem Jahrhundert nicht erneuert wurde.
Unter ähnlichen Umständen werden die
vielen alten Stammbewohner entwurzelt
und dann z.T. in .Senioren“-Einrichtun-
J.“A
Frühling 1980, Pressexonrerenz des ‘Mieterladens zu
einer Instandbesetzung
gen gesammelt. Was beiden - zugegebener-
maßen plakativ beschriebenen - Abwan-
derungsmotiven vorliegt, ist ein gewisser
Defätismus gegenüber dem Zustand der
Gebrauchswerte, und der bewirkt maß-
geblich den Unterschied zu den Neuzu-
wanderern - ob türkische oder deutsche.
Es ist nicht etwa so, daß diese Zuwan-
derer niedrigere Ansprüche an die Ge-
brauchswerte ihrer Wohnung hätten, se
stehen nur dem vorgefundenen Zustand
der Gebrauchswerte anders gegenüber,
d.h. erst einmal bleibt ihnen, und hier sind
hauptsächlich die Ausländer gemeint,
wegen der Ablehnung anderswo, nichts
anderes übrig, als hier ein Wohnungsan-
gebot anzunehmen. Ist dies geschehen, so
lernen sie es mit der Zeit (nach oft äußerst
bitteren Anfängen) mit derartiger Sub-
stanz umzugehen. Dabei bringen sie viel
improvisatorisches Geschick auf, und das
haben sie gemein mit den jungen deut-
schen Kreuzbergern, auch den neu dazu-
gestoßenen. Bei diesen kommt die Bereit-
schaft hinzu, sich für Erhalt und Instand-
setzung der Gebrauchswerte öffentlich
einzusetzen. Der Wille, sich zu wehren,
wird seit Mitte der Siebziger Jahre
zunehmend gestärkt durch ein sich neu
entfaltendes System von Valenzen und
Nutzungsverhaltensweisen, welches sich
vorsichtig charakterisieren läßt durch eine
Aufladung des Stadtteils mit Bereitschaft
zu eigener kultureller Identifikation. Das
gilt für die gesamte Gruppe der Zuwan-
derer, wenngleich sie sich intern strikt
sondert, auch in ihrem kulturellen Bezug,
in etwa 60% Orientalen und etwa 20%
Orientierung suchende, neue deutsche
„Restbevölkerung“.
Bei den vielen hypermobilen - wenn-
gleich auch mietpreisabhängigen - jungen
Leuten, die in den letzten Jahren hier ihren
Ort zu leben im Land Berlin-West gewählt
haben, ist ein gewachsenes Verantwor-
tungsbewußtsein zur Rettung der Ge-
brauchswerte dieser verwahrlosten Bau-
substanz festzustellen, hier, im stadtkul-
turell für sie so vitalen Raum. Dieses Ver-
antwortungsbewußtsein ist zu Beginn des
neuen Jahrzehnts im Begriff, sich zu
organisieren. Es stützt sich auf zwei
Perspektiven der Durchsetzung von In-
standsetzung, und die Mängellisten-Ak-
tionen sind dabei eine wichtige Lehre
gewesen: '
a) die Ausschópfung des legalen Weges
per ,Eigenvornahme* bei bewohnten
Wohnungen
b) der politisch legitimierte Weg der ,In-
standbesetzung" bei entmieteten Woh-
nungen.
zu a). Mitglieder der BV waren der BB-
Gesellschaft zur Verwaltung eines In-
standsetzungsfonds beigetreten: aus des-
sen Mitteln nótigenfalls die von der BV
beauftragten Handwerker bezahlt werden
können. Das Verfahren stützt sich auf $
538 und $ 552 BGB und § 3 und § 4
WoAufG.
Es kann jetzt gelingen, durch wohl
plazierte Ankündigungen von Eigenvor-
nahmen, Reparaturen zu erwirken. Eini.
ge Beispiele deuten darauf hin, dan Eigen-
tümer z.Zt. schon vor Beginn des Ersatz.
vornahme-Verfahrens einlenken und Re.
paraturen selbst in Auftrag geben.
Wohl plaziert heißt, daß die begrenzten
Kapazitäten der Mieterläden gezielt ein-
gesetzt werden müssen, nämlich dort, wo
das bitterste Wohnungselend herrscht, wo
taktisch orientiert an der Durchführungs-
praxis der Träger und auch an den Vor-
haben der IBA GmbH damit (und sei esdurch Gerichtsverfahren)—brauchbarerWohnraum gerettet wird zu bezahlbarenMieten, und Zielkonflikte in diesem inter-nationalen Demonstrationsgebiet des Ber-liner Senats und des Wohnungsbaumini-steriums für jeden erkennbar werden. Dasextensive Ausschöpfen von Rechtsposi-tionen ist die Domäne halbinstitutionali-sierter Betroffenenvertretungen.zu b). Bei Zuspitzung der stádtischen Kon-flikte werden sich vermutlich die Gegen-wehrmaBnahmen immer mehr dem Ein-
flu&amp; der BVen entziehen. Im Gebiet der
PIII/IX/X, das dem StBauFG unterliegt,
wird durch Instandbesetzungen der recht-
lich absicherbare Rahmen überschritten in
Richtung eines politisch legitimierbaren
Vorgehens gegen gesetzwidrige Praktiken
der Träger? ebenso wie gegen die Untätig-
keit der Wohnungsaufsichtsbehörde. In-
standbesetzungen nach dem Motto: „Wo
nicht instandgesetzt wird, dort wird in-
standbesetzt“, scheinen vorerst ein Ber-
liner Spezifikum zu sein. Eigentümern und
Verwaltung gelang es bisher nicht, diese
Praxis im Öffentlichen Bewußtsein zu
kriminalisieren.
Aus Äußerungen der älteren Mieter ist
zu entnehmen, daß sie sich daran zwar
nicht beteiligen würden, sich zu alt dazu
fühlten, aber auch nicht zusehen können,
wie alles systematisch verrottet. Instand-
besetzung findet deshalb ihre Zustim-
mung, zumindest ihre Duldung, was ja
umso beachtlicher ist, als ja immer noch
eine Hemmschwelle gegenüber den jungen
Leuten überwunden werden muß, und
unter den aktiven Instandbesetzern, wenn
schon nicht Kommunisten, so doch ein-
fach Andersartige vermutet werden.
Wenn ältere Mieter oder Gewerbetrei-
bende Instandbesetzungen nicht gleich
verurteilen, sondern die Vorgänge auf-
merksam verfolgen und sich langsam an
die Existenz der besetzten Wohnungen
gewöhnen, so ist das schon eine bemer-
kenswerte, neue Qualität im politischen
Klima des Stadtteils. Erkennbar ist aber
auch ein neuer Umbruch in der Organi-
sationsstruktur der Betroffenen, der durch
einen radikal antiinstitutionellen Trend
geprägt sein wird. Er wird erzwungen
durch die Notwendigkeit politischen Vor-
gehens gegen die Gesetzwidrigkeit der
Macht.
Der illusionslosere Kurs, zu dem sich die
BVen im März 1980 entschieden, hat die
Unterstützung von Instandbesetzungen
direkt zur Folge.
Die Akteure bei Instandbesetzungen
kommen kaum aus den Reihen der BVen,
sie stoßen aber noch zu ihnen und beein-
flussen ihre Arbeit, während ihnen ande-
rerseits Solidarität, Erfahrung und Ge-
schick der formellen Vertretungen zugute
kommt. Die zukünftige Bedeutung halb-
institutionalisierter Betroffenenvertretun-
gen wird davon abhängen, wie sie sich
weiter auf dieses Zusammenwirken ein-
stellen können und dadurch die Mobilisie-
rung neuer Betroffenengruppierungen för-








|) Der Senat von Berlin, Stadterneuerung in
Berlin: Erster Bericht an das Abgeordneten-
haus von Berlin, Drucksachen des Abge-
ordnetenhauses von Berlin Nr. 556 vom
12.6.1964
Im Spätherbst 1962 an den Haus- und
Grundbesitzerverband, Ende 1962 an die
Industrie- und Handelskammer und die
Handwerkskammer.
Der Senat von Berlin, a.a.O. (1964) (Her-
vorh. R.G.).
Gesetz zur Beseitigung von Wohnraummif-
stánden in Berlin - WoAufG Bln - vom 6.3.
1973; veróffentlicht im Gesetzes- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin Nr. 25 vom 14.3.
1973, S. 474.
Wobei auch in dieser Hinsicht die Erfolgs-
quote ihrer áuBerst arbeitsintensiven Be-
miihungen um Mingelbehebung im Zeit-
raum von 10 Jahren so phinomenal gering
ist, daß wieder eine Reihe neuer Fragen zu
stellen sind.
„Ausführungsvorschriften des Landes Ber-
lin zum Städtebauförderungsgesetz“ - Ab-
schnitt V, 50 vom 1.8.1977, Dienstblatt des
Senats von Berlin.
Bereits 1974 hatten wir vorhergesagt, „daß
die heute in K 36 lebenden und noch zu-
ziehenden Ausländer auf immer engerem
Raum zusammengeballt werden, die Ghet-
tobildung sich verschärft und die Sanierung
immer mehr blockiert“ (Dokumentation
der „Roten Bauwochen“ Juni 1974, S. 33).
Wir hatten die Idee, daß der Sinn dieser
Sätze von M. Merleau-Ponty zur Bewegung
des Leibes auch gilt für städtische soziale
Bewegungen.
M. Merleau-Ponty, „Phänomenologie der
Wahrnehmung“, deutsche Ausgabe, Berlin
1966.
Eventuelle Leerstandsgenehmigungen wer-
den oft unter AV Wo AufG § 1,8. verlet-
zenden Bedingungen erreicht
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Kaum zu glauben: das Institut für Stadt-
und Regionalplanung der TU Berlin
macht von sich reden. Das „ISR“ - in der
Berliner Öffentlichkeit unbekannt, in der
„Fachwelt“ allenfalls als konturlos be-
kannt - hat seinen Schlummer im
Elfenbeinbunker - zumindest kurzfristig -
unterbrochen. Der Auslöser dieser vor-
weihnachtlichen Überraschung: die Poli-
zeiaktionen gegen die soziale Bewegung
der Instandbesetzer. Die Bescherer: Zum
einen die Studenten (von denen ja auch
einige selbst Instandbesetzer sind) mit
ihrer Aktion der Blockade der Dove-
brücke.
In einem Flugblatt schreiben die Stu-
denten: Wegen der seit Jahren immer
schlimmer werdenden Wohnungsnot, die
mit Hilfe der Behörden auch noch recht-
lich abgesichert wird, sind „Instandbe-
setzungen gerechtfertigt“. „Der Senat,
statt nach vernünftigen Lösungen für das
Problem der Wohnungsnot zu suchen, ließ
statt dessen letzten Freitag mit Polizei-
gewalt ein Haus am Fraenkelufer in
Kreuzberg räumen. In der Folge kam es zu
spontanen Protesten mit den bekannten
Auseinandersetzungen ... So sehr wir die
gewaltsamen Auseinandersetzungen be-
dauern, so sehr sehen wir ihre Ursachen in
der Wohnungsnot und dem unangemesse-
nen Vorgehen der Polizei.“ Die Studenten
fordern:
9 Sofortige Freilassung der Verhafteten
und Einstellung der Verfahren!
® Keine Kriminalisierung der Instand-
besetzer!
? Legalisierung von Instandbesetzungen!
* Ablósung von Polizeiprásident Hübner
und Innensenator Ullrich!
9 Stopp der Abrifipolitik!
Zum anderen wurden einige (wenige) Pro-
fessoren (denen - hórt! hórt! - sogar die
Initiative zu dieser Tat zuzuschreiben ist)
und fast sämtliche wissenschaftlichen
Mitarbeiter „aktiv“, indem sie - nach der
obligaten heftigen Debatte über die Frage
der Distanzierung „von der Gewalt“ - auf
die Schnelle doch noch unmißverständlich
für die Instandbesetzer und gegen die
Berliner Wohnungspolitik in einer Presse-
erklärung Stellung bezogen. Die Erklä-
rung wurde von der „Neuen“ vollständig
abgedruckt. Einige andere Tageszeitungen
erwähnten sie lediglich am Rande, was an
der bisherigen öffentlichen Sprachlosig-
keit und damit auch dem fehlenden poli-
tischen Gewicht des Instituts liegt.
Harald Bodenschatz
Erklärung von Professoren und an-
deren Mitarbeitern des Instituts für
Stadt- und Regionalplanung der
Technischen Universitit Berlin,
17.12.1980
1. Mit Bestürzung haben wir in den letzten
Tagen in Berlin die Eskalation von Ge-
waltanwendung beobachtet. Gewaltan-
wendung ist kein Mittel zur Lösung der
Probleme der Wohnungsversorgung. Wir
haben dabei vor allem eine sehr bedenk-
liche Rolle der staatlichen Stellen, ihr
offensichtliches Unvermögen zu einer
angemessenen Einschätzung der zugrun-
deliegenden Problematik sowie die neuer-
liche Tendenz zur Kriminalisierung der
Instandbesetzung durch einen Teil der
Politiker und Medien feststellen müssen
2. Aufgrund langjähriger Beschäftigung
mit Problemen der Stadterneuerung und
der Wohnungssituation in Berlin kommen
wir zu dem Ergebnis, daß das Phänomen
der Instandbesetzung konsequentes und
verständliches Ergebnis der Wohnungs-
marktsituation in Berlin in Verbindung
mit einer zur Lösung der anstehenden
Probleme ungeeigneten Stadterneue-
rungspolitik ist.
Stadterneuerung hat die Aufgabe, die in
den Vierteln bestehenden Probleme der
dort lebenden und arbeitenden Menschen
zu lösen. Sie muß sich dabei insbesondere
an den Bedürfnissen der benachteiligten
Mitglieder der Gesellschaft orientieren.
Dies setzt die Bereitschaft voraus, über-
kommene Verfahrensweisen, wirtschaft-
liche Prinzipien und Machtverteilungen zu
revidieren. Die Anwendung schematisier-
ter politischer und ökonomischer Ziele ist
hierzu ungeeignet. Die Schwierigkeiten
und Hemmnisse, die auch heute noch von
offiziellen Stellen Ansätzen einer fort-
schrittlichen, d.h. behutsamen und primär
sozialorientierten Stadterneuerung entge-
gengestellt werden, lassen erhebliche
Zweifel entstehen, ob der Schritt zu einer
den Problemen angemessenen Stadter-
neuerung von der Senatsverwaltung wirk-
lich vollzogen worden ist; die jüngsten
Geschehnisse verstärken diese Zweifel.
3. Für die Stadterneuerung in Berlin er-
geben sich unseres Erachtens aus den Kri-
terien einer behutsamen und sozial-orien-
tierten Stadterneuerung und in Ergänzung
bereits diskutierter kurzfristiger politi-
scher Schritte folgende Konsequenzen:
a) In der heutigen Situation erscheint es
absurd, bestehende Werte zu vernich-
ten; d.h., daß überkommener Woh-
nungsbestand einschließlich der Wohn-
umgebung zu erhalten und zu pflegen
ist; auch Interessen der Bau- und Woh-
nungswirtschaft rechtfertigen nicht
eine ständige Umwälzung des Baube-
standes der Stadt.
Sanierung und Modernisierung müs-
sen auch dem Bedarf an einfachem und
billigem Wohnraum Rechnung tragen.
Dies bedeutet, daB den konkreten und
unterschiedlichen Bedürfnissen und
Situationen entsprechend unterschied-
liche Standards der Erneuerung mög-
lich sein müssen.
Es ist notwendig, geeignete Modelle zu
entwickeln und zu realisieren, die eine
Modernisierung durch Mieter und in
Selbsthilfe möglich machen.
Die Bewohnbarkeit von Gebäuden ist
längstmöglich zu sichern. Eine Strate-
gie der Entmietung und/oder geziel-
ten Verwahrlosung ist mit allen zur
Verfügung stehenden gesetzlichen und
politischen Mitteln zu unterbinden.
Soweit erforderlich, ist diese Vorge-
hensweise durch neue gesetzliche Re-
gelung abzusichern.
Neben den traditionellen Wohnungsge-
sellschaften sind neue Trägermodelle für
die Erhaltung und Pflege des Wohnungs-
bestandes erforderlich.
Vor dem Hintergrund eines gravieren-
den Wohnungsmangels und der fort-
schreitenden Zweckentfremdung und Ver-
nichtung von billigem Wohnraum muß
Instandbesetzung als eine soziale Bewe-
gung verstanden werden, die einen posi-
tiven Ansatz zur Lósung des Problems der
Wohnungsversorgung und Wohnungser-
haltung beinhaltet. Verwaltung und Poli-
tik sind aufgerufen, diesen Ansatz aufzu-
greifen, zu sichern und weiterzuführen.
IS
Selbsthilfe: hat ihre Geschichte eine Zukunft?
Klaus Novy
Selbsthilfe als Reformbewegung
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setzt haben, beispielsweise in Gestalt großer
Gemeinschaftssiedlungen. Über ein solches
Beispiel, vielleicht das herausragendste, soll
hier berichtet werden: die Wiener Kleingärt-
ner- und Siedlerbewegung, die in ihrer
offensiven Phase (bis 1924/1925) ca. 3000
Siedlerhäusern in Genossenschaftssied-
lungen hervorbrachte, insgesamt - ein-
schließlich der integrativen Spätphase bis
1933 - ca. 7000 entstehen ließ. Daß diese
Massenbewegung - eine echte „poor peoples
movement“ - und ihre Ergebnisse, nämlich
der seltene Fall eines außerordentlichen
Erfolges, weitgehend ungewürdigt geblie-
ben sind, ist in sich ein besonders repräsen-
tatives Beispiel vorenthaltener Geschichte.
Daß die Geschichte solcher Bewegungen,
soweit sie nicht in Theorie-, Partei- oder
Gewerkschaftsgeschichte aufgeht, unge-
schrieben blieb, ist inzwischen hinreichend
bekannt. Zu Recht aber weisen Piven und
Cloward (1977, S. X) darauf hin, daß mit
solchen nicht zufälligen Verweigerungen
(vorenthaltene Geschichte) auch kollektive
Lernprozesse verhindert werden. Dabei geht
es auch nicht nur um eine Geschichte der
realisierten Ideen, auch die kollektiven Er-
fahrungen, Hoffnungen, nicht eingelösten
Projekte und Optionen können von eminen-
ter Bedeutung sein. Im Vorwort zu Thomp-
son (1980, S. 8) heißt es zu ihrer möglichen
Bedeutung: „In den utopisierenden Erinne-
rungsvorstellungen wird eine Gegengesell-
schaft anvisiert, eine Geschichte erzeugt, die







TE -ZUR SYSTEMATISCHEN VER-
DRÄNGUNG DER ALTERNATI-
VEN IN DER GESCHICHTE
Selbsthilfe im allgemeinen (vgl. z.B. Badelt
1980) und im Bau- und Wohnungssektor im
Besonderen ist wieder im Gespräch (vgl. die
Planungswerkstatt der Internationalen Bau-
austellung Berlin, Okt. 1980). Dabei hat
Selbsthilfe historisch keinen guten Ruf;
zumindest nicht aus der verlängerten Sicht
der Betroffenen, denen Selbsthilfe als
schlechter Ersatz für weggefallene andere
Formen der Versorgung zugemutet wurde
(vgl. hierzu Pirhofer/ Uhlig 1977).
Es gibt jedoch Ausnahmen, und nicht
einmal so wenige: Ausnahmen von Selbst-
hilfebewegungen ,von unten", die ihre










Größte Wiener Siedlung: Ubergangstyp, teils Genossenschaftssiedlung, teils Gemeindesiediung
können eine moralische Basis für neues
Lernen, Konstituens für Bewußtsein und
Alltagshabitus sein." Mit Abgedrüngtem
und Verlorenem haben wir es hier in der Tat
zu tun. Schon die ungeheure Diskrepanz
zwischen den realen Erfolgen und ideologi-schen Leistungen der Wiener Siedlerbewe-
gung einerseits und ihr ginzliches Ver-
schwinden aus Prinnerungen und wissen-schaftlicher Analyse wec :Sha eT ate y kt Interesse; und
Beginnen wir mit letzterem: Bis vor
kurzem waren die einzigartigen Aufbau-
leistungen des österreichischen Reformso-
zialismus im „Roten Wien“ (1918-1934) nur
Insidern bekannt, dort auch meist Gegen-
stand spezialistischer Kritik. In den letzten
Jahren ist hier viel nachgeholt worden.
Zahlreiche Neuerscheinungen und Doku-
mentationen belegen das Interesse, vor
allem an der Wiener Wohnungspolitik, die
in der Welt ihresgleichen sucht (vgl.
Bauböck 1979; Mang 1978; Mang 1980;
Hautmann/Hautmann 1980; Tafuri 1980;
Novy 1979). Für alle diese Autoren - mich
eingeschlossen - war die Siedlerbewegung
entweder nicht existent oder keiner Analyse
wert. In Wirklichkeit - so würde ich heute
behaupten - war die Siedlerbewegung der
soziale Motor der neuen Wohnungspolitik;
ihre sozialen, wirtschaftsreformpolitischen
und kulturellen Konzepte sind in manchen
Punkten höher einzuschätzen als die jener
Linie, die sich später durchsetzte (der
kommunale Hochbau). Interessant - und ein
Hauptschwerpunkt der folgenden Betrach-
tungen - ist die Tatsache, daß es im Roten
Wien mehrere, sehr diskutable Alternativen
sozialreformerischen Bauens und Wohnens
gab. Ein Blick zurück nach vorne kann uns
hier Phantasie „lehren“. Offensichtlich vor-
enthält uns die geschriebene Geschichte die
Alternativen in der Vergangenheit. Kam
wirklich alles so, wie es kommen mußte? Ein
Wien umringt von Genossenschaftssiedlun-
gen?
In diesem Sinne stellt der vorliegende Ver-
such auch einen eigenen LernprozeB gegen-
über meinem älteren Aufsatz über den Wie-
ner Gemeindebau (1979) dar.! Die alle
Kapitel durchziehende Frage ist, ob Selbst-
hilfebewegungen  sozialreformerisch sein
kónnen; bzw. ob nicht immer dann, wenn
sich Selbsthilfebewegungen zu Sozialre-
formbewegungen verallgemeinern, ihre
Selbstauflósung - als Selbsthilfebewegung -
folgen muß. Daß Selbsthilfebewegungen
historisch so oft staatlich angeeignet, still-
gestellt wurden, ist das nur Ausdruck staat-
lichen Integrationsvermögens, oder viel-
leicht auch innere Konsequenz einer Bewe-
gung, die Gleichheitsansprüche verallge-
meinern will? „Staatshilfe“ wäre dann nicht
als Gegenteil der Selbsthilfe, sondern als -
zwar selbstzerstörerische - so doch erfolg-
reiche Folge von Selbsthilfe zu interpre-
tieren (wie dies historisch Heimann (1929/
1980 in der Analyse der Sozialpolitik getan
hat). Provozierende Fragen, die natürlich
keine eindeutige Antwort erfahren, wohl
aber sensibilisieren.?
2. „HUT AB VOR DEN SIEDLERN“
(A. LOOS) - DIE ANFANGE
Die Siedlerbewegung, „die alle Bewohner
dieser Stadt befallen hat“ - den dies schrei-
benden berühmten Architekten Adolf Loos
(zitiert nach Schütte-Lihotzky 1979, S. 319)
eingeschlossen -, hatte ganz anders begon-
nen.
Ihr Ursprung ist nicht in einer der vielen
Varianten der Vorkriegsboden- und -woh-
nungsreformagitationen zu suchen, die vor
allem in England, vereinzelt auch in
Deutschland schon praktische Ergebnisse
gezeitigt hatten. Auch die in Deutschland
verbreitete Kleingartenvereinsbewegung
hatte vor 1914 kaum auf die Zweimillionen-
stadt Wien übergegriffen. Einzige Aus-
nahme war die 1911 gegründete Kleingar-
tenkolonie Rosental, deren Mitglieder
prompt das Etikett ,die Harmlosen von
Steinhof" (nach der ,lrrenanstalt" in der
unmittelbaren Umgebung) erhielten.
Erst die katastrophale Ernährungslage
während des ersten Weltkrieges ließ eine
Kleingärtnerbewegung entstehen, die schon
1916 einen ersten Zentralverband hervor-
brachte, den „Verband der Schrebergärten-
vereine“, natürlich noch „für alle im Reichs-
rat vertretenen Königreiche und Länder“,
Aus .den 36 Kleingártnern 1911 waren nun
einige Hundert geworden (1916). Von hier
an. überschlug sich die Entwicklung. 1918
wurden schon 6,5 Millionen Quadratmeter
bewirtschaftet, von 30.000 Familien. Stolz
wird in der Zeitschrift der Kleingürtner
,Gartenfreund" über Erfolge an der Nah-
rungsfront berichtet: 1200 Eisenbahnwag-
gons Gemüse im Jahre 1918, 160.000 ver-
sorgte Personen (vgl. Gartenfreund 1919, H.
8, S. 1). War die Bodenübernahme wáhrend
der Kriegsjahre noch einigermaBen admini-
strativ kanalisiert, so war die Aneignung der
„freien“ Natur am Rande Wiens nach
Ausbruch der Novemberereignisse nicht
mehr zu bremsen.
,Um alle Eigentumsrechte unbekümmert" - schreibt Otto
Bauer (1923, S. 643), die herausragende Kraft des
Austromarxismus - strómten die frierenden und
hungernden Massen in das Wiener Umland. ,Die
Arbeiter begannen den Boden rings um die Städte und
[ndustrieorte urbar zu machen, auf ihm Gemüse zu
bauen und Kleintiere zu züchten. Der (1919 eingeführte;
K.N.) Achtstundentag gab dieser Bewegung neuen
Anstoß; Tausende benützten die eroberten Mußestun-
den zur Arbeit im Schrebergarten. So wurde Wien
allmählich von 60.000 Kleingärtnern umgürtet. Die
Wohnungsnot drängte weiter: Die Kleingärtner began-
nen, in ihren Gärten auch Wohnhütten zu bauen. Aus
solchen vereinzelten Versuchen ging schließlich die Sied-
lerbewegung hervor ... Allmählich wuchs aus der Initia-
tive der Massen selbst ein ganzes System gemeinnütziger
Bautätigkeit hervor. Die Siedlergenossenschaften bauten
Häusergruppen von Einfamilienhäusern. Die Bauarbeit
wird teils von den Siedlern selbst neben ihrer Berufs-
arbeit geleistet, teils vom ’Grundstein’, der vom Bau-
arbeiterverband gegründeten Produktivgenossenschaft
der Bauarbeiter. Das Baubüro der 'Siedlungs-, Woh-
nungs- und Baugilde', in der sich die Siedlergenossen-
schaften mit den Bauarbeitern vereinigten, stellt die
Baupläne bei und leitet den Bau. Die vom Staat, der
Gemeinde Wien und dem Hauptverband der Siedlungs-
genossenschaften gegründeten "Gemeinwirtschaftliche
Siedlungs- und Baustoffanstalt' liefert die Baustoffe.
Staat und Gemeinde decken den verlorenen Bauauf-
wand. Diese ganze Bewegung ist in vielerlei Hinsicht
bemerkenswert. Ihr Ursprung aus der Initiative der
Massen selbst zeigt die Schöpferkraft des durch die
Revolution geweckten Betätigungsdrangs der Masse“
(ebda.. S. 736/73
Die Maffenkundgebung der Siedlergenoffenfdhaften vor des
Rathaus: Sürgermeijter Neumann verfpridt der nad Faufends
zählenden Berfammlung namens der Gemeinde, die Forderung nad einer
Siedlungsgefes zu unterftügen.
Mad cimer pheiograpbildhen Aufnabme
Aus kleinsten Anfängen entstand aus der
Not von Krieg und Blockade geboren und in
der Aufbruchsstimmung der Novemberre-
volution eine echte Massenbewegung; in
ihren Taten fast immer jenseits der Legali-
tät, zur teilweise bewaffneten Verteidigung
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ihrer Errungenschaften bereit, erkämpfte sie
schließlich - hauptsächlich durch außerpar-
lamentarischen Druck (drei Massendemon-
strationen) - ihr Recht.
Daß ausgerechnet in Wien eine Siedler-
bewegung emporblüht, ,,wie sie in dieser
Geschlossenheit und Stärke kaum ein
anderes Land besitzt“ (Kampffmeyer 1926,
S. III), wobei ich nach einem halben Jahr-
hundert Kampffmeyers Urteil als noch zu
bescheiden ansehen würde, hat eine zu-
náchst paradox wirkende Ursache. Gerade
weil es in Wien keine Tradition der Klein-
gártner- und Bauvereinsbewegung gab,
konnte sie in den Jahren nach 1918 fast ganz
unter sozialistischen Einfluß geraten. Hätte
es ein entfalteteres Organisationsnetz vor
1914 gegeben - und wie hätte dies damals
anders als ausgesprochen kleinbürgerlich-
besitzindividualistisch ausfallen können -
so wäre es allenfalls zu einer wilden Siedelei,
nie aber zu den großen als Einheit konzi-
pierten Genossenschaftssiedlungen mit weit-
gehenden sozialreformerischen Zielsetzun-
gen gekommen. Dieser Aufbruch in Etap-
pen - von einem Notprojekt „von unten“ zu
einem Projekt gesamtgesellschaftlicher Ver-
änderung (Gildensozialismus) - bis schließ-
lich zum Abbruch in Raten - von der eta-
tistischen Aneignung bis zum Notprojekt
„von oben“ - diese Bewegungsdynamik soll
Gegenstand der folgenden ausführlicheren
Kapitel sein.




3.1 Der Mythos vom Konservatismus der
Siedelei
Zu den Alltagsmythen außerhalb und
innerhalb der Wissenschaft zählt die Vor-
stellung, daß die Siedlung als solche - sans
phrase - eine konservative Wohnform sei.
Daß die Geschichte der Siedlungsideologie
zu diesem Vorurteil Anlaß genug gibt, sei
damit natürlich nicht bestritten.
Hoffmann, der in seinem kritischen Bei-
trag zur ósterreichischen Siedlungsgeschich-
te leider schon paradigmatisch diese Zuord-
nung vornimmt, beschreibt treffend diese
- zweifellos dominante - Tradition wie folgt:
„Die Utopie von der partiellen Rückkehr zu einer vor-
industriellen Wirtschafts- und  Gesellschaftsordnung
blieb im katholisch-konservativen Lager während der
ganzen Zwischenkriegszeit lebendig. ’Innere Kolonisa-
tion’ und ’Siedlung’ sollten eine teilweise Reagrarisie-
rung der großstädtischen Bevölkerung bewirken und den
politisch links organisierten Industriearbeiter in einen
eigentumsbewuBten Haus- und Grundbesitzer verwan-
deln. Im Zentrum dieser Entproletarisierungskonzep-
tion stand die Verteilung verfügbaren Grundbesitzes, des
nach bürgerlichem Verständnis einzig verfügbaren
Gutes, das auch bei nur geringfügigem Eigentum einen
politischen Gesinnungswandel des vordem Besitzlosen
herbeizuführen versprach, ’Siedlung’ wurde zum Schlag-
wort der Epoche, zumallseits gepriesenen Allheilmittel
gegen die tatsächlichen und auch nur vermeintlichen
sozio-ókonomischen Krisensymptome der Zwischen-
kriegszeit. Diese Entwicklung kulminierte schließlich in
der Blut- und Bodenideologie des Nationalsozialismus,
der in der Tradition der wilhelminischen Ostkolonisa-
tion das Element der Entproletarisierung mit dem einer
radikalen Volkstumspolitik verband.“ (Hoffmann 1978,
S 714)
Doch gibt es neben dieser dominanten eine
in die Vergessenheit abgedrängte Tradi-
tionslinie proletarisch-sozialistischer Sied-
lerideen, die vor allem nach 1918 in vielen
Ländern eine Blüte erlebten und in Wien
ihre bedeutendste Realisierung (in Europa)
fanden.
Einer ihrer Wortführer, Adolf Müller,
sozialistischer Parlamentarier, Gewerk-
schaftler und Obmann der linken Pionier-
3
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"Dieser Fassadenschmuck ist eine große Tat, und mit ihm
hebt im gewissen Sinne eine neue Malerei an: die Malerei
des Sozialismus. Trotz mancher Unstimmigkeiten, trotz
einer nicht immer vollendeten Fügung realistischer und
idealistischer Formgebung.... Die jungen vier Maler sind
Siedler unter Siedlern. Ihr frohes Werk habensie als Sied-
lerpflichtstunden geschaffen, wie die Siedler ihrerseits den
Künstlern beim Bau der benachbarten Künstlersiedlung
Arbeitshilfe gewährten.” (Max Ermers, aus: Festschrift
der Siedlung auf dem Rosenhügel, S. 18).
5 ooo von den 20 ooo Siedlerstunden für das Genossen-




mannsdorf-Hetzendorf") schreibt (1921, S.
261):
„Wohnungsnot und Nahrungsnot stehen an der Schwelle
der Siedlerbewegung; Befreiung vom Jammer der Zins-
kaserne, Gesundung der Menschen an Leib und Seele
sind ihre ersten Wirkungen, der Sozialismus ihr Ziel.
Arbeit an der Siedlung ist Arbeit am Sozialismus". Das
Kommunistische Manifest bemühend, die Siedlung als
besten Ausdruck des Ausgleichs des Gegensatzes von
Stadt und Land interpretierend, schreibt Müller empha-
tisch (S. 262): ,, Wir marxistisch und gewerkschaftlich
geschulten Proletarier, die heute die eigentlichen Tráger
der Siedlerbewegung sind ... haben den Zinskasernen um
unserer selbst willen den Krieg erklärt und werden ihn
erfolgreich zu führen wissen“
Er bekam unrecht - von seinen eigenen
Parteigenossen.
Denn es ist zu simpel, eine eindeutige
Beziehung zwischen Wohmorphologie und
politischer Programmatik ziehen zu wollen.
Das „Rote Wien“ selbst liefert den deut-
lichsten empirischen Beleg, indem sie zwei
konkurrierende Idealformen, die vorstädti-
sche Genossenschaftssiedlung und die urba-
ne Großwohneinheit (Volkswohnpalast) als
sozialistische Realformen der Neuen Wohn-
kultur realisierte.
3.2 Siedlungsfeindlichkeit der Sozial-
demokratie?
In der Behandlung der Frage „Großwohn-
einheit oder Einfamilienhaus“ in der sozia-
listischen Programmdiskussion steckt bis
heute eine eigentümliche Widersprüchlich-
keit. Das alltägliche Sozialismusverständ-
nis beinhaltet ein Präjudiz für die Groß-
wohneinheit und eine klare Absage an das
Einfamilienhaus. Das dürfte einmal an der
vor allem im marxistisch beeinflußten So-
zialismus angelegten theoretischen Legiti-
mation des Zentralismus und Industrialis-
mus liegen; sodann an der Gleichsetzung
von Einfamilienhaus mit privatem Klein-
eigentum und damit verbundenem krámer-
haftem, besitzindividualistischem  Verhal-
ten (vgl. hierzu Neurath 1923. S. 36-39) Für
die GroBwohneinheiten lieferten die früh.
sozialistischen Utopien erste architektoni.
sche Vorbilder, von den Entwürfen für
Owen's New Harmony, über Fouriers
Phalanstère bis zu Godin’s realisierten
Sozialpalast ,Familistère* - eine Linie, die
sich formal bis zu den Wiener Volkswohn-
palásten vom Typ ,Reumann-Hof" ziehen
läßt.
Ein ganz anderes Bild ergibt sich jenseits
der allgemeinen Programmdiskussion und
vor allem unter sozialreformerisch gesinn-
ten Stadtplanern. Diese Wende zum Flach.
bau deutet sich in den - leider ziemlich
vernachlässigten - sozialistischen Utopien
kurz vor der Jahrhundertwende an; gemeint
sind die Werke wie die von Bebel, Bellamy,
von dem sich wiederum der Gartenstadt-
propagandist E. Howard beeinflussen ließ,
Morris aber auch der Bodenreformer Hertz-
ka und Flürscheim. Seit dem letzten Viertel
des 19. Jahrhunderts setzte sich in dieser
sozialistischen Populärliteratur sowie bei
den Wohnungsreformern zunehmend das
[deal der Kleinhaussiedlung, der Garten-
stadt als Alternative durch. Nicht in der
Hausform, sondern in der sozialen Gesamt-
konzeption jedoch liegt der Kern des sozial-
reformerischen Programms. Die von der
konservativen Kritik und heutigen Sekun-
därliteratur immer wieder erwähnte Posi-
tion beispielsweise Rudolf Müllers (1912)
zeugt genau genommen weniger von einer
Siedlungsfeindlichkeit der Sozialdemokra-
tie, was gerne unterstellt wurde, als vielmehr
von einer Ablehnung des in den kleinbür-
gerlichen Bauvereinen tatsächlich gehuldig-
ten „Eigentumsfanatismus“, der die „Soli-
daritätsbestrebungen und Organisations-
möglichkeiten der Arbeiterschaft“ unter-
grabe. Daß es zwischen der Alternative
„privates Kleineigentum versus Mietsver-
hältnis im städtischen Wohnblock“ ein
breites Spektrum sozialreformerischer
Wohn- und Siedlungsformen gibt, die eine
gewisse Autonomie und Naturnähe mit
großer Gemeinschaftlichkeit paaren, ist
zugleich Ursache und Ergebnis des Wiener
Aufbruchs nach 1918.
3.3 Zwei „Form“-Welten der Siedlung:
Kleinbürgerlicher Bauverein versus So-
zialreformerische Genossenschaftssied-
lung
Das Genossenschaftsprinzip ist zunächst ein
sozialunspezifisches, bloB organisations-
technisches. Kein Zufall, daß es im deut-schen und österreichischen=Genossen-schaftsrecht dazu lapidar heißt, daß Genos-senschaften Personenvereinigungen offenerMitgliederzahl sind, „welche die Förderung
des Erwerbs oder der Wirtschaft ihrer Mit-glieder mittels—gemeinschaftlichenGe-schäftsbetriebes bezwecken“. EntstehenEinfamilienhaussiedlungen nicht von vorn-herein als bloß räumlich verbundene An-
sammlung von Privathaushalten - wahr-
scheinlich die häufigste Form - sondernals
Baugenossenschaft organisatorisch verbun-
den, so impliziert dies ebenfalls noch keine
sozialreformerische Komponente. Denn der
Zusammenschluß zu einer Genossenschaft,
einer „Förderwirtschaft der Mitglieder“, wie
es so richtig heißt, dient zunächst der Erzie-
lung von Kostenvorteilen durch Zusammen-
schluß (economies of scale). Die historische
Bauvereins- und Baugenossenschaftsbewe-
gung, eine Kleinbürgerbewegung, bezweckt
somit primär Vorteile bei der Kapitalbe-
schaffung und in der Stärkung der Position
des Bauherrn gegenüber der Bau(stoff)wirt-
schaft. In der Frühphase vor der Jahrhun-
dertwende wurden konsequenterweise auch
meist sog. Erwerbshäuser gebaut. die nach
,genossenschaftlicher"Privateigentum iberpingenNicht er intiven zur privatkapitalistischen L era
ganisation, sondern eine bessere Pla: rung.
bessere Marktausgangslage war die SURE.ie enossenschaft nur transitorisch UA
ment in dieser Strategie der pri es Mo-
stellung. privaten Besser-
3.4 Zur Form sozialreformerischer
Siedlungsbildung
Da die Wohnung ein außerordentlich lang-
lebiges und Kostenintensives Konsumgut
darstellt, ergeben sich für sozial schwache
Gruppen immer Probleme der Finanzie-
rung: der Aufbringung und der Verteilung
der Lasten auf den Lebenszyklus und die
nächsten Generationen der Nutzer, Der
reinen Selbsthilfe (Sparen) sind hier engste
Grenzen gesetzt. Eine wirkliche Verbesse-
rung der Lohnbedingungen der „Minder-
bemittelten“ - wie es früher hieß - setzt also
eine massive Umverteilung voraus. Die
Frage nach den letzten Trägern der Kosten
und Nutzen dieser Unverteilung nenne ich
die Frage nach der Reforminzidenz (vgl.
Novy 1978, S. 24; Novy 1979, S. 10). Soll
Umverteilungspolitik nicht wieder Sonder-
vorteile schaffen, muß sie sorgfältigst in-
strumentiert und ausgerichtet werden. Zu-
dem ist ihr Legitimationsbedarf hoch. Um-
verteilungspolitik in sozialreformerischer
Verantwortung muß sich erstens an die
wirklich Bedürftigen richten, von unten her
den Kreis der Unterstützungsempfänger er-
schließen (vgl. hierzu das Punktsystem zur
Normierung der Bedürftigkeit und Dring-
lichkeit der Gemeinde; Das Neue Wien 1926,
S. 235 ff). Zweitens ist die Privatisierung der
Nutzen, also das Entstehen von nicht
verallgemeinerungsfähigen Sondervorteilen
so weit wie möglich institutionell einzu-
schränken. Schon diese wenigen Bestim-
mungen - a) Bedürftigkeit/keine Zutritts-
schwellen und b) Verallgemeinerungsfähig-
keit/keine Sondervorteile - erlauben eine
deutliche Charakterisierung der unter-
schiedlichen Formwelten der Siedlung.
Spitzen wir die Differenzen idealtypisch
zu: Ich möchte den vom Bürgerblock unter-
stützen Siedler den  besitzindividualisti-
schen Siedler (BIS) nennen, im Gegensatz zu
dem eine neue, nicht-kapitalistische Lebens-
form anstrebenden Genossenschaftssiedler
(GES). Realtypisch findet sich für beide in
Wien eine gute Entsprechung: Für GES die
„Pioniere vom Rosenhügel“ (vgl. Genos-
senschaftshaus 1924); für BIS die „Pioniere
vom Wolfersberg“ (vgl. Schneider 1932).
Bodenbeschaffung: BIS fordert, daß die Ge-
meindeihm billiges Land (unter Marktwert)
überläßt - in Privateigentum. „Eigengrund
macht frei“ (Schneider 1932, S. 19). GES
fordert neue Formen des gemischten, gebun-
denen Eigentums, in diesem Fall die Über-
lassung von Boden nach dem Prinzip Ober-
eigentum bei der Gemeinde, Nutzrecht bei
der Genossenschaft. Die Durchsetzung des
Erbbaurechtes 1912 in Österreich schuf eine
Voraussetzung für die Blüte sozialreforme-
rischen Siedlungsbauens nach 1919. Die
BIS’sche Forderung impliziert Reprivatisie-
rung öffentlichen Eigentums zu Sonderbe-
dingungen, weiterhin die Verteilung von
Rentenansprüchen, also Ansprüche auf
„unverdiente“ Wertsteigerungen in der
Zukunft. GES hingegen fordert mittelbar
die Abschaffung der Grundrente, damit die
generelle Verbilligung des Wohnens.
Hauseigentum: BIS fordert nicht nur
Privateigentum am Boden, sondern auch die
volle Übertragung des Hauseigentums. Da
aber BIS an der Forderung nach öffent-
lichen Finanzhilfen festhält. heißt dies nichts
anderes als eine nicht legitimierbare Begün-
stigung einzelner auf Kosten der Gesamt-
heit, wobei ja nicht nur aktuelle Vermö-
gensbestandsgrößen übertragen werden,
sondern auch die mit Immobilieneigentum
verbundenen Ansprüche auf spekulative
Wertsteigerungen. GES kann schon wegen
der fehlenden Verallgemeinerungsfähigkeit
nicht - wie BIS - ein Recht auf steigende
Rentenansprüche fordern. Seine Organisa-
tionen haben erstaunliche Erziehungsarbeit
geleistet, indem sie Gleichheitsansprüche
und Solidaritätsnormen generalisieren. Wie
heißt es da: „Kleingärtner und Siedler
wollen unter sich und mit der Gesamtheit
Solidarität wahren, sie bekämpfen daher
alle Bemühungen, den einzelnen zu isolie-
ren und ihm gar freies Verfügungsrecht über
seinen Boden und sein Haus zu geben“
(Neurath 1923, S. 24). GES - richtig belehrt
(!) - kann also nur das Recht auf Wohnung,
nicht das Eigentumsrecht fordern. Ihm wird
reformpolitisch ein Nutzrecht übertragen.
Es ist auch absolut konsequent - wenngleich
dem einzelnen oft schwer vermittelbar - die
staatlich geförderte, mit großem verlorenem
Bauaufwand verbundene Substanzbildung
Öffentlich zu sichern. Statt aber gleich
kommunales Eigentum zu bilden - eine Fol-
gerung, die in dieser Logik liegt (und was
auch nach 1924 vorrangig geschah) -
schaltete man Siedlergenossenschaften ein.
Die Genossenschaft wurde gemeinnütziger
Eigentumsträger, der die privatwirtschaft-
liche Mobilisierung des Hausbesitzes auf
alle Zeiten verhindern sollte. Der ausschei-
dende Genosse erhielt nur den Nominalwert
seiner Einlage (falls er überhaupt eine in
Kapital hatte); er bekam höchstens die im
Gemeinnützigkeitsgesetz zugelassene Ver-
zinsung von 5%. Das Immobilienkapital war
somit gänzlich „neutralisiert“, war „Sozial-
kapital" geworden, funktional nicht unähn-
lich dem Stiftungskapital.
Eigenleistung: Die Bauvereine in der Tra-
dition von Schulze-Delitzsch verstehen
unter Selbsthilfe das Aufbringen von Eigen-
kapital durch Kleinsparsysteme; erst diese
„Leistungs“-Bereitschaft legitimiere öffent-
liche Förderung, die schließlich mit der
Einrichtung des Wohnungsfürsorgefonds
auch erfolgte. Daß die wirklich Bedürftigen
durch diese Zutrittsschwelle ausgeschlossen
wurden, entsprach den politischen Verhält-
nissen. Sozialreformerische Wohnungspoli-
tik kann als Eigenleistung gerade nicht
Eigenkapital voraussetzen. Soweit Lei-
stungsbereitschaft überhaupt zur Voraus-
setzung gemacht wird - problematisch ge-
nug -, kann allenfalls Eigenarbeit gemeint
sein. Dies ist auch die entscheidende Wende,
die die Wiener Siedlerbewegung in großem
SIEDLERSCHULE ’
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Maßstab vollzieht (vgl. 4.2.2). Erst unter
dieser Voraussetzung fällt jede materielle
Zutrittsschwelle; faktisch wurden damit ten-
denziell die an Handarbeit gewohnten
Personenkreise bevorzugt, also Arbeiter
und Handwerker.
Gemeinschaftskultur: Gegen die Genossen-
schaftsstruktur wendet BIS ein, daß diese
dem „gesunden Aufbau siedlerischer, dörfi-scher  Gemeinschaften=widerspreche“(Schneider 1932, S. 7), wobei er zu Recht diemanchmal übertriebene Zentralisierung undKonzentration kritisiert. Doch er empfin-
det jede Suprastruktur als bevormundend.
Nur dort habe sie eine begrenzte Geltung,
wo sie als Fórderwirtschaft seinem Besitz-
interesse entspreche. GES hingegen respek-
tiert die Gemeinschaftsform als die hóhere.
Die Vollgenossenschaft des Typus ,Frei-
dorf" bei Basel (bei der auch im Genossen-
schaftssektor gearbeitet wird) ist das Ideal.
Diese reformerische Orientierung findet
auch in der GrundriBbildung, in der Neu-
aufteilung des ôffentlichen und privaten
Raums bis hin zur Hausgestaltung Aus-
druck. Etwas emphatisch und für unser
heutiges Ohr keineswegs ohne Dissonanzen
schreibt Otto Neurath, Sekretär des zenta-
len Siedlerverbandes (1923, S. 34):
„Die Siedlung wird von vornherein nach einem einheit-
lichen Plan von einem einzigen Architekten errichtet ...
In der Mitte sind die Räume für ein Genossenschafts-
haus, für den Konsumverein, für das Kinderheim, die
Spielplätze frei gelassen. Zwar mag jeder seinen Garten
pflegen wie er will, aber die einheitliche Garteninspek-
tion, die sich die Gesamtheit der Siedler schuf, sorgt
dafür, daß eine einheitliche Umzäunung, daß gleich-
mäßige Verteilung der als Frucht- und Schutzpflanzen
dienenden Sträucher die Bodenproduktion möglichst
steigere. Die Gleichartigkeit der Wohnungen (Typen).
die Gleichartigkeit der Baubestandteile (Normen) ist
AusfluB der Sparsamkeit, aber auch AusfluB des Sinnes
für Gleichheit, der ebenso in der Brüderlichkeit wie im
Neid wurzelt. Nicht ein einzelnes Haus ist Gegenstand
der Gestaltung, sondern die Häusergesamtheit. Das
einzelne Haus ist wie ein Ziegel in einem Gebäude. Eine
neue Gemeinschaft entsteht hier aus der Klassensoli-
daritát der Arbeitermassen heraus". Und einige Seiten
später (S. 36): , Der scheinbare Individualismus der Sied-
lung wird durch den einheitlichen Zug, der in allem zu
bemerken ist, durch die vielen gemeinsamen Einrichtun-
gen überwunden"
4. VOM SELBSTHILFE VEREIN




4.1 Die Mobilisierung zusätzlicher
Ressourcen
Der berühmte Wald- und Wiesengürtel
Wiens drohte - zwar nicht dem „Plünde-
rungsbedürfnis“ (Schneider) - so doch der
Selbsthilfe in größter Not zum Opfer zu
fallen. Die gänzlich ungeregelte Landan-
eignung und Bautätigkeit, die vielfach allen
städteplanerischen, sozialhygienischen, ver-
kehrspolitischen und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten widersprachen, die Vision
eines Gürtels von „Zigeuner- und Brettl-
dörfern“ um Wien, mußten die Siedlerorga-
nisationen sowie die Gemeinde unter Zug-
zwang setzen. Ihre Reaktion ist ein faszi-
nierendes Lehrstück für die Institutionali-
sierung einer Massenbewegung im Span-
nungsfeld vorstaatlicher und staatlicher
Interessen (vgl. hierzu 5.2 und 6.).
Von der Ökonomie her stellt sich die
Nachkriegssituation als Knappheits- und
Strukturkrise dar. Rohstoff-, Material-,
Real- und Geldkapitalknappheit prägten die
Nachkriegsjahre. Einzig Arbeitskraft stand
reichlich zur Verfügung, allerdings durch
Krieg, Hunger und Wohnungsnot arg einge-
schränkt. Daher mußten die Siedler und ihre
Organisationen alles auf die Mobilisierung
29
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Patent: Haus mit einer Mauer von A. Loos für die "Muster-
siedlung Heubera unten: Isometrie des Gebäudes
brachliegender Ressourcen setzen. Tärige
Bauselbsthilfe, Eigenarbeit zusätzlich zur
Berufsarbeit mußte fehlendes Eigenkapital
ersetzen. Dies ist zwar eine typische Krisen-
lösung, bei der selten die emanzipatorischen
Momente den Ausschlag geben (vgl. hierzu
Pirhofer: Uhlig 1977), doch hat die Wiener
Siedlerbewegung ein hochdifferenziertes
System des demonetarisierten Arbeitskräf-
teeinsatzes hervorgebracht (vgl. 4.2.2), das
auch nicht bloß ökonomisch als Lücken-
büßer für fehlendes Geldkapital, sondern
auch als solidaritätsstiftendes und wirt-
schaftsreformpolitisches zu würdigen ist. In
der Aufbruchsphase bis 1924 wurden
zwischen 15 und 30% der Baukosten als
Siedlereigenleistung eingebracht, im Durch-
schnitt pro Haus 1600 Siedlerstunden. Das
Selbstverwaltungsprinzip mit hohem ehren-
amtlichem Arbeitsanteil in den Genossen-
schaften und ihren Verbänden und Neben-
organisationen impliziert eine weitere re-
forminduzierte Mobilisierung freiwilliger
Arbeitsleistungen, was eine Ersparnis an
sonst zu zahlenden Verwaltungskosten und
Unternehmerlohn bedeutet. Durch Gewin-
nung von Ersatzbaustoffen - Lehmziegel
und Schlackenhohlsteine - sollten die nicht
vorhandenen oder zu teuren konventio-
nellen Baustoffe substituiert werden; die
Ersatzbaustoffe konnten meist durch Sied-
erarbeit auf der Baustelle gefertigt werden.
Der parlamentarische und außerparla-
mentarische Druck der Siedlerbewegung
sowie der Problemdruck, der aus der passi-
ven Wohnungspolitik (Mietstopp, Kündi-
gungsschutz, Wohnraumbewirtschaftung)
entstand, nämlich der Investitionsstreik der
privaten Bauwirtschaft, zwangen die Ge-
meinde zu einer aktiven Wohnungspolitik:
es mußten Neubauten in großem Ausmaß
gefördert werden. Dies geschah zunächst
- dem Druck folgend - zugunsten der Sied-
lerbewegung. Später - ab 1924 - begann das
berühmte Gemeindebauprogramm von sog.
Volkswohnhäusern bzw. Volkswohnpalä-
sten. Beides aber - sowohl die Förderung des
genossenschaftlichen wie auch des kommu-
nalen Wohnungsbaues - war nur möglich
durch eine Revolution in der Finanzierung
(vgl. hierzu Bauböck 1979, S. 128-138;
Czeike 1958/59; Hautmann 1980, S. 38-49;
Novy 1979, S. 15 ff). Dies gelang durch die
Mobilisierung der ehemaligen Grund- und
Hausherrenrechte, die durch die Inflation
(bei Mietstopp) „nullifiziert“ wurde. Nach
einigen Steuer- und Fondsversuchen fand
man schlieBlich mit der Wohnbausteuer ein
geniales Instrument zur produktiven Um-
leitung sonst unproduktiv eingesetzter Mit-
tel. Denn bei um 6095 gestiegenen Bau-
kosten und verdoppelten Zinssátzen gegen-
über der Vorkriegszeit (vgl. Kampffmeyer
1926, S. 33) hátten zwar die Althausbesitzer
- im Falle der Mietenliberalisierung -
enorme Mietsteigerungen, jedoch wáre jedes
private Bauen unrentabel, so daf) die Ein-
nahmen aus Immobilienbesitz ncht wieder
in die Wohnungswirtschaft geflossen wären.
Die Konstruktion der Wohnbausteuer als
einer progressiven Zwecksteuer setzte hier
genau richtig an. Teile der ehemals an die
Hauseigentümer flieBenden Mittel flossen
nun an die Gemeinde. Statt Miete zahlten
die Mieter nun eine Wohnbausteuer an die
Gemeinde, die aber - anders als das Renten.
kapital - die Mittel zum Wohnungsbau
anlegen mufite (Zwecksteuer). Man kónnte
das ganze, in der Welt einmalige System
auch die funktionale Sozialisierung der
Rente nennen - zur Hälfte durch die Alt-
mieter, zur anderen durch die Gemeinde, die
aber durch ihre Wohnungsproduktion bzw,
-fórderung die Nutzen an die Neumieter und
Siedler weiterreicht (vgl. Novy 1979, S, 14.
16).NNebenderunkonventionellenMobilisie-rung der Finanzierungsmittel konnte dieGemeinde ihre aktive Wohnungspolitiknoch durch ihre Bodenpolitik fördern.Dabei half ihr weniger das novellierte Ent-
eignungsrecht, das sich als kaum handhab-
bar erwies (vgl. Kampffmeyer 1926, S. 43 f),
sondern der durch die radikale Mieter-
schutzpolitik herbeigeführte Bodenpreis-
sturz. Die Gemeinde konnte also Boden
unter 20% seines Vorkriegswertes kaufen.
Bestehende und neugekaufte Grundstücke
wurden sodann grundsätzlich nur im Erb-
baurecht an Genossenschaften zu minima-
len Pachtzinsen weitergegeben. Doch mit
der Mobilisierung der Siedlerarbeit, von
Ersatzbauweisen, neuen Finanzierungsver-
fahren und verbilligten Bodennutzungs-
möglichkeiten sind erst die äußeren Rah-
menbedingungen der Entfaltung der Sied-
lerbewegung skizziert. Die innere Entwick-
lungsdynamik ist jetzt nachzuzeichnen.
4.2 Die Reallogik der Vernetzung -
Entstehung eines innergemeinwirt-
schaftlichen Kreislaufes
4.2.1 Gründe des Organisationszwanges
Allen wirtschaftlich orientierten Reformbe-
wegungen ist nach einer ersten Phase der
Gründung von Projekten, die isoliert in
einer privatwirtschaftlichen Umgebung ste-
hen, eigen, Verbundsysteme vor allem in
vertikaler Richtung auszubilden. In Anleh-
nung an eine aktuelle Begriffsbildung habe
ich diese Organisationsdynamik auch als
Reallogik der Vernetzung umschrieben
(Novy 1981), und sie an verschiedenen
Beispielen illustriert: am System der Ge-
meindebauten Wiens (Novy 1979, S. 18-20),
am konsumgenossenschaftlichen System
und am System der Baugemeinwirtschafts-
bewegung der deutschen Gewerkschaften
(für die beiden letzten Beispiele vgl. Novy/
Uhlig 1980).
Die Gründe dieser Vernetzung, dieser
Bildung eines eigenen innergemeinwirt-
schaftlichen Kreislaufes, sind:
9 Ausschaltung privater Gewinne aufallen
Produktions- und Vertriebsstufen
® Kostenvorteile durch ZusammenschluB
(economies of scale)
® die Bildung von Normierungs- und Typi-
sierungskartellen zur Verbilligung der
Produkte
Verstetigung von Produktion und Ab-
satz
Sicherung einer gewissen Autonomie
gegenüber den Abwehrmafinahmen der
Privatwirtschaft (Material-, Liefer- und
Bezugsboykotte)
Bildung von Kooperationsverbünden
zur Umgehung von Konkurrenzbezie-
hungen und ihren Folgen.
IN
4.2.2 Der Aufbau des Kreislaufes
Innerhalb der drei Nachkriegsjahre bildeten
sich auf allen Stufen von der Rohstoffpro-
duktion bis zur Selbstorganisation der Ver-
braucher „alternative“ Formen heraus, die
Teil einer positiven Ökonomie der sozial-
reformerischen Siedlerbewegung bildeten.
Die Siedlergenossenschaften selbst (für eine
Auflistung vgl. Neurath 1923, S. 44-47)
hatten im September 1921 einen einheitli-
chen Dachverband gegründet, den „Öster-
reichischen Verband für Siedlungs- und
Kleingartenwesens“ (ÖVSuK). Der perso-
nell ganz unter sozialdemokratischem Ein-
fluß stehende Verband verstand sich nicht
nur als Interessens- und Kampfverband,
sondern bezweckte auch die unmittelbare
wirtschaftliche und kulturelle Besserstel-
lung seiner Mitglieder: „durch Organisation
der Warenbeschaffung, Anfertigung von
Plänen und Entwürfen, durch Unterricht
und Belehrung wie durch die Beschaffung
finanzieller Hilfe“ (Neurath 1923, S. 17).
Verbandsobmann wurde der schon ge-
nannte sozialistische Abgeordnete Adolf
Müller, einer seiner Vertreter war der
Gartenstadtfachmann und Leiter des städti-
schen Siedlungsamtes Hans Kampffmeyer.
Alternativen der Baustoffbeschaffung: Im
selben Monat wie die Gründung des Zen-
tralverbandes (ÖVSuK), nämlich im Sep-
tember 1921, wurde von diesem, der
Gemeinde und dem Bund die „Gemeinwirt-
schaftliche Siedlungs- und Baustoffanstalt“
(Gesiba) gegründet, und zwar in der Rechts-
form der „gemeinwirtschaftlichen Anstalt“,
die erst das österreichische Sozialisierungs-
gesetz eingeführt hatte. Mit zwei Räumen
und Geschäftsverkehr durchs Fenster - heißt
es in der Festschrift „Zehn Jahre Gesiba“
(1931, S. 6) - „begann mitten in die Inflation
hineingestellt die Gesiba. Die Bewegung, der
sie kaufmännisch dienen sollte, stand in
ihren ungeordneten aber prächtigen Anfän-
gen, ständig im Kampf um eine noch unge-
regelte öffentliche Geldhilfe, im Zeichen
hart abgedienter ’Siedierstunden’, manch-
mal auf 'okkupierten' Grundstücken, die
keinem Bauwerk Rechtssicherheit gaben".
Analog zur Konsumgenossenschaftsent-
wicklung gliederte sich diese gemeinsame
Einkaufsstelle der Siedler bald auch Eigen-
produktionsstitten an (teilweise zusammen
mit der Gemeinde Wien) Holzabteilung
(vom Sägewerk bis zur genormten Fenster-
rahmen- und Parkettfertigung), Bausteine
(eigene Ziegel-, Sand-, Zement-, Granit-,
Kalkwerke usw.). Über die Herstellung und
Lieferung von Baumaterialien hinaus ent-
wickelte sich das Unternehmen in die Bau-
kreditgewährung (Ansätze zu einer Siedler-
bank) und in die treuhänderische Baudurch-
führung für Teile des kommunalen Woh-
nungsbaues. Die Unterstützung von Ge-
meinde und Gesiba (zum Beispiel mit Ma-
terialkrediten zur Fertigstellung. begonne-
ner Projekte) war gebunden an das Einhal-
ten zahlreicher von der Gemeinde und dem
eigenen Verband aufgestellten Richtlinien,
die der einzelne Siedler vielfach als Ein-
schränkung empfand, die aber reformöko-
nomisch, reforminzidenziell und -legitima-
torisch konsequent waren.
System genossenschaftlich/gemeinwirt-
schaftlich vergesellschafteter Arbeit: Die
Siedlerbewegung begann als reine Selbst-
hilfebewegung; jeder für sich begann
Gärten anzulegen und eine Notunterkunft
zu bauen. Diese chaotischen Bemühungen
wurden durch den Zusammenschlu8 zu Ge-
nossenschaften und Verbänden und durch
die notwendige Zusammenarbeit mit der
Gemeindeverwaltung beendet. Innerhalb
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Der österreichische Verband für Siedlungs- und Kleingar
tenwesen: Gesamtaufbau
des Einsatzes von Siedler- und professio-
neller, bezahlter Arbeit (vgl. zum ganzen
Problemkreis Kampffmeyer 1926, S. 25 ff).
Mindestens 15% der Baukosten mußten als
tätige Bauselbsthilfe eingebracht werden
- als Vorbedingung für die verlorenen Bau-
zuschüsse der Gemeinde; bis zu 30% (vgl.
Atherton-Smith S. 8) wurden faktisch einge-
bracht. In den Erwerbslosensiedlungen der
Phase IV (vgl. 5.2.4) waren es 100%! Die
Siedlerarbeit wurde aus Gründen der Wirt-
schaftlichkeit und Solidarität nicht am
„eigenen“ Bau erbracht; dieser wurde erst
nach Fertigstellung unter Berücksichtigung
der eingebrachten Siedlerstunden und der
Bedürftigkeit verteilt oder verlost. Die
Mehrzahl der ungelernten Siedler wurde bei
den Erdarbeiten, bei der Herstellung der
Schlackenhohlsteine und sonstigen Bau-
hilfsarbeiten eingesetzt. Für die Gelernten
unter den Siedlern war der Einsatz leichter;
es wurden teilweise eigene Genossenschafts-
werkstätten (Tischlerei usw.) eingerichtet,
wo Bauhandwerksleistungen als Siedler-
stunden erbracht werden konnten. Über die
Arbeitsstunden der Siedler mußte ein ge-
naues System der Bilanzierung, Bewertung
und Kontrolle entwickelt werden. Die Be-
wertung wurde durch Bezugnahme auf die
Tariflöhne vorgenommen (vgl. Genossen-
schaftssatzung im Anhang Kampffmeyer
1926, S. 18 Die Wertsicherung, Abschrei-bung und Ubertragbarkeit dieser kollekti-
ven Vermôgensbildung durch Arbeitsein-
satz mußte geregelt werden, immer aber im
Sinne des Ausschließens nicht erarbeiteter
Wertsteigerungen.
Die bezahlte Arbeit wurde nicht auf dem
Markt der privaten Bauwirtschaft einge-
kauft. Vielmehr wurde in Kooperation mit
der Bauarbeitergewerkschaft das neuge-
gründete Gewerkschaftsunternehmen
„Grundstein“ - in etwa vergleichbar mit dem
Typ der deutschen Bauhütte (vgl. Uhlig
1979) - für die professionellen Bauleistun-
gen, die nicht durch Siedlerfacharbeit abge-
deckt werden konnten, herangezogen. Die-
ses halb durch Belegschaftsselbstverwal-
tung, halb durch das gewerkschaftliche
„Sozialkapital“ bestimmte Unternehmen
beschäftigte allein in Wien 2220 Arbeiter.
An sich ist das Verhältnis von Gewerkschaf-
ten zur tätigen Selbsthilfe ein verständli-
cherweise sehr distanziert-skeptisches. Die
gewerkschaftlichen Argumente gegen die
Selbsthilfe, hier gegen die Siedlerarbeit.
sind:
„Erstens bedeuten alle Siedlerarbeiten eine Krasse
Durchbrechung des Achtstundentag- und Urlaubsge-
setzes und beinhalten für viele Arbeitende eine schwere
gesundheitliche Schädigung“.
„Zweitens wird der Siedler zum Konkurrenten seines
eigenen Kollegen - des Bauarbeiters - und fördert so die
Flucht der Bauarbeiter von ihrer erlernten Profession
weg in die Fabrikbetriebe.“
„Drittens: ... wird der Arbeiter bodenständig, ist er dem
Unternehmer viel mehr ausgeliefert“ (Kainz 1921, S.
.72).
Viertens: Siedlerarbeit ist ,Pfuscharbeit“.
Fünftens: Siedlerarbeit nimmt dem Gewerkschafter die
Zeit für ehrenamtliche gewerkschaftliche und politische
Tätigkeit (vgl. Pattermann 1921, S. 277/278).
Es ist hier nicht der Platz, diese Debatte
genau nachzuzeichnen (vgl. beispielsweise
die Antikritik A. Müllers 1921, S. 324-326).
Wie vor allem aus der Verbandszeitschrift
„Der Siedler“ (1921) hervorgeht, ist es in
dieser zweiten organisierten Phase (vgl.
5.2.2) der Siedlerbewegung voll gelungen,
die gewerkschaftlichen Vorbehalte zu ent-
krüften und zu einem produktiven Verhält-
nis zu gelangen. Das dürfte zum einen an der
personellen Überlappung nicht nur im Füh-
rungsbereich der Siedler und der Gewerk-
schaften liegen, an der gemeinsamen poli-
tischen Orientierung. (Sozialdemokratie).
Zum anderen wurde erkannt (vgl. z.B.
Neurath 1923, S. 22), daB die durch Sied-
lerarbeit in Gang gekommene Bautätigkeit
eine auf dem Baumarkt zusitzliche, ohne
diese nicht stattfindende war, so daß sich
Siedler und Bauarbeiter nicht Konkurrenten
waren, sondern umgekehrt die Siedlerbewe-
gung mittelbar ein Arbeitsbeschaffungspro-
gramm für die Bauarbeiter darstellte, was
sowohl von Siedlern wie auch Gemeinde
erkannt wurde.
Auf einer der größten Demonstrationen
Wiens, der 2. Siedlerdemonstration (von
drei) am 3.4.1921, war als Parole zu lesen:
„Was ihr den Siedlern gebt, erspart ihr an
Arbeitslosenunterstützung". Damit konnte
die Gemeinde ihre großzügige Finanzie-
rungspolitik leichter legitimieren.
In bezug auf die soziale Zusammenset-
zung und den Erfolg solcher auf Siedler-
eigenarbeit beruhenden Genossenschaften
schreibt Kampffmeyer (1926, S. 27):
„Am besten haben sich bei guter Leistung diejenigen
Organisationen bewährt, in welchen zwar die verschie-
denen Bevölkerungsschichten vertreten waren, aber doch
die Arbeiter überwogen und auch eine ausreichende Zahl
von Baufacharbeitern vorhanden waren ... Es hat sich
gezeigt, daß in diesen gemischten Genossenschaften auch
die Intellektuellen mit großem Eifer und gutem Erfolg bei
allen vorkommenden Arbeiten mitwirkten, während die
Sondergenossenschaften der Beamten z.B. bisweilen
versagten, weil sie ganz auf sich gestellt sich schwerer mit
der körperlichen Arbeit abfanden und auch weniger
Arbeitsdisziplin bewiesen“
Und letztere brauchte man, denn die durch-
schnittlich zu erbringenden 1600 Stunden
pro Siedler(familie) - vielfach waren es bis zu
3000 (und außerdem hörte die Arbeit nach
Hausbezug nicht auf) - bedeuten beispiels-
weise vier Stunden jeden Tag in der Woche
ein Jahr lang. Läßt man wegen Kälte oder
Krankheit einen ausfallen, sind es am
nächsten schon 8'
Städtebau und Bauplanung: Um die wilde
Bautätigkeit in städtebauliche Bahnen zu
bringen, wurden die siedlungsrelevanten
Funktionen in einem städtischen Siedlungs-
amt konzentriert, für dessen Leitung man
den international bekannten Gartenstadt-
propagandisten Hans Kampffmeyer, eine
für die Siedlerbewegung günstige Wahl,
gewonnen hatte. Diese Wahl und das
Engagement zahlreicher bekannter Archi-
tekten (Loos, Tessenow, J. Frank usw.; für
eine vollständige Auflistung vgl. Haut-
mann/Hautmann 1980) sicherte auch stadt-
planerisch und architektonisch interessante
Lósungen. Am erstaunlichsten ist wohl die
Aktivität Adolf Loos, der sich als Chefarchi-
tekt dem Siedleramt und einzelnen Siedler-
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ou allum. Anfang an hatte die Genossenschaft beschlossen, die Siedlung mit einem verhältnise
mäßig reichen Apparat kultureller und sozialer Einrichtungen auszustatten, Nicht Jeder vielleidt
wohl aber die führenden Geister der Genossenschaften fühlten klar, daß es mit dem Bau von Dan
familienhäusern und Gärten nidt- sein Bewenden haben. könne. Dem berechtigten Verlangen mod
‚ubiger und persönlicher Behausung, die der lintfaltung und Ausbreitung der Individualitäten
breiten Spielraum gewährte, wär durch Cine Fülle von Gemeinschaftseinrichtungen das Gegengewicht!
zu halten, um den notwendigen Ausgleich, die Harmonie der Individual* und Sozialgefühle, durchel
kusetzen. Vorstand und erster Planentwerfer hatten daher von Anfang an Sorge getragen, daß genügend
[ane Mütze für Genossenschaftshaus, Kinderheim, Kindergarten, Konsumanstalt, Bibliothek usw
eserviertblieben.Und als die Zahl der gebauten Finzelhäuser und ihrer Bewohner groß genug
kewordenwar, um das zu bilden, was man gemeinhin »Publikum« nennt, bezann man mit dem Ba
des Genossenschaftshause
Lin Genossenschaftshaus ist das Herz und das Hirn einer Siedlung, Rathaus, FEirholungsheim,
&lt;lub, Theater, Konzerthaus, Volksuniversität zu gleicher Zeit, Hier wächst der leicht zu verengendd
nn des Kleingürtners und Einfamilienhäusters ins Soziale, Allgemeine, Bedeutsame, Die Vereinzelten
erden hier zur fühlenden Gemeinschaft. Die Ideologie der Siedlung als soziale Kategorie wird hie
‚boren und strahlt wieder auf das Ganze und seine Teile aus, Hier ist der Sitz der (reigewählten
/erwaltung, der politischen Kümpfe, der Verbreitung des Wissens, der künstlerischen lease, der
este. Und ein hohes Maß von Geistigkeit der Wicner Siedlungsbewegung offenbart sich darin, dal
für fast alle Siedlungen sean Autonnen Hi ER d int puni ’
Jafinungen Stan
"s P LES
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(zuerst der Genossenschaft der Kriegsinva-
liden im Lainzer Tiergarten, Heuberg-Sied-
lung. Siedlung Hirschstetten). Sein Entwurf
eines Hauses mit nur einer Mauer hat hier
seinen Ursprung. Das anfänglich mit großen
inneradministrativen Mühen eingerichtete
Siedleramt übernahm die gesamte Siedler-
fürsorge, Bodenbeschaffung, Baukontrolle
und Kreditverteilung. Kampffmeyers Tätig-
keit wird als gänzlich unbürokratisch gelobt.
Parallel zu dieser städtischen Institution, die
ja selbst nur durch den außerparlamentari-
schen Druck der Siedler zustande gekom-
men war, hat der ÖVSuK ein eigenes Bau-
büro eingerichtet (Chefarchitekten: Schu-
ster und Schacherl), welches Pline für ganze
Siedlungen, aber auch für einzelne Häuser
entwarf. Das Baubüro beriet, prüfte alle
Bauvorhaben, ehe sie an die Gemeinde
weitergeleitet wurden. Zusammen mit Ge-
siba und Gemeinde wurde eine Kernhaus-
aktion gestartet, wenige Standardtypen
entworfen, über Ausstellungen propagiert
und verpflichtend gemacht, wenn man die
kommunalen Zuschüsse für dieses Pro-
gramm haben wollte (vgl. Zehn Jahre
Gesiba, 10 ff).
Das besondere der Kernhausaktion war,
daß das Haus als absolutes Minimum
geplant war (drei Räume), das später ausge-
baut werden konnte; ein Konzept, das
Martin Wagner später in einem großen
Wettbewerb als „wachsendes Haus“ propa-
gierte (vgl. Wagner 1932). Im Rahmen dieser
Aktion entstanden in Wien 1923/24 ca. 200
Kernháuser. In den Erwerbslosensiedlungen
(Phase IV; vgl 5.2.4) kamen ebenfalls
wieder Kernháuser zum Einsatz.
Neue Wohnkultur: Der Verband schuf sich
mit der „Warentreuhand“ nicht nur eine
Wirtschaftsstelle, die allen Mitgliedern gute
und billige Ware (Möbel, Hausrat) besorgen
sollte. Hier wurden auch - stärker als im
späteren Gemeindebau und vielleicht ver-
gleichbar mit dem Neuen Bauen in Frank-
furt - alle Fragen der Rationalisierung des
Haushaltes behandelt und praktisch sowie
erzieherisch umgesetzt. Normierung, Ein-
baumöbel, neue Küchengestaltung sollten
das Leben erleichtern, Kosten senken und
Ausdruck der neuen Lebensformen sein
(vgl. Kampffmeyer 1926, S. 83 ff; und
Neurath 1923 S 37)
Siedlerhilfe und -beratung: Schon die
einzelnen Genossenschaften unterhielten
meist eigene Gärtnereien. Die vom Verband
unterhaltenen Garten- und Kleintierstellen
wirkten konzeptionell und erzieherisch.
Darüber hinaus waren tierärztliche Dienste
unentgeltlich. Die Gesiba gab Naturalkre-
dite, so auch „Ziegenkredit“, der erst sehr
viel später abbezahlt werden mußte. Im
übrigen spielten Fragen ökologisch opti-
malen Wohnens (Torfstreuklosett, rationale
Kompostwirtschaft, Wärmewirtschaft usw.)
eine entscheidende Rolle (vgl. Kampff-
meyer 1926, S. 61 und 100). Der Einfluß L.
Migges war außerordentlich groß; beispiels-
weise wurden für die Entscheidung gegen
Kanalisation und für Torfklosett - scheinbar
ein zivilisatorischer Rückschritt - dünger-
wirtschaftliche Gründe angegeben.
Zum innerverbandlichen System gehórt
auch noch die Bodenstelle, die Unterrichts-
organisation, Versicherungsabteilung, Ge-
sundheitsreferat, Ansátze einer Siedlerbank.
Neurath, der Sekretür des Verbandes,
gründete ein Siedlungsmuseum. Zum Insti-
tut für Gemeinwirtschaft gab es Koopera-
tionsbeziehungen. Schließlich vollzog sich
die Organisation der Genossenschaften ganz
in Selbstverwaltung; in den Siedlungen
sollte die Demokratie neufundiert werden.
Einige der Namen der Siedlergenossenschaf-
Das Siedlungshaus vor dem Rathaus als Typ zweckm
Siedlunasbauten.
=
ten zeugen von diesem Geist: Neue Gesell-
schaft, Vorwärts, Neuland, Freihof, Frohe
Zukunft, Zukunft, Aus eigener Kraft, Eden.
4.3 Von der individuellen Verwaltung
der Not zur Gesamtstrategie des Gilden-
sozialismus
4.3.1 Theorie und Praxis des Gilden-
sozialismus
Der Gildensozialismus als Theorie ist eine
britische Erfindung, entstanden in den
Jahren vor dem ersten Weltkrieg, als sich der
politische und gewerkschaftliche Kampf in
zahlreichen Niederlagen verbraucht zu
haben schien. Eine wahre Flut programma-
tischer Schriften (Cole, Penty, Hobsen,
Taylor) erschien (für einen Überblick vgl.
Veiland-Haupt 1927); eine intellektuelle
„Bewegung“ war geboren. Doch in den
Jahren nach dem Krieg entstanden in fast
allen europäischen Ländern Reformbewe-
gungen von unten, auf die das gildensozia-
listische Programm, das selbst keiner
bestimmten Arbeiterpartei entsprang, wie
zugeschnitten schien. Vor allem im Bau-
sektor entstanden nennenswerte, wenn-
gleich sehr heterogene Gildenansätze in
Italien (vgl. Por 1923), Großbritannien (vgl.
Die Kampfkraft von 1 Million Menschen — auf dem Papier










































Cole 1923), Deutschland (Bauhüttenbewe.
gung), Holland, Tschechoslowakei, Palästi-
na und Österreich, die sich 1922 zu einem
Internationalen Baugildenverband, Sitz
Berlin, Sekretär: Martin Wagner, zusam-
menschlossen (einen Überblick gibt Linneke
1924 und Wagner 1923).
Konzeptionell ist der Gildensozialismus
ein Mittelweg zwischen Staatssozialismus
und Syndikalismus. Otto Bauer (1920, S
94), der wie Hilferding und Kautsky stark
vom Gildensozialismus beeinflußt wurde
(vgl. Novy 1978, S. 141-144), erkennt im
Gildensozialismus die besonderen Elemente
der englischen Demokratie, nun auf die
Wirtschaft übertragen. Das „selfgovern-
ment“ der lokalen Verbände soll in der
Ökonomie in der Selbstverwaltung der ein-
zelnen Wirtschaftszweige eine Parallele
finden. Gilden wären sodann der Zusam-
menschluß aller Hand- und Kopfarbeiter
eines Produktionszweiges, von lokalen
Gilden bis zur nationalen Fachgilde auf-
bauend, die alle zusammen das Gildenpar-
lament bilden. Die Gilden sollen Nachfolger
der bisherigen Gewerkschaften werden, sie
wären dann nach dem Industrieverbands-
prinzip aufgebaut und leisteten positive
produktionspolitische Arbeit.
43.2 Die Siedlungs-, Wohnungs- und
Baugilde Österreichs
Die Massenmobilisierung in konkrete wirt-
schaftliche Aufbauarbeit zu überführen -
„Revolution durch Evolution“ (Leitspruch
des ÖVSuK) -, das war die Leistung der
verschiedenen Varianten der internatio-
nalen Gildenbewegung. Dauerhaft wurde
die gemeinwirtschaftliche Aufbauarbeit nur
dort, wo es in engster Zusammenarbeit mit
anderen Organisationssäulen der Arbeiter-
bewegung geschah, etwa in Deutschland mit
den Gewerkschaften, in Österreich auch
noch mit der Sozialdemokratie in den
Gemeindeinstitutionen. In England, wo sich
die Gildenbewegung unabhängig von den
bestehenden Arbeiterparteien entwickelt
hatte und mit den berufsständisch aufge-
bauten Gewerkschaften eher in Konflikt
geriet, brach die Bewegung 1923 gänzlich
zusammen. Hier rächte sich die Besserstel-
lung der Gildenarbeiter (garantierte Arbeits-
plätze, hohe Festentlohnung), eine reform-
inzidenziell problematische, weil solidari-
tätszerstörende Privilegierung einer Sonder-
gruppe, die zudem wirtschaftsreformpoli-
tisch nicht durchhaltbar war und bald zur
Zahlungsunfähigkeit führte.
Dem österreichischen Gildensozialismus
in Gestalt des Siedleraufbruches und seiner
ungeheuren organisatorischen Entfaltung
wurde umgekehrt eher die Stärke der
Arbeiterbewegung, nämlich ihre damit ver-
bundene Staatsnähe (in den Kommunen)
zum Verhängnis. Vorstaatliche, quasipoli-
tische Formen haben insbesondere dann
eine Bedeutung, wenn die politischen Insti-
tutionen sich (noch) nicht den hier rele-
vanten Interessen geöffent haben. Selbst-
hilfe auch in seiner hochorganisierten Ver-
bandsform ist eben auch Ausdruck des Ver-
sagens bzw. der Verschlossenheit staatli-
cher Stellen. Aber ehe wir zum Bedeutungs-
verlust der österreichischen Gilde kommen,
zunächst zu ihrer Entstehung und Struktur.
Daß die Wiener Siedlerbewegung bei
ihrer rasanten organisatorischen Selbst-
entfaltung - vom individuellen Notprojekt
zum Projekt einer nationalen Alternative -
über ihre Partikularinteressen hinauswuchs,
ist nicht vorstellbar ohne die große Zahl
geschulter Sozialisten in ihren Reihen bzw.
jener, die sich ihr anschlossen. Zu diesen
letzteren zählt Otto Neurath?, einer der viel-
seitigsten. unkonventionellsten und - im
34
positiven Sinne - schillerndsten Sozialisten
der ersten Republiken. Der atemberaubende
organisatorische Konstruktivismus trägt
ganz seine Handschrift. Ohne das organisa-
tionstechnische Talent Neuraths -So móchte
ich behaupten - wáre die Siedlerverbands-
und Gildenorganisation nicht so konsequent
ausgebaut worden.
'Neurath hat die Gildenkonstruktion auf
die österreichischen Verhältnisse stark und
durchaus eigenwillig variiert. Er wurde auch
ihr Sekretär. Sein Denken Kreist um das
Problem, wie soziale Dynamik so organi-
siert werden kann, daß die in der Bewegung
artikulierten Interessen nicht als partiku-
lare institutionalisiert werden, sondern
durch übergreifende Organisationen zur
Vermittelung mit anderen gebracht und
somit zu allgemeinen Emanzipationsinteres-
sen generalisiert werden können; ein - wie
sich dann praktisch zeigte (vgl. auch 6) -
anstrengendes, die Motivation der Beteilig-
ten unterhöhlendes Unterfangen. Nach dem
kompletten Aufbau der Siedlerorganisatio-
nen mit einer einheitlich unter sozialdemo-
kratischer Leitung stehenden Spitze, dräng-
te er auf Einbau dieses kompletten Systems
in eine höhere Organisationseinheit, die alle
Werktätigen umfassen sollte, die mit Pro-
duktion, Verwaltung und Nutzung des
„Gutes“ Wohnung zu tun haben. Dies sind
die Bauarbeiter (bis zum Architekten) als
Produzenten, die Mieter als Konsumenten
und die Siedler in ihrer Doppelrolle als
Produzenten und Konsumenten/Verwalter.
Da die Zentralorganisationen aller drei
Gruppen, alles starke Verbánde, sozialde-
mokratisch ausgerichtet waren, glaubte
Neurath alle drei riesigen Organisations-
sáulen zur neuen Einheit, der Siedler-,
Wohnungs- und Baugilde zusammenfassen
zu können: Ziel dieser Gilde wäre die völlige
Ausschaltung des privaten Baugewerbes
und des privaten Mietshausbesitzes.
Im damaligen Österreich mit seiner
funktionalen Enteignung der Hausbesitzer,
mit den dadurch starken Mieterorganisa-
tionen, mit dem ausgedehnten kommuna-
len und genossenschaftlichen Wohnungs-
bau, mit einer starken Bauhütte und Siedler-
bewegung schien das längst keine Utopie
mehr. Die Mieterorganisationen sollten sich
auf ihre neuen Aufgaben als Hausverwalter
vorbereiten. Die Produzenten- und Konsu-
menteninteressen sollten innerorganisato-
risch - anders als in der englischen Variante -
zum Ausgleich gebracht werden, auf der
Ebene der lokalen, provifizialen und natio-
nalen Fachgilden. Die Gilden sind einer-
seits „Kampforganisationen, andererseits
Verwaltungsorganisationen, die die zukünf-
tigen Exekutivorgane vorbereiten“, heißt es
in der programmatischen Hauptschrift
(1922, S. 44/45). Wie leicht läßt man sich
vom Organisationsfetischismus dieses Ge-
sellschaftstechnikers mitreißen:
„Die Bedeutung der Baugilde für die österreichische
Arbeiterbewegung ergibt sich unter anderem daraus, daß
hinter den Wirtschaftseinrichtungen der Gilde verhält-
nismäßig große Massen stehen, die bei Demonstratio-
nen und anderen Anlässen immerhin einen nicht uner-
heblichen Einfluß auszuüben in der Lage sind. Die Gilde
hat ihre Anhänger nicht nur für die Wohnzwecksteuer,
sondern auch für die Bewilligung von Siedlungskrediten
sowie für die Erringung der Kleingartendauerpacht
aufgerufen. Sie umfaßt heute ungefähr 250.000 erwach-
sene Menschen, nämlich etwas mehr als 100.000 Bauar-
beiter, nicht ganz 100.000 Mieter sowie etwa 45.000
Siedler und Kleingärtner. Mit den Familienangehörigen
umspannt die Gilde also ^twa eine Million Menschen.
Das ist nicht wenig, wen, man bedenkt, daf ganz
Üsterreich nur etwa 6 Million. ^ Einwohner záhlt ^
Die Organisationsdynan.’k ist schier un-
glaublich (und für manch einn Siedler viel-
leicht eine Überforderung). Kaum gegrün-
det wurde die Baugilde Mitglied des ,Zen-
tralverbandes für Gemeinwirtschaft", eine
Sammlune aller an wirtschaftlicher Aufbau-
Das Genossenschaftshaus der von Adolf Loos entworfenen Siedlung
Heuberg wurde gleich zu Anfang errichtet (1921). Es enthält: Ver-
sammlungsraum, alkoholfreie Gaststätte, Konsumgenossenschaft,
Werkstätten und Geschäftsräume der Genossenschaft, Räume für
Kindergarten und Jugendliche, Arztwohnung.
"Die Siedlung und der Kleingarten sind zwar aus der furchtbaren Not
unserer Zeit geboren, aber sie wollen und kónnen doch weit mehr
sein als ein bloBer Notbehelf, nämlich die Wiege einer besseren Le-
bens und Gesellschaftsordnung. In der Siedlung dürfen jene Aus
wüchse des privaten Erholungs- und Geselligkeitsbetriebes nicht aus
dem alten Gemeinwesen mit herüber verpflanzt werden. ... Die Sied:
lungskolonie braucht das auf gemeinwirtschaftlicher und gemein
nütziger Grundlage errichtete Volkshaus als eine unentbehrliche Er
gänzung des Familienheimes, als Ausdruck und Denkmal des genos
senschaftlichen Geistes." (Der Siedler 2 (1922), S.72)
Typisches Kleingärtnerhaus am Beginn der Phase |
"Mustersiedlung Heuberg”. Im Hintergrund (und kleines Foto) die Anfàánge der Siedlerbewegung: "Wilde Siedelei
arbeit interessierten Organisationen der Ar-
beiterbewegung, Vorstufe einer gesamtwirt-
schaftlichen Planungszentralstelle. Als Mit-
glied des „Internationalen Baugildenver-
bandes“ wird schon über die internationale
Kontrolle der Rohstoffe durch Organisa-
tionen der Arbeiterbewegung raisonniert.
Auch wenn manche Neuinstitutionalisie-
rungen sich bald als in der Luft schwebende
Suprastrukturen erwiesen, so bleibt zu ver-
gegenwärtigen, daß die praktischen Erfolge
weiter unten nicht ausblieben. Es entstan-
den bemerkenswerte Siedlungen (vgl. 5.2)
mit dieser Suprastruktur. Und die Siedler-
bewegung ist nicht an ihrer Selbstüber-
schätzung gescheitert; ihr wurde der Atem
durch die kommunale Umarmung genom-
men. Ihr Erfolg in bezug auf die innere
Durchsetzung von Solidaritáts- und Gleich-
heitsnormen - ,eins sein mit der Gesamtheit
der Werktätigen“ - wurde ihrer genossen-
schaftlichen Partikularisierung zum Ver-
hangnis (vgl. 6).
Ideen lokaler Selbstverwaltung in Politik
und Wirtschaft entstammen, gelangen zu
der Idee, daß sich in den neuen Genossen-
schaftssiedlungen Keime eines neuen Auf-
baues der politischen Gemeinschaft ankün-
digen. So schreibt Kampffmeyer (1926, S.
73) in einer Auseinandersetzung mit dem
Verbürgerlichungsvorwurf:
„In keiner Sic dlung sollte als Mittelpunkt aller geistigen
und wirtschaftlichen Interessen das Genossenschaftshaus
fehlen. Dann wird sich ein regeres Gemeinschaftsleben
entfalten als in den Bezirken der Massenmietshäuser.
Man vergesse nicht, daß hier nicht beliebig zusammen-
gewürfelte Familien nebeneinander leben, sondern
Menschen, die in jahrelanger gemeinsamer Arbeit sich
ihre Heimstätten und ihre Genossenschaftseinrichtun-
gen (Genossenschaftshaus, Kinderspielplätze, Konsum-
läden u.dgl.) geschaffen haben. Es wird verhältnismäßig
leicht sein, bei Menschen, die im Kleinen bereits ein
Stück Gemeinwirtschaft verwirklicht haben, das Inter-
esse und das Verständnis für große volkswirtschaftliche
und soziale Probleme zu wecken und zu erhalten. Bei
ihnen ist die Gemeinschaft nicht graue Theorie, sondern
lebendige Gegenwart. an deren Erfahrungen angeknüpft
werden kann.“
1
Neurath (1923, S. 39) sieht sogar die
Rücknahme bisher bürokratisch zentrali-
sierter sozialer Dienste in den Aufgabenbe-
reich der Siedlung: Kinderfürsorge, Fami-
lienpflege für Waisenkinder, Jugendorgani-
sationen, Kunst- und Bildungspflege. Er
zeigt auch größte Sensibilität, wenn er einer-
seits die reformpolitische Notwendigkeit
weiterer organisatorischer Zentralisie-
rungen herausstreicht, zugleich aber ahnt,
daß der Zentralismus „wahrscheinlich der
Hauptangriffspunkt jener sein wird, die
5. SELBSTHILFE UND STAAT:
STILLSTELLUNG ODER SELBST-
AUFLÖSUNG EINER BEWEGUNG?
5.1 Der kurze Traum von einem Neu-
aufbau der Gesellschaft von unten
Sowohl Kampffmeyer, der von der Garten-
stadtbewegung kommt, wie auch Neurath,
dessen Gildensozialismus den englischen
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einmal die übernächste Zukunft herauffüh-
ren werden“. „Wir fühlen deutlich, daß
gerade der Zentralismus auf die Dauer
Menschen nicht befriedigen kann" (1922, S.
23 und 31). In den Siedlungen sieht er ein
„Element einer übernächsten Zukunft, in
der die Großorganisation wieder überwun-
den werden wird“ (1923, S. 38). Der Sied-
lerverband rechnet - so wieder Neurath
(1923, S. 39) - „mit dem allmählichen Abbau
der Großstädte bei gleichzeitiger Übernah-
me des Wohnungsbaues und der Wohnungs-
verwaltung durch Genossenschaften, Haus-
schaften und verwandte Organisationen auf
verschiedenen Stufen; gemeinwirtschaftli-
che Zusammenfassung aller den Wohnungs-
bau betreffenden Einrichtungen von den
Erzeugern der Rohstoffe bis zur Herstel-
lung der fertigen Häuser“ *
5.2 Von der Selbstverwaltung „am Staat
vorbei“ zur Verstaatlichung der Selbsthilfe
- vier Phasen der Wiener Siedlerbewegungtr
die linke Mustersiedlung
"am Rosenhügel"*
alle Grundrisse sind typisch für die Genossenschaftssiedlungen
der Phase 11
5.2.1 Phase I: Notprojekt von unten - die
wilde Siedelei 1919/1920
Die Geschichte des Massenaufbruches ist, wiedie
Mehrzahl der „poor peoples movements“ nicht
geschrieben, kann auch kaum noch geschrieben
werden, da ihr illegaler, spontaneistischer Cha-
rakter kaum archivarische Artefakte zurückließ
und es für das Schreiben einer „oral history“ fast
zu spät ist. Die spätere Überführung in „geord-
nete Bahnen“ läBt diese Frühphase nur als
„Sturm- und Drangperiode“ (Kampffmeyer) voll
der „Romantik einer kraftvollen aber gänzlich
ungesicherten Bewegung“ (Zehn Jahre Gesiba, S.
6) erscheinen. Am ehesten sind Hinweise aus der
Erinnerungsliteratur zu erhalten (vgl. beispiels-
weise Schneider 1932 und Bonczak 1947, beide
BIS-Standpunkt). Nach der - teilweise auch
gewerblich betriebenen - Brennholzbeschaffung
durch Rodung der stadtnahen Waldbestände,
nach ihrer kleingärtnerischen Aneignung folgte
1919/1920 eine Phase des wilden Bauens.
Kampffmeyer skizziert die daraus entstehenden
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„Ohne Zutun der Gemeinde, ja ohne Erlaubnis des
Grundeigentümers und der Baupolizei sind durch die
Selbsthilfe der Kleingärtner Hunderte von Dauer-
wohnungen geschaffen worden. Darunter sind viele
massiv aufgeführte Häuser; zumeist sind es jedoch
Bretterhütten, die aus allem erdenklichen billig gekauf-
ten Material zusammengezimmert sind. Es entstand die
Gefahr, daß die unermüdliche Arbeit und das beschei-
dene Vermögen des Kleingärtners in schlecht vorberei-
teten Bauvorhaben verloren gehe und daß die ungewöhn-
lich schöne, landschaftliche Umgebung von Wien durch
diese wilde Bautätigkeit unheilbar verunziert werde.
Unter diesen Umständen war es nicht verwunderlich, daß
in den Kreisen der Kleingärtner der Gedanke, die bisher
wilde Siedlungsbautätigkeit genossenschaftlich zu regeln
und mit Unterstützung von Staat und Gemeinde in
geordnete Bahnen zu leiten, auf fruchtbaren Boden fiel.
Waren doch die meisten von ihnen gewerkschaftlich und
politisch organisiert, viele auch konsumgenossenschaft-
lich, so daß ihnen der Gedanke einer straffen Organisa-
tion von vornherein naheliegen mußte “
ENTWVRF; ARCH
D* -JOSEF-FRANK
"Den ersten Wiener Siedlungen merkt man an, daß dem Architek-
ten die ihm gestellte städtebauliche Aufgabe noch ungewohnt
war." (H. Kampffmever!
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gi Die erste Großdemonstration der Siedler erfolgtedann am 26.9.1920, wie es heißt, mit 50.000
Teilnehmern. Noch nahmen alle parteipolitischen
Strömungen daran teil. Eine der Parolen war:
„Gebt uns Land, Holz und Stein, wir machen Brot
daraus“. Jedenfalls sind die Spuren der wilden
Siedelei bis heute an den schönen Rändern Wiens
zu erkennen. Wieviele Kleingärtner und Siedler
sich nicht der Vergenossenschaftlichung anschlos-
sen, damit auf Finanzhilfen verzichtend, wieviele
von dem wild angeeigneten Land wieder vertrie-
ben wurden, ist aus der Literatur nicht zu
erkennen. In beiden Fällen dürften es sehr viel
mehr sein, als man aus der auf die institutionali-





1 Thu. 5.2.2 Phase II: Entwicklung eines Groß-systems organisierter Selbsthilfe 1921-1922/
23
Dies ist die Phase der erfolgreichen und offen-
siven Institutionalisierung der Siedlerinteressen.
1921 bedeutet gleichzeitig den Beginn des organi-
sierten Bauens von Siedlungen. Innerhalb von
zwei Jahren (1921/22) entsteht das ganz riesige
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System einer Siedlerverbandswirtschaft (vgl. 4.2),
einer praktischen Wirtschaftsdemokratie organi-
sierter Selbsthilfe, Jahre, ehe in Deutschland die
analoge Theoriedebatte (Hohepunkt 1927/28)ausbricht. Allein 192] entstehen OVSuK, Gesiba,
Baugilde, Bauhütte, Grundstein, alles Elemente
einer vorstaatlichen Sozialisierungspolitik von
unten. Es bilden sich aber auch schon die paralle-
len Kommunalinstitutionen heraus, vor allem das
Siedleramt (1921). Am 3.4.1921 hatte die wichtig-
ste Siedlerdemonstration stattgefunden, die auch
die Gewinnung der Hegemonie der Sozialdemo-
kratie markiert. Der kurz vorher abgespaltene
christlich-sozial orientierte ,Reichsverband der
gemeinnützigen Baugenossenschaften^ nahm
nicht mehr an der Kundgebung teil.
Die zu dieser Zeit aufblühenden Genossen-
schaftssiedlungen können als Mustersiedlungen
sozialreformerischer Formbestimmung gelten -
Siedlungen im „neuen Geist“. Daß die Rosenhüg-
ler Pioniere genannt wurden, geschah in Anleh-
nung an die Anfänge der Konsumgenossen-
schaftsbewegung, deren Erstgründer als die
„redlichen Pioniere von Rochdale/England“ in
die Geschichte eingingen. Während die sozial-
ökonomischen Momente der Formbestimmung
der Reformsiedlungen verwirklicht werden - Erb-
baurecht, gemeinnütziges Genossenschaftseigen-
tum am Haus (neutralisiertes Kapital), dekapi-
talisierter und teils demonetarisierter Arbeits-
einsatz, gemeinschaftliche Infrastruktur (Genos-
senschaftshaus, Konsumgenossenschaft, Bil-
dungseinrichtungen usw.), Selbstverwaltung -,
hinkt die ästhetische Formbestimmung hinter-
her. Diese Ungleichzeitigkeit zwischen den sozial-
und wirtschaftsreformerischen Errungenschaf-
ten und dem ästhetischen Überbau fällt mehreren
Zeitgenossen ins Auge. Kampffmeyer (1926, S.
83): ,Den ersten Wiener Siedlungen merkt man
an, daB dem Architekten die ihm gestellte stádte-
bauliche Aufgabe noch ungewohnt war". Ermers
(von der Siedlung Rosenhügel) glaubt die Empire-
und Biedermeier-Vorbilder vor allem für das
Genossenschaftshaus entschuldigen zu müssen
und ergänzt (Festschrift S. 16): „Erst eine lange
Blüte der Siedlerbewegung, erst eine lange Reihe
tastender Stilversuche bei der Errichtung der
Genossenschaftshäuser wird uns zu einer ein-
drucksvollen Stilbildung für diese neue Bautype
führen. Wir stehen erst am Anfang ...“. Zu dieser
Gruppe von Siedlungen zählen vor allem die Sied-
lungen Rosenhügel, Hoffingergasse, Glanzing,
Wien-West/Heuberg, Flötzersteig, Künstlersied-
lung. Eine grundriBmäBig positive Entwicklung
stellt schon die 1923 begonnene Siedlung
„Freihof“ dar; sie ist die größte Wiener Siedlung
(über 1000 Häuser), steht jedoch schon im Über-
gang zu den Gemeindesiedlungen der Phase III
(der Teil „Siedlung Kagran* ist kommunal.
Gleichwohl bleiben die Finanzierungsmaglich-
keiten weit hinter den Erwartungen und der
relativen organisatorischen Stárke, die in dieser
Phase ihren Hóhepunkt erreicht und überschrei-
tet, zurück. Das liegt vor allem an der Hyper-
inflation, die den Wohnungsfürsorgefonds in
nichts zusammenschrumpfen làft. Bund und
Gemeinde hatten auf diese Weise zunüchst (bis
Herbst 1922) ca. 600 Genossenschaftshüuser
Befórdert. 1922 wird ein Konzentrationspro-
gramm erforderlich; mutlos wenden sich nun viele
Siedler in spe ab. Die mit Einführung der Breit-
nerschen Wohnbausteuer nach der Währungssa-
nierung wieder reichlich fließenden Mittel lassen
dann in den Jahren 1923 bis 1925 weitere 2000
Siedlerhäuser genossenschaftlicher Formbestim-
mung entstehen, die ausschließlich von der roten
Gemeinde gefördert werden. Damit sind schon
über 10.000 Personen in diesen Siedlungen neuen
Typs untergebracht. Auch in der Größe und
Ausrichtung der Siedlerstelle lassen sich Phasen
unterscheiden. Bis 1924 umfaft diese Sicdler-
stelle 350 bis maximal 400 m?; jedes Haus hat
Stallanbauten (- Kleingartensiedlung). Mit der
Normalisierung der Versorgung Wiens wird der
Typus der Wohnsiedlung mit verkleinerter
Parzelle (200 m?) und ins Haus integriertem
Kleintierstall eingeführt.
5.2.3 Phase III: Die kommunale Aneignung
der Siedleridee: Die Stillstellung der Bewe-
gung durch Gemeindesiedlungen 1924-1929
Die zeitlichen Übergänge zwischen Phase II und
III sind außerordentlich fließend. Die erste
Wende wird durch den Gemeinderatsbeschluß
vom September 1923 markiert, der das erste große
Gemeindewohnungsbauprogramm. eine wirkli-
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che wohnungspolitische Sensation, einleitete. Die
Gemeinde hatte beschlossen, innerhalb von 5
Jahren 25.000 Wohnungen zu bauen und als
kommunale Dienstleistung zum Quasi-Nulltarif
an die Bedürftigen zum dauerhaften Nutzrecht zu
verteilen - dies ohne Kreditaufnahme (vgl. hierzu
Novy 1979). Das Programm wurde bekanntlich
vorzeitig erfüllt, ein fast einmaliges Ereignis in der
Planwirtschaftsgeschichte, und wieder aufge-
stockt. Insgesamt baute die Rote Gemeinde
wihrend der ersten Republik über 65.000
Wohnungen reformerischer Formbestimmung.
Jedoch deutete sich schon in den ersten Jahren des
neuen Programms eine deutliche Akzentverschie-
bung zu Lasten des Siedlungsbaus und zugunsten
des neuen Typs des Volkswohnpalastes oder
Superblocks an: 1921 war der Anteil der Siedler-
häuser am gesamten Wohnungsbauprogramm
55%; 1922 39%; 1923 28%; 1924 14% und 1925 nur
noch 4% (vgl. Posch, S. 11)
Dabei verdecken diese Zahlen eine weitere
entscheidende Differenz, deren Relevanz nieman-
dem aufzufallen scheint: Wie schon oben gezeigt,
ist Siedlung nicht gleich Siedlung. Sogar
innerhalb des sozialistischen Spektrums gibt es
verschiedene soziale Formbestimmungen der
Siedlung. Ab 1924 beginnt die Gemeinde ohne
Zwischenschaltung der aus der Siedlerbewegung
herausgewachsenen Genossenschaftsstruktur
(mit allen ihren basisdemokratischen Elementen)
Siedlungen in eigener Regie zu errichten, die sog.
Gemeindesiedlungen. Die für die Siedlerbewe-
gung bittere Ironie ist es, daß der Bau dieser Sied-
Jungen in eine Zeit fällt, in der zwei Hindernisse
der vorherigen Phase II entfallen sind: die Finan-
zierungsschranke und die noch fehlende Archi-
tekturideologie für solche Siedlungen. Nun
entstehen großzügige, um einen Zentralplatz
zentrierte Wohnsiedlungen mit ausgedehnter
öffentlicher Infrastruktur, die immer noch in der
kargen Landschaft reformsozialistischer Aufbau-
versuche ihresgleichen suchen. Gleichwohl ist hier
der basisnähere Genossenschaftssozialismus vom
Kommunalsozialismus abgelöst worden. Statt
Selbstverwaltung in Siedlergenossenschaften
handelt es sich nun um ein Fremdverwaltungs-
verhältnis zur Gemeinde. Zu diesem Typus mit
zum Teil beeindruckender Grundrißgestaltung
zählen die Gemeindesiedlungen: Lockerwiese,
Hermeswiese, Laaer Straße, Weißenböckstraße,
Kagran. Eine weitere, sozio-ókonomisch tradi-
tionelle ,,Form"-Variante der Siedlung entsteht in
Gestalt der Siedlung „Am Wasserturm“; in dieser
für den Mittelstand gedachten Siedlung werden
die Häuser verkauft/privatisiert („Eigenheim-
kolonie*), was reforminzidenziell allerdings nur
konsequent ist
Die beiden Gemeindebeschlüsse, Vorrang dem
städtischen Hochbau und Gemeinde- statt Genos-
senschaftssiedlungen (in der Tendenz) bedeute-
ten eine grobe Brüskierung der Siedler und ihres
Verbandes ÖVSuK, der ja selbst als Spitzenorga-
nisation der sozialistischen Bewegung anerkannt
war. Obwohl damit faktisch das Ende dieser
Bewegung eingeläutet wurde, finden sich bei
Neurath und Kampffmeyer Bemühungen, auch
diese - ihre eigene Arbeit gefährdende - Beschlüs-
se zu verteidigen, ein. Kapitel des der ósterrei-
chischen Sozialdemokratie nachgesagten „Fana-
tismus der Einheit“ (vgl. Posch, S. 11; Hoffmann,
S. 717). Die Hintergründe dieser Wende sind
m.W. bis heute nicht hinreichend geklärt. Im
Lager der Architekten und Planer, denen
allerdings der rein städtebauliche Konflikt Hoch-
versus Flachbau am Herzen lag, stieß die Wiener
Entscheidung auf Unverständnis (vgl. vor allem
die einmütige Kritik am Wiener Hochbau auf dem
Internationalen Kongreß für Wohnungswesen
und Städtebau, Wien 1926). In diesem Lager gabe
es wenig Verständnis für die Bedeutung der
sozialen Formbestimmtheit der Siedlung, deren
hasisdemokratisch-genossenschaftliche Variante
von der Öffentlichkeit ziemlich unbemerkt dahin-
schied
5.2.4 Phase IV: Notprojekt von oben:
Stadtrandsiedlung als Erwerbslosensied-
lung 1930 ff
Die so mächtige und entwicklungsoptimistische
österreichische Sozialdemokratie geriet seit 1927 -
erst punktuell, ab 1929 auf allen Fronten - in die
Defensive. Mit Übergreifen der Weltwirtschafts-
krise und gleichzeitiger finanzieller Erdrosselung
der Gemeinde durch die ständestaatlich-auto-
ritär abdriftende Zentralregierung brach das rie-
nyous der Gemeindesiedlung (Phase III): Lockerwiese. Architekt: Schartelmüller, 1928. Architektur der "funktionalistischenoderne”
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Eigenheimkolonie "Am Wasserturm" . Architektur der "konservativen Moderne''
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Stadtrandsiedlung Leopoldau. Typus der letzten Phase (IV) als Nebenerwerbssiedlung für Arbeitslose und Ausgesteuerte.
Architekt: | Bauer 197972
Nebenerwerbssiedluna Leopoldau. Statt 30% nun 100% Siedlereigenarbeit (425 Wohnungen).
sige Bauprogramm in Raten zusammen. Daraus
folgte eine weitere Verschärfung der ohnehin
schon schwerwiegenden Wiener Arbeitslosigkeit.
Die Siedlerprojekte, die nun als Teil eines Arbeits-
beschaffungsprogrammes verwirklicht wurden,
haben mit der Siedlerbewegung nur noch den
Begriff der „Siedlung“ gemeinsam. Die Erwerbs-
losensiedlung ist ein „von oben“, also administra-
tiv entwickeltes Projekt; es wird ausgeschrieben.
Aus den zahlreichen Bewerbern, alles ausge-
steuerte Arbeitslose, werden gemäß reiner Effi-
zienzkriterien jene ausgewählt, die der Verwal-
tung als geeignet erscheinen. In ihrer scharf-
sinnigen ideologiekritischen Analyse der Selbst-
hilfeidee schreiben Pirhofer/ Uhlig (1977, S. 5);
Die bauliche Selbsthilfe bleibt eine von oben’, sie
bleibt autoritativ wie sie beginnt: der Selbsthilfe-
siedler wird laut Jargon 'eingesetzt*. Dennoch
kann es hier auch erhebliche Formunterschiede
geben, die Hoffmann, der beim Begriff Siedlung
immer schon eine konservative Entproletari-
sierungsstrategie vermutet, nicht registrieren will.
Das realtypische Spektrum ist nun verengt auf
jene beiden Typen, die die (rote) Gemeinde Wien
kurz vor ihrem fürchterlichen Ende, und die die
(schwarze) Dollfufi-Regierung (vgl. hierzu Hoff-
mann, S. 721) betreiben. Beide Varianten stehen
primár im Dienste der Arbeitsbeschaffung nach
dem Muster der deutschen Stadtrandsiedlungs-
aktionen unter Brüning.
Kennzeichen aller Arbeitsbeschaffungsprojekte
ist der Versuch, brachliegende Ressourcen mit
geringstem Aufwand wieder produktiv zu machen
(Selbstfinanzierungsmultiplikator). Das von der
Gemeinde Wien 1932 beschlossene und von der
Gesiba treuhünderisch durchgeführte Projekt
,Stadtrandsiedlung Leopoldau" (vgl. Neubacher;
Neumann; Gesiba 1932) weicht von allen bisher
besprochenen Selbsthilfesiedlungen darin ab, da
die gesamte Baustellenarbeit, also 100%. von den
Siedlern selbst in Eigenarbeit zu leisten ist. Genau
dies aber setzte die sorgfältige Vorauswahl der
Bewerber voraus. Für die ersten 80 Stellen hatten
sich 1800 (!) beworben, daraus wurden 42
Baufacharbeiter der verschiedenen Richtungen
ausgewählt. Gebaut wurde ein von der Gesiba
entworfenes „Kernhaus“; eingebaut wurden die
normierten, in Gesiba Eigenproduktion erstell-
ten Teile wie Türen, Fenster usw. Durch diese
Verbilligung ließen sich mit den Mitteln, die
bislang eine Wohnung im städtischen Großbau
oder in einer Siedlung verzehrte, zwei bis drei
Kernháuser bauen (vgl. Neumann 1932, S. 6).
Besondere Merkmale dieses ABM-Projektes einer
sozialistischen Gemeinde waren (vgl. Gesiba 1932,
S. 7 ffr
a) Explizit keine Reagrarisierungsabsicht; der
Siedler soll dem städtischen Arbeitsmarkt
erhalten bleiben, nur Nebenerwerbsbasis er-
halten.
Obligatorischer Zusammenschluß zu einer Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft zur
Selbstverwaltung und partiellen genossen-
schaftlichen Produktion und Verwertung
der Gartenerzeugnisse.
Vergleichsweise hohe Unterstützung wührend
der Bau- und Übergangszeit, vielfach in na-
tural: Übergangsunterkünfte, Gesiba-Küche,
Straßenbahnfahrkarten, Pauschalvergütun-




Auch die Siedlungskonzeption, vor allem der
Grundriß, nahm ganz andere Formen an. Die
Parzellengröße steigt von 200 m? der Wohn-
siedlung der Phase III auf 2000 m?; dadurch wird
die Reihenhausbebauung und Siedlungskernbil-
dung unmóglich. Für Gemeinschaftseinrichtun-
gen Ist ohnehin kein Geld da.
6. DIE PARADOXE ENTWICK.
LUNGSDYNAMIK SOZIALRE-
FORMERISCHER SELBSTHILFE
War die Wiener Siedlerbewegung eine er-
folgreiche Selbsthilfebewegung? An ihren
Ideen und gebauten Realisationen gemessen
zweifellos. Ich würde sagen, ihr gebührt
mindestens der Platz in der Geschichte der
Wohnungsreform, den sich der Wiener Ge-
meindebau in den letzten Jahren erobert hat,
nämlich ein sehr hoher. Besinnt man sich
darauf, daß das „schlechteste“ an der sensa-
tionellen Wohnungspolitik Wiens die Archi-
tektur der Großbauten ist (anderer Mei-
nung sind hier Mang 1980 und Gorsen
1979), ihre Leistungen liegen vor allem in der
Ökonomie und sozialen Konzeption, also im
Bereich der sozialen Formbestimmung; und
macht man sich klar, daß wesentliche Ele-
mente der Ökonomie und Teile der sozialen
Konzeption auch für die Genossenschafts-
siedlungen zutreffen, so wird diese - meine -
Aufwertung eher verständlich. Nimmt man
nun die Elemente der sozialen Bewegung,
des basisdemokratischen Aufbaues, der
durch gemeinsame Arbeit zur Gemeinschaft
gewachsenen Genossenschaft hinzu, so
erhält die Genossenschaftssiedlung vom Typ
Rosenhügel (vor allem der Phase II)
Qualitäten, die die Gemeindebauten nicht
haben konnten. Als Keimzellen einer neu-
fundierten Demokratie lokaler Selbstver-
waltung, kleine Netze (vgl. 5.1), standen sie
für ein viel „humaneres“ Konzept in
unserem heutigen Urteil als die eher admini-
strative Fürsorge- und Sozialpolitik der
Gemeindebauten, deren historischer Wert
damit überhaupt nicht gemindert werden
soll; zumal auch diese Großkomplexe von
ihren Bewohnern und deren Organisationen
stark angeeignet wurden (vgl. Novy 1979, S.
21 ff). SchlieBlich weisen alle drei Formen
sozialistischen Neubauwohnens in Wien -Genossenschaftssiedlung,|Gemeindesied-lung und Volkswohnpalast - in vielenPunkten über die privatwirtschaftlicheOrganisation hinaus.Aber es könnte gegen die These des„Erfolges“ der Siedlerbewegung argumen-tiert werden, sie sei ja etatistisch angeeignetund stillgestellt worden. Müsse man sich
nicht vor jeder Institutionalisierung in
solchen Großformen, besonders aber vor
der Zusammenarbeit mit staatlichen/ kom-
munalen Stellen hüten? Dieses aus der Alter-
nativbewegung zur Zeit verbreitete Argu-
mentationsmuster lohnt, sorgfáltig analy-
siert zu werden, da sich dahinter zahlreiche
Mißverständnisse und Illusionen verbergen
können. Ein grundsätzlicher Antiinstitu-
tionalismus - keine Organisation und Wah-
len, Ausschluß von Intellektuellen und
„Führern“ -, wie er zur Zeit am krassesten in
der Jugendbewegung Zürichs hervortritt,
und wie er in der Wissenschaft von
Piven/ Cloward als am erfolgversprechend-
sten angesehen wird, unterstellt folgendes:
der unkalkulierbare (,disrupting^ Druck
von der Straße könne am ehesten etwas in
Bewegung setzen. Dies mag zwar stimmen,
aber was und wie wird bewegt? Es kann einer
sozialen Bewegung nicht einerlei sein, in
welcher Richtung reagiert wird. Mit einer
solchen Strategie des Druckes unterstellt
man entweder, daß die in Bewegung
gebrachten Verhältnisse sich nur zugunsten
der eigenen Sache auswirken könne - die
Frucht war historisch gereift und mußte nur
zum Fallen gebracht werden (so etwa Piven/
Cloward S. 36); oder aber, man muB einge-
stehen, daß eine positive Beeinflussung
dessen, was durchgesetzt werden soll, nicht
móglich ist. Da es der Wiener Bewegung
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nicht um eine schlagartig mit einem Feder-
strich zu erfüllende Forderung ging - wie es
etwa der Achtstundentag oder das allgemei-
ne Wahlrecht waren - sondern um den
Aufbau neuer Lebens- und Wirtschafts-
formen, waren starke eigene Institutionen
absolut erforderlich. Dies allein, um prak-
tisch überleben zu können, aber auch um das
gemeinsame Siedlerinteresse überhaupt erst
formulieren zu helfen, um es dann besser
durchsetzen zu können. Letzteres - der Zu-
sammenschluß Vieler zur gemeinsamen
Interessenvertretung - war die Voraus-
setzung für die Gründung der zahlreichen
Hilfsinstitutionen und Hilfswirtschaften des
ÖVSuK. Denn jeder wollte beispielsweise
von billigen Baustoffen profitieren; gemein-
sam konnte man sich einen (guten) Archi-
tekten leisten, der vielleicht - gerade weil es
eine solidarische Bewegung war - unentgelt-
lich die Aufgabe übernahm.
Warum aber mußte man sich auf die staat-
lichen/kommunalen Institutionen einlassen
(vgl. die aktuelle „Staatsknete“-Debatte in
Berlin)? Bei den teuren Gütern Boden und
Wohnung haben die reinen Selbsthilfebewe-
gungen keine Chance; hier entstehen Koope-
rationszwänge mit den staatlichen Stellen.
Gerade aber die Wiener Bewegung entwik-
kelte ein fast komplettes System vorstaat-
licher, quasi-politischer Institutionen, ent-
schieden geschlossener als die in manchen
Punkten vergleichbare und zeitlich parallel
laufende gewerkschaftliche Bau- und Woh-
nungsgemeinwirtschaftsbewegung in
Deutschland. Die Wiener Bewegung ope-
rierte also erstaunlich stark ,am Staate
vorbei" - um eine aktuelle Problemformu-
lierung Ronges (1980) aufzunehmen. Sie
entwickelte innerhalb der Baugilde eine vor-
staatliche Selbstverwaltung genossenschaft-
lich vergesellschafteter Arbeit und neutra-
lisierten Kapitals großen Ausmaßes (vgl.
Linneke 1925). Zur Finanzierung aber war
sie wesentlich auf staatliche Umverteilung
angewiesen. Sie konnte aber auch mit einer
gewissen Unterstützung seitens der Kommu-
ne rechnen, da ja Kommune, Gewerkschaft,
Gilde, ÖVSuK durch die Sozialdemokratie
politisch „vereinheitlicht“ wurden, was
Spannungen natürlich nicht ausschloß.
Gerade das gemeinsame politische Innen-
verhältnis war also das Verhängnis der Sied-
lerbewegung; gegen die „eigene“ Partei
waren die Siedlergenossen nur schwer zu
mobilisieren.
Die objektive Abhängigkeit von einer
staatlichen Umverteilungspolitik beinhaltet
aber ein strukturell noch viel tiefergreifen-
des Problem. Die Durchsetzungschancen
einer sozialreformerischen Umverteilungs-
politik sind dann am größten, wenn die
eigenen Interessen verallgemeinerungsfähig
sind, also nicht Sondervorteile beinhalten.
Dies ist selbst in bezug auf Arbeiterinter-
essen keineswegs im konkreten Fall so
selbstverständlich, wie es oft unterstellt wird
(vgl. z.B. Ronge 1980, S. 19). Wie in jüngsten
kritischen Analysen der deutschen Gewerk-
schaften sichtbar wird (vgl. Offe 1980; J.
Hoffmann 1981), gelingt es auch den
gewerkschaftlichen Großorganisationen im-
mer weniger, mehr als nur die Sonderinter-
essen bestimmter (Stammarbeiter-)Gruppen
zu vertreten. Generalisierungsleistungen
dieser Organisationen im Sinne der Berück-
sichtigung der Arbeitslosen, des Verbrau-
cher- oder gar ökologischen Standpunktes
scheinen schier unmöglich geworden zu sein.
Warum? Generalisierung heißt konkret:
mein Interesse an dem anderer gewichten,
relativieren, heißt Solidarität üben, heißt oft
auf mögliche individuelle Sondervorteile
(Besitzstand) vielleicht verzichten müssen.
Ein solcher Kollektividealismus. der die
historische Leistung der-meisten Arbeiter-
selbsthilfeorganisationen war, hat natürlich
seine Grenzen und ist zudem historisch
schon zu oft mißbraucht worden. Nehmen
wir ein Beispiel: Bei den noch Beschäftigten
in einer Krise für Lohnzurückhaltung oder -
-verzicht zu plädieren mit dem Argument,
dies nütze den Arbeitslosen, wäre falsch
verstandene (und zu Recht abgewehrte)
Solidarität. Das gleiche oder ein noch grö-
Beres Opfer, das sichtbar und durch mitbe-
stimmte Gremien kontrolliert in einen
Fonds zur Arbeitsbeschaffung fließt (Mo-
dell: Basler Arbeitsrappen), kann sehr
sinnvoll sein.
Was hat das mit der Siedlerbewegung zu
tun? Auch der Wiener Siedler hat zunächst
seine eigenen, besonderen Interessen. Na-
türlich ist ein Heim im Privatbesitz und auf
eigenem Grund attraktiver. Da aber der
nicht durch Eigenarbeit aufzubringende
Kostenanteil eines Hauses 85% ausmacht,
ist er auf öffentliche Finanzhilfen ange-
wiesen. In der Traditionslinie des besitz-
individualistischen Siedlers liegt es, gleich-
wohl öffentliche Förderung für sich (billige
Bodenüberlassung, billige Kredite oder Zu-
schüsse) zu fordern. Dies tun ja auch die
konservativen Verbände. Nur hätte eine so
angelegte Politik der Geschenke, der priva-
ten Bereicherung, schnell die Kassen geleert
- was ja auch immer das Schicksal des
Bundes-Wohnungsfürsorgefonds war; und
zudem wären ohne jede Legitimation nur
wenige in den Genuß dieses Privilegs
gekommen. Die sozialdemokratischen Ge-
nossen hatten es im ideologischen Kampf
gegen die Versprechen des konservativen
Eigenheimgedankens sicher nicht leicht.
Dafür war die Logik der Reformselbstfi-
nanzierung durch Umverteilung der Grund-
rente auf ihrer Seite.
Zunächst aber mußte das Besitzinteresse
des Siedlers zu einem allgemeinen Wohn-
interesse verallgemeinert werden; allgemei-
ne Gleichheits- und Solidaritätsnormen
mußten als dem Eigeninteresse dienlich
durchgesetzt werden. Es gab keinen Grund,
die Siedler irgendwie besser zu stellen. Nur
indem sie ihr allgemeines Wohnrecht forder-
ten, hatten sie Chancen, ihre Siedlerstelle zu
bekommen. Diese durften der Offentlich-
keit auch nicht teurer zu stehen kommen als
die Wohnungen in den städtischen Volks-
wohnhäusern, die Differenz sollte eben
durch Siedlereigenarbeit ausgeglichen wer-
den. Wegen der höheren Lebensqualität
einer gleich großen Wohnung in einer Sied-
lung wurde später sogar eine Siedlerabgabe
als Ausgleich eingeführt. Am deutlichsten
drückt Neurath diese strengen moralischen
Anforderungen an den Siedler aus (1923, S.
24): „Kleingärtner und Siedler wollen unter
sich und mit der Gesamtheit Solidarität
wahren, sie bekämpfen daher alle Bemühun-
gen, den einzelnen zu isolieren und ihm gar
(!) freies Verfügungsrecht über seinen Boden
und sein Haus zu geben.“ Fast tut einem der
arme Siedler leid, so nah am Ziel, und nun
doch kein Eigentum; und sein eigener
Verband spricht sich dagegen aus. Hier wird
das Dilemma und die schier unglaubliche
Generalisierungsleistung und Erziehungs-
arbeit der Organisationen sichtbar. Auch für
die Organisation eine schwierige Balance
zwischen der erforderlichen Generalisie-
rund, weil nur so etwas durchsetzbar war,
und der Überforderung der Mitglieder mit
der Gefahr des Abwanderns („tut nichts
mehr für uns“). Der Einbau des OVSuK indie Baugilde erweitert noch einmal den reisjener, deren Interessen auf einen gemein-samen Nenner gebracht werden mußten.Daß dies damals so sehr gelang - und heute
kaum mehr erreichbar scheint - liegt m.E.
daran, daß der mit der Verallgemeinerung
vermeintlich verbundene Verzicht durch den
glaubhaften Hinweis auf den auch sichtba-
ren Aufbau einer wirklichen Alternative
verbunden war. Der individuelle Verzicht
auf die Eigentumsforderung fiel sicherlich
dann leichter, wenn man wußte, daß
überhaupt kein privates Eigentum, nur noch
genossenschaftlich gebundenes entstehen
sollte, und daß jeder Schritt zum Aufbau
dieser Wirtschaftsdemokratie es wieder
weiteren Menschen möglich machen würde,
auch an der Neuen Wohnkultur teilhaben zu
können.
Radikalisiert man die Gleichheits- und
Solidaritätsnormen derart, daß man sagt,
niemand darf als Einzelner oder Sonder-
gruppe von dem Wiener Finanzierungs-
modell profitieren, so entspricht die fak-
tische Entwicklung zum Gemeindeeigentum
der Logik dieser reforminzidenziellen Nor-
men. Denn ein von der Allgemeinheit aufge-
brachtes Vermögen, das in das Sondereigen-
tum einer Genossenschaft übergeht, selbst
wenn diese offen und gemeinnützig ist,
verliert an Allgemeinheit, wird ein Beson-
deres. In der außerordentlich abstrakten
Logik dieser Reformvorstellungen - und
diese liegt der Bürokratie - käme dies einer
Regression schon einmal erreichter Gleich-
heit gleich. Obwohl ich der Meinung bin,
daß viel Praktisches gegen die Folgen dieser
an sich richtigen Logik und für eine
genossenschaftliche Form spricht, könnte in
dieser Objektivität gleichwohl ein Grund für
die Etatisierung der Wiener Siedlerbewe-
gung liegen. Selbstauflösung sozialrefor-
merischer Selbsthilfe? Der Hinweis darauf,
daß doch heute der bessitzindividualisti-
sche Siedler mit seinem Eigenheim entschie-
den besser dastehe als der quasi-besitzlose
Genossenschaftssiedler - was stimmt -,
iibersieht, daB man unter Reformgesichts-
punkten nicht Individuen, Sondergruppen
miteinander vergleichen kann - dann könnte
man ja gleich die Unternehmer als gesell-
schaftspolitisches Modell anbieten. Man
muß vielmehr generalisierungsfähige Kon-
zepte anbieten. Das besitzindividualistische
Siedlermodell ist kein verallgemeinerungs-
fähiges, das genossenschaftlich-gemeinwirt-
schaftliche ist es theoretisch und die Wiener
Siedlerbewegung brach einmal auf, dieses
auch praktisch einzulösen. Daß sie schei-
terte, geht nicht primär auf binnenwirt-
schaftliche Widersprüche der Reformpoli-
tik zurück
Eine letzte Anmerkung gilt dem städte-
baulichen und sozialen Inhalt der Genossen-
schaftssiedlungen. Kann diese Kleinform
der Gemeinschaft heute ein Wohnideal sein?
Und für wen? Darauf wird sich keine
allgemeingültige Antwort geben lassen.
Kritisch zu ergänzen bleibt aber, daß in der
Mehrzahl dieser realisierten konkreten Uto-
pien der Traum von der großen Harmonie in
schlichte Spießigkeit umgeschlagen ist. Ich
habe an anderer Stelle dafür das Wort von
der gefährlichen Romantik des Dorfes ge-
braucht (1981). Die Miefigkeit dieser spießig
gewordenen Utopien scheint jedes Bemühen
um die weitere Freisetzung von unnötigen
Zwängen verdrängt zu haben. Die einst
mühsam erarbeiteten/erkämpften Kollek-
tiveinrichtungen verfallen oder werden
privatisiert. Offensichtlich verlieren gemein-
same Kampferfahrungen - einmal stillge-
stellt - jeden emanzipatorischen Gehalt -
zumindest in bezug auf die folgende Gene-
ration. Und so ist wohl auch keine Wohn-
form als gültige angebbar, sondern jeweils
nur in der Auseinandersetzung mit konkre-
tem Leiden neu zu entwickeln. Dafür scheint




1) Vergl. meinen Aufsatz (Novy 1979). Dort hatte ich den
Kommunalsozialismus in Wien als Wirtschaftsreformbewegung
„von unten“ interpretiert und als entscheidende Voraussetzung
jeder zentralstaatlichen Wirtschaftsreformpolitik „von oben“
hingestellt. Nun zeigt sich, daß die Gemeindeinstitutionen, die ich
als „unten“ romanisiert hatte, für die wirkliche Massenbewegung
„von unten“ ein „oben“ darstellte. Damit wird aber nicht die
ursprüngliche Grundthese falsch - an der Abhängigkeit der
Wirtschaftsreformen „von oben“ von denen „von unten“ möchte
ich allerdings festhalten -, sondern die innere Dynamik des „unten“
wird nun klarer analysiert - als ein spannungsreiches Verhältnis
von reiner Selbsthilfe, vorstaatlichen Selbsthilfeorganisationen
und kommunalen Institutionen.
2) Die wichtigsten Hinweise auf das Thema und Hilfe erhielt ich
aus der Arbeit und dem Interviewmaterial von G. Schütte-
Lihotzky, einer an der Siedlungsbewegung als Architektin
Beteiligte (in Zusammenarbeit mit A. Loos) (vgl. Schütte-
Lihotzky). Die informativste Arbeit - allerdings ganz aus der Optik
des Architekten und Stadtplaners - ist die von Posch (1980). Eine
vor kurzem veröffentlichte Dissertation zum Thema ,Sozioóko-
nomie der Selbstorganisation. Beispiele der Bürgerselbsthilfe und
ihre wirtschaftliche Bedeutung“ des Wieners Ch. Badelt
überrascht, weil der Titel auch auf diesen Beitrag paßt, der
Verfasser alle nur denklichen, vor allem ausländischen Beispiele
heranzieht, meines Erachtens eines der wichtigsten überhaupt -
nämlich die Wiener Siedlerbewegung - nicht einmal kennt. Schade
für seine Arbeit.
3) Neurath war Privatdozent der Nationalökonomie, Theoretiker
einer naturalen Planwirtschaft schon vor dem Krieg, radikalster
Sozialisierungstheoretiker mit dem  Selbstverstándnis eines
.Gesellschaftstechnikers", ein Jahr Haftstrafe wegen seiner
Tätigkeit als Sozialisierungs-'minister’ im Räte-Bayern, nach
Österreich abgeschoben, wo er Sekretär des Siedlerverbandes
(ÖVSuK) wird. In der heutigen Rezeption ist er nur als Mitglied
des „Wiener Kreises“ (Carnap, Schlick u.a.) bekannt, Anhänger
einer „wissenschaftlichen Weltauffassung“, die in einer neoposi-
tivistischen Einheitswissenschaft ihr Ideal sah. Darüber hinaus war
er der Gründer des Wiener Wirtschafts- und Gesellschafts-
museums (mit einer Abteilung Siedlungsmuseum) und einer neuen
Art graphisch-bildhafter Präsentation statistischer Sachverhalte
(genannt: Pictogramm, Wiener Methode), die vor allem der
Arbeiterbildung diente und sich in der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung durchsetzte (vgl. Neurath 1980).
4) Wie Posch (1980, S. 7) herausstellt, hatten diese Ideen einer
Neufundierung der Demokratie Vorläufer und Parallelen in der
staats- und verfassungsrechtlichen Debatte nach 1918, vor allem
den Arbeiten Hugo Preuß für die deutsche Reichsverfassung, die
eine genossenschaftliche Basisstruktur vorsahen. „Durch eine neue
Abgrenzung überschaubarer Einheiten nach wirtschaftlichen, ver-
kehrspolitischen und siedlungsreformerischen Gesichtspunkten,
denen soweit wie möglich die eigenen Aufgaben zur selbständigen
Erledigung übertragen werden, sollten die Bürger wieder zum
intensiveren Interesse am Leben der Gemeinschaft herangeführt
werden“ (Posch. S. TY
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Zehn Jahre Gesiba. Wien 1931
Ruhr Film Zentrum
Im Juni 1980 fand in Recklinghausen ein erstes r
gionales Amateurfilmertreffen statt, für den Herbst
81 ist ein weiteres geplant. Ziel der Veranstalter ist
es, die Filmamateure des Ruhrgebietes, die sich
mit ihrer eigenen Lebens- und Arbeitsbedingunge
beschäftigen wollen, zu unterstützen. Als Sehr Mn
teressantes Beispiel aus dem letztjührigea Pro-
gramm soll hier ein Film über Selbsthilfe vor :
stelit werden. Be-
Wir bauen eine Siedlung (1951—53)
29Min./ 133m, S 8, s/w, 18 B/sec., Randspur
Herbert Angerstein,
Auf dem Graskamp 61, 4650 Gelsenkirchen
Tel.: (0209) 201968 &gt;
”Eine Heimstatt auf eigener Scholle zu besitzen
und wäre sie auch noch so klein, wird immer noch
der Wunsch vieler Menschen sein. Leider verfügen
aber nur wenige über so viel Geld, wie zur Erfül-
lung dieses Wunsches nótig ist. Aber — was der ein-
zelne nicht schafft, das kann er oft als Glied einer
Gemeinschaft erlangen.‘
Mit diesen Sätzen beginnt der Kommentar des
Films "Wir bauen eine Siedlung". Der Autor gibt
damit wohl sehr präzise die Stimmung der Men-
schen wieder, die, wie zu allen Zeiten, auch jetzt
im Wiederaufbau nur ihre Arbeitskraft einzusetzen
haben, um der Not der Nachkriegsjahre zu ent-
fliehen. Das Bemühen um Verwurzelung in einer
neuen Umgebung, um Be-Heimat-ung wird deut-
lich; für das Ruhrgebiet einer der bedeutsamsten
Prozesse, immer wiederkehrend während seiner
ganzen Geschichte.
An einem Thema dranbleiben, eine Entwicklung
verfolgen und sei gs über Jahre — solche Filme sind
in den Massenmedien kaum zu sehen. Aber auch
unter Amateuren, ohne die öffentlich-rechtlichen
Produktionszwänge, ist selten zu finden, was der
Autor dieser Dokumentation zwischen 195] und
1953 filmte. Ohne selbst beteiligter Siedler zu sein,
verfolgte er mit der Kamera drei Jahre lang die Ent-
stehung einer Selbsthilfe Siedlung am Rofbach in
Dortmund —Huckarde, von den Vorgesprächen 1951
bis zum Einzug im Frühjahr 1953.
Im Schatten der Fórdertürme der Zeche 'Hansa'
(1980 stillgelegt) schufen sich 32 Familien, die
Männer Bergleute und Hüttenarbeiter sowie Ange-
stellte der Dortmunder Stadtverwaltung, ihre ei-
genen vier Wände. Bis auf wenige Spezialarbeiten
mußten sie sämtliche Bauarbeiten selbst meistern.
Backsteine, Schotter und Sand für selbstgefertigte
Hohlblocksteine gewannen sie aus dem Trümmer-
schutt des zerbombten Dortmund. Das Gefühl der
Gemeinschaft wird spürbar, aus dem heraus auch
der sonst heute zu leicht als pathetisch empfundene
Stolz der Siedler beim Einzug sehr verständlich wird.
Die hier dokumentierte Entstehung der Roßbach-
Siedlung steht stellvertretend für viele Siedlerge-
meinschaften, die zu dieser Zeit der Wohnungsnot
mit eigener Initiative begegnen. Damit ist auch eine
wichtige Phase des Wohnungsbaus im Ruhrgebiet
am Beispiel der Huckardter Siedlung im Bild fest-
gehalten.
Der Film ist das bislang älteste uns bekannte 8 mm
Amateurfilm—Dokument über das Ruhrgebiet,
noch auf altem Normal 8 — Format und in fotogra-
fisch sehr präzisen schwarzweißen Bildern gedreht.
Er zeigt eindrücklich, welch dokumentarische
Funktion der Amateurfilm einnehmen kann.
Der Film ist, wie auch die anderen des Programms,
zu entleihen bei: Ruhr Film Zentrum, In der Lake
12. 5810 Witten—Heven
Gegenlicht 8 mm Filmverleih
GEGENLICHT, ein nichtkommerzieller Filmver-
leiher, der von ca. 20 8mm-Filmgruppen und
Filmern aufgebaut wurde und seit einigen àiona-
ten arbeitet, hat jetzt seinen FILMKATALOG ‘ter-
ausgebracht (endlich!).
Er umfaßt 56 Seiten mit vielen Fotos und ausführ-
lichen Beschreibungen von 43 Filmen (im Super 8
Format) aus den Bereichen Umwelt, Anti - AK V —-
Bewegung, Wohnen (und Besetzen), Kultur und
Subkultur bis hin zu der Rubrik "Ach—du-liebcr-
Gott". Dazu kommt ein Technik--Teil, "Wie
mache ich (Film-)Veranstaltungen". "Was ist und
will Gegenlicht" usw
Beziehbar für 6,—DM über die Verleihadresse:
GEGENLICHT, Taborstr.22, 1000 Berlin 36,
PschA BlnW 4280 3o — 102, N. Kerkhey.
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Selbsthilfeprojekte: alltägliche Kämpfe und Konflikte
Elke Anweiler, Wolfgang Becker, Jürgen Padberg
Hast Du keins - leih Dir eins
Erfahrungen aus den Häuserkämpfen in Hannover und anderswo
Wir sind drei Leute aus der hannover-
schen Wohnraumrettungsinitiative. In
dieser Gruppe haben wir uns getroffen, um
unsere Wut über Spekulation mit Wohn-
und Lebensraum und unsere Sympathien
für Hausbesetzer nicht nur verbal zi
artikulieren. Die Gruppe entstand als
engerer Unterstützerkreis einer Hausbe-
setzung im April 1980. Wir treffen uns seit-
dem regelmáBig und versuchen, durch
gezielte Offentlichkeitsarbeit Wohnungs-
not und Sanierungspolitik in Hannoverzu
problematisieren. Wir unterstützen Woh-
nungssuchende, die sich selbst helfen und
versuchen, die Kommunikation und
Koordination  unterschiedlicher Initia-
tiven zu fórdern.
Hausbesetzung in Hannover
Selten war in Hannover mehr von Woh-
nungsnot und Sanierungspolitik die Rede
als im Frühjahr 1980. Seit Februar 80
standen zwei Hausbesetzungen im Zen-
trum des öffentlichen Interesses, deren
Einordnung den hannoverschen Mei-
nungsmachern ebenso wie der hannover-
schen Linken Schwierigkeiten bereitete.
Unter dem Motto: „Wir sind es leid, um
Wohnungen zu betteln“, versuchte eine
Handvoll Punks und Freaks, ihre Odyssee
im hannoverschen Wohnungsmarkt zu
beenden.
Die erste Besetzung wurde nach zehn
Tagen mit Polizeigewalt aufgehoben. Der
Eigentümer, ein „Bilderbuchspekulant“,
hatte Anzeige wegen Hausfriedensbruchs
erstattet. Doch die Besetzer gaben nicht
auf. Ein Besuch im Amt für Wohnungswe-
sen und eine symbolische mehrstündige
Besctzung der Marktkirche schufen einepositive Offentlichkeit fiir ihr Anliegen.
Am 3. März folgte die nächste Aktion,
die völlig beabsichtigt ein Haus im Besitz
der Stadt zum Ziel hatte. Etwa 30 Woh-
nungssuchende besetzten das schon länger
leerstehende Haus Ricklinger Straße 46 im
Sanierungsgebiet Linden-Süd. Konkret
forderten sie von der Stadt:
1. Keine polizeiliche Räumung!
2. Keine Kriminalisierung von Hausbe-
setzern!
3. Sofortige Verhandlungen über Nut-
zungsverträge über dieses oder ein an-
deres leerstehendes Haus!
Dem Verhandlungsangebot der Hausbe-
setzer gegenüber verhielt die Stadt sich
sehr kühl. Zwar wurde ein allgemeines
Nachdenken über Restnutzungsverträge
versprochen, ein Vertragsabschluß mit
Hausbesetzern aber ausgeschlossen. Der
Meinungsbildungsprozeß in Rat und Ver-
waltung gestaltete sich wohl bewußt etwas
länger. Für das Zusammenleben im Haus
war die Hinhaltetaktik der Stadt jeden-
falls sehr zermürbend. Um dennoch Ver-
handlungen in Gang zu bringen,
versuchten die Besetzer, das Martinswerk
e.V. als Vermittler einzuschalten.
Seriöser Verhandlungspartner
Martinswerk
Das Martinswerk ist ein 1974 aus der
Evangelischen Studentengemeinde heraus
gegründeter Verein zur „Wohnraumbe-
schaffung für studentische Wohngemein-
schaften und andere bedürftige Personen“.
Anfang 1980 waren 21 Wohnungen vom
Martinswerk als Hauptmieter an WG’s
untervermietet.
Das Martinswerk war bereit, mit der
Stadt zu verhandeln und bot sich als Part-
ner für Nutzungsverträge über leerstehen-
de Häuser an, die von späteren Bewoh-
nern in Selbsthilfe instandgesetzt werden
sollten. Der Verein schloß die Hausbe-
setzer als mögliche Nutznießer bei der
Vergabe der Wohnungen ausdrücklich
ein, betonte jedoch, daß die Hausbesetzer-
gruppe nicht der „militante Vortrupp des
Martinswerks“ sei. Die Hausbesetzer kon-
kretisierten ihre Forderungen und ver-
langten von der Stadt Nutzungsverträge
für die Häuser Allerweg 8-12 in Linden-
Süd, drei Häuser mit zusammen 28 Woh-
nungen, die voraussichtlich noch fünf
Jahre leerstehen sollten
Städtische Lösungsversuche
Durch die allgemeine Diskussion über
Wohnungsnot auch in der bürgerlichen
Presse ging die Stadt nun ihrerseits in die
Offensive. Das Politikum von 300 leerste-
henden Wohnungen allein in Linden im
Rücken und von 3000 Wohnungssuchen-
den vor der Tür, machten nach Abhilfe
suchende SPD-Politiker und Verwal-
tungsbeamte den Vorschlag, leerstehende
Wohnungen kurzfristig an seriöse Institu-
tionen zu übergeben. Die Wohnungen
sollten wohnungslosen Interessenten mit
Motivation zur Eigenrenovierung vermit-
telt werden. Das Studentenwerk als Träger
wurde offen genannt. Was sich anfänglich
als fortschrittliche Lösung darstellte,
stank schon bald zum Himmel.
Für die oft bewußt vernachlässigten und
zerstörten Wohnungen sollten die Stu-
denten nicht nur Miete bezahlen. Nein, die
Stadt erwartete vom Studentenwerk auch,
die Wohnungen bei Abruf, das wäre in
vielen Fällen in ein bis zwei Jahren
gewesen, umgehend zu räumen und selbst
für die Bereitstellung von Ersatzwoh-
nungen zu sorgen. Daß das Studenten-
werk bei solchen Bedingungen dankend
ablehnte, stieß bei der SPD ulkigerweise
auf Verwunderung.
Daß Vertragsangebote nicht an das
Martinswerk bzw. an die Hausbesetzer
gemacht wurden, lag an der weiterhin
unbeugsamen Haltung rechter Kräfte
innerhalb der SPD-Mehrheitsfraktion in
Rat und Verwaltung und der CDU. Keine
Verhandlung und unverzügliche Räu-
mung des Hauses war die vertretene
Devise. Diese Ansicht und die Berechti-
gung zum Handeln ließ sich Oberstadt-
direktor Lehmann-Grube von der vielge-
lobten „demokratischen“ Mitbestim-
mungsinstanz, der Sanierungskommission
Linden-Süd!, absegnen. Ja, die Sanie-
rungskommission erweiterte diesen Be-
schluß sogar noch. Die städtische Verwal-
tung wurde aufgefordert, keine leerstehen-
den Häuser im Sanierungsgebiet Linden-
Süd an Stadtteilfremde, und das sind
sowohl die Hausbesetzer als auch durchs
Martinswerk vermittelte Wohngemein-
schaften, über Nutzungsverträge zu ver-
geben
Um dem Ganzen noch die Spitze aufzu-
setzen, wurden von der Stadtverwaltung
Abrißanträge für andere möglicherweise
besetzungsgefährdete Häuser im Sanie-
rungsgebiet eingebracht. In zwei turbu-
lenten Kommissionssitzungen wurden alle
Anträge, z.T. unter Polizeischutz, durch-
gebracht. So kamen z.B. auch die von den
Besetzern geforderten Häuser Allerweg
8-12 wenige Tage später vor die Abriß-
birne.
Das Martinswerk sucht die Ver-
handlung mit der Stadt
In den folgenden Tagen ist es wohl dem
Martinswerk zu verdanken, daß auf dem
Verhandlungswege weitere Schritte unter-
nommen wurden. Während des Urlaubs
von Lehmann-Grube war es zu Verhand-
lungen mit der Stadt gekommen, die posi-
tiv auszugehen schienen, bis eben dieser
Herr, wieder aus dem Urlaub zurück,
seinen „Pflichten“ nachkommen konnte.
Ultimativ verlangte er am 19.6.80 unter
Beifall der CDU die Räumung des Hauses,
sonst würde die polizeiliche „Exmittie-
rung“ eingeleitet.
In dieser Situation zogen die Hausbe-
setzer in den ersten Julitagen „freiwillig“
aus, kündigten aber weitere Aktionen für
den Fall an, daß die Verhandlungen mit
dem  Martinswerk nicht weitergeführt
werden sollten. Das Martinswerk selber
reagierte mit einer gezielten Öffentlich-
keitsarbeit in der Lokalpresse. Wiederholt
wurden die Ziele, nämlich die Beschaffung
von Wohnraum für Wohngemeinschaften,
als welche die Martinswerkler auch die
Gruppe aus der Ricklinger Str. 46 verstan-
den wissen wollte, verständlich dargelegt.
In Ermangelung eines anderen Partners
- das Studentenwerk hatte endgültig abge-
sagt - kamen Verhandlungen mit der Stadt
dann auch schleppend in Gang.
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Leihhäuser - El Dorado für Hobby-
werker und politisches Feigenblatt der
Kommune
Mitte August liegen endlich die Vertrags-
entwürfe auf dem Tisch. Aus Nutzungs-
oder Mietverträgen mit einer vielleicht
symbolischen Miete sind Leihverträge
geworden. Die Stadt fürchtete juristische
Schwierigkeiten durch die Mieterschutz-
bestimmungen, wenn sie für die Wohnun-
gen eine Miete verlangen würde. Im ausge-
handelten Mustervertrag heift es: ,,Der
Verleiher (Stadt) gestattet dem Entleiher
(Martinswerk) unentgeltlich den Ge-
brauch des Hauses ... zu Wohnzwek-
ken.“ ($ 1) „Etwa erforderliche Instand-
setzungen, Reparaturen oder sonstige Ar-
beiten am Hause sind Sache des Entlei-
hers. Der Verleiher erstattet keine der
dafür geleisteten Aufwendungen ...“ ($ 4)
Die Stadt Hannover hatte plötzlich ein
starkes Interesse, das „Modell Hannover“,
wie es schon in der Presse genannt wurde,
zu realisieren. Kommunalen Prestigege-





blatt erstanden. Als Tropfen auf den
heißen Wohnurigsmarkt dient das Modell
Hannover als Alibi gegenüber allen Woh-
nungssuchenden und gleichzeitig als
Puffer gegen potentielle Hausbesetzer,
Land auf, Land ab wird es auch genü-
gend beklatscht. Anfragen aus vielen
wohnungsgeplagten Städten laufen ein.
Das Interesse hannoverscher Initiativen
richtet sich neuerdings auch auf die Leih-
verträge. Das Martinswerk will mehr
Häuser für Wohngemeinschaften, der
AStA der Uni will Häuser leihen, um die
studentische Wohnungsnot zu lindern,
Architekturstudenten wollen selbst Hand
anlegen. Dagegen lehnen die Lindener
Bürgerinitiativen Leihverträge ab und
fordern die Instandsetzung leerstehender
Häuser für alteingesessene Lindener. DaB
sich alle diese Gruppen in ihrem berechtig-
ten Eifer eventuell gegenseitig die Augen
auskratzen, ist ein von den Stadtpoliti-
kern bestimmt nicht unbeabsichtigter
Nebeneffekt. Und falls die Einigkeit unter
den Wohnungssuchenden doch wieder zu
groB werden sollte, wird die Stadt wohl
gezielt ein Haus verleihen.
Im Moment wird wieder verhandelt. In
der Góttinger StraBe, im Sanierungsge-
biet, wird ein Haus ans Martinswerk ver-
liehen, gegen den ausdrücklichen Willen
der Bürgerinitiative Linden-Süd - der
Konflikt scheint vorprogrammiert.
Modell Hannover - ein alter Hut
Im Prinzip ist es sogar ein uralter Hut, eine
Taktik, die von den politisch Verantwort-
lichen häufig angewandt wird, um soziale
Unruhen zu „befriedigen“ - nicht nur im
Kampf um die Erhaltung billigen Wohn-
raums. Verhandlungen, Kompromißange-
bote, kleine Reformen können für die
Herrschenden - und gerade auch für die
SPD - politisch sehr viel sinnvoller sein als
die entgegengesetzte Reaktion, nämlich
nackte Gewalt; es ist nicht zuletzt die
Frage der Einschätzung der Stärke einer
Bewegung, die hinter derartigen Taktiken
steht. Was heute in Form von „Leih“-
(Hannover) oder „Duldungs-Vertrag“
(Berlin) als Modell diskutiert wird, hat
seine Tradition in Befriedungsversuchen
bei den Häuserkämpfen der frühen 70er
Jahre.
„Frankfurter Modell“
alle Fotos: Wolf Becke
Die ersten Häuser, die dem Mar-
tinswerk angeboten wurden, sind zwei
Objekte am nördlichen Stadtrand. Die
Übernahme erfolgte im September, fast
ein halbes Jahr nach der Hausbesetzung
und ein Vierteljahr nach der Räumung; an
Studenten, wie öffentlich betont wird,
Das erste Gebäude wurde dennoch vom
Martinswerk an die Restgruppe der ehe-
maligen Hausbesetzer weitergegeben.
Acht Leute von 30 waren noch zusammen.
Trotz der erfolgreichen Verhandlung für
das Martinswerk hat die Hausbesetzer-
gruppe ihr Ziel, ein Haus zum Wohnen,
nicht erreicht. Oberstadtdirektor Leh-
mann-Grube hat also seine Aussage,
Hausbesetzer würden in seiner Stadt kein
Haus bekommen, wahr gemacht.
Für die Leute in den Leihhäusern bleibt
es weiterhin ein Wohnen auf Abriß. Die
Verträge laufen über ein Jahr und verlän-
gern sich automatisch, falls die Stadt nicht
sechs Monate vor Ablauf des Jahres
kündigt. Danach gilt eine 4-monatige
Kündigungsfrist, gekündigt werden kann
ohne Begründung, und möglicher Ersatz
liegt im Ermessen der Stadt. Für dieses
recht billige Entgelt hat die Stadt Han-
nover ein wohnungspolitisches Feigen-
"randalieren statt renovieren
"Leihhaus" Nr. 1, Schierholzstr. 6
“Leihhaus” Nr. 2. Pinkenburgerstr. 13
Die erste Hausbesetzung wurde von der
SPD, die gerade einen Wahlkampf gegen
den Koalitionspartner CDU führte, noch
für „bemerkenswert“ gehalten; sie zeige
soziale Mißstände auf, für die die CDU
verantwortlich sei. So wurde auch mit den
nächsten beiden besetzten Häusern
verhandelt, was zu Vergleichen führte.
„Nur so, nämlich aus der immer breiter
werdenden Solidarisierung mit den For-
derungen der Wohnungskämpfer weit
über die Linke hinaus und aus der Angst,
den eigenen Anhang an der gesellschaft-
lichen Basis zu verlieren, ist es überhaupt
erklärlich, daß die Stadt nicht alle besetz-
ten Häuser sofort hat wieder räumen
lassen, sondern gezwungen war, von
Ersatzwohnungen zu reden, „Übergangs-
lösungen“ zuzugestehen, kurz: sich auf
eine ganze Reihe wie auch immer fauler
Kompromisse einzulassen.“?
Als jedoch nach rund einem halben Jahr
wieder ein Haus besetzt wurde, griff die
SPD zur entgegengesetzten Taktik - sie
ließ räumen. Doch auch diese Aktion war
nicht erfolgreich, da sie eine breite Soli-
darisierung, erneute Hausbesetzungen
und auch Angriffe gegen die SPD zur
Folge hatte.
In Frankfurt wurde der Wohnungs-
kampf außer von Studenten auch von ob-
dachlosen und ausländischen Familien
getragen und seit Mitte 71 gab es eine
starke Mietstreikbewegung.
A?
Um den Konflikt wieder. zu beruhigen,
um das menschenfeindliche Verhalten der
Spekulanten zu verhüllen und um Kritiker
in den eigenen Reihen zu stoppen, wurde
die Wohnheim GmbH, im Eigentum der
Stadt, beauftragt, „die soziale Nutzung
von Abbruchwohnraum“ zu organisieren.
Die Verhandlungen wurden verzögert, bis
der politische Konflikt um die besetzten
Häuser in der Öffentlichkeit nicht mehr
existierte, und heraus kam ein Vergleich,
der den Besetzern knapp ein Jahr miet-
freies Wohnen garantierte - bei Verzicht
auf jeglichen Räumungsschutz. Nach
dieser Zeit, als die Mietstreikbewegung
ziemlich kaputt und die radikale Linke
unter sich war, wurde die Ráumung mit
allen Mitteln der Kriminalisierung und des
Terrors durchgesetzt.
„Hamburger Modell“
Ein ähnliches Strickmuster gab es bei der
Besetzung der  Eckhofstrafe 39 in
Hamburg 1973: dort hatten Studenten-
werk und AStA der Uni Hamburg die Ver-
mittierrolle zwischen  Mieterinitiative/
Hausbesetzer und der Wohnungsbauge-
sellschaft Bewobau als Eigentümerin
übernommen. „Das Studentenwerk sollte
die Zwischennutzung und damit den
Rausschmiß der letzten Mieter überneh-
men.“
„Hausbesetzer hatten im AStA ein Go-
in gemacht und konnten aufgrund der dort
gefundenen Akten nachweisen, wie die seit
zwei Jahren betriebene Wohnungspolitik
von AStA und Studentenwerk in Sanie-
rungsgebieten die Aufgabe hat, einen rei-
bungslosen Übergang bis zum Abbruch
der Häuser zu schaffen und damit den
Widerstand der Altmieter zu erschweren.“
Nachdem die Hausbesetzer aus diesen
Gründen die Verhandlungen hatten schei-
tern lassen, setzte von Polizei und
Springer-Presse eine ungeheure Krimina-
lisierungswelle ein, und nach erfolgreicher
Isolierung erfolgte die Hausräumung und
Verurteilung mehrerer Besetzer zu hohen
Gefängnisstrafen - gleichermaßen als Ab-
schreckung für alle zukünftigen Besetzer
Thema gemacht, so daß die Stadt sich ge-
zwungen fühlte, ihre ungünstige Statistik
(leerstehende Wohnungen) zu „bereini-
gen“, d.h. vorzeitig Häuser abzureißen,
aber auch in Verhandlungen mit dem
Martinswerk zu treten. Jene Leihverträge
dienen zur Beruhigung der durch die
Besetzungen etwas interessierten Öffent-
lichkeit - „es passiert doch was“ - sind aber
durchaus nicht als Sieg der Hausbesetzer
als solche zu sehen.
Als die Verträge zustandekamen, war
die Besetzergruppe schon lange aus dem
Haus ausgezogen, durch die Verzöge-
rungstaktik der Stadt zermürbt und iso-
liert. Dementsprechend schlecht sind auch
die Bedingungen des Vertrages. Und, da
diese Methode offenbar sehr gut funk-
tionierte, werden noch mehr dieser Leih-
häuser angeboten
Die Beispiele zeigen: die Breite einer
Bewegung, die Öffentlichkeit, die sie inter-
essiert, haben die Stadt gezwungen,
Kompromißangebote zu machen. In dem
Maße, wie es ihr gelingt, darüber eine
Bewegung einzukaufen. ist sie der alleini-
„Göttinger Modell“
Auch in Göttingen wurde 1970, kurz nach
ersten Besetzungen und Besetzungsver-
suchen als Protest gegen die Flächensa-
nierung bei gleichzeitigem Wohnungs-
mangel ein „Göttinger Modell“ geschaf-
fen. Das Studentenwerk bekam das Nut-
zungsrecht für leerstehende Häuser und
vermietete diese an Studenten bis zum
Abriß - unter weitgehender Ausschaltung
des Mietrechts. Damit wollte die Stadt
erstens „das Wohnungselend zudecken,
indem sie einige Wohnungen bzw. Häuser,
aus denen die arbeitende Bevölkerung aus-
quartiert wurde, an Studenten vermietete.
Zweitens wollte sie dadurch verhindern,
daB sich an leerstehenden und verfallenen
Wohnungen der Protest der Bevölkerung
gegen ihre Politik der Wohnraumzerstö-
rung entzündet.‘“4
Perspektiven
Modell Hannover - also ein sehr alter Hut.
Doch wie sollen wir uns dazu verhalten?
Generell ablehnen, wie in Hamburg ge-
schehen; annehmen, in der Hoffnung, die
Häuser langfristig erhalten zu können ...?
Ich glaube, das ist keine Frage, die man
prinzipiell beantworten kann. Die
Antwort hängt von den spezifischen Be-
dingungen in einer Stadt, von der Stärke
oder Schwäche einer Bewegung, von den
Umständen des Zustandekommens derar-
tiger Modelle ab.
Die Hausbesetzungen in Hannover und
die Aktionen dazu haben in Hannover
Wohnungsnot zu einem viel diskutierten
"renovieren statt randalieren !”
Aachen: Die Stadt hat wieder. zugeschlagen
Aachen Cneardatoretr Po in&gt;wicchen ahnaricee
Fotos: Wolf Becker
ge Nutznießer derartiger Taktik (dann
werden solche Leihhäuser auch nicht mehr
lange existieren). Wenn es uns aber
gelingt, über diese Teilerfolge unsere Basis
zu verbreitern und erneut offensiv zu
werden, beheben wir nicht nur Isolierung
und Kriminalisierung, sondern können
auch bessere Verträge durchsetzen.
Außerdem geht es bei sozialen und poli-
tischen Kämpfen, wie auch Karl Marx und
Rosa Luxemburg festgestellt haben, nicht
nur um das direkt greifbare Ergebnis, das
als Erfolg gewertet werden kann, sondern
es ist gerade wichtig, inwieweit der Prozeß,
der dorthin führte, politische Zusammen-
hänge aufgezeigt, Erfahrungen soziali-
siert. Selbstbewußtsein gefördert hat.
Anmerkungen
1) Zum „Modell“ von Bürgerbeteiligung am
Lindener Sanierungsgeschehen vergl.:
Radek/Wekel/Woite, in: ARCH+ 35.
Aus: Frankfurter Häuserkampf, Teach-in
Beitrag des SDS Hannover/Dokumenta-
tion, März 1974
Aus: „Wir greifen an". Eckhofstr. 39.
Dokumentation der Stadtteilgruppe Ham-
burg-Hohenfelde, 1974.









Entstehung des Projekts und einige Beobachtungen aus der Zusammenarbeit mit der Gruppe
Vorgeschichte
Die Idee, Genossenschaften aus sanie-
rungsbetroffenen Mietern zu bilden, kam
Alfred Günther vom Senator für Bau- und
Wohnungswesen, Berlin, 1977.
Im Januar 1978 veröffentlichte der
Senator eine Broschüre „Stadterneue-









Für die Broschüre schrieb der Senator
folgendes Vorwort:
„In den nächsten Jahren wird im Rah-
men der Stadterneuerung in Berlin die
Modernisierung von Altbauten die gleich-
rangige Bedeutung wie der Neubau von
Wohnungen erhalten. Die hier zu lösenden
Aufgaben können jedoch nicht allein
durch staatliche Förderung bewältigt wer-
den. Die Beteiligung von Hauseigentü-
mern und Mietern ist dringendst notwen-
dig, um den Berliner Wohnungsbestand zu
erhalten und zu verbessern. Die hier vor-
gestellte genossenschaftliche Wohnform
wird bereits vereinzelt praktiziert, der
rechtliche und finanzielle Rahmen dieses
Modells wird hier jedoch erstmals um-
fassender dargestellt. Mieter können,
wenn sie bereit sind, die Modernisierung
und Bewirtschaftung eines Hauses ge-
meinsam zu übernehmen, dieses in Erb-
pacht überiragen bekommen. Dafür wird
von staatlicher Seite ein erheblicher Zu-
schuß gewährt, der die finanzielle Bela-
stung der Mitglieder der Genossenschaft je
nach der individuellen Einkommenssitua-
tion in zumutbaren Grenzen hält. Gewisse
Schwierigkeiten wird es dabei geben, die
einzelnen Interessen von z.B. 8-10 Fami-
lien so aufeinander abzustimmen, daß
daraus ein gemeinsames Handeln entsteht.
Mit den in dieser Broschüre aufgezeigten
Möglichkeiten werden unsere Überlegun-
gen zum Genossenschaftsmodell darge-
legt. gez. Harry Ristock
Senator für Bau- und Wohnungswesen
Berlin, Januar 1978"
Rund 2000 Interessierte meldeten sich
und bekamen zusätzlich Informationen in
vom Senat organisierten Informationsge-
sprächen. Der starke Ansturm von Inter-
essenten überraschte Senatsstellen und se-
natseigene Wohnungsbaugesellschaften.
Mit dem Ziel der Eindämmung wurden
von dort 2 Arten von Gegenargumenten
aufgebaut:
Sachargumente, z.B.
® Genossenschaften mit einem Woh-
nungsbestand unter 2000 WE seien in
der Verwaltung unwirtschaftlich
9 Kleingenossenschaften würden
zwangsläufig in den Konkurs steuern,
weil sie nicht in der Lage seien, ent-
sprechende Rücklagen für später not-
wendig werdende Instandhaltungen am
Gebäude zu bilden
® Geld für den Rückerwerb von Grund-
stücken aus dem Besitz der Sanie-
rungstráger sei nicht in ausreichen-
dem Maße vorhanden .
Schwierigkeiten im Gruppenbildungs-
proze&amp; führe zum Auseinanderfallen
der Genossenschaften noch wührend
der Bauphasc nd überlasse dem Land
Berlin Genossenschaftsruinen
und nicht óffentlich genannte Gegenargu-
mente, welche die bekannten positiven
Erfahrungen mit Genossenschaften in Be-
fürchtungen verpacken, z.B.:
€ Kleingenossenschaften seien in der La-
ge, durch gemeinsam herbeigeführte
und gemeinsam getragene Entschei-
dungen Bewirtschaftungskosten nie-
drig zu halten. Genossenschaftliches
Verhalten, z.B. in Fragen der Reini-
gung des Treppenhauses, des sinnvol-
len Umganges mit Heizung und Warm-
wasser bis zu dem optimalen Ausnut-
zen von Mülltonnenraum, senke die
Ausgaben. Preisvergleiche mit dem
Nachbarhaus, welches evtl. von einerWohnungsbaugesellschaft^moderni-siert wurde und hóhere Bewirtschaf-tungskosten verlangt, bringe zumin-dest Unruhe in die Mieterschaft vonnicht genossenschaftlich verwaltetenHäusern.Kleingenossenschaften seien unter be-stimmten Bedingungen, wie z.B. durchMitwirkung an der Planung, Bestim-mung der Planungsziele, Durchfüh-
rung verschiedenster baulicher Lei-
stungen in Selbsthilfe usw. in der Lage,
kostensparend zu modernisieren. Die-
ses könne mittelfristig zu verstärkter
Kritik an der gängigen Modernisie-
rungspraxis der Wohnungsbauunter-
nehmen führen.
Als sichtbares Zeichen der nun eher ab-
lehnenden Haltung gegenüber dem Genos-
senschaftsmodell wurde vom Senat die
eben veröffentlichte Broschüre zurückge-
zogen und verkündet, zunächst an 3 Pro-
jekten die Durchführbarkeit des Genos-
senschaftsmodells testen zu wollen. Bis
heute ist dieses Vorhaben nur an einem




Innerhalb kurzer Zeit bildete sich eine
Kerngruppe von sanierungsbetroffenen
Mietern um eine Familie, welche in der
Muskauer Str. 30 wohnte. Vom Juli 1978
an konzentrierte diese Gruppe schrittwei-
se ihre Bereitschaft, gemeinsam zu han-
deln auf die Verhinderung des bereits
beantragten und genehmigten Abrisses des
Hauses,
Von seiten der städtischen Wohnungs-
baugesellschaft, in deren Besitz sich das
Haus befand, war zu erfahren, daß der Ab-
riß im Hinblick auf eine großzügige städte-
bauliche Lösung unumgänglich sei. Zumal
die Instand- und Modernisierungskosten
auf weit über 100% der Neubaukosten ge-
schätzt wurden. Zur Bekräftigung dieses
Arguments ließ man, gut sichtbar und be-
greifbar für die Bewohner des Hauses.
einen Teil des innenliegenden Treppen-
hauses wegen Einsturzgefahr bauaufsicht-
lich sperren.
Eine endoskopische Untersuchung zur
Bestimmung des Zustandes der verdeck-
ten Holzkonstruktionen in den Decken
wurde uns von der Wohnungsbaugesell-
schaft in Auftrag gegeben. Das Ergebnis
unserer Untersuchungen konnte den bean-
tragten Abriß nicht mitbegründen, denn
schon die ersten Zwischenergebnisse zeig-
ten, daß zumindest in verschiedenen Ge-
schossen gute Holzsubstanz vorhanden
war. Nach Bekanntwerden dieser Zwi-
schenergebnisse wurde uns der Auftrag für
weitere Untersuchungen im Hause entzo-
en.
5 Die angehende Genossenschaft reagier-
te schnell, verschaffte sich Zugang beim
Senator und erreichte einen Ortstermin,
bei welchem die Modernisierungsfähig-
keit des Gebäudes anhand teilweise guter
Bausubstanz erkennbar wurde. Der Sena-
tor sprach ein Machtwort: Das Haus
bleibt stehen.
Hiermit schienen zunächst die Schwie-
rigkeiten auf hôchster Ebene geklärt, doch
auf dem Instanzeuwcg ergaben sich eine
Reihe von zeitraubenden Behinderungen:
€ keine Frlaubnis für die Architekten
zum Betreten des Hauses bis zum Kauf-
abschluß.





einen Modernisierungsvertrag bis zum
12.6.1979.
® Abgehen von der Erbpachtregelung,
wie in der Broschiire vorgeschlagen,
hin zur Kaufverpflichtung. Dies be-
deutete für die Genossenschaft, daß
sie DM 527,- monatlich für die Teil-
finanzierung des Kaufpreises aufbrin-
gen mußte.
Finanzierung nach ZIP, Schwierig-
keiten bei der Bereitstellung von Bau-
geldraten, weil jeweils 20% Komple-
mentärmittel nachgewiesen werden
müssen, was sich durch Eigenleistung
(Selbsthilfe) nur schwer rechtzeitig
belegen láBt, weil das Eigenleistungs-
volumen nicht zwangsläufig zeitgleich
mit anderen baulichen Leistungen aus-
zuführen ist.
Und bis zuletzt Schwierigkeiten: im Ju-
li 1980 entdecken wir durch Zufall, da
mehrere behórdliche Stellen ihre Ge-
nehmigung für einen Loggiaanbau
am Nachbarhaus gegeben hatten, wel-
cher, wäre er ausgeführt worden, die
Südostseite des Eckhauses vollkom-
men verschattet hätte. Man war bei
der Genehmigung der Loggia von Un-
terlagen ausgegangen, welche immer
noch den Abriß des Hauses Muskauer
Straße 30 vorsahen.
Die Gruppe als Genossenschaft
Die Genossenschaft besteht heute aus 18
Personen unterschiedlicher Berufe mit 12
Kindern. Sie haben sich nach gemein-
samer Einigung folgenden Wohnungen im
Eckhaus zugeordnet: ErdgeschoB links:
Kindertagesstätte, Erdgeschoß rechts:
Werner (Maurer) und Renate (Konten-
führerin) und 2 Kinder. 1. OG links: Jean
Marie (Schweißer) und Christine (techn.
Zeichnerin) und 1 Kind. 1. OG rechts:
Reinhard (Tischler), Angelika (Hausfrau)
und 3 Kinder. 2. OG links: Dago (Lehrer)
und 1 Kind. 2. OG rechts: Roland (Elek-
tro-Ing.) und Chantal (Hausfrau) und 2
Kinder. 3. OG links: Claus (Immobilien-
makler) und Viktoria (Hausfrau). 3. OG
rechts: Jiirgen (Lehrer) und Freya (Haus-
frau) und Kiki und 1 Kind. 4. OG rechts
und links: Wohngemeinschaft Johanna
(Lehrerin) mit einem Kind, Ulli(Program-
mierer) und Gele (Lehrerin) mit einem
Kind, Rita (Lehrerin) und Peter (Infor-
matiker).
Ziele der Genossenschaft sind lt. Sat-
zung folgende: ,Zweck der Genossen-
schaft ist es, ihren Mitgliedern angemes-
senen und preiswerten Wohnraum zur
Verfügung zu stellen. Gegenstand des Un-
ternehmens ist, Grundstücke zu erwerben
oder in Erbpacht zu übernehmen und die
Gebäude instandzusetzen, zu modernisie-
ren und zu bewirtschaften. Die Genos-
senschaft kann zur Ergänzung der wohn-
lichen Versorgung ihrer Mitglieder Ge-
meinschaftsanlagen und Folgeeinrichtun-
gen, Läden und Räume für Gewerbetrei-
bende, soziale, wirtschaftliche und kul-
turelle Einrichtungen bereitstellen.“
Bei der Konkretisierung der in der Sat-
zung angegebenen Ziele können sich diese
im Laufe der Bautätigkeit so verändern,
daß sowohl der Zusammenhalt der
Gruppe als auch die Durchführung der
Bauarbeiten bedroht werden. Hierfür zwei
Beispiele:
Für die Zusammenstzung der Gruppe
wichtiges Auswahlkriterium war der
Wunsch, gemeinsame Kindererziehung
nach gemeinsam entwickelten Vorstel-
lungen in einem Hause durchzuführen,
welches diese Absicht baulich begünstigt.
Einigkeit bestand darin, daß eine Woh-
nung im Erdgeschoß zur Kindertagesstät-
te? umgebaut werden müßte, in der sowohl
die eigenen als auch Kinder aus der Um-
gebung betreut werden sollten. Die an-
fängliche Gemeinsamkeit hat sich im
Laufe der Bauphase so weit aufgelöst, daß
heute nur noch drei Eltern für ihre Kinder
einen Kitaplatz wünschen. Hieran zeigt
sich, daß im Verlauf der Gruppenarbeit ein
anfänglich vitales Interesse völlig infrage
gestellt werden kann. Dennoch hat die
Gruppe gemeinsam die baulichen Voraus-
setzungen durch Eigenarbeit geschaffen,
welche die Wiederaufnahme des gemein-
samen Erziehungsprojektes jederzeit er-
möglichen.
Ein weiteres Beispiel: Die Auseinan-
dersetzung um die Abrechnung von Eigen-
leistungen. Zur Diskussion standen zwei
Abrechnungsmodelle: Das Eintopfmo-
dell. Das Geld für sämtliche erbrachten
Leistungen kommt in einen Topf und wird
entsprechend geleisteter Stunden, ohne
Berücksichtigung der handwerklichen
Qualifikationen und des Schwierigkeits-
grades der ausgeführten Arbeit, aufge-
teilt. Das Vieltopfmodell: Das Geld für
eine entsprechend Leistungsverzeichnis
ausgeschriebene Leistung wird auf die-
jenigen angerechnet, welche die Leistung
erbracht haben. Auf diese Weise entste-
hen Spezialarbeitstöpfe, welche Qualifi-
kation und Schwierigkeitsgrad der Arbeit
über den Preis berücksichtigen.
In einer Genossenschaftssitzung setz-
ten die Facharbeiter (Handwerker) mehr-
heitlich durch. daB nach dem Vieltopf-
"MU:
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modell abgerechnet wird. Überstimmt
wurden die Lehrer, obgleich sie den mit
dem Vieltopfmodell verbundenen Auf-
wand an Verwaltungsleistungen richtig
eingeschätzt und die Handhabung des
Vieltopfmodells als fast undurchführbar
darstellten.? Wichtiger Bestandteil des
Beschlusses war die Koordinationsver-
pflichtung, nach welcher jeder Arbeits-
schritt untereinander und mit dem Archi-
tekten abzustimmen war und der rei-
bungslose Bauablauf gewährleistet sein
mußte.
Noch in der Sitzungsnacht gingen zwei
Genossen ans Werk und kippten eine
Reihe von Kachelöfen aus dem Haus, weil
auf diese Weise, ohne Abstimmung mit
den anderen und teilweise ohne Rücksicht
auf gemeinsame Planung, der verhältnis-
mäßig hohe Lohn für Ofenabriß im Sinne
des Vieltopfmodells auf ihre Eigenlei-
stungskonto fließen sollte.
Die Verführung zur Erlangung von per-
sönlichen Vorteilen auf Kosten der Ge-
meinschaft ist groß.* Im Bauablauf werden
sie spürbar:
€ Mehrheitsentscheidungen konnten auf
demokratische Weise gefállt oder revi-
diert werden. Der anfallende Zeitauf-
wand und die Desorganisation liefen
einem optimalen Bauablauf entgegen.
Mehrheitsentscheidungen wurden
auch durch Einzelaktionen von Per-
sonen, die ihren persónlichen Vorteil
suchen, unterlaufen: Die Gruppe wird




tensweise muß erlernt werden. Der indi-
viduelle Lernprozeß ist Teil des Baupro-
zesses und muß zeitlich eingeplant wer-
den.
Was hat die Gruppe erreicht?
€ Integration von 20 unterschiedlichen
Menschen, deren Vorstellungen von
Leben und Zusammenleben in einem
Haus.
Abstimmung und Durchsetzung ihrer
Bauabsichten.
Einordnung in ein vorgegebenes Haus
mit Vor- und Nachteilen bei der Lage,
Besonnung, Wohnungszuschnitt, Be-




Festlegung von Bereichen, welche ge-
meinsam genutzt werden sollen, z.B.
Kita, Laden, Hauswerkstatt usw.
Eigenarbeit, welche sich im Laufe der
Bautätigkeit zur Selbsthilfe weiter-
FM
entwickelte, Nachbarschaftshilfe, Zu-
sammenarbeit mit Firmen und
Entwicklung eines Durchhaltevermö-
gens, welches bis heute besteht, trotz
Verständigungsschwierigkeiten auf-
grund unterschiedlicher sozialer Her-
kunft (Hand- und Kopfarbeiter)°, dem
Leben auf einer Baustelle mit Kampf
gegen Ratten, Rohrbrüche, Strom- und
Heizungsausfall und dem nur langsam
niedriger werdenden Berg von bauli-
chen Leistungen, welchen die Gruppe
in Selbsthilfe zur Finanzierung ihres
15%igen Anteils noch weiter abzutra-
gen hat.
A
Verhältnis Gruppe - Architekt aus der
Sicht des Architekten
Meine Rolle in diesem Projekt unterschei-
det sich grundsätzlich von allen bis dahin
selbst erlebten dadurch, daß ich über
meine Tätigkeit als Reparaturberater
hinaus zum Verstärker von Selbsthilfe-
ansätzen in einer Gruppe wurde, welche
mir, begründet auf meinen technischen
Wissensvorsprung, großes Vertrauen ent-
gegenbrachte. Als Nichtgenossenschafts-
mitglied wurde ich zum Vermittler unter-
schiedlicher Interessen innerhalb der Ge-
nossenschaft, besonders im Hinblick auf
den Bauprozeß.
In denersten Planungsphasen Winter 78
bis Sommer 79 versuchte die Gruppe, auf
der Planungsebene gemeinsame Vorstel-
lungen zu entwickeln und die Architekten
(meine Mitarbeiter und mich) als Schieds-
richter - richtig oder falsch - zu benutzen.
Konflikte entstanden bei der planerischen
Aneignung von Wohnungen durch Genos-
sen, weil hier die persönlichen Interessen
zum ersten Mal deutlich wurden. Weil die
Konflikte mit Worten und nicht mit Taten
beschrieben und diskutiert wurden, waren
die Lehrer (Kopfarbeiter) gruppenbestim-
mend, zum zeitweiligen Nachteil der
Handwerker (Handarbeiter), welche die
Diskussionen eher als nutzlos vertane Zeit
bezeichneten.
Es half hier auch wenig, gemeinsame
Handarbeit von außen zu initiieren, etwa
durch Entrümpelung des Hauses, Besor-
gen von Dielungsbrettern und Türen und
Fenstern aus Abrißhäusern, Einrichtung
einer Hauswerkstatt. Der Bruch zwischen
Hand- und Kopfarbeitern war vollzogen,
dazwischen die Architekten, etwas mehr
zu den Handarbeitern tendierend, denn
eins war inzwischen klar geworden: Die
Kopfarbeiter. haben ihren Nutzen in der
Genossenschaft, indem sie Ziele formu-
lieren und nach außen tragen, die Handar-
beiter sind jedoch diejenigen, welche das,
was die anderen durchsetzen wollen, auch
vorwiegend machen.
Das liegt auch im Interesse der Archi-
tekten. Dennoch waren die Kopfarbeiter
diejenigen, die in der Planungsphase den
Kampf mit den Institutionen und Behör-
den aufnahmen und damit die Voraus-
setzungen für das Zupacken der Hand-
arbeiter erst schafften.
Die Vermittlung zwischen beiden Grup-
pen lag im Interesse der Zielsetzung der
Architekten, die beweisen wollen, daß
® Selbsthilfegruppen bauliche Ergebnis-
se erreichen können, welche eine öf-
fentliche Förderung rechtfertigen.
Selbsthilfegruppen unter Anleitung ko-
stensparender instandsetzen und mo-
dernisieren, als die gängige Moderni-
sierungspraxis es kann
über das eigene Zupacken die Umwelt
baulich anzueignen ist und
billiger Wohnraum für sanierungsbe-
troffene Menschen erhalten bleibt.
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Glattputz Mariannenplatz 1/ — Stuck Muster,
Die Ziele der Architekten waren oder
wurden auch Ziele der Genossenschaft.
Am Beispiel der Fassadenrenovierung soll
deutlich werden, wie Gruppe und Archi-
tekt gemeinsam das Ziel der kostenspa-
renden Modernisierung verfolgten:
Der Senat hatte sich im Modernisie-
rungsvertrag gesichert, daß die Fassaden
des Hauses in „Altberliner Art in Stuck,
Putz und Farbe“ wieder herzustellen seien.
Genossenschaft und Architekten hatten
eine kostensparendere Alternative ent-
wickelt, welche lediglich die Reparatur
noch vorhandener Stuckteile auf der
Muskauer Straßenseite und die Reparatur
der Glattputzfassade zum  Mariannen-
platz vorsah. Neben der eher moralischen
Argumentation, daB das Haus ein Recht
auf Darstellung seines geschichtlich ver-
änderten Aussehens habe, stand der Ge-
sichtspunkt der kostensparenden Moder-
nisierung im Vordergrund.
Die Genossenschaft entschied sich
mehrheitlich gegen den Stuck, obgleich die
DM 350.000,-,7 welche der zusätzliche
Stuck gekostet hätte, bei der Berechnung
des von der Genossenschaft aufzubringen-
den 15%igen Anteils von den Gesamtko-
sten nicht angerechnet worden wäre. Die-
ses Stuckgeschenk wurde abgelehnt, damit
bei der späteren Endabrechnung keine den
Kostenanschlag (75% vergleichbarer Neu-
baukosten) übersteigenden Vergleichs-
zahlen errechnet werden können.
Die enge Zusammenarbeit mit der
Genossenschaft führte in der Bauphase zu
Situationen, welche heute deutlich als
Mittel zum Abbau der Vorherrschaft der
Architekten in Bausachfragen zu erken-
nen sind. Aus meiner Sicht entwickelte
sich die bis dahin angeleitete und zum Teil
fremdbestimmte Eigenarbeit zu wirklicher
Selbsthilfe in dem Moment, wo scheinbar
nichts mehr lief. Ein Beispiel: Unterver-
sorgung des Projekts durch Firmen, z.B.
Tischlerei. Zimmermann. Maurer stellten
die Wohngemeinschaft vor die Alternati-
ve, entweder weiterhin in beengter Situa-
tion konfliktreich außer Haus zu wohnen
oder Arbeiten selbst auszuführen, die bis
dahin nicht für Eigenarbeit vorgesehen
waren. Sie entschlossen sich für Selbst-
hilfe und verhalfen sich selbst zu ihrem
Einzugstermin. Ein Lehrer schaffte es dar-
aufhin, seine Wohnung innerhalb so kur-
zer Zeit fertigzustellen, daß die Archi-
tekten noch heute an so etwas wie ein
Wunder glauben.
Den von diesen Gruppen innerhalb der
Genossenschaft initiierten Ablösungspro-
zeß von den „Bestimmern“ in Angelegen-
heiten der Bautechnik halte ich für not-
wendig und wünschenswert. Ziel jeder Be-
treuung von Selbsthilfeprojekten muß die
Ausbreitung der Verantwortung der
Selbsthelfer auf alle Bereiche, auch auf die
des Architekten, sein. In diesem Sinne
halte ich es für einen Erfolg, wenn der
Architekt schließlich überflüssig wird.
Der Architekt kann nicht umhin, in der
Zusammenarbeit mit Selbsthilfegruppen
seine eigenen Wertvorstellungen im ästhe-
tischen und nutzungspraktischen Bereich
zurückzustellen, um hierdurch den Selbst-
hilfegruppen Entfaltungsspielraum freizu-
geben. Das kann für einen Architekten mitüblichen^Selbstverwirklichungsvorstel-lungen schmerzhaft sein. Erleichtert wirdihm dieser LernprozeB durch die beruhi-gende Gewißheit, daß derjenige, der durcheigenes bauliches Handeln etwas geschaf-
fen hat, dieses auch entsprechend seiner
eigenen weiteren Erfahrung wieder verän-
dern kann und wird.
Menschen, welche durch Selbsthilfe ver-
suchen, ihren - sei es auch mit persönli-
chen Vorteilen verbundenen - Beitrag zur
behutsamen Stadtreparatur zu leisten,
nehmen einen enormen Anteil an Arbeit
auf sich, welcher nachweislich nicht durch
ihr Verschulden entstanden ist. Ich finde









Planungszeit: September 1978 bis Dezem-
ber 1979
Bauzeit: November 1979 bis voraussicht-
lich April 1981 (inzwischen sind 7 Woh-
nungen bezogen)
Kosten: Gesamtkosten ca. 1,5 Millionen
Finanzierung: Zukunftsinvestitionspro-
gramm mit 15%igem Eigenanteil der
Genossenschaft = DM 263.000,- in bar
oder in Eigenarbeit
Rechtsform: Genossenschaft
Architekt: Klaus Meyer-Rogge in Zusam-
menarbeit mit Hiltrud Hüsing, Berno
Schmitt und Lothar Kummer
Anmerkungen
1) „Stadterneuerung Genossenschaftsmodell“.
Broschüre, zu beziehen über: SenBauWohn,
Berlin, IIcA 13, Württembergische Str. 6-10,
1000 Berlin 31.
Vorübergehend ist die schon seit vor der
Modernisierung im Hause wohnende türki-
sche Familie in die Räume der Kindertages-
stätte eingezogen.
Im Frühjahr 1980 wurde vom Vieltopfmo-
dell auf das Eintopfmodell umgestellt, weil
der mit dem Vieltopf verbundene Abrech-
nungsaufwand von seiten der Genossen-
schaft nicht erbracht werden konnte.
Die làBt sich auch feststellen in dem Ver-
fahren zur Festsetzung der günstigsten
Wohnlasteinstiegsstufe.
Spannungen und der Versuch, sie gemein-
sam zu verringern, sind anschaulich in dem
Film „Der eine macht, was er kann, und der
andere hilft ihm dabei“ von Toni Pfeiffer/
Sachs und Sabine Reinhold, NDR 1980
am Beispiel der Genossenschaft dargestellt.
Der Landeskonsgrvator hat dieser Version
seine Zustimmung gegeben.
Die Genossenschaft hat vorgeschlagen, die-










Von der geförderten zur gefährdeten Selbsthilfe
Vier Beispiele „autonomer“ Selbsthilfe aus Berlin-Kreuzberg
Die nachfolgenden Beispiele von Selbst-
hilfeinitiativen im Sanierungsgebiet Kott-
busser Tor stehen allesamt in Kontrast zu
den sozialplanerisch betreuten und staat-
lich geförderten bzw. vermittelten Model-
len von Selbsthilfe.
Sie sind deshalb auch nicht geduldet
oder eingesetzt gegen die soziale Misere,
die die Stadterneuerung Kreuzbergs be-
gleitet. Faktisch bestehen diese Selbst-
hilfeinitiativen in „Autonomie“ von insti-
tutioneller Förderung und Aufsicht. Da in
der Regel kaum vertraglich, finanziell oder
durch die Erneuerungsplanung abgesi-
chert, besteht der Preis der Selbstbestim-
mung in der existentiellen Opposition zur
herrschenden Sanierungspraxis. Das
meint, in Kürze gesagt, den Unterschied
zwischen ,gefôrderter“ und „gefährdeter“
Seibsthilfe.
Entwickelt haben sich die Ansätze
„autonomer“ Selbsthilfe aus den Wider-
sprüchen, die die Bewohner im Sanie-
rungsprozef erleben und die von Verwal-
tungen und Politikern zumindest geduldet
werden:
9 Den vielfältigen Mißbrauch des Eigen-
tums, den vor allem die Baugesell-
schaften im Gebiet betreiben, durch man-
gelnde Instandhaltung der Bausubstanz,
Entmietung und Leerstand (bis heute ca.
1000 WE 1m Sanierungsgebiet). Verfall
billigen, nicht ersetzbaren Wohnraums,
Abrifj, teuren Neubau und teure Moderni-
sierung, und
8 den ursprünglichen Bedürfnissen der
Stadtbewohner nach Selbstverwirkli-
chung in der vertrauten und überschau-
baren nüchsten Umgebung, entsprechend
individueller und gemeinschaftlicher Vor-
stellungen, ihrer Zahlungsfáhigkeit, den
Veründerungsmóglichkeiten des Ortes,
etc.
Im Unterschied zu den neuen Ansätzen
finanziell geförderter Selbsthilfeinitiati-
ven, die „zugelassen“ sind und zum Teil
von außen in den Stadtteil „einwandern“,
geht die „autonome“ Selbsthilfe aus den
sozialen und räumlichen Verhältnissen
hervor, die immer schon da waren:
8 Aus den baulichen Traditionen des Or-
tes und seinen dort im historisch kultu-
rellen Prozeß verwirklichten und z.T. noch
vorhandenen sozialen produktiven Ge-
brauchsweisen, und
® aus der schrittweisen Vermittlung
neuer veränderter Ansprüche der oft
jugendlichen Bewohner an die alte Umge-
bung und die darin noch aufgehobenen
althergebrachten Lebens- und Produk-
tionsweisen der angestammten Nutzer
bzw. Bewohner.
Dieser erst in Ansätzen sichtbare
Erneuerungsprozeß von Bewohnern mit
ihren Selbsthilfeinitiativen reicht vom
„Berliner Zimmer“ zur Fabriketage im
Blockkern, vom Normalbürger bis zum ju-
gendlichen Punk. Eine solche, nicht auf
wenige Modellprojekte im Stadtteil fixier-
te Selbsthilfe beginnt eigentlich bei der
Alltäglichkeit. Bei der handwerklichen Tä-
tigkeit, mit der Herr Meier überall in „Pri-
vat“-Initiative seine eigene Wohnung, sei-
nen Balkon, Hof etc. erhält, verbessert, er-
neuert und auf diese Weise dem Árger über
die oft jahrelang unterlassene Instand-
haltung des Eigentümers begegnet. Und
„autonome“ Selbsthilfe endet noch nicht
dort, wo ganze Selbsthilfe-Interessenge-
meinschaften als Käufer oder weniger zah-
lungsfähig als Instandbesetzer leerste-
henden Wohn- und Gewerberaum reparie-
ren, wieder benutzbar machen und mit
neuem Leben ausfüllen.
Die im direkten Verhältnis von sozialen
und baulichen Mängeln im Stadtteil und
der jahrelangen Vernachlässigung sich
entwickelnden Formen von Selbsthilfe be-
finden sich mit ihrem gemeinsamen Be-
dürfnis selbstbestimmter und selbstorga-
nisierter Verbesserungen dessen, was nun
schon mal besteht, heute unversehens in
gemeinsamer Betroffenheit von und Op-
position zu einer Politik der Kahlschlag-
sanierung, Entkernung und durchgreifen-
der Modernisierung.
Diese gemeinsame Betroffenheit von
einer an den Bewohnern vorbei operie-
renden Stadtsanierung macht den wesent-
lichen Unterschied zu der geförderten
- wenn auch selbst noch oft unter Schwie-
rigkeiten „legitimierten“ - Selbsthilfe aus.
Denn der rechtlose Zustand bedeutet
für die autonomen Selbsthilfeindividuen
und -gruppen, daß die Sanierung schon
morgen alle geplanten und realisierten
Verbesserungen an den eigenen Wohn-
und Lebensbedingungen mit dem Abriß-
bagger zerstören kann.
Die folgenden 4 Beispiele autonomer
Selbsthilfe im Sanierungsgebiet Kottbus-
ser Tor, Kreuzberg, stehen für die vielen
Formen einer nicht verordneten Stadter-
neuerung von unten durch die Initiative
von Bewohnern.
Im Rahmen der Selbsthilfediskussion
sollen diese Beispiele den Gesichtspunkt
einer nicht auf Baugesellschaften hin
monopolisierten Förderung der Stadt-
erneuerung entwickeln helfen, i.S. einer
mehr kleinteiligen, bewohnerorientierten
Erneuerung, die die Regelungen und so-
zialen Verpflichtungen des StBauFG z.B.
dienstbar macht, für eine über das Eigen-
tum hinausgehende unabhängige Förde-
rung von selbstbestimmten und sozial-
orientierten Bewohnerinitiativen - damit
auch von autonomer Selbsthilfe.
BEISPIEL 1: Mieterselbsthilfe als
Normalfall - Mieter in der Oranien-
straße 6
Die Mieter der Oranienstraße 6 sind Bei-
spiele aus der Zahl der Namenlosen, die
über Jahre hinweg ihre oft seit dem Krieg
vernachlässigten Wohnungen erhalten,
gepflegt und modernisiert haben. Sie sind
außerdem - durch erneute Modernisierung
vom Bauträger bedroht - das Beispiel einer
funktionierenden Hausgemeinschaft, die
als Sicherheit für ihre Selbsthilfe-Eigen-
leistungen in den Wohnungen nun ihre
Solidarität haben, mit der sie sich seit fast
zwei Jahren gegen die „durchgreifende“
Modernisierung wehrt. Außer der Tat-
sache, „nur“ Mieter zu sein, macht die
Bewohner seitdem die drohende Zerstö-
rung ihrer selbst - nach langem Anmah-
nen - und unter Opfern finanzierten und
erarbeiteten Eigenmodernisierung zu Be-
troffenen des Sanierungsprozesses. Ihre
Selbsthilfe ist durchaus normal, überall zu
finden. Fast überflüssig zu nennen:
- die abgehängten Zimmerdecken
- der Finbau von Raumteilern
die Einrichtung von innen, WC und
Bad
die Neuverlegung von Elektro-Lei-
tungen
die Verkleidung von unebenen, nicht
lotrechten oder feuchten Wänden
in Einzelfällen auch der Einbau von
Fenstern
die Erneuerung von Fußböden
der Selbsteinbau von Gas-Etagenhei-
zungen (Oranienstr. 10)
die Einrichtung von modernen Kü-
chen etc.
Diese Leistungen sind fast überflüssig zu
nennen - wenn nicht auch hier neben den
eingesparten Lohnkosten doch erhebliche
Materialkosten und Zeitaufwand den
Mietern entstanden wären, die zwar den
Marktwert der Wohnungen erheblich stei-
gern, aber in der Regel vom Eigentümer
weder erstattet noch mietvertraglich ab-
gesichert werden.
Der ungeschützte Status von Mieter-
selbsthilfe macht die Eigenleistungen spä-
testens im Sanierungsfall zum Geschenk
des Eigentümers und in diesem Beispiel
außerdem zu lukrativen Objekten einer
erneuten Bauträger-Modernisierung. Das
bis heute nicht signalisierte Einlenken des
Trägers ist wohl nur mit der konkreten
Aussicht auf eine leicht verdiente Moder-
nisierung, d.h. offiziell getätigte Standard-
anhebung, d.h. deutliche Mieterhöhung
zu verstehen. Der Zustand der Bausub-
stanz wie der vorhandene Wohnstandard
geben dazu wohl kaum Anlaß.
BEISPIEL 2: Selbsthilfe als Gemein-
schaftsaufgabe einer Hausgemein-
schaft - Naunynstraße 77
Die Bewohner des Hauses in der Naunyn-
straße setzen sich zusammen aus alten und
neuen Mietern mit Mietverträgen, Mie-
tern mit Nutzungsverträgen und Bewoh-
nern, denen bisher Mietverträge verwei-
gert wurden.
Alte und neue Mieter bilden eine Haus-
gemeinschaft. Gemeinsame Absicht ist,
die geplante Modernisierung des Hauses,
wenn nicht zu verhindern, dann doch in
solchen Grenzen zu halten, daß alle Mieter
im Haus wohnen bleiben können.
Dazu muß das bisherige Mietniveau
erhalten bleiben. Um dies durchsetzen zu
können, will die Hausgemeinschaft - wie
bisher schon - große Teile notwendiger Er-
neuerungsmaßnahmen in Selbsthilfe er-
bringen und Abschläge von der (politisch)
festgesetzten Ausgangsmiete nach Moder-
nisierung mit dem Eigentümer und
Bezirksamt aushandeln. Durch „Moderni-
sierung“ in Selbsthilfe wollen die Bewoh-
ner außerdem erreichen, daß Zeitablauf,
Modus und Umfang der Modernisierung
des Hauses nach ihren eigenen Belangen
als Bewohner ausgerichtet sind. Daß
dieses Anliegen - scheinbar selbstver-
ständlich - noch lange nicht der Praxis der
Baugesellschaft entspricht, die Eigentü-
merin ihres Hauses ist, wissen die Bewoh-
ner aus nächster Nähe: ca. 100 Wohnun-
gen sind bis heute in ihrem Block vom
Hauseigentümer entmietet worden. Dort,
wo nicht abgerissen werden soll, sind teure
Modernisierungen geplant.





Die Wohnküche wurde im Seitenflügel eingerichtet und
mit neuen marktüblichen Küchenelementen ausgestattet.
Das Bad ist selbst gekachelt und gefließt mit Mosaik,
Wanne und Waschbecken selbst eingebaut, die Warm.
wasserbereitung erfolgt durch Gas, durch die Héhe des
Raumes eraab sich nach oben ein araoßer Abstellraum.
Der Flur in den Seitenflügeln zu Küche und Bad ist völ-
lig neu gestaltet, mit traditionellen Wand- und Decken-
elementen und Teppichauslegeware.
AR
Selbsthilfe heißt für die Mieter in der Oranienstraße: mit eigenen Mitteln selber modernisieren, selps,
zum Werkzeug zu greifen, die oft seit Jahren vernachlässigte Erneuerung selber machen, heißt: sich eine
Umgebung schaffen, in der es sich in der Freizeit von der Arbeit leben läßt — in den Traditionen von bür-
gerlicher Repräsentation, Wohnkomfort, und "Gemütlichkeit'" — und das zu tragbaren Mieten.
Den Mietern ist es völlig unverständlich, daß sie sich heute mit dem, was sie-hier geschaffen haben Vertei-
digen müssen gegen die ”durchgreifende Modernisierung” des Trägers und nebenan verfallen die Häuser,
"Der schöne Schein ist mein täglich Sein” — Rundbogen mit Vorhang bei indirekter Bleuchtung
Ein Beispiel im Haus tür die Neugestalturig aes Belieimmers zum vvonn/Esszimmer. eur Einrichtung gehort der yroHe
Esstisch mit 6 Stühlen ebenso wie der Wandschrank mit Glasvitrinen, Auslegeware und für Kreuzberg ungewóhnlicher —
die reprásentative Hausbar im Kolonialen Seefahrerstil. Dies alles ist entstanden mit dem, was der Markt so bietet und um
fanargicher Fiaenarheit
Ein anderes Beispiel aus der Oranienstraße: Ein traditionelles Wohnzimmer mit Wandschrank, Couchgarnitur und Teppichen
aher weiter noch, der abgehängten Decke mit indirekter Beleuchtung und einem Lichtvorhang in Abstand zu den Fenstern.
thilfe heißt für die Hausgemeinschaft in der Naunynstraße ebenso selber modernisie: i -
— im ganzen Haus yond dem Wohnumfeld, Selbsthilfe bedeutet für alle hier Leberandprie]um
weit als möglich als einen Zusammenhang zu begreifen und mit anderen Initiativen im Stadtteil entwickeln.
Die gemeinschaftliche Werkstatt ist eine Voraussetzung der kollektiven Selbsthilfe und sie ist Ausdruck der
nandwerklichen Qualität, mit der die Reparatur und selbstbestimmte Modernisierung bewerkstelligt werden.
Die Ergebnissezeigen, daß die Bewohner weder Selbsthilfe von oben, noch verordnete Modernisierung brau-
chen — daß die beste ”Förderung” ist, daß man sie in Ruhe läßt und das mit Mietverträgen für alle und
Mieten wie bisher
Werkstatt der Hausgemeinschaft
Die alternative Wohnnutzung zeichnet sicn entgegen dem traditionellen Wohnen vor allem aus durch gemeinschaftliche Be-
nutzung der meisten Ráume und multifunktionalem Gebrauch. Beispiel dafür ist die große — aus zwei Räumen hergestellte —
Wohnküche als Ort der Nahrungszubereitung und der Kommunikation. Die Einrichtung entspricht nicht bürgerlicher Re-
srisentatinn sondern ideenreicher Wiederverwendung von Allragsgegenstinden und deran sinnvollam Gebrauch.
Ebenso ist der Wohnraum ” die Stube” auch Arbeitsraum, auch Ort der Kommunikation, der Muse. Hier ausgestattet mit
Podesten und den von allen geschätzten handwerklich gedieaenen Möbeln aus der Zeit der Jahrhundertwende.
Selbsthilfebeispiel:
Naunynstraße
An ein Fenster der Wohngemeinschattsküche wurde diese
"kalte Küche”kunstvoll angebaut. Alle Teile sind aus Alt-
material aus umlieaenden Abbruchhausern
Im Wohnbereich wurde dieses Bad neu eingerichtet.
Rechts miteiner alten abgebeizten Holztür mit Glaseinsät-
zen, einer Duschwanne auf dem Treppenpodest und einem
umaeharuten auf Solartechnik umrüstbaren Badenfen.
Der alte Berliner Kachelofen im Gemeinschaftsraum
wurde mit Schamottsteinen zum Kamin umgebaut:
Patent Naunvnstr 77
A!0
Erhalt von Vorderhaus und Hinterhaus
Erhalt der Hausgemeinschaft durch




Modernisierung nur nach einvernehm-
licher Absprache mit der Hausgemein-
schaft, betreffend Art, Umfang und
Zeitplan der MaBnahmen
Modernisierungsplanung im Sinne
einer überwiegenden Nutzung des
Hauses als Wohngemeinschaftshaus.
Dazu gehórt nach Vorstellung der Be-
wohner:
- ] Gemeinschaftsbad pro Wohnetage
1 Gemeinschaftsküche pro Etage / pro
Haus
! Gemeinschaftszone pro Etage / pro
Haus
Die Beibehaltung bzw. der Ausbau ge-
meinsamer Arbeits- und Werkräume
Die Beibehaltung von Einzelwohnun-
gen mit der jeweils gewünschten Aus-
stattung für die einzeln wohnenden
Mieter
Die Beibehaltung der Kohleofenhei-
zung
Ein Taktverfahren für die Bauphasen,
das allen Mietern ermöglicht, während
der Baumaßnahmen im Haus wohnen
zu bleiben
Ein Erneuerungsverfahren, das abge-
stimmt ist auf die Selbsthilfekapazität
der Bewohner
Für den Außenbereich stellen sich die Mie-
ter vor:
- den Erhalt der Remise zur Naunyn-
straße 76
den Ausbau ihres Mietergartens auf
dem Grundstück der ehemaligen Nau-
nynstraße 78, gegebenenfalls zusam-
men mit den Bewohnern der beiden
Nachbarhäuser
den weiteren Ausbau der öffentlichen
Grünfläche der ehemaligen Naunyn-
straße 79, mit Spielflächen, Bänken,
Bäumen etc.
nach Vorstellung der Bewohner sollen
Mietergärten und öffentliches Grün ge-
meinschaftlich mit anderen Mietern
betreut und gepflegt werden.
Die bisher bereits geleisteten Arbeiten der
Hausgemeinschaft beweisen, daß diese
Wohnvorstellungen nicht utopisch sind,
sondern sich bis heute bereits zum Teil aus
den Wohn- und Lebenszusammenhängen
der in der NaunynstraBe Wohnenden
entwickelt haben. Bisher wurden bereits
- unter Leitung der handwerklich als
Tischler, Klempner etc. Vorgebildeten im
Haus - in Selbsthilfe Küchen und Dusch-
bäder ausgebaut, Fußböden repariert,
Dielenböden abgezogen und neu gestri-
chen, Fenster gängig gemacht, Scheiben
neu eingesetzt, Leitungen und Anschlüsse
erneuert. Außerdem wurden selbst Ent-
rümpelungen durchgeführt, die seit Jahren
unterlassen worden waren.
Alle Arbeiten im Haus werden nach
dem Prinzip der Erhaltung der vorhan-
denen Baustubstanz und der behutsamen
Erneuerung durchgeführt und unter Wie-
derverwendung von gebrauchtem Mate-
rial. Dieser Gesichtspunkt ist den Be-
wohnern nicht nur aufgrund ihrer einge-
schränkten Zahlungsfähigkeit selbstver-
ständlich, sondern auch aus der eigenen
positiven Erfahrung mit dem Gebrauchs-
wert von Altbauten.
Neben dem Haus wurde das brachlie-
gende Grundstück von der Hausgemein-
schaft entrümpelt und zur Grünfläche mit
Spielplatz umgestaltet, der nach Aussagen
von Anwohnern vor allem von den Kin-
ci."i
dern des benachbarten Neubaublocks be-
nutzt wird. Dort fehlen solche Spiel-
möglichkeiten, wie sie hier vorhanden
sind. Neben Spielflächen auf grünem Gras
sind hier ein Tierstall für Kleintiere
gebaut, eine Gartenlaube angelegt, ca. 30
junge Bäume gepflanzt und ein kleines
Gewächshaus eingerichtet worden. Dazu
gibt es noch Sandkasten und Schaukel.
Und eine Fahrradwerkstatt im Hof.
Weitere Vorhaben, die auch den Anwoh-
nern nützen, sind geplant von der auto-
nomen Selbsthilfe-Hausgemeinschaft in
der Naunynstraße. Dafür wurden nicht
Fôrderungsprogramme und Môglichkei-
ten staatlicher Unterstützung studiert oder
in Anspruch genommen, maßgeblich für
die bisherige, schon länger als 2 Jahre
dauernde Selbsthilfetätigkeit war die
Kenntnis der eigenen Bedürftigkeit und
die der Bewohner in der Nachbarschaft
und die Fähigkeit, mit geringen Mitteln
die vorgegebenen Bedingungen wieder
lebensfähig, erlebbar zu machen.
BEISPIEL 3:  Bausubstanzschutz
durch Selbsthilfeaktionen des Mieter-
rats Waldemarstraße
Die Mietervertretungen im Sanierungs-
gebiet sind außer mit sozialen und
mietrechtlichen Problemen auch erheb-
lich belastet durch Maßnahmen gegen
Bauschäden an der Altbausubstanz, die
aus unterlassener Instandhaltung undjahrelang vernachlüssigten—Instandset-zungsarbeiten vor allem der Baugesell-schaften herrühren. Entmietung und Leer-stand vieler Wohnungen tun ein übriges,um gute Bausubstanz unbewohnbar zumachen. Denn auch die Baugesellschaftenwissen: Der beste Schutz der Háuser sinddie Bewohner. Zerstórungen erheblichenAusmafles werden weiterhin hervorgeru-fen durch Zwischennutzungen mit meistkurzfristigen Mietvertrágen, der Duldungvon Vandalismus, Diebstahl und Brand-
stiftung, Zerstórungen, die táglich von den
Mietervertretern erlebt werden und dem
Bestreben der Bauträger nach durchgrei-
fender Sanierung beschleunigt zu arbeiten.
Dier Mieterrat Waldemarstraße hat
ebenso wie die anderen Mietervertretun-
gen im Sanierungsgebiet auch in diesem
Jahr die „Winterfestmachung“ der in-
standsetzungsbedürftigen Häuser ins Pro-
gramm aufgenommen, um die preisgünsti-
gen Altbauwohnungen vor weiteren Schä-
den und Verfall zu schützen. Dazu sind
hausweise detaillierte Mängellisten ange-
fertigt und allen Bauträgern und ihren
Architekten zugestellt worden. Von diesen
aufgelisteten Mángeln waren bei Einbruch
des Winters entweder aus Desinteresse
oder mit der Begründung mangelnder
Kapazität an Handwerkern erst Bruch-
teile behoben. Solches Verhalten ist den
Mietervertretungen aus Jahren der „Zu-
sammenarbeit“ mit den Baugesellschaften
bekannt.
Deshalb wurden auch in diesem Jahr
wieder Maßnahmen der Winterfestma-
chung und Instandsetzung von Mieter-
vertretern und Mietern selbst vorgenom-
men: als sog. „Eigenvornahmen“. Beispiel-
haft wurden in ca. 10 Häusern vom Mie-
terrat in der Waldemarstraße durchge-
führt:
- Entrümpelungsaktionen von Kellern,
leeren Wohnungen, Dachböden, Hö-
fen und unbebauten Grundstücken
Verschließen offenstehender Fenster,
Sichern und Abschließen von Türen
nebst Erneuerung von Schlössern: in
leerstehenden Wohnungen, auf Dach-
böden, in Kellern, bei Hauseingangs-
Einsetzen von Scheiben, Gängigma-
chen von Fenstern, Dichten gegen Zug
und Feuchtigkeit
Abdichten von Lóchern in der Dach-
haut
Absperren von Wasserleitungen gegen
Frost, Undichtigkeiten, Durchfeuch-
tungen
Erneuern von schadhaften Regen-
schutzblechen und Fallrohren
Wiederherstellung von defekten Ab-
sperrhähnen, WC-Spülungen und Lei-
tungsteilen
Erneuerung von Treppenhaus-, Flur-,
Keller- und Hofbeleuchtungen, Repa-
ratur von Schaltern und Leitungen
Sicherung von Geländerteilen und
Treppen etc.
Alle diese den Éigentümern obliegenden
Instandhaltungspflichten wurden und
werden als SelbsthilfeniaBnahmen der
Mietervertretungen durchgeführt, meist
unentgeltlich und in der Freizeit der Mit-
arbeiter und Mieter. Zur Finanzierung der
- z.T. unvermeidlich durch Handwerker -
auszuführenden Maßnahmen bleibt den
Mietervertretungen letztlich nur die Min-
derung der Miete, die aber in jedem ein-
zelnen Fall von der Mierervertretung erst
durchgesetzt werden muß, da oftmals
gerade auch Schäden an Bauteilen außer-
halb der Wohnungen repariert worden
sind.
Auch diese Fälle von autonomer Selbst-
hilfe, kollektiv organisiert, haben sich aus
der Mangelsituation im Stadtteil und demInstandhaltungswillen der—Bewohnerselbst entwickelt, bestehen im Konflikt mitÄmtern und Baugesellschaften und wer-den „gefördert“ nur durch die Energie undden Widerstand, die jeder einzelne Mie-ter/ Mietervertreter der Sanierungspraxisder Vernachlässigung, Zerstörung und des
Kahlschlags entgegensetzt.
BEISPIEL 4: Mariannenstraße, Fa-
brikinitiative K 36
Im Januar 1980 erhält die Fabriketagen-
initiative, eine Selbsthilfegruppe im „Mie-
terladen Dresdener Straße“ (einer Mieter-
vertretung im Sanierungsgebiet), über
diesen eine Nutzungszusage für eine leer-
stehende Fabrik in der Mariannenstraße,
die zum Abriß vorgesehen ist.
Die Initiativgruppe plant das Haus als
kulturelles Zentrum für sich selbst und
andere Gruppen aus Kreuzberg, deren
Aktivitäten dem Selbstverständnis der
Gruppe entsprechen. Dazu schreibt die
Initiative selbst:
„Sanierung bedeutet Modernisierung der
Vorderhäuser und damit hohe Mieten,
Abriß von Hinterhäusern und für Ge-
werbe unverbrauchbaren Gebäuden im
Kern der Blöcke. Wir Bewohner dieser
Fabriketagen, die wir täglich die Brauch-
barkeit und den Wert der Etagen erleben,
wehren uns gegen die Ignoranz, mit der
bestehenden und möglichen Nutzungen
von Etagen begegnet wird. Am Beispiel
des Fabrikgebäudes Mariannenstraße 48
wollen wir deutlich machen, wie brauch-
bar und wertvoll diese Fabriken sind.
Nachdem wir das Haus instandgesetzt
haben, nutzen wir es als Ausstellungs- und
Aktionszentrum. Mit Hilfe einer perma-
nenten Ausstellung wollen wir den Begriff
„Kreuzberger Mischung“ neu definieren
helfen und unsere Forderungen praktisch
demonstrieren.
- Den Erhalt alter Fabriken für viel-
fältige alternative Nutzung.
Den Erhalt der Kreuzberger Mischung,
und zwar so, wie sie heute ist. von we-
gen Entkernung.
Das Haus lebt durch die Aktivitäten, die
eder von uns in Bewegung setzt. Alle, die
ehr wissen wollen, werden wir herzlich in
der Mariannenstraße 48 begrüßen.“
Aus Stattbuch 2, S. 917, Berlin 1980
Das Haus soll aber nicht nur als Aus-
stellungshaus für verschiedenste Gruppen
dienen, sondern als Fabrik-Haus selbst
Ausstellung sein - der Móglichkeiten sei-
ner praktischen Benutzung, der Doku-
mentation des Prozesses der Renovierung,
der Demonstration einer Erneuerung mit
einfachsten Mitteln, von Möglichkeiten
ges Recyclings im Bau- und Nutzungs-
prozeß. Dies unter Bewahrung der vor-
handenen Struktur des Hauses und be-
wohnerbezogen, der schrittweisen Ent-
wicklung von mehr Nachbarschaft und
Kontakten im Block.
Seit Anfang 1980 arbeitet die Initiative
an der Wiedernutzbarmachung der Fa-
brik, die ursprünglich im Mai 1980 ab-
gerissen werden sollte. Seit Mitte 1980
besteht mit dem Eigentümer, einer priva-
ten Baugesellschaft im Auftrag Berlins,
über den Mieterladen ein Nutzungsver-
trag. Dieser war bisher befristet auf Ok-
tober 1980. Seitdem arbeitet die Initiative
unter der Bedingung monatlicher Verlän-
gerung, solange keine Kündigung ausge-
sprochen wird! —.
Trotz der ungesicherten Lage wurde die
Fabrik in bisher 2 Phasen erneuert: Bis
Mai 1980 wurden InstandsetzungsmaB-
nahmen durchgeführt, dabei sind u.a. die
Etagen und Keller entrümpelt, die Fenster
gängig gemacht, Scheiben neu eingesetzt,
Elektro- und Wasserleitungen erneuert,
Schmutzwasserleitungen gereinigt und
z.T. ersetzt, ein Deckendurchbruch in der
EG-Decke zum Keller erweitert und abge-
sichert worden. Außerdem wurden Fen-
ster, Wände, Böden und Decken maler-
mäßig gestrichen, soweit diese schon fer-
tiggestellt waren. Im Innenhof wurden
Gartenflächen angelegt und bepflanzt und
Gartentische und -stühle für den Hof als
Kommunikationsraum beschafft und auf-
gearbeitet.
Zum 15. Mai 1980 wurde die Fabrik bei
Kaffee und Kuchen „eröffnet“. Zusammen
mit den Besuchern und Jer Firma ÖKO-
TOP Berlin wurde dazu beispielhaft eine
Pflanzaktion für den Innenhof, die Dach-
flächen und Brandwände veranstaltet.
In der Fabrik selbst war über den Aus-
stellungs- und Aufenthaltsräumen außer-
dem ein Tanz- und Bewegungsraum fertig
geworden, mit Schwingboden aus alten
Autoreifen und einer aufgelegten Holz-
plattenkonstruktion. Der Trainingsraum
wird heute vielfältig genutzt als Tanz-,
Theater- und Therapieraum, für Massa-
ge- und Bewegungskurse. Außerdem
besteht eine rege Nachfrage von Stadt-
teilgruppen, die hier seminaristische Ver-
anstaltungen aller Art durchführen und
die Etagen für Musik- und Theaterproben
benutzen. Nach Möglichkeit werden die
Räume an solche Gruppen weitergegeben,
zum Selbstkostenpreis, allerdings unter
der Voraussetzung, daß die externen Ini-
tiativen inhaltlich dem Selbstverständnis
der Fabrikinitiative entsprechen und
ebenfalls nicht kommerziell arbeiten.
Denn nach ihrem Verständnis läßt sich nur
so die Gefahr von Anonymität vermeiden,
und positiv, die ungeschriebene Gemein-
samkeit und Vertrauensbasis der am Ort
Arbeitenden und Lebenden verbreitern.
Die zweite Erneuerungsphase begann
nach dem Sommer. Die Forderung des
Mieterladens Dresdener Straße an die
Hauseigentümer im Gebiet, nach Winter-
festmachung aller instandsetzungsbedürf-
tigen Häuser wurde hier beispielhaft von
Billiger Wohnraum für alle
Mieterselbsthilfe = Instandbesetzung
Mieterselbsthilfe konkret: in der vormaligen Küche des
Vorderhauses wird ein Bad mit Innentoilette eingebaut.
Die Lage erlaubt den Anschluß an der Stelle der vorhan-
denen Installatianen und natürliche Lüftuna des Bads.
den Mietern selbst praktiziert: Das Dach
wurde neu geteert, Pappe verlegt, weitere
Fenster überholt und abgedichtet, Öfen
instandgesetzt bzw. neu aufgestellt; außer-
dem wurden mit Rücksicht auf die Nach-
barn schalldämmende MaBnahmen vorge-
nommen, im Café- und Aufenthaltsraum
die Inneneinrichtung vervollständigt, wei-
tere Stühle und Tische repariert und ge-
strichen. Der Fußboden des Ausstellungs-
raums im Keller wurde vollständig er-
neuert und phantasievoll als Mosaik
gefliest. Im EG des Seitenflügels wurde
außerdem der Materiallagerraum erwei-
tert und mit Baumaterialien ergänzt.
Darüber im 1. OG befindet sich ein Stu-
dien- und Ruheraum. Für die Zukunft
sind der Einbau von Duschen, die Einrich-
tung einer Sauna, der Ausbau weiterer
Räume, die Herrichtung des Hofs für das
Frühjahr und Vorbereitungen für die Ein-
richtung einer „Kiez-Küche“ geplant.
Insbesondere sollen die noch vorhan-
denen Werkstatträume in den Oberge-
schossen wieder hergerichtet werden und
dann dokumentarisch als Ausstellungs-
raum für die handwerkliche Arbeit, die
hier einmal stattfand, dienen, außerdem in
ihrer Funktionsfähigkeit soweit wieder-
hergestellt werden, daß hier auch Arbei-
ten im Zuge der Selbsthilfe abgewickelt
werden können.
Die beiden Erneuerungsphasen haben
neben den laufenden Unkosten nicht un-
erhebliche finanzielle Mittel verschlun-
gen. Bisher konnte noch die Finanzierung
der Selbsthilfe durch Feste, Veranstal-
tungen und die Eigeneinlagen der Mit-
glieder abgedeckt werden. Vor allem aber
auch aufgrund der „ungezählten Stunden“
freiwilliger Arbeit und Energie jedes
Selbsthilfebeispiel:
Mariannenstraße 48
Die Selbsthilfeinitiativen in der Mariannenstr. 48 grup-
pieren sich um zwei Interessen. Beide bedingen einander:
Der Gruppe im Vorderhaus geht es um die Forderung
nach "billigem Wohnraum für alle" Bewohner im Gebiet
und um ein Gemeinschaftshaus. Aus Erfahrung mit der
Sanierung Kreuzberg wissen sie: Es bleibt nur die Mieter-
selbsthilfe durch Instandbesetzung.
Der Fabrikinitiative K36 geht es um die Erhaltung der
von "Entkernung" bedrohten Fabriken in den Blöcken
des Sanierungsgebietes. ...”Wir Bewohner dieser Fabrik-
etagen, die wir täglich die Brauchbarkeit und den Wert
der Etagen erleben, wehren uns gegen die Ignoranz mit
der bestehenden und möglichen Nutzungen begegnet
Cafe Mariannenstr. Fabrik/ mit Sonnenschirm
Seit Anfang 1980 arbeitet die Fabrikinitiative an der Wie-
dernutzbarmachung des Gebäudes. Seit Okt.80 schon
ohne Vertrag. Seitdem existiert die Initiative unter der
Bedinauna monatlicher Verlängerung!
einzelnen und die vielseitige Verwendung
von Altmaterial als Baustoffen. Darüber
hinaus ist ganz wesentlicher Faktor der
Weiterarbeit und überhaupt Existenz
dieser Kultur-Fabrik die bisherige Miet-
freiheit, die der Vertrag mit der Mieter-
vertretung gewährleistete. Weitere Miet-
freiheit und vertragliche Absicherung der
Nutzung und der Eigenleistungen sind
deshalb die wesentlichen Voraussetzun-
gen bzw. Forderungen für Existenz und
Autonomie des Projekts und der Mitar-
beiter einerseits, andererseits auch für die
Weiterentwicklung der sozialen und kul-
turellen Bedürfnisse der Bewohner im
Stadtteil.
Die so verstandene Unabhängigkeit von
irgendwie gearteter Einflußnahme durch
staatliche Hilfe erfordert auch weiterhin
von der Initiative nichts weniger als viel
Zeit und die Kraft jedes Mitarbeiters.
Dann allerdings mit der Gewißheit, daß
dementsprechend die Ergebnisse Aus-
druck der selbstbestimmten Arbeit und
der individuellen und gemeinsamen Phan-
tasie sind, daß dementsprechend die
Fabrikinitiative in der Mariannenstraße
„ein Zentrum im Stadtteil wird von
vielen“, und durch ihre Existenz die vor-
handenen Initiativen unterstützen und
weiterentwickeln kann. Dafür ist die
Fabrikinitiative dann nicht „eingepflanz-
tes* "Kommunales Stadtteilzentrum', in
dem planmäßig soziale Institutionen ein-
gerichtet und erst „angenommen“ werden
müssen.
Das Fabrik-Haus soll der. Ausdruck
„unseres Lebens“ als Quartiersbewohner
sein und unter dieser Voraussetzung
Nachbarschaft erproben und weiterent-
&amp;
Wolfgang Kröning, Institut Wohnen und Umwelt Darmstadt
Sozialer Wohnungsbau und Selbstbau?
Bemerkungen zu einem Modellprojekt in Darmstadt
Der in den Großstädten der Bundes-
republik immer stärker spürbare Mangel
an Sozialwohnungen erfordert in erster
Linie ein höheres Förderungsvolumen der
öffentlichen Hand, damit überhaupt wie-
der Sozialwohnungen gebaut werden. Er
weist aber auch auf ein Dilemma hin, das
sich - allmählich zwar - in Unzufrieden-
heit und Erkenntnissen über die Fragwür-
digkeit der qualitativen Ergebnisse des
gegenwärtigen Sozialen Wohnungsbaus
bei allen Beteiligten äußert - bei den für die
Wohnungsbauförderung zuständigen
Stellen von Bund und Ländern!, bei den
Kommunen, bei einigen Vertretern der
Wohnungsunternehmen? und vor allem
bei den Wohnungssuchenden selbst, die
allerdings - darauf angewiesen, überhaupt
eine Wohnung zu finden - in dieser Lage
nicht sehr wählerisch sein können.
Zu laufend höheren Kosten werden
immer weniger Wohnungen als weitge-
hend normierte und daher gleichartige,
unveränderbare Fertigprodukte mit ho-
hem technischem Ausrüstungsstandard
gebaut: eingeschränkte Nutzungsangebote
zu Kosten, die kaum noch zu finanzieren
sind. Bewohnerwünsche und -bedürfnisse
werden bei diesem Herstellungsverfahren
von Wohnungen schematisch simuliert, in
technische Förderungsbestimmungen
übersetzt und festgeschrieben oder im
übrigen als sowieso bekannt vorausge-
setzt. Die nur marginale Rolle, die der
Bewohner bei diesem Verfahren spielt,
hängt vielleicht damit zusammen, daß
seine Zahlungsfähigkeit oder -bereitschaft
im Hinblick auf die Gesamtkosten ganz
uninteressant ist: er zahlt die festgesetzte
Bewilligungsmiete, während der Staat
nach dem Prinzip der Wohlfahrtsarchi-
tektur, die weiß, was gut ist für den Be-
wohner, die beträchtliche Differenz aus-
gleicht.
Als alternativer Versuch für den Sozia-
len Wohnungsbau wurde in einem Projekt
des Instituts? ein Konzept mit folgenden
Hauptmerkmalen aufgestellt:
® Wahlmöglichkeit beim Ausbaustan-
dard. Durch eine auch organisatorisch
vollzogene Trennung zwischen Roh-
bau und Ausbau soll erreicht werden,
daß sowohl bei der Miete wie im Falle
des Kaufs die Bewohner je nach Bud-
get und Vorliebe unterschiedlich auf-
wendige und somit auch unterschied-
lich teure Ausbauvarianten bestellen
oder - ganz oder teilweise - in Selbst-
hilfe herstellen können. Basisform
könnte eine Art bewohnbarer Rohbau
sein.
Wahlmöglichkeit bei der Grundriß-
bildung. Die Grundrisse sollen mit den
Bewohnern geplant, Grundrißände-
rungen während der Nutzung möglich
sein. Interne Flexibilität ist auch mit
konstruktiv einfachen Mitteln zu er-
zielen, externe Flexibilität für Ausbau-
ten und Wohnflächenerweiterungen
wie auch die spätere Unterteilbarkeit
sollte vorgesehen werden.
Verfügungs- und  Mitbestimmungs-
rechte, die im Eigentumsfall ohnehin
gegeben sind, sollen die Bewohner auf
der Basis einer Genossenschaft, oder
eines eingetragenen Vereins oder - falls
ein entsprechend kooperativer Tráeer.
vielleicht ein kommunales Wohnungs-
unternehmen vorhanden ist - auf der
Basis eines erweiterten Mietvertrages
ausüben können.
Die Bauform sollte vier bis fünf Ge-
schosse nicht überschreiten, um mög-
lichst vielen Wohnungen Mietergärten
direkt zuordnen zu können. Das bau-
konstruktive Konzept sollte sich auf
einfache und bekannte Lösungen stüt-
zen, beispielsweise: Schotten mit max.
6,0 m Achsabstand und Holzausfa-
chung der Stirnwände, Raumtrenn-
wände als einfache Plattenwände, wie
sie auch sonst im Wohnungsbau bei
nichttragenden Wänden eingebaut
werden. Auf kostenintensive Architek-
turformen sollte ebenso verzichtet wer-
den wie auf die Unterkellerung. Eben-
erdige Abstellräume könnten wie in
den meisten holländischen Siedlungen
in der Erschließungszone errichtet wer-
den.
MODELLPROJEKT IM SOZIALEN WOHNUNGSBAU
REIHENHÄUSER „TYP A- DA-KRANICHSTEIN
MÖGLICHE ERWEITERUNGSFÄLLE
® Die Baukosten sollen aufgrund dieses
Konzepts nur etwa zwei Drittel der
gegenwärtig üblichen Baukosten be-
tragen - also etwa DM 1200,- pro qm
Wohnfläche. Bei niedrigen, d.h. nicht
marktorientierten Grundstückskosten
oder einer nicht überhöhten Erbpacht-
rate und unter Berücksichtigung der
öffentlichen Förderungsmittel, die im
ersten Förderungsweg vergeben wer-
den, kann eine Belastung pro qm
Wohnfläche erzielt werden, die in etwa
der Bewilligungsmiete des üblichen
Sozialen  Mietwohnungsbaus  ent-
spricht. Dafür werden jedoch - wie wir
meinen - Wohnungen mit wesentlich
hóheren Gebrauchswerten angeboten.
Dieses Konzept haben wir den drei im
Darmstädter Magistrat vertretenen Par-
teien (SPD, CDU, FDP) erläutert, die alle
wohlwollende Unterstützung für ein auf
dieser Zielrichtung aufbauendes Pilot-
projekt ankündigten. Der Liegenschafts-
dezernent bot daraufhin einige städtische
Grundstücke für das Projekt in einem
Neubaugebiet zum Kauf oder zur Erb-
pacht an. Die aus der Lage in einem
Neubaugebiet am Stadtrand und aus der
im rechtskräftigen Bebauungsplan vor-
geschriebenen Bauweise sich ergebenden
Standortbedingungen führten zu zwei
Typenentwürfen für 5 eingeschossige und
21 zweigeschossige Reihenhäuser mit einer
Grundstücksgröße von etwa 235 bis 270
m:
° Typ A (IWU * Planungsgruppe Darm-
stadt) siehe Planskizzen
e Typ B (Th. Herzog u.a.) siehe Baumei-
ster 1980, Heft 5, S. 457-461
Abweichungen von bestimmten Festset-
zungen des Bebauungsplanes - auch künf-
tige eventuelle Erweiterungen betreffend -
wurden durch eine Bauvoranfrage positiv
entschieden.
Unsere ursprüngliche Absicht, eine
Alternative zu innerstädtischen Formen
des herkömmlichen Massenmietwoh-
nungsbaus zu realisieren, trifft allerdings
in einem  Einfamilienhaus-Gebiet am
Stadtrand auf eine andere Problemlage;
die Gebiete sind nach Standort und Bau-
form vor allem nicht vergleichbar. Sowohl
die standortbedingte Bauform Reihen-
haus als auch Gesichtspunkte des Förde-
rungssystems, das Eigentümer durch
Steuerersparnisse stärker begünstigt als
beispielsweise Genossenschaftsmitglieder
oder Mieter, sowie die Tatsache, daß
außer dem Staat als Verteiler von Woh-
nungsbaumitteln kein Kapitalgeber in
Sicht war, führten zu der Entscheidung, in
diesem Fall die Häuser als Eigentums-
maßnahmen im Öffentlich geförderten
Wohnungsbau (erster Förderungsweg) zu
bauen. Das bedeutet, daß die Bau-
Interessenten die Einkommensgrenzen
gemäß § 25 IL. WoBauG bzw. den Hessi-
schen Wohnungsbindungsrichtlinien 1980
nicht überschreiten dürfen und - in Hes-
sen - außerdem einer besonderen Dring-
lichkeitsgruppe (kinderreiche Familien,
Aussiedler und Flüchtlinge, Sanierungs-
betroffene u.a.) angehören müssen.
Den künftigen Bewohnern wird mit
einer entsprechenden Beratung in Rechts-
und Organisationsfragen durch das Insti-
tut Wohnen und Umwelt empfohlen, einen
eingetragenen Verein als gemeinsame or-
ganisatorische Basis zu bilden, über den
die Vergabe der Erbbaurechte und die
Durchführung der Rohbaumaßnahmen
abgewickelt werden kann.
Das Land Hessen hat sich zur Aufnah-
me des Projektes in das Wohnungsbauför-
derungsprogramm 1981 grundsätzlich be-
reit erklärt.
Als grundsätzlicher Einwand gegen
Bewohner-Beteiligung schon an der Vor-
bereitungs- und Planungsphase des So-
zialen Wohnungsbaus wird häufig geltend
gemacht, die Bewohner seien in der Vor-
bereitungsphase ja noch gar nicht be-
kannt. Solange jedoch die Nachfrage nach
Sozialwohnungen größer ist als das Ange-
bot - und das war in den Großstädten in
den letzten Jahrzehnten immer der Fall -
trifft dieser Einwand nicht zu.
Für das Darmstädter Projekt wurden
vom Liegenschaftsamt zunächst 200
Haushalte angeschrieben, die nur einen
Teil der bereits seit mehreren Jahren für
ein städtisches Baugrundstück eingetra-
genen Bewerber bilden. und dann noch
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sinmal 250 Haushalte, die bei der kom-
munalen Wohnungsvermittlungsstelle als
wohnungssuchende Familien mit drei und
mehr Kindern registriert sind. Dem An-
schreiben lag eine kurze Erláuterung der
Ziele und Bedingungen des Projektes bei.
Es meldeten sich 66 an dem Projekt in-
teressierte Haushalte, von denen noch 47
zu Informationsveranstaltungen, auf de-
gen das Modellvorhaben ausführlich er-
xJärt wurde, ins Institut kamen. Es erwies
sich, daß ca. 30 Haushalte sowohl die
Förderungsvoraussetzungen - d.h. Einhal-
tung der Einkommensgrenzen gemäß 825
II. WoBauG sowie Zugehörigkeit zu einer
der sozialen Dringlichkeitsgruppen - er-
füllten, als auch nach genauerem Kennen-
lernen der Randbedingungen weiterhin an
dem Projekt interessiert sind. Daß die
Anzahl der Interessenten nicht höher aus-
fiel, hat nach unserer Einschätzung zwei
Ursachen:
» Die erste Gruppe der Grundstücksbe-
werber, die den Bau eines eigenen Hau-
ses seit längerem planen, konnte nur zu
einem kleinen Teil beide Bedingungen
der Förderungsvoraussetzungen erfül-
len;
aus der zweiten Gruppe der kinderrei-
chen Familien, die eine Mietwohnung
suchen, kapitulierten wahrscheinlich
viele vor der Forderung nach den 15%
Eigenkapital, die allerdings - wenn viel-
leicht auch nicht vollständig - durch
Eigenleistung im Ausbau aufgebracht
werden können.
Unter den bisher ca. 30 Interessenten über-
wiegen kinderreiche Familien, 18 Familien
sind 5- und Mehr-Personen-Haushalte;
etwa ein Drittel der Interessenten sind
Aussiedler-Familien.
Eine móglichst einfache und kosten-
günstige Konstruktion soll dazu führen,
daß die reinen Baukosten bei etwa 1250,-
DM pro qm Wohnfläche liegen. Die Her-
stellungskosten für einen Grundtyp mit ca.
125 qm Wohnfläche würden dann etwa
190.000,- bis 200.000,- DM betragen.
Unter diesen Kostenannahmen, die z.Zt.
genauer überprüft werden, würde die mo-
natliche Belastung für eine Familie mit
drei Kindern und einem Brutto-Jahres-
einkommen von 40.000,- DM bei 4,50 DM
pro qm Wohnfläche liegen, beträgt das
Jahreseinkommen der gleichen Familie
55.000,- DM - das ist für diese Fami-
liengröße die Obergrenze nach den För-
derungsvoraussetzungen - liegt die Be-
lastung bei 7,90 DM pro qm Wohnfläche.
Die Erbpachtraten für das Grundstück
(ca. 95,- DM pro Monat) sind in diesem
Berechnungsbeispiel nicht berücksichtigt,
weil sie, in einem pauschalen Ansatz zu-
nächst, mit den Steuerersparnissen nach $
7b kompensiert werden können.
Nur die Realisierung des Projektes in
der Praxis wird Fragen beantworten, die
zwangsläufig aufgeworfen werden, wenn
zur besseren Wohnungsversorgung der
unteren Einkommensgruppen einmal
mehr Vorschläge gemacht werden, die im
einzelnen auf eine lange Tradition zurück-
blicken können.
Führen Standardreduzierungen wirk-
lich zu nennenswert niedrigeren Bau-
kosten? Oder sind niedrige Baukosten oft
nicht zufällige Folge regionaler Markt-
bedingungen, unterschiedlicher Kapazi-
tátsauslastungen oder kurzfristiger kon-
iunktureller. Entwicklungen? Sind nicht
Kapitalmarktschwankungen viel kosten-
wirksamer als Maßnahmen baukonstruk-
tiver Art? (Eine Zinserhöhung von 1%
bewirkt eine Erhöhung der Gesamtkosten
für die Finanzierung um 8%). Werden die
(vorläufigen) Standardreduzierungen von
den Bewohnern akzeptiert werden?
Werden die staatlichen Bewilligungs-
stellen Standardreduzierungen akzeptie-
ren, nachdem sie sich jahrelang dafür ein-
gesetzt haben, die Standards im Sozialen
Wohnungsbau zu erhöhen?
Werden nicht die Bewohner Gestal-
tungswünsche und Ausbaustufen auch um
den Preis großer finanzieller Anstren-
gungen durchsetzen wollen, die allen ko-
stenbewußten Sparmaßnahmen spotten?
Werden die Bewohner zu gemeinsa-
mem Handeln für Aktionen der Bauvor-
bereitung und -durchführung in der Lage
sein und bereit dazu sein?
Werden die Bewohner imstande sein,
Anforderungen ihrer Lebensführung zu
übersetzen in abstrahierende Grundriß-
pläne und Modelle, auch wenn die Archi-
tekten sie dabei unterstützen und beraten?
Werden die Bewohner imstande und
willens sein, „vernünftige“ Planungsent-
scheidungen zu treffen?
In welchem Ausmaß wird vom Selbst-
hilfeangebot Gebrauch gemacht werden?
Kann eine sachgerechte Ausführung der
Arbeiten sichergestellt werden?
Welche Leistungsbereiche im Ausbau
werden typischerweise von Bewohnern,
die ja nicht - wie häufig Bauherren im
ländlichen Raum - von vornherein Eigen-
leistungen einplanen, bearbeitet werden?
Wie hoch wird der Selbsthilfeanteil an
den Baukosten sein können?
Kann er bei diesem Projekt die nach den
Förderungsbestimmungen erforderlichen
15% der Baukosten erreichen und als
Eigenkapitalersatz für Bewohner dienen,
die über keine finanziellen Mittel ver-
fügen?
drei Grundvoraussetzungen hingewiesen,
auf die ein solches Projekt allgemein an-
gewiesen ist: Zur Vorbereitung muß eine
organisatorische Beratung und Betreuung
geleistet werden, die auch von einer
Planungsgruppe der Kommune oder von
einem von der Kommune beauftragten
Planungsbüro übernommen werden kann.
Es müssen Wohnungsbaumittel des ersten
Förderungsweges zur Verfügung stehen.
Die Gemeinden müssen, ihrer politischen
Aufgabe entsprechend, die Wohnungsver-
sorgung der breiten Schichten des Volkes
fördern*, eine umfangreichere Bodenvor-
ratspolitik für den Sozialen Wohnungsbau
betreiben.
Baukostensenkung durch Standardre-
duzierung und Managementleistungen der
Bewohner, teilweise Kapitalsubstitution
durch Selbsthilfe, Baugrundstücke aus
kommunalem Bodenvorrat, Bewohner-
Beteiligung an der Bewirtschaftung der
Wohnungen - in diesen Strategieansätzen,
die jeder für sich keineswegs neu sind,
sehen wir einen Weg, unter den gegenwär-
tigen Förderungsbedingungen den Be-
wohnern mehr Entscheidungsfreiheit und
höhere Gebrauchswerte im Wohnbereich
zu schaffen, als sie im üblichen Massen-
wohnungsbau zu finden sind.
Anmerkungen
1) Dieter Haack It. Bauwelt Heft 34/1980,
S. 116. Peter Conradi, in: Der Architekt
Heft 1/1980, S. 27/28.
2) Hartmut Großhans: Qualitätssteigerungen
stoßen auf Grenzen, in: Gemeinnütziges
Wohnungswesen Heft 1/1980, S. 28-35
Das Projekt wurde entwickelt aus der Un-
tersuchung des Instituts: Zusammenhang
von gebauter Umwelt und sozialem Verhal-
ten im Wohn- und Wohnumweltbereich,
Schriftenreihe des BMBau. Heft 03.062.
Bonn 1980
$8 1 (1) H. WoBauG.
Es würde an dieser Stelle zu weit führen,
unsere Einschätzungen zu diesen Fragen




Zusammenarbeit von Studenten und Bauherr als Modell?
Im SS '80 fand im Lehrstuhl 'Baukonstruk-
tion &amp; Entwerfen' des Fachbereiches Archi-
tektur/Kaiserslautern ein Projektstudium
'Selbstbauhaus' seinen Abschluf. Aufgrund
der Initiative eines jovialen Assistenten
konnte sich eine Gruppe von Architektur-
studenten im Rahmen der zu erbringenden
Studienleistungen am Bau eines Einfa-
milienhauses auf dem Lande beteiligen.
Für uns Studenten war das "Realprojekt
eine rasche Möglichkeit, das weit entfernte
Berufsabenteuer ins mittlerweile recht
spröde gewordene Studium hereinzuholen.
Und dies ohne Handlanger, Praktikant oder
Aushilfskraft für (sinn-)beschränkte Teil-
arbeit im Architekturbüro zu sein. Es gibt
ohne Auftrag, ohne Planvorlageberechti-
gung und ohne die notwendige fachliche
Anleitung eines Verantwortlichen viel zu
wenig Möglichkeiten für Architekturstu-
denten, sich die vermißte Praxisnähe selber
herzustellen. Mit dem 'Experiment' konnten
zweierlei Interessen nach dem Muster „die
Summe des Ganzen ist mehr als die Addition
seiner Teile“ in einer recht ungewöhnlichen
Weise verknüpft werden. Die beiderseitige
(auf seiten der Studenten und des Bauherrn)
geringe Erfahrung im Häuserbauen erwies
sich als eine ausgezeichnet solidarische Ver-
handlungsbasis. z.B. bei der Entwicklung
Der Auftrag eines mittelständischen Bau-
herrn für ein steuerbegünstigtes 156 m?-Ein-
familienhaus - es sollte in Selbstbauweise
errichtet werden - entsprach im Umfang den
bisherigen Aufgabenstellungen des ’Kon-
struktiven Entwurfes', der für das dritte und
vierte Semester vorgesehen ist. Bisher wurde
mit diesem "'Konstruktiven Entwurf die
Praxis lediglich simuliert: Produktion für
den Papierkorb, allenfalls für den Akten-
ordner.
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von Konstruktionsweisen. Es ergab sich
daraus eine gute Kommunikations- und
Verständnisgrundlage. Man konnte z.B.
gemeinsam staunen, sich verwundern, sich
auch Fehler leisten (?). Freilich oblag es
hinterher oft dem Projektleiter, die ,green-
horns“ wieder auf die Wiese zurückzupfeifen
und Fehler auszubügeln.
In dieser Weise stellte sich z.B. dem
Bedürfnis der Bauleute nach eigenen vier
Wänden das unsere nach sichtbaren Arbeits-
ergebnissen zur Seite; oder es verband sich
unser Interesse an einfacher, urwüchsiger
Improvisation und 'angepaBter Technolo-
gie' mit der Schlichtheit des Selbermachens
und der finanziellen Notwendigkeit des Bau-
herrn, auf sein eigenes handwerkliches
know-how zurückzugreifen - was nicht nur
didaktisch, sondern auch für die Architek-
tur ein gutes Prinzip ist! -; der Wunsch des
Bauherrn nach Unabhängigkeit durch ’sei-
ner eigenen Hände Fleiß’ traf auf den
unseren, durch Eigentinitiative den ver-
anstalteten Lernprozessen zu entfliehen;
während der Bauherr seine handwerkliche
Fähigkeiten, die er bisher nur erwerbsmäßig
veräußert hatte, nun privat nutzte, wollten
wir die Kontrolle über die Verwertbarkeit
des Wissens selbst zum Lerngegenstand
machen. Nicht zuletzt lernten wir, daß
Selbsthilfe nicht nur freaksches „do-it“-
yourself meint, sondern auch für große Teile
der ’erwerbstätigen Bevölkerung’ Instru-
mente der Aneignung und Selbstverwirkli-
chung sein kann.
Die nach-feierabendliche, handwerkliche
Selbsthilfe, die sich in der Grauzone derarchitektenunabhängigen,^nachbarlichen„Schwarzarbeit“ bewegt, stellt wohl dieverbreitetste und zunehmend wichtigerwerdende Form des ländlichen Bauens dar.In verwandtschaftlichen und nachbarlichenAustauschbeziehungen fügt sich erstaunlich
schnell eine ausreichende handwerkliche
Vielseitigkeit zueinander, wenn ein Haus
gebaut werden soll. Eine recht gute
Markt- und Preisübersicht über Bauele-
mente und Baustoffe, Kenntnis über Finan-
zierungsfragen und Bauverwaltungsangele-
genheiten, Arbeitskräfte aus den verschie-
denen Gewerken sind in Kürze zusammen-
gestellt; hier funktionieren die ’Knoten’ im
Netz der sozialen Beziehungen noch.
Was es mit diesen ’Knoten’ außerdem auf
sich hatte, sollten wir allerdings auch noch
erfahren: je fester man dran zieht, desto
fester gehen sie zusammen! Der Bauherr
bezieht sich in jedem Falle eher auf die
Ratschläge seiner ”Truppe’ als auf die des
Architekten. Die zuvor bestaunte geschäf-
tige Eigendynamik wird dann plötzlich zur
Mauer gegen 'Fremdeinflüsse'. Entschei-
dungen werden ohne Absprache intern
getroffen, oft die schnellere der besseren
Lösung, oft das nächstliegende Baumarkts-
angebot einer überlegteren Auswahl vor-
gezogen. Das ist sicherlich ein Problem des
„sozialen Gefälles“ zwischen Architekt und
Bauhandwerker bzw. die Widerspiegelung
eines gesellschaftlichen Konfliktes. Viel-
leicht wollten wir uns etwas zu sehr als die
„geschulten Ästheten“ einschalten. Holz,
viel Holz wollten wir verwenden, Kunststoff
und Rolläden überhaupt vermeiden, dem
Häuschen einen Charakter geben ... Es ist
uns, wie gesagt, nicht in allen Dingen
geglückt: es gibt eine Alu-Drahtglas-Tür,
profilierte Deckenbalken, Kunststoffrollä-
den im Untergeschoß, eine teure, repräsen-
tierliche Badezimmergarnitur und Kinder-
zimmer wie Kaninchenställe. Es sieht zwar
noch etwas charaktervoll aus als mancher
Neubau drumherum, aber die aufwendige
Detailplanung hätten wir uns sparen kön-
nen, denn auf dem Land, da wird nach den
100steln gebaut, weil die besser zu lesen und
außerdem genügend genau sind! Der
äußerst niedrige Qualitätsanspruch (z.B. bei
der Mauerwerksausführung) hat dem Pro-
jekt manchen Querschlag versetzt.
Es war bald nicht mehr zu verkennen, daB
der Selbsthilfe auch eine unverbesserliche
'Haben-Mentalitát innewohnt. Mittels
handwerklicher Eigenleistung gelingt es,
einen Lebensstandard vorzutäuschen, der
finanziell sonst nicht erreichbar wäre. Es
geht nicht nur um das legitime Bedürfnis,
geeigneten Wohnraum für eine junge
Familie zu schaffen und einen privaten
Besitz zu begründen, sondern auch um einen
ansehnlichen Platz im sozialen Gefüge des
(C) Walt Disnev Productions
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Dorfes und um die Selbstdarstellung im o.g.
verwandtschaftlichen und nachbarlichen
Beziehungsgeflecht. Es besteht eine zähe
Motivation, fertig zu werden, das Haus in
Besitz zu nehmen. Das Endziel hat auf jeden
Fall ungleich größeres Gewicht als die Tat-
sache des 'Selbermachens'. Wir waren uns
der Gegenwart der ,my home is my
c(n)astle“-Ideologie im Projekt, der Proble-
matik des isolierten, privaten Wohnens wohl
bewuBt, aber wir glaubten, dies in einiger
Hinsicht überwinden zu kónnen. Als eine
wesentliche Handhabe, die ,bauherrlichen“
Vorstellungen etwas von der Stelle zu
rücken, betrachteten wir das Energie-
konzept (Nutzung von Umwelt- und ôrtli-
chen Ressourcen). Mitunter können sich
auch die Vorzüge der Selbsthilfe gegen den
Bauherrn kehren: für die Dauer von 1-2
Jahren opfert er seine gesamte Freizeit für
zusätzliche nervliche und Arbeitsbelastung
und wirtschaftet sich an den Rand seiner
Gesundheit. Das Problem liegt darin
begründet, daß diese Selbsthilfe im Repro-
duktionsbereich stattfindet, und daß wohl
die Arbeit, aber nicht die Verantwortung
und das Endprodukt kollektiv sind. Ent-
sprechend der Doppeldeutigkeit der Selbst-
hilfe zeigte das Projekt die seine ...
Auch auf unserer Seite war es einerseits
ein attraktives Lehrangebot, ausgestattet
mit den Vorzügen, studentische Ungeduld
wenigstens ansatzweise durch die Berufs-
wirklichkeit zu neutralisieren, im ’trial &amp;
error’, d.h. Schweiß &amp; Nerven-Verfahren,
ein exemplarisches Lernen zu verwirklichen,
das tatsächlich noch unter die Haut geht,
und statt des akademischen Heimtrainers im
Keller ein wirkliches Fahrrad zu besteigen.
Andererseits bemerkten wir bald, daß die
von solcherlei monotonen Zwecken befreite
'schöpferische Energie’ geradewegs wieder
in Pedalarbeit investiert werden mußte ...
Eingeklemmt zwischen rigorosen Studien-
fahrplänen und ebensolchen ’Zugbeglei-
tern’, zwischen der tickenden Zeituhr des
Baufortschritts und dem Glatteis der Selbst-
organisation, zwischen dem Sumpf der Un-
kenntnis und dem schmalen Brett der
Betreuungskapazitäten, war uns fast, als
hätten wir uns eine neue Zwangsjacke ange-
zogen, aber sie entsprach nun - zum Trost -
doch eher dem Zuschnitt der Berufswirk-
lichkeit. Ich möchte in einer Epoche, in der
sich angesichts der Ausbildungsreform an
den Hochschulen das Ende allen selbst-
gestalteten Lernens ankündigt, dies als einen
nützlichen und geglückten Seitensprung be-
zeichnen.
Der Nutzen der Selbsthilfe bestand in
diesem Falle wohl eher im Training des






Stationen eines Planerlebens, 2. Teil
Hoffnung
der Nachmittag sich hinzieht
Pe die Telefone nicht klingeln,
wechselt die Unterhaltung der Angestellen
onne, Sex und Sportvon em Gespräch über die Hoffnung,
oder darüber, daß es keine gibt. Einer sagt,
er brauche Hoffnung eigentlich nur,
um am Leben zu bleiben. Ein anderer
spricht über die Juden in Viehwaggons,
immer voller Hoffnung, daß die Dusche
am Ende der Fahrt ihnen helfen würde,
das Gefühl der Angst wegzuspülen,
und ein dritter schrieb seinen leeren
Kugelschreiber über ein weißes Blatt und
starrt still vor sich hin. Was mich betrifft,
so muß ich sagen, daß es in unserer Situa-
tion
keine Hoffnung gibt, wenn wir uns nicht
erheben.
Und darauffolgt ein kurzes Schweigen,
bevor wir unsere Ordner zur Seite legen
und weggehen, wenigstens bis morgen.
Jim Burns
Zwischen warnendem Anklopfen und
Türe öffnen hatte Michael gewöhnlich
Zeit genug, den „Spiegel“ unter den
großen Plänen auf seinem Zeichentisch
verschwinden zu lassen. Ich verzichtete
schon lange auf die geklopfte Anmeldung.
Es war mir egal, ob er arbeitete, las oder
frühstückte. Jedesmal geriet er in Be-
drängnis, wenn sich plötzlich die Tür
öffnete, er mit einem Reflex die Zeitung
wegsteckte und seinen teilnahmslosen ge-
schäftigen Blick aufsetzte. Kaum, daß er
mich eintreten sah, zog er die noch nicht
ganz abgelegte Zeitung wieder hervor und
las weiter.
Im Zimmer sind zwei Zeichentische
parallel aufgestellt. Michael dreht Walter
den Rücken zu, oder andersherum, er sitzt
vor ihm. In unserem Amt sitzen die mei-
sten Kolleginnen und Kollegen hinterein-
ander oder nebeneinander. Diese Sitzord-
nung ist nicht üblich. In den meisten
anderen Amtern, mit mehr verwaltenden
Funktionen und engen hierarchischen und
arbeitsteiligen Strukturen - z.B. im Sozial-
amt - sitzen sich Sachbearbeiter und
Schreibkraft von Angesicht zu Angesicht
Begenüber. Unkontrollierbare Bescháfti-
gungen und Regungen sind unter solchen
Bedingungen nicht móglich. Walter stri-
chelte mit halbgeschlossenen Lidern
Männchen in sein Notizbuch. Mit der
Linken stützte er die Stirn und beschat-
tete die Augen. Es war früher Nachmittag,
kurz nach der Mittagspause. Ich kam zu
ihm, um mir seinen „Spiegel“ auszuleihen.
Walter sah schläfrig in sein Ablagefach
und zog das Magazin von letzter Woche
raus. Die neueste Ausgabe hatte Michael
vor sich liegen. Weil ich die alte Nummer
schon kannte, fragte ich ihn, ob er nicht
bald fertig wäre oder eine Pause einlegen
wolle.
Er schlug das Magazin zu und gab es
mir. Für heute hatte er von der Leserei
fenu. AuBerdem waren da noch ein paarbertragungen in den Flüchennutzungs-
planentwurf vorzunehmen. Walter stri-
chelte weiter an seinen Männchen. Ob ich
in der letzten Woche den Bericht über die
Flüchtlingsströme in Vietnam gelesen
hätte, wollte er wissen. Ich wußte, worauf
er hinaus wollte, ging aber nicht darauf
ein, da ich absolut keine Lust zu einer
fruchtlosen Debatte hatte und verzog mich
mit dem „Spiegel“ in der Hand.
Eine Stunde täglich, mal mehr, mal
weniger, wird im Amt Zeitung gelesen.
Von Nixons Watergate bis zu Sonderan-
geboten des Konsum und Werbeverspre-
chen der Babalu-Bar ist alles von Inter-
esse. Die meisten lesen Tageszeitung
zwischen halbneun und halbzehn zu Mor-
genkaffee und Butterbrot. Ab Mittag
kreist der „Spiegel“. Mit den dicken Hef-
ten des Winterhalbjahres kann man sich
die ganze Woche beschäftigen.
Zeitunglesen im Amt ist auch eine Art
Absentismus. In das Dickicht der Klein-
anzeigen und hinter die großen strategi-
schen Linien einer 12-teiligen Magazin-
serie über den II. Weltkrieg kann man sich
gleichermaßen gut absetzen. Meine Spe-
zialität war das „Handelsblatt“. Ich blät-
terte es zumindest jeden Tag durch - auch
wenn es, wegen der Postzustellung, meist
die Ausgabe vom Vortag war.
Ausführlich las ich vor allem den Don-
nerstags-Freizeitteil mit Tips für Fein-
schmecker und Bildungsreisende. Gele-
gentlich kam der Amtsleiter und lieh sich
den Börsenteil aus. Begeisterung über die
Kursentwicklung habe ich bei ihm nie
erlebt. Er besaß vorwiegend amerikani-
sche Aktien, deren Kurs stándig weiterlel.
» Wenn der Dow-Jones nicht bald steigt,
kommt mein Paket nie aus dem Keller.
Meine Frau drängt auf einen neuen
Wagen, dabei habe ich mit dem Neubau
noch genug am Hals. Nächste Woche
kommen die Fliesenleger ... Mit Verlust
verkaufe ich jedenfalls nicht.“
Im Rathaus hatte ich das Gefühl, nur
über Zeitungen am gesellschaftlichen Le-
ben teilzuhaben. Wir käuten im Gespräch
unter Kollegen die Ereignisse wieder, die
sich draußen abspielten. Selbst lokale Er-
eignisse, sogar praktische Konsequenzen
unserer Planung spielen sich wie hinter
einer Mauer ab. Auf Zeitungspapier redu-
ziert lassen sich die politischen Ereignisse
auf dem Tisch ausbreiten und in der Ak-
tentasche nach Hause tragen. Am Arbeits-
rhythmus, am Verhalten der Kollegen un-
tereinander, an ihren eingespielten Rollen
und ritualisierten Urteilen ändern sie
nichts. Ein Ausbrechen aus diesen Rollen
gibt es nicht. Wenn wir uns zwischen 15.00
und 16.00 Uhr in irgendeinem Zimmer
oder auf dem Flur trafen, dann quatsch-
ten wir in erster Linie die Zeit tot. Und
wenn wir mal ein bißchen gründlicher bei
einem Thema blieben, dann wußte jeder
genau, was der andere im Kopf hatte,
bevor er es aussprach. Walter ging mir
schon lange auf die Nerven. Mit seinen
zusammenhanglosen Gleichsetzungen von
Pinochet und Stalin, von Volkskrieg und
Ami-Invasion versuchte er den Gang der
Geschichte zu Tode zu nivellieren. Mehr
als mich ärgern und ihn gelegentlich an-
brüllen. blieb mir aber nicht.
Während der Arbeit werden die Bezie-
hungen untereinander durch Arbeitsver-
trag und Hierarchie bestimmt. Alle ver-
suchen, ihre Abhängigkeit von der Ar-
beitsstelle, soweit wie möglich, zu redu-
zieren, sich der Arbeit und ihren Kon-
flikten zu entziehen. Der Job bringt uns
zwangsweise zusammen. Um den Zwang
nicht zu verstärken, bleiben Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den Kollegen
ungelöst gegeneinander stehen, praktisch
konsequenzlos. Politisches Engagement
und Persönlichkeit scheinen der Freizeit
vorbehalten zu sein, weil zur Auseinan-
dersetzung auch die Möglichkeit des
Auseinanderrückens, des Sich-aus-dem-
Wege-Gehens gehören muß.
Michael und Walter saßen seit Jahren
zusammen. Walter stammt aus Thüringen.
Kurz vor dem Mauerbau wechselte er
rüber in die BRD und machte hier seine
Lehre in einem privaten Architekturbüro.
Nach der Gesellenprüfung besuchte er die
Ingenieurschule, bestand den Fachidio-
tendrill und fand Arbeit im Planungsamt
der Stadtverwaltung. Zur selben Zeit, so
ungefähr vor 15 Jahren, war auch schon
Michael da. Michael schenkte sich die
Ingenieurschule. Er spielte lieber Fußball,
einmal sogar in der Niederrhein-Auswahl.
Nur ein paar Kilometer vom Rathaus ent-
fernt ist er groß geworden. Sein Vater war
Bergmann und Kommunist. Er beteiligte
sich an illegalen Aktionen gegen den Nazi-
terror, kletterte auf hohe Schornsteine und
pflanzte die rote Fahne darauf und sicher-
lich noch ganz andere Sachen, von denen
mir Michael nichts erzählte oder von
denen er auch nichts wußte. Jedenfalls
wurde der Vater erwischt, für das Straf-
batallion 999 zwangsrekrutiert und fiel an
der Front.
Michael und Walter sind jetzt beide
Ende Dreißig. Mit der Bearbeitung des
Flächennutzungsplanes verband sie eine
gemeinsame Aufgabe. Ihre politischen
Ansichten hatten nichts gemeinsam. Trotz
häufiger Streitereien kam für beide eine
räumliche Trennung nicht in Frage. Nach
all den Jahren kannten sie sich in- und
auswendig, waren sie aufeinander einge-
stellt. Es reichte Michael vollkommen,
Walter den Rücken zuzudrehen. Für ihre
Zusammenarbeit war ihre Vertrautheit
miteinander wichtiger als ihre Differen-
zen.
Einmal nur hatte ich den Eindruck, daß
politische Ereignisse ihre erstarrten Posi-
tionen in Bewegung brachten und ihr
Selbstbewußtsein tangiert wurde. Viel-
leicht täuschte mich aber nur meine eigene
Erregung, die mich in der Endphase des
Vietnamkrieges übersensibilisierte.
Die ersten Pressemeldungen über den
Vormarsch des Vietcong wurden mit
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Greuelgeschichten über Flüchtlingsströme
kommentiert. Die veröffentlichten Zahlen
der Fliehenden schwankten täglich zwi-
schen mehreren Hunderttausend und einer
Million. Walter ereiferte sich. Die gemel-
deten Massaker an Flüchtlingen waren
ihm wieder einmal ein Beweis der dikta-
torischen Herrschaft der Kommunisten.
Wenn sie Befreier wären, müßten die
Massen begeistert sein, statt dessen flöhen
sie. „Zivilisten versuchen immer, sich der
vorrückenden Front zu entziehen. Über
ihr Verhältnis zum Vietcong ist damit
noch nichts gesagt“, versuchte ich einzu-
wenden. „Außerdem lebten in den jetzt
angegriffenen Städten die meisten Para-
siten und Marionetten, die sich mit US-
Dollars aushalten lassen. Kein Wunder,
daß sie ihr Heil in der Flucht suchen.“
Über die Zusammensetzung der Flücht-
lingsströme lasen wir in unseren Zei-
tungen nichts, und Übertreibungen über
das tatsächliche Ausmaß konnten den
Westmüchten in dieser aussichtslosen
Situation nicht groß genug sein. „Alles an
den Haaren herbeigezogen", meinte Wal-
ter, und Michael zweifelte. All die Jahre
sympathisierte er mit dem Vietcong, aber
jetzt hielt er still.
Wenige Tage spáter trafen die siegrei-
chen Befreiungskámpfer nur noch auf ver-
einzelten, schwachen Widerstand. Die
Stádte fielen eine nach der anderen: Ende
der Marionetten, Ende der Greuelge-
schichten! Statt dessen mehrten sich die
Berichte iiber Massaker und Ziigellosig-
keit der geschlagenen Thieu-Truppen.
Michael schwamm im Sog des Sieges
der vietnamesischen  Freiheitskámpfer.
Der US-Imperialismus und Walter mufi-
ten eine schwere Niederlage einstecken.
Platte Polemik, wie noch vor einer Woche,
konnte nicht mehr verunsichern, sie wurde
lächerlich. Walter fiel nichts mehr ein. Er
war mundtot. Michael lachte über ihn.
Der Sieg sprach für sich und entwertete
alles Gerede für ein paar Wochen.
„Das Leistungssystem, als Herrschafts-
und Wertungshierarchie, gilt es in Frage
zu stellen.
Alle Möglichkeiten zur Stärkung kollek-
liver Erfahrungen müssen genutzt werden.
Die Autorität der „kleinen Chefs“ muß
durch kollektive Maßnahmen bzw. durch
Angriffe, die kollektive Lernprozesse
auslösen, geknackt werden. Die „großen
Chefs“ sind nicht zu bezwingen, wenn wir
uns nicht an den *kleinen’ üben.“
aus meinem persönlichen Leitfaden zur
Gewerkschaftsarbeit
„Morgen, Männer“, grüßte der Stellver-
treter des Amtsleiters, Kollege Bieneck, im
vertrauten Kumpelton. Ohne die Hand
von der Klinke zu nehmen, schob er sich
halb zur Tür herein. Das Arbeitszimmer
war überschaubar und. ein kurzer Blick
hätte genügt, trotzdem fragte er: „Dora
Meißner, die ist nicht hier, oder” Das
sollte wohl mehr eine Erklärung als eine
Frage sein. Es war 1/4 vor 8 Uhr, 15
Minuten nach Arbeitsbeginn. Über seine
Absicht gab es keinen Zweifel. Ich saß mit
Michael und Walter zusammen. Allmor-
gentlich tauschten wir Neuigkeiten aus
und warfen einen ersten Blick in die
Zeitung. Diesmal war es anders. Wir
hatten Bieneck erwartet. Mit einem Sei-
tenblick auf die beiden Kollegen suchte ich
mich noch kurz abzusichern, bevor ich
Bieneck nachrief, der gerade die Tür
wieder hinter sich zuziehen wollte: „Herr
Bieneck. einen Moment bitte. Ich hab mal
eine Frage.“ Ich war etwas gespannt und
brachte deshalb unvermittelt heraus, was
uns an seinem Besuch nicht sonderlich
freundlich stimmte. „Ist es richtig, daß Sie
seit einigen Tagen Kontrollgänge we
diesen durchführen und verspätet erschei-
nende Kolleginnen und Kollegen dem
Amtsleiter melden?“ Die Frage erschütter-
te seine aufgesetzte „Hallo-Männer“-Si-
cherheit. Verwirrt versuchte er zu erklä-
ren, es handle sich ausschließlich um die
Beobachtung einiger weniger Kolleginnen
und Kollegen, wie z.B. Dora Meißner. Wir
schenkten uns die Frage, warum er sie
ausgerechnet bei uns suchte. Es könne
nicht mehr hingenommen werden, fuhr er
mit seiner Erklärung fort, daß einige
Kollegen regelmäßig wenigstens eine halbe
Stunde zu spät zur Arbeit erschienen und
womöglich die Mittagspause auch noch
um mehr als das Doppelte ausdehnten.
Die Beschreibung traf auch auf mich zu.
Er bestätigte unsere Frage, ob der neue
Amtsleiter die Kontrollen veranlaßt hätte.
Kollege Bieneck, der ewige Stellvertreter,
stand kurz vor seiner Pensionierung. Seit
Jahren war er kaltgestellt. Für die Chefs
war er Ballast und für die Arbeit des Amtes
längst überflüssig. Er verwaltete nur noch
seine Planstelle. Die Kolleginnen und
Kollegen akzeptierten ihn als freundli-
chen älteren Herrn, der Freitagsmittags
von Zimmer zu Zimmer ging und allen ein
schönes Wochenende wünschte. Warum
ließ sich ein altgedienter Beamter, der
nichts zu verlieren hatte, wie ein Wach-
mann zu Kontrollgängen einsetzen? Wa-
ren ihm diese Kontrollgänge mehr Bestäti-
gung seiner Stellvertreter-Rolle als unser
wohlwollendes Lächeln Freitagnachmit-
tags? Nach dem Mittagessen zu Hause bei
der Familie kam er oft nicht mehr ins Amt
zurück. (Wahrscheinlich hielt er es nicht
mehr länger aus.) Niemand machte ihm
einen Vorwurf daraus.
Bevor er einen Blick ins Zimmer tat,
hatte ich mit Michael und Walter über die
Kontrollen gesprochen. Weil beide mor-
gens immer pünktlich waren, fanden sie
schnell heraus, daß Bieneck so früh am
Tag nicht zufällig seine Runden drehte.
Vermutlich wollte der neue Amtsleiter
ausprobieren, wie weit sich die Zügel der
Arbeitsdisziplin anziehen ließen. Als Te-
ster und Kontrolleur reaktivierte er den
gebrochenen Stellvertreter, der unter dem
neuen Amtsleiter nichts mehr zu gewinnen
hatte.
Mein Vorstoß fand den Beifall der
Kollegen, weil etwas Mut dazu gehörte.
Kämpferische Begeisterung stieg in mir
hoch. Sobald Bieneck die Tür hinter sich
zuzug, rief ich die „gefährdeten“ Kollegen
an, warnte sie vor der Kontrolle und
schlug vor, ebenfalls offensiv darauf zu
reagieren. Meine Telefonate waren über-
flüssig und die ganze Aktion etwas über-
trieben. Bieneck stellte seine Kontroll-
gänge nach unserem Zusammentreffen ein
und die notorischen „Zuspätkommer“
erschienen vorläufig pünktlich. Auch ich
fühlte mich trotz meiner Attacke ge-
warnt. In den nächsten Tagen stand ich
etwas früher auf.
Von breiter Solidarität zur Absicherung
des Zuspätkommens konnte keine Rede
sein. Bienecks Kontrollen überdeckten nur
kurz den Unmut der Pünktlichen über die
Unpünktlichen.
Wenige Tage später erneuerte der Amts-
leiter seinen Disziplinierungsversuch. Im
Anschluß an eine Routinebesprechung mit
den Abteilungsleitern und einigen Sachbe-
arbeitern forderte er die Anwesenden auf,
in ihrem Bereich eigenwillige Arbeitszeit-
regelungen zu beenden und für Pünktlich-
keit zu sorgen. Vor Kontrollen sollte nicht
zurückgeschreckt werden. Walter, der mir
anerkennend auf die Schulter klopfte, als
ich Bieneck attackierte, signalisierte eil-
fertig Disziplinierungsbereitschaft: „In
unserem Bereich haben wir auch schon
darüber diskutiert.“ Die anderen hielten
sich zurück. Unsere Abteilungsleiter hat-
ten bisher kein Interesse daran, streng auf
Pünktlichkeit zu achten. Solange die not-
wendige Arbeit erledigt wurde, sahen sie
keinen Grund, Druck auszuüben, der die
Atmosphäre belastete und sie selbst der
Feindseligkeit der Kollegen aussetzen
mußten. Außerdem hatten sie irgendwo im
Kopf, daß Architektur und Planung was
mit Kreativität zu tun hat und sich nicht
gut mit Beamtentum verträgt. Nach dieser
Besprechung mußte sich Walter heftige
Vorwürfe wegen seines unsolidarischen
Verhaltens gefallen lassen. Ich war sauer
auf ihn, weil er sich offensichtlich schon
lange über mein Zuspätkommen ärgerte,
ohne es mir zu sagen. Ein, zwei Mal war es
vorgekommen, daB Walter sich für mich
eine Ausrede hatte einfallen lassen müs-
sen. Irgendjemand hatte mich sprechen
wollen, als ich morgens noch nicht auf
meinem Platz saß. Zwischen unseren
Zimmern war eine Verbindungstür, so daß
es kein Problem war, wenn nötig, für den
anderen kurz einzuspringen. Aber Walter
fühlte sich in seiner sklavischen Dienst-
auffassung von so notorischen Zuspät-
kommern wie mir provoziert und ausge-
nutzt. Ihm fehlte der Mut, mich direkt
darauf anzusprechen. Statt dessen stellte
er sich hinter die Aufforderung des Amts-
leiters.
„Meine Güte, warum bringen wir denn
nicht soviel Gemeinsamkeit auf, so kleine
Probleme unter uns zu lösen! Jeder von
uns versucht doch, der Arbeit möglichst
aus dem Weg zu gehen. Wenn sich Freizeit
rausschinden läßt, nehmen wir die Mög-
lichkeiten dazu auch wahr, oder?“
Walter hörte mir nicht zu. In Gedanken
beschäftigte er sich mit seinem Eigenheim.
Er wollte keinen Ärger, weder mit dem
Chef noch mit mir. Grundsätzlich ver-
suchte er, Konflikten aus dem Weg zu
gehen, schlief lieber während der Arbeit
als morgens eine Stunde zu lang.
Michael hielt sich aus meinem Streit mit
Walter raus. Auch er erschien immer
pünktlich. Nicht aus Prinzip, aus Gewohn-
heit, wie er selber sagte. Meine Forderung
nach offener Aussprache der Kollegen
untereinander hielt er für unrealistisch,
weil Zuspätkommen für mich weniger
Konsequenzen hätte als für ihn, den
Zeichner. Der Chef würde mir nicht auf
die Füße treten wegen einer fehlenden hal-
ben oder ganzen Stunde, solange er sich
auf meine selbständigen Leistungen ver-
lassen könnte.
Die Arbeit eines Diplom-Ingenieurs
wird anders bemessen als die eines
Zeichners. Deshalb ist auch der Zusam-
menhang von Leistung und Unterordnung
ein anderer. „Und deshalb“, sagte Micha-
el, „werfe ich dir nicht Unpünktlichkeit
vor, genauso wenig, wie du mir Pünkt-
lichkeit vorwerfen kannst.“
OK, unter uns gab es Unterschiede, aber
wo lag die gemeinsame Ebene gegen Kon-
trollmaBnahmen des Amtsleiters? HieB für
mich Solidarität mit Walter, pünktlich
sein und seine unterwürfige Arbeitshal-
tung unterstützen? Doch wohl kaum.
„Es muß versucht werden, mit allen Kolle-
gen offen über Eingruppierungsfragen und
deren Berechtigung, z.B. über Sinn und
Zweck analytischer Arbeitsplatzbewer-
tung zu diskutieren. Die Vertrauensleute
sh
haben hier die wichtige Funktion, die
Solidarität der Kollegen zu organisieren
und spalterischen Tratsch und Mißgunst
zu verhindern, sowie die Interessen der
Kolleginnen und Kollegen gegenüber
Amtsführung und Betriebsrat zu vertre-
ten.
aus meinem Leitfaden
Im Kerzenschein der Weihnachtsfeier
rückte Frau Wilhelmi nüher und machte
mir Komplimente. Auch auf den Streit mit
pirk kam sie nochmal zu sprechen. Sie
fand es gut, daß ich zu vermitteln suchte,
Sie erzählte von großer Angst, zu alt zu
werden, von uns jungen Typen überfor-
dert zu werden und falsch zu tippen, weil
sie den Sinn des Geschriebenen oft nicht
mehr verstehen könne. Ihr Streß vor
unseren Texten war mir unangenehm.
„Eigentlich hätte ich es nicht mehr
nötig, zu tippen,“ sagte sie. Als Vor-
zimmerdame hätte sie andere Aufgaben.
Wenn es sich aber nicht umgehen ließe,
dann wollte sie doch unter Beweis stellen,
immer noch genauso schnell und gut zu
sein wie jede andere. Mit Konkurrenz
hätte das nichts zu tun. Im Gegenteil, sie
hätte immer das Bedürfnis, sich mit allen
gut zu verstehen. „Ich freue mich, wenn
wir alle viel Spaß miteinander haben.“
Wir prosteten uns zu und tauschten das
Du miteinander. Jeden Freitag sammelten
die Frauen des Amtes reihum schmutzige
Handtücher und Kittel ein und tauschten
sie an der Wäscheausgabe gegen saubere.
Cornelia, die neu eingestellte Zeichnerin,
weigerte sich, den Männern die schmut-
zige Wäsche wegzutragen. Wochenlang
gingen die Frauen darüber weg, bis es
Erika, der Sekretärin der Stadtentwick-
lungsabteilung, zu dumm wurde. Sie wies
die Kitteltráger Michael und Walter
darauf hin, daß diese Woche die Wäsche
nicht eingesammelt würde, weil Cornelia
sich weigere und sie nicht mehr bereit sei,
einzuspringen.
Die Männer waren sauer. Michael
drohte, sein Handtuch und seinen Kittel
selber runter zu tragen, wenn die Frauen
sich nicht einigen könnten. Walter ver-
suchte erfolglos, telefonisch Cornelia um-
zustimmen. „Wenn sich alle im Amt
reihum am Wäschetausch beteiligen wür-
den, dann wäre jeder nur zweimal im Jahr
dran.“ Die Kollegen lachten über meine
Naivität. „Ein Amtsleiter kann sich doch
wohl schlecht mit schmutzigen Handtü-
chern über dem Arm in die Schlange der
Sekretärinnen zum Wäschetausch anstel-
len. Stell dir mal das Theater vor, das
losbrechen würde, wenn das Hauptamt er-
führe, daß im Planungsamt Amts- und
Abteilungsleiter schmutzige Wäsche
schleppen!“
Monika Wilhelmi war über Cornelias
Verhalten stinksauer. Für-Wäsche-sorgen
und Kaffeekochen waren für sie Service-
leistungen, die zu einer Sekretärinnen-
tätigkeit dazugehórten. Wenn Männer
sich reinmischen, dann blieb von der
Sekretärin letztlich nur die Schreibkraft.
Aber Cornelia war Zeichnerin. Service-
leistungen waren für sie zusätzliche Be-
lastung, die die Männer ihr aufbürden
wollten, bloß weil sie eine Frau war.
Monika wollte den Unterschied nicht ver-
stehen. Über 25 Jahre war sie jetzt Sekre-
tärin im Rathaus. Ihr Ehrgeiz bestand
darin, es den Chefs recht zu machen, ihnen
die Wünsche von den Lippen abzulesen
und für sie unentbehrlich zu werden. Als
junges Mädchen rannte sie nach der Arbeit
zum Bahnhof und versorgte während des
Aufenthalts der durchfahrenden Militär-
transporte die Verletzten. Von der Be-
geisterung der damaligen Zeit, in der alle
zusammenstanden, schwärmte sie noch
heute. Sie hatte Tránen in den Augen, als
sie mir von den in Stalingrad gefallenen
Freunden erzählte. Seitdem ging es für sie
mit der großen Harmonie immer mehr
bergab. Ich glaubte zu verstehen, was sie
meinte, hing aber noch ein paar Einwände
dran, wie z.B. die falsche Glorifizierung
des Faschismus und ihr fehlendes Ver-
ständnis für die Ursachen des verlorenen
Krieges. Sie wollte nicht verstehen, sagte
nur, sie sei zu alt, um noch zu lernen.
Nach einem Betriebsausflug saßen wir
alle beim ,,Jugo* zusammen. Wir hatten
Hunger und besoffene Kópfe. Dirk war
den Kollegen entrückt. Er stand vor der
Musikbox und zog eine Personality-Show
ab. Die anderen hingen in den Stühlen und
Báünken, sahen ihm zu und warteten auf
ihre Bestellungen. Große Platten mit viel
Zwiebeln und Reis wurden aufgefahren.
Dirk stieg über einige Kollegen hinweg an
seinen Platz. Der Frust des Ausflugs und
die Müdigkeit nach reichlich Alkohol und
frischer Luft dámpften die Stimmung.
Monika Wilhelmi, unsere Vorzimmer-
dame, kreischte plótzlich auf. Verzweifelt
sah sie in die Runde und stammelte irgend-
was von Schweinen. Ich blickte nicht
durch. Dirk saß neben ihr. Hatte er was
damit zu tun? Er hing mehr, als daß er saß,
in seiner Bank und schlief. Das Kinn auf
der Brust, vor sich einen Riesenteller Sata-
rasch. In der Rechten das Messer, in der
Linken die Gabel mit einem Stück Fleisch.
Die Soße lief über seine Finger. Monika
jammerte. Tránen standen in ihren Augen.
Auf der anderen Seite neben ihr saß ein
Kollege und grinste. Heulend sprang sie
auf und zwüngte sich rüber zu mir, an die
andere Seite des Tisches. Die anderen
sahen verwundert zu. Fragen wurden nicht
gestellt. „Muß ich mir denn alles gefallen
lassen? Muß ich mich in meinem Alter
begrabschen lassen? Sag doch, habe ich
was falsch gemacht?“ Todunglücklich hielt
sie sich an meinem Arm fest.
Es dauerte eine Weile, bis ich kapierte.
Der grinsende Kollege hatte unter dem
Tisch versucht, ihr zwischen die Beine zu
fassen.
Monate später wurde sie krank. In
großen Abständen kam sie mehrmals für
wenige Tage zur Arbeit.
Vorzeitig stellte sie den Rentenantrag.
Sie war Mitte fünfzig.
„Der Kampf um unabhängige linke Posi-
tionen ist nur unter Beachtung gewerk-
schaftlicher Zusammenhänge und ihrer
Gremien zu erzielen und nicht in über-
eilter Konfrontation durch ihre Mißach-
tung, was notwendig heute zur Isolation
der Aktiven führen muß. Die innergewerk-
schaftliche Auseinandersetzung ist nur
sinnvoll und voller bewußtseinsfördernder
Momente, wenn sie nicht zu Spaltungen
führt, bei denen die oppositionellen Kräfte
keine Überlebenschance haben, d.h. ge-
genüber der Basis isoliert werden können.“
aus meinem Leitfaden
Geschlagen sitzt der Spitzenkandidat
hinter seinem Schreibtisch. In Gedanken
versunken geht er immer wieder das Wahl-
ergebnis durch. Schiebung ist ausgeschlos-
sen. Die Fronten sind offensichtlich, die
Stimmen lassen sich klar zuordnen. Aber
wie war es möglich, daß Leute aus dem
eigenen vertrauten Kreis heimlich mit dem
Gegenkandidaten paktieren und ihm zum
Sieg verhalfen?
Im Arbeitszimmer drängten sich die
engsten Kolleginnen und Kollegen. Einige
still bedrückt, andere laut wütend gesti-
kulierend versuchten sie, die Niederlage zu
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verarbeiten. Diese Szene lief nicht über die
Kinoleinwand, und Orson Welles spielte
nicht die Hauptrolle. Wenn es so wäre,
dann wäre mir klar, daß sein tyrannisch-
selbstgefälliges Auftreten ihn Sympathie
und Stimmen kosteten. Es war meine
Niederlage, und mit dem Orson Welles-
Schema wollte ich mich nicht zufrieden-
geben. Über ein Jahr steckte ich voll in der
Vertrauensleutearbeit der ÓTV. Zusam-
men mit einigen wenigen Gewerkschafts-
aktivisten arbeitete ich am Aufbau dieses
Gremiums. Vor Monaten wurde ich zum
Sprecher der provisorischen Leitung des
Vertrauensleutekórpers gewáhlt. Unsere
Hauptaufgabe war die Durchführung von
Wahlen der Vertrauensleute in allen Be-
reichen der Verwaltung. Es waren die ak-
tivsten der stádtischen Arbeiter, die mich
unterstützten und mir ihre Stimme gaben.
Gestürzt wurde ich jetzt von meinen Ar-
beitskollegen im Amt.
Ich war wütend und enttáuscht. Ausge-
rechnet gegen Herbert, dieses arrogante,
egoistische Arschloch mußte ich die Wahl
verlieren. Demagogisch schwang er sich
zum Sprecher der schweigenden Mehrheit
auf. Herr Staatsanwalt, bitte beginnen Sie
mit der Anklage!
„Wie ich hórte (genüfllich), bist du in der
Gewerkschaft sehr aktiv. Du bemühst dich
um Unterstützung für den Aufbau des
Vertrauensleutekórpers. Schón und gut.
Ich frage mich, warum du dich bisher nicht
an die Techniker-Vertrauensleute gewandt
hast, z. B. Herrn Rauner oder Gerd oder
auch mich, die wir schon lange Vertrau-
ensleutearbeit in unserem Bereich leisten,
lange bevor andere Bereiche der Gewerk-
schaft beschlossen, nachzuziehen. Statt
uns an der Vorbereitung der Wahl zu be-
teiligen, hast du eine geheime Liste auf-
gestellt. Die Kandidaten deiner Wahl
stehen fest, wir sollen nur noch zustim-
men.
Bis gestern hatte ich nicht vor, zu kandi-
dieren. Einige Kollegen haben mich aber
ausdrücklich darum gebeten, weil sie nicht
von einer kleinen Gruppe im Amt manipu-
liert werden wollen. Wir glauben nicht,
dal} du unsere Probleme angemessen ver-
treten würdest. Du warst nicht einmal bei
unseren Technikersitzungen. Und ich sage
dir ganz offen, die Themen deiner Ver-
trauensleuteversammlungen interessieren
vielleicht Arbeiter, aber nicht uns Tech-
niker. Ich vermute auch, daf) du politische
Zielsetzungen mit deinem Engagement
verfolgst, die ich und viele Kollegen hier
nicht übersehen kónnen und sicher nicht
unterstützen wollen. Du weit, daB deine
Arbeit in der Gewerkschaft auf erhebliche
Kritik stößt. Kurzum, ich kandidiere, weil
ich euer abgekartetes Spiel nicht mit-
mache!“
Seine Kandidatur überraschte mich. Ich
rechnete damit, daß die meisten Kollegen.
froh wären, wenn sich für diese gewerk-
schaftliche Funktion überhaupt Kandida-
ten fänden. Ja, es stimmte, ich konzen-
trierte mich ausschließlich auf die weni-
gen Kollegen, mit denen ich gern zusam-
men war, die mit mir am Aufbau der Ver-
trauensleutearbeit beteiligt waren. Der
Technikerdünkel einiger, vielleicht ehe-
mals aktiver Interessenvertreter war stän-
disch und reaktionär. Ich kümmerte mich
bewußt nicht um sie.
Meinen Ärger, aber auch meine Betrof-
fenheit, versuchte ich zurückzudrängen.
An Stoff für eine Polemik gegen Herbert
fehlte es nicht. In dieser Situation aber
hätte er nur davon profitiert. Deutlich
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im Raum. Die politischen Differenzen, die
mich von Herbert trennten, waren den
Kolleginnen und Kollegen nicht mit
wenigen Worten klar zu machen. Der
dumpfe Unmut der sich abzeichnenden
Gruppe konservativer Kollegen um Her-
bert war nicht durch politische Argu-
mente zu entkräften.
Während meiner kurzen Entgegnung
hatte ich mit nervösem Schluckzwang zu
kämpfen. Ich bekannte mich zu Differen-
zen zwischen mir und dem Personalrat in
der Vertrauensleutearbeit. Erklärungen
wollte ich nicht geben, nur ein Bekenntnis
ablegen zu Auseinandersetzungen in der
Gewerkschaft. Ich versuchte, die Reaktio-
nen der Anwesenden an ihren Gesichtern
abzulesen und zählte meine potentiellen
Stimmen durch. Dirk versucht, mich mit
einem längeren Beitrag zu unterstützen.
Während er sprach, wurde mir aus stum-
men, ablehnenden Gebärden klar, wie
stark die drohende Fraktionierung mit
Differenzen zwischen den Abteilungen
zusammenhing. Die Verkehrsplaner fühl-
ten sich von den Stadtentwicklern in arro-
ganter Weise angegriffen. Immer häufiger
unterlagen sie in fachlichen Auseinander-
setzungen. Der Amtsleiter war nicht mehr
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zukommt, bei Planungsalternativen zu
entscheiden. Er hatte gelernt, den Streit
der Kollegen untereinander abzuwarten,
erst dann entschied er sich vorsichtig für
die Position, die bei der Verwaltungs-
spitze die größte Aussicht auf Erfolg hatte.
Wir bedrohten die ehemals unumschränk-
te fachliche Autorität der Verkehrspla-
ner. Vor wenigen Jahren war es unmög-
lich, daß junge Kollegen mit Argumenten,
die nicht „rein fachlich“, sondern stadt-
wirtschaftlich, politisch, sozial, kurz
Jideologisch", fachfremd waren, Planun-
gen zu Fall brachten. Die Verkehrsplaner
verstanden nicht, was sich an der Rich-
tigkeit ihrer Arbeit gegenüber den 60er
Jahren geündert haben kónnte.
Vor Wochen schlug ich Herbert vor,
eine Versammlung aller Gewerkschaftler
im Amt einzuberufen, um den fachlichen
Konflikt der Abteilungen unter gewerk-
schaftlichen Gesichtspunkten zu disku-
tieren. Die Ursachen unserer unterschied-
lichen Auffassungen mufiten aufgedeckt
und gemeinsam gewerkschaftliche, arbeit-
nehmerfreundliche Kriterien für eine Neu-
orientierung der Verkehrsplanung gefun-
den werden. Aus dem Treffen wurde
nichts. Fast revolutionür wáren damit die
Grenzen bisheriger gewerkschaftlicher Ar-
Q
beit überschritten wo THvativen, Kollegen vorden.Fir die konser-
ausschließlich um Gehalt erkschaft sich
Stellung Zu kümmern. Die gàn berufliche
der Personalvertretung übe gige Praxis
Kriterien der Arbeitgeber bermmmt die
matisch berufliche Hierarchie setzt auto-
liche Kompetenz gleich. Die En und fach-
über Inhalte der Arbeit wi tscheidung
überlassen. ird den Chefs
Die Verkehrsplaner sahen sich in Kon-
kurrenz zu den Stadtentwicklern, begrif-
fen inhaltliche Kritik als Angriff auf ihre
berufliche Stellung und reagierten als Ge-
werkschafter mit der Unterstützung Her-
berts, ihrem Kandidaten, gegen mich, den
Stadtentwickler. Verrückterweise benann-
ten die Entwerfer, mit deren Stimmen ich
fest rechnete, jetzt auch noch einen Kandi-
daten ihrer Abteilung. Rudolf, ein etwas
linkischer, gewerkschaftlich und politisch
völlig unbedarfter Kollege, war ihre
Antwort auf eine Konfrontation der Ab-
teilungen, mit der sie sich nicht identifi-
zieren konnten. Geschmeichelt nahm
Rudolf die Kandidatur an.
Mir kamen Bedenken, ob es richtig war,
zu kandidieren. Vielleicht ging alles viel zu
schnell mit meiner Gewerkschaftskarriere?
In zwei Jahren würde neu gewählt werden,
bis dahin könnte ich allen Kollegen meine
Position deutlich machen. Sicher wäre
die Wahl dann politischer verlaufen als
heute. Andererseits hing von dieser Wahl
meine weitere Mitarbeit in der Leitung des
Vertrauensleutekórpers ab. Nur als Ver-
trauensmann würde ich für dieses Gre-
mium nochmal kandidieren kónnen. Die
Personalrátefraktion in der Gewerkschaft
wartete nur auf meinen Rücktritt, und
einige DKP-nahen Kollegen aus der Ver-
trauensleuteleitung wáren darüber auch
nicht traurig. Die Differenzen zwischen
uns nahmen zu.
Diskussion der Kollegen F. und W. und
der Kollegin J. über die Linie der Ver-
trauensleutearbeit:
F.: Für mich spielt der Vertrauensleute-
körper eine besondere Rolle, er ist am
ehesten das Gremium, in dem eine offene
kritische und selbstkritische innergewerk-
schaftliche Diskussion möglich ist. Aus
diesem Kreis müssen wir heraus, die Aus-
einandersetzung mit der Mafia der Alt-
funktionäre und dem herrschenden Be-
wußtsein aufnehmen. Trotz der ungünsti-
gen Mächteverhältnisse können wir die
innergewerkschaftlichen Widersprüche
nicht vorsichtig ausklammern und uns
allein auf den Mehrheitswillen der Ge-
samtorganisation beziehen. Natürlich sehe
ich die Gefahr der Isolierung und des
,Kaputtgemachtwerdens". Aber in einer
kaputten Gewerkschaftsbewegung müssen
wir dieses Risiko eingehen, sonst wird
nichts Neues daraus.
J.: Ich bin der Meinung, wir sollten keine
»Stofitruppenbildung^ bereiten, sondern
uns mit breiter innergewerkschaftlicher
Basis auf den Gegner außerhalb der
Organisation konzentrieren; d.h. keine
Konfrontation zwischen Vertrauensleuten
und Personalräten.
F.: Wie soll denn ein Angriff gegen
Arbeitgeber, ja überhaupt eine Mobili-
sierung der Kolleginnen und Kollegen
möglich sein, ohne Konflikte mit der
eigenen Mafia? Die stecken doch mit den
Arbeitgebern zusammen in der gleichen
Partei, hocken im gleichen Ortsverein. Wo
kann man da bei uns in der Verwaltung
noch große Unterschiede machen?
W.: Ich werde keine Minderheitenpolitik
unterstützen! Zuerst muß der zurückge-
bliebene Mehrheitswillen der Mitglieder
auf breiter Basis mobilisiert werden. So
muß bei der kommenden Tarifrunde in
erster Linie der Vorschlag des Haupt-
vorstandes in alle Köpfe rein, und wir
müssen dafür arbeiten, daß er unterstützt
wird, und nicht eine vorgeschobene Posi-
tion mit hohen Forderungen aufbauen
und verteidigen, wenn in anderen Berei-
chen noch nicht mal die Forderung des
Vorstandes getragen wird.
F.: Aber zum Mobilisieren gehóren doch
die vorgeschobenen Positionen dazu. Eine
interne Auseinandersetzung um die rich-
tige Forderung ist die beste Grundlage für
eine breite Mobilisierung der Kampfbe-
reitschaft. Wo vorwärtstreibende Min-
derheitenpositionen, wie die jahrelange
von den Vertrauensleuten vertretenen
Festbetragsforderungen, in der Tarifrunde
zurückgedrängt wurden, um Einheit zu
erzielen, da kann von Mobilisierung nicht
die Rede sein. Es ist eine Illusion - oder
unser Verständnis vom Ziel ist ein vôllig
anderes - daß die Gewerkschaft als Ganze
nach vorne marschiert. Als Ganze geht sie
mehr nach rechts: Nur bei Teilen und in
Ansätzen gibt es Fortschritte, darauf
müssen wir uns konzentrieren. Ohne radi-
kale Forderungen, Experimente und
Gruppen keine Radikalisierung. Alles
andere ist Demobilisierung und Ver-
schleierung unter dem Deckmantel der
Einheit.
Michael, Dora, Gerd und ich, wir berei-
teten gemeinsam die Wahl vor. Bis auf
mich, alle drei Technische Zeichner,
Michael und Gerd ehemalige Techniker-
vertreter, aber kein bißchen borniert,
prima Kollegen. Gerd wollte auf keinen
Fall selber kandidieren. Führende Ge-
werkschaftskollegen hatten ihn mächtig
enttäuscht. Seit Jahren hatte er die ver-
schiedensten Posten inne, blickte kaum
noch durch, erwartete für die Personal-
ratswahl Unterstützung und mußte fest-
stellen, daß sie ihn in vielen Gremien als
Marionette mißbrauchten, an entschei-
dender Stelle aber nicht haben wollten.
Dora kam erst seit wenigen Wochen zu
Gewerkschaftsversammlungen. Ich über-
redete sie, mit zu Seminaren zu fahren und
sich zur Wahl zu stellen. Dora ist allein-
stehende Mutter. Ihre Tochter wird haupt-
sächlich von Oma und Tante erzogen. Alle
Frauen leben zusammen in einem Haus.
Dora ist dick, aber wirklich dick, groß,
Riesenbusen, altmodisch gekleidet und
hat einen bitteren Zug im Gesicht. Es reizte
mich, sie für eine ganz andere Szene als die
ihrer alten Frauen zu gewinnen. Michael
fuhr Dora oft von der Arbeit nach Hause.
Sie wohnten nicht weit auseinander.
Anfangs dachte ich, die beiden wären mit-
einander befreundet. Da war aber nichts
dran. Es war eine Projektion von mir. Ich
mochte sie beide. Sie hatten einen „prole-
tarischen Kern“, der sie für mich aus der
Gebrochenheit der Angestellten heraus-
hob.
Wir entschieden uns, zu kandidieren
und nahmen uns vor, jeweils in der eige-
nen Abteilung für die anderen zu werben.
Gerd, der alte Kämpfer, versprach, uns zu
unterstützen. Soweit war alles klar. Was
ich nicht wußte war, daß Dora - vielleicht
unter dem Druck ihrer Kollegen - in ihrer
Abteilung Herberts Wahlvorbereitungen
und Intrigen tatenlos zusah, wahrschein-
lich sogar mit ihm ein Bündnis einging.
Michael und ich staunten nicht schlecht,
als wir das Wahlergebnis hörten. Dora er-
hielt die meisten Stimmen - die unserer
Fraktion und die der anderen - gefolgt von
Herbert und Rudolf, mir und dann
Michael am Schluß. Das war deutlich.
Wir waren schwer enttäuscht und
machten keinen Hehl daraus. Michael
sprach vom letzten Versuch. Ich ging
durch die Abteilungen und bohrte bei allen
nach, von denen ich nicht sicher war, wie
sie gewählt hatten. Geheime Abstimmung,
so ein Unsinn! Einige wollten meine Ent-
täuschung nicht verstehen. Gegner klopf-
ten mir auf die Schulter und behaupteten
frech, die mir beigebrachte Niederlage sei
nicht persönlich gemeint. Wie sollte es mir
möglich sein, Politik, Einsatz und Betrof-
fenheit voneinander zu trennen? Einige
glauben wirklich, daß es möglich sein
muß, die politische Meinung von persön-
lichen und beruflichen Beziehungen zu
trennen. Sie wollten keine Konflikte im
Amt und schon gar nicht deren Politisie-
rung. Bei Herbert waren sie gut aufge-
hoben.
Herbert, 40 Jahre, Leistungssportler:
Vertrauensmann/frau steht für stark und
verschwiegen, Probleme der Kolleginnen
und Kollegen werden mit dem Personal-
rat verhandelt, streng vertraulich, Fall für
Fall. Nur keine Aufmerksamkeit der
Kollegen erregen, allein der Gedanke an
offene Diskussionen, kollektive Lösungen
und solidarisches Handeln ... igitt, Lei-
stungswille als Beurteilungsgrundlage, wer
von sich viel verlangt, kann auch von
anderen viel erwarten.
Nach der Niederlage wußte ich, daß
Dora mich vielleicht mochte, aber mir
nicht traute. Heimlich tat sie sich mit
Herbert zusammen. Es gab nicht die Über-
einkunft zwischen uns, die ich vorausge-
setzt hatte. Trotzdem reizte sie mich. Ich
wurde nicht fertig mit ihr. Und sie, glaube
ich, auch nicht mit mir. Wir kokettierten
mit gegenseitigen Einladungen. Unter den
Augen ihrer Alten zu ihr ins Haus zu
kommen, war unmöglich, ohne Heirats-
angebot. Zu mir zu fahren hatte sie Angst
und ich auch. Dennoch malte ich mir oft in
Gedanken aus, was möglich wäre, wenn.
Sie wurde der Star meiner erotischen
Phantasien. Völlig zum Fetisch verselb-
ständigt, sah ich ihre riesigen Brüste und
massigen Hüften vor, über und unter mir.
Ich träumte, in ihr zu versinken. Die Un-
möglichkeit entwickelte dauernden Reiz.
Bei jeder Amtsfete rieben wir uns, stichel-
ten. Alle sahen das endlose Werben und
grinsten. Die Widersprüche zwischen uns
waren mir eine dauernde Herausforde-
rung, weil Schranke meiner intellektuel-
len, politischen, sozialen und emotiona-
len Möglichkeiten.
Vielleicht stand Dora symbolisch für die
Beschränktheit meiner Versuche, mich mit
den Kolleginnen und Kollegen wirklich zu
„verbinden“. Letztlich war ich nur in
kleinen Ansätzen bereit, meine soziale
Wirklichkeit durch ein persönliches Ver-
hältnis zu ihnen zu ändern und meine
innere und äußere Sicherheit zu gefähr-
den oder in Frage stellen zu lassen. Der
Widerspruch zwischen meiner sexuellen
Lust und der Unmöglichkeit, sie mit Dora
auszuleben, schien mir Ausdruck der Ab-
straktheit meiner Ansprüche an die Kolle-
ginnen und Kollegen zu sein. Für sie und
für mich war die Konfrontation eine
Herausforderung, die wir nur in ganz
kleinen Schritten annahmen.
(Fortsetzung im nächsten Heft)
Zeichnungen von Robert Bosshard
Manfred Walz und Ingrid Krau
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Berichte - Rezensionen - Leserbriefee
Adalbert Evers
Alternativen in der Kommunalpolitik?
Nachtrag zu einem kommunalpolitischen Kongress in Bielefeld, November 1980
Was Frankfurter Rundschau, Taz, Zeit,
Links, Revier schon geschrieben und be-
richtet haben, braucht hier nicht wieder-
holt zu werden: ein Treffen mit mehr als
500 Teilnehmern von Bunten, Alternati-
ven, Grünen Listen, vereinzelt auch ausBürgerinitiativen,—StadtzeitungenundSPD; eine Podiums- und Plenumsdiskus-sion, die dieses Spektrum widerspiegelte,wo man allerdings mehr aneinander vorbeimonologisierte als miteinander diskutier-
te; dann aber ein lebhafter und arbeits-
intensiver zweiter Tag mit themenbezoge-
nen Arbeitsgruppen, einem Forum zur
Haushalts- und Gesellschaftspolitik der
Bremer Grünen und mit diversen Treffen
am Rande, wo sich die Teilnehmer selbst
organisierten.
Hier soll vielmehr von drei Dingen die
Rede sein, die in dieser Presseberichter-
stattung unterbelichtet blieben oder man-
gels Information fehlen mußten: dem
Konzept, das hinter einem solchen Kon-
gress stand, dem politischen Konflikt der
dort aufbrach und den Schlußfolgerungen
für die Richtung einer Weiterarbeit auf
dieser Ebene.
Ein Überschuß an sozialer Phantasie
und ein politisches Defizit - die
Herausforderung für einen solchen
Kongress
Widerstand von Bürgern gegen die Zer-
störung „ihrer Stadt“, Kulturzentren und
Fraueninitiativen, ein Büro der Bürger-
initiativen und die informellen Treffs der
„Scene“ - in welcher Stadt gibt es nicht
wenigstens etwas von diesem 'patchwork'
an Widerstandshandlungen, kleinen Re-
bellionen und sozialen Experimenten?
Weit über das hinaus, was man heute so
gerne als ,Alternativbewegung" begriff-
lich heraustrennt, gibt es das: Utopien
eines anderen und besseren Lebens, kleine
Fluchten und Ungehorsamkeiten; hier
wird ein Ausmaß an sozialer Phantasie
mobilisiert, hier wirken Träume, die nicht
immer an der Aktionsform selbst ablesbar
sein müssen: auch hinter dem simplen
Syndikalismus einer Mieterinitiative ist
der Traum von einem anderen Wohn- und
Lebensmodell wach und eine Initiative, die
mehr Fahrradwege fordert, will mehr als
nur ihren Anteil am Autoasphalt. Wäh-
rend jedoch auf der Ebene der sozialen und
kulturellen Aktion heute soviel an sozialer
Phantasie und utopischem Überschuß
mobilisiert ist wie zu keiner Zeit im Bun-
desdeutschland, so sieht es in der Politik,
den Institutionen der Macht erbärmlich
aus: welcher Programmpunkt der Par-
teien, welche progressive Äußerung ihrer
Spitzenpolitiker kommt überhaupt von
ihnen selbst, ist anderes oder mehr als Auf-
nahme und Reflex von Inhalten und For-
derungen, die in den sozialen Bewegungen
und Initiativen entwickelt wurden? In
dieser Situation nun sind alternative,
Grüne und Bunte Listen angetreten. um
mit der Umwandlung sozialer Utopien in
politische Programmpunkte, der Auf-
schließung des umgrenzten Feldes der
politischen Institutionen für Basisaktio-
nen, die bisher daran abprallten, diesen
Hoffnungen mehr Durchschlagskraft zu
geben.
Wie aber vermitteln sich Einzelziele und
Einzelaktionen im lokalen Bereich zu einer
Art städtischem und kommunalem Ge-
samtkonzept? Was, außer etwas mehr
Offenheit, Bescheidenheit, aber auch
Vagheit haben solche Listen denn gegen-
über linker SPD-Politik in den Kommu-
nalparlamenten zu bieten? Was machen sie
tatsächlich ’anders’, oder muß man es nur
’besser’ machen? Was sind denn nun
„Listen“, die weder Partei noch einfach
Parlaments-Bürgerinitiative sein wollen?
Weil wir der Ansicht waren, daß hier bis-
lang zu wenig gefragt worden ist, das
Nachdenken erst beginnt, kurz, ein Defizit
an politischen Antworten auf die sozialen
und kulturellen Herausforderungen der
neuen Bewegungen und Initiativen da ist,
deshalb sollte der Kongress stattfinden.
Also kein Spezialistentreffen für „Sach-
bereiche“, kein Treffen lokaler Initiativen
schlechthin, sondern generell und in Ein-
zelbereichen, wie Wohnen, Haushalt,
Kultur die Frage danach, welche Grund-
überzeugungen, Ziele und Aktionsformen
in der Politik notwendig sind, wenn sie
wieder überzeugender Ausdruck und
reelle Hilfe sein will für die Emanzipa-
tionsbestrebungen der Leute, die sich
gegen Konvention und Macht selbst
organisieren.
Alternativ - oder: hinter einer Plakat-
wand hat eine Menge Platz
Um es gleich zu Anfang zu sagen: unter der
eben beschriebenen Zielsetzung, mit der
ich den Kongress vorzubereiten geholfen
hatte, waren die Erfolge höchst beschei-
den. Die Szenerie bestätigte eher und
machte anschaulich, was vermutet worden
war: Was sich hier alternative Politik
nennt, sind zumeist Versuche, die neuen
sozialen und kulturellen Forderungen in
den „sozialistischen“ politischen Schema-
ta von gestern einzufangen; und wenn in
den Arbeitsgruppen nicht immer wieder
das Phänomen aufgetaucht wäre, daß viele
von denen, die sich da Genossen nennen,
praktisch schon lange Dinge tun, die sie
„theoretisch bekämpfen“, dann wäre es
um die wenigen Ansätze (wie etwa die der
Bremer Grünen Liste), wo die wachstums-
kritischen und ökologischen Impulse der
Bewegungen auch im Ansatz zu einer
neuen Politik führen, wohl schlecht
bestellt. Was sich da auf dem Kongress als
„alternativ“ angesprochen. fühlte, zerfiel
praktisch in zwei Hauptgruppen. Geord-
net nach Lautstärke und Selbstsicherheit
des Auftretens stellen wir vor: In der Ab-
teilung I die beiden traditionellen Varian-
ten des betont sozialistischen Angebots:
die linksradikale Variante: Wohnen,
Kultur, Selbsthilfe und Bürger-Initia-
tive? Nun, die Politik kann sich ihren
Rohstoff nicht aussuchen, aber sie
kann ihn formen; deshalb also bitte
recht bald auch wieder: Imperialismus,
Internationalismus, ‘raus aus der
NATO, und weg von der „Regierungs-
jugend“ (lies: Jusos). Tatsächlich, es
muß noch viel gearbeitet werden, so
meinen die Vertreter der „Z-Gruppe“
(eine klandestin in der Grünen Partei
arbeitende Kommunistische-Bund-Ab-
spaltung, die in der Bunten Liste Ham-
burg tonangebend ist, aber auch bei
der Alternativen Liste Westberlin oder
auch der Bielefelder Liste mitzumi-
schen sucht) damit zusammen mit uns
aus den Bewegungen und Initiativen
von heute das wird, was wir gestern
und vorgestern schon gern gehabt
hätten;
® die linksreformerische Variante: ohne
die neuen Bewegungen geht nichts
mehr, auch wenn sie manchmal „ganz
schön verrückt“ sind; wir müssen
daraus ordentliche Politik machen, das
praktisch umsetzen, wovon linke SPD-
ler immer nur reden durften, hartnäk-
kige Reformpolitik mit Augenmaß ge-
wissermaßen; besonders ausgeprägt
fand sich diese Position bei der Biele-
felder Bunten Liste,  verstreut aber
auch bei anderen lokalen Gruppen-
und Listenvertretern (daß die paar
Kämpen von der DKP hier noch am
ehesten Vertrautes witterten, wen wun-
derts?)
In der Abteilung II nun politische Ansätze
und Verhaltensweisen,die neu sind:
® „gewählte Parlamentsvertreter“, die
eher sprachlos, verunsichert oder miß-
trauisch waren: sprachlos in der Hitze
einer Debatte, die es den Leuten ohne
„Standpunkt“ schwer machte, verun-
sichert, da aus der Bewegung in die
Politik gedrängt, mißtrauisch gegenü-
ber den heiligsten Gütern der eigenen
sozialistischen Vergangenheit, aber
auch gegenüber der Eloquenz von Grü-
nen, wie Olaf Dinné; nur auf sie willeigentlich jene—Selbst-Minimalisie-rung so recht passen, die doch alleGruppen in zur Schau getragener De-mut vor ,der Bewegung" so gern bean-spruchen: nichts weiter als ihr kom-
mandiertes Glied, genauer, ihr ,parla-
mentarischer Arm" zu sein.
schlieBlich die wachstumskritische Po-
sition der Bremer Grünen, die in dieser
Gruppe skeptische Zuhôrer, bei den
sattelfesten Sozialisten schon gewapp-
nete Gegner fanden: respektlos und oft
rüde, jedenfalls nie in der Defensive;
sie möchten staatliche Haushalte nicht
ausweiten, sondern reduzieren, reden
vom sparsameren Wirtschaften und der
Entstaatlichung.
In
Für diese Position wurden auf dem
abschließenden Forum, aber bisweilen
auch in den Arbeitsgruppen, Frau That-
cher und Herr Biedenkopf als Vergleichs-
größen bemüht, und das sagt auch schon
etwas über die Schärfe der Auseinander-
setzung zwischen den „Alternativen“.
Gegenüber den Bremer Dissidenten war
die sozialistische Einheitsfront leicht her-
gestellt und trotzdem: in der Forumsdis-
kussion wuchs die Zahl derer, die
glaubten, daß da „an den Bremer Sachen
doch etwas dran ist“.
Es gibt unvereinbare Ausformuliy lierun-
gen und nicht nur Variantetiver Politik n alterna-
Das war die Schlußfolgerung, mit der
wahrscheinlich nicht nur ich von diesem
Kongress wieder nach Hause fuhr, eine
Schlußfolgerung aber, die ein ganz großer
Teil der Kongressbesucher nicht teilt: für
sie lag und liegt die Wahrheit irgendwo in
der Mitte, zwischen den Bremer „Übertrei-
bungen“ und dem Dogmatismus der
Zier, Wie aber, wenn beide Seiten nur in
zugespitzter Form die Quintessenz zweier
nicht mehr vermittlungsfáhiger politischer
Angebote für den weiteren Weg (lokaler)
sozialer Initiativen und Bewegungen dar-
stellen?
8 ein „sozialistischer“ Weg: Krise heißt
hier zuallererst und fast ausschließ-
lich: Lastenabwälzung auf die traditionell
Schwächsten in der Gesellschaft; Verteidi-
gung des auch lokal und kommunal
durchgesetzten „sozialen Besitzstandes“
muß demnach als zentrales Ziel der Be-
wegungen folglich aktueller denn je sein;
Sparparolen sind allemal Parolen der
Rechten, und wenn der kommunale Ap-
parat nichts besseres als Gesamtschul-
Lernfabriken, soziale Wohnungsbausilos
und ein paar.mehr Sozialarbeiterplan-
stellen zu bieten hat, so ist das sicher
schlecht oder zu wenig, aber ein Stück-
chen Fortschrittslist setzt sich bei dieser
Art der Entprivatisierung auch durch -
spütestens, wenn die Linke per Investi-
tionslenkung (demokratisch, versteht sich)
oder Revolution den Apparat erobert;
angesichts der Krise aber und ihrer eige-
nen Schwäche hat sie heute nur eine Wahl:
das kleinere Übel eines verschwenderi-
schen und bürokratischen Wohlfahrts-
staates mitzutragen (umso mehr, als sich
die SPD hier aus der Verantwortung
stehlen will), um nicht dem gróBeren Übel
der freien Gesellschaft,der Privatinitiative
à la Biedenkopf anheim zu fallen; unter
dieser Perspektive muB es eigentlich den
sozialen Initiativen vor allem um das
gehen: zu verteidigen, bewahren oder
vermehren, was aus den 70er Jahren - wie
immer - überkommen ist (das schließt
Agitation und Propaganda für eine
bessere Zukunft nicht aus);
€ cin Weg radikaler ,, Wachstumskritik":
die schlichte Einsicht, daß es nicht
mehr so weitergeht wie bisher, kann und
wird nichts und niemanden ausschließen;
um angesichts der technokratisch-autori-
tären Mutation von Politik und Gesell-
schaft in dieser Krise (und das ist ihr
wichtigster Inhalt) sich mit Aussicht auf
Erfolg verteidigen zu können, müssen
auch die eigenen sozialen Ansprüche und
die Formen ihrer Herstellung und Siche-
rung überdacht und neu strukturiert
werden; daß es solcher Veränderungen be-
darf, wußten schon die Qualität-des-
Lebens-Jusos; daß dieser Staat nicht ihr
Meister sein kann. daß sie auch weh tun
hr E
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werden und ressourcenschonender sein
müssen, diese Lektion, so meinen die
Bremer Grünen, ist erst noch zu lernen.
Ihre Konsequenz: Machtkompetenzen des
Staates überall dort zu beschneiden, wo sie
faktisch Un-Soziales bewirken, auch bei
den Posten innerhalb der „Sozialausga-
ben“, die als „investiver“ Teil dazu dienen,
die Geschäfte einer Neuen Heimat, diver-
ser Pharma- und medizinischer Appara-
tehersteller unter der schönen Rubrik
„Soziales“ aufrechtzuerhalten; wenn hier
in den 80er Jahren soziale Interessen nicht
noch weiter unter die Räder der Investo-
renlogik kommen sollen, dann bedarf es
der „Entstaatlichung“ im Sinne des
Aufbaus neuer kollektiver Sicherungen,
Initiativen und Selbsthilfeformen der
Betroffenen selbst: Rechte, die nicht
einfach am Staat vorbei, sondern nur in
der Konfrontation mit ihm zu realisieren
sind; eine „selbstverwalterische“ gesell-
schaftliche Perspektive also, jenseits der
Optionen „haltet den (Sozial-)Staat“ oder
„mehr Markt- und Privat-Initiative"; in
dieser Perspektive sind nun lokale Initia-
tiven und Bewegungen vor allem das:
Ansütze zur Neuformulierung und Durch-
setzung von Interessen, die über den
Erhalt sozialen Lebens hinaus eine Chance
bieten, in der Offensive gegen die Zerstó-
rungskraft des programmierten Staates
eine selbstbewufite und zur Selbstverwal-
tung fühige Gesellschaft (wieder?) herzu-
stellen.
Nun kann man angesichts dieser letzten
Position, ihrer provokativen und utopi-
schen Zügen, sicher diskutieren, fragen,
kritisieren: ob die nicht mehr staatlich
beantworteten Bedürfnisse nicht schneller
wiedervermarktet und  rehierarchisiert
werden, als sie von sozialen Kollektiven in
egalitirer Form neu organisiert werden
können; oder konkreter: wie es lokal zu
machen ist, daß die Gelder, die nicht im
herkömmlichen sozialen Wohnungsbau
verschwendet werden sollen, nun einer
lokalen Selbsthilfegruppe oder Genossen-
schaft zugute kommen, die den Namen
„gemeinnützig“ verdient?
Der Bielefelder Kongress: ein Anfang,
zwei Fortsetzungen
Ein Teil der Linken, es sind sowohl
Radikale wie Reformisten, fragen hier
nicht; sie antworten einem politischen
Gegner. Den jedenfalls haben sie im
„Herrn Dinne und Konsorten“ ausge-
macht, der, wie sie formulierten, „That-
cherismus“ in Deutschland treiben will.
Einen neuen Kongress der Alternativen
unter Einschluß der Bremer? Den wollen
sie trotzdem, denn „nur in der Konfronta-
tion ist der Gegner zu entlarven." Umge-
kehrt die Bremer Vertreter: sie móchten
nicht nochmal an „gemeinsamen“ Veran-
staltungen teilnehmen, die dazu dienen
sollen, einmal mehr klar zu machen, daß es
keine Gemeinsamkeiten gibt. So werden
sich die vielen Spontis, Ex-Jusos, Studen-
ten-Linke, Ókologen und SPDler also ent-
scheiden müssen. Nicht zwischen ,,der Bre-
mer* und der ,XY-Position", sondern
zwischen zwei Optionen: entweder einem
Kongress, in dem die Bremer Grünen und
ähnliche wachstumskritische Positionen
nicht als gegnerisch sondern mindestens
als dialogfähig betrachtet werden, oder
einem Kongress, bei dem die linke Einheit
(vielleicht nur) durch das Fehlen solcher
wachstumskritischer Positionen gewahrt
bleiben wird. Ich selbst werde in derersten
Richtung weiterarbeiten: es gibt erste vage
Überlegungen für ein Treffen in Bremen in
einem Jahr, mit weniger Publizitát, aber
einer genaueren Inhaltsangabe: was kann
heute auf kommunaler Ebene für eine
radikal wachstumskritische Politik ge-
leistet werden?; in die zweite Richtung ist
eine themenbezogene Fortführung (Woh-
nungskampf, Rechte der Ausländer o.ä.)
bereits angekündigt. Wie immer: auch auf
lokaler Ebene wird aus dem Spektrum von
grün bis rot kein bunt-alternativer Regen-
bogen mehr zu machen sein. Und welche
Folgerungen, bitte, zieht der Leser?
Ein kleiner Reader mit den wichtigsten Mate-
rialien zum Kongress wird von der Bielefelder
Bunten Liste gerade fertiggestellt; hier, Elsa
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Frauen, Raume, Architektur —
Gruppe Frau, Steine, Erde im Verein Sozialwissenschaftliche Forschung und Praxis
Beiträge Nr. 4 zur feministischen Theorie und Praxis, Verlag Frauenoffensive, München 1980
Praktikerinnen und Wissenschaftlerin-
nen aus der Frauenbewegung geben heute
in immer mehr Bereichen wichtige Denk-
anstöße. Sie haben erfahren, daß die pa-
triarchalischen Strukturen nicht nur in
der Aufrechterhaltung der geschlechts-
spezifischen Arbeitsteilung zum Ausdruck
kommen, sondern sich auch in den jeweili-
gen Praxis- und Wissenschaftsbereichen
manifestieren. Sie suchen daher ihren
eigenen Standpunkt gegenüber männli-
cher Forschung und Praxis zu formulieren
und brechen damit häufig genug eingefah-
rene Denkstrukturen auf. Endlich gibt es
nun auch im Bereich von Architektur und
Planung eine Aufsatzsammlung, die sich
weniger aus baulich-gestalterischer als aus
gesellschaftlich-planerischer Perspektive
mit der Situation von Frauen befaßt. Die
Gruppe „Frauen, Steine, Erde“ im Verein
„Sozialwissenschaftliche Forschung und
Praxis für Frauen“ demonstriert, wie eine
Frauenforschung und -praxis, die den
Interessen von Frauen in Planung und
Architektur zum Durchbruch verhelfen
soll, angelegt sein müßte. Vier Themen-
komplexe werden behandelt: Erfahrun-
gen und Lernprozesse von Frauen in
Planungsberufen, die baulich-räumliche
Umwelt als Moment patriarchalischer
Herrschaft, die Stellung der Frau zur
Ókologiebewegung und  Stadtutopie-
entwürfe.
Faszinierend fand ich zu lesen, welche
Erkenntnisprozesse - allerdings auch
problematische Unsicherheit und Frustra-
tion, wie Christiane Erlemanns Weg zum
Diplom-Ingenieur zeigt - móglich sind,
wenn erst einmal die objektivierende, ana-
lysierende „männliche“ Sichtweise von
Planung und Architektur abgestreift ist.
Subjektive Erfahrungen sind als Quelle
wissenschaftlicher Erkenntnis zugelassen,
ja notwendig. So schreibt Kerstin
Dörhöfer: „Die Darstellung des Zusam-
menhangs, auch des ganz alltäglichen
Lebenszusammenhangs, aus dem Er-
kenntnisse entstanden sind, macht diese
nachvollziehbar, ermöglicht deren An-
eignung und entkleidet die Wissenschaft
ihrer scheinbaren Objektivität, Abstrakt-
heit, durch die sie so oft zum Herrschafts-
instrument wird, statt zur Hilfe in alltäg-
lichen Entscheidungs- und Handlungspro-
zessen.“ (S. 30)
Aus dieser Sicht verlieren z.B. die sta-
tistischen Daten, die Astrid Zellmer zum
Beleg für den verschwindend geringen
Anteil von Frauen in Planungsberufen
heranzieht, ihre Aussagekraft, wenn sie sie
mit dem qualitativ großen Engagement
von ihr bekannten Planerinnen in Stadt-
teilinitiativen vergleicht. Das Schlagwort
von der Planung mit Betroffenen wird be-
leuchtet und bekommt Farbe in einem
Gespräch, das Christiane Bascön-Borgelt
mit Veronika Keckstein führte. Veronika
Keckstein hatte sich als ausgebildete
Architektin mit langjähriger Berufserfah-
rung auf die Beratung der Frauen einge-
lassen, die in Berlin das zweite Frauen-
haus suchten. Ihr spannender Bericht
macht - wahrscheinlich exemplarisch -
deutlich, daß eine Befriedigung, die aus
dem Einsatz der fachlichen Qualifikation
resultiert, in der Planung mit Betroffenen
nicht zu erwarten ist. Kerstin Dörhöfer
zeigt, wie sich ihre Problemsicht der Woh-
nungsversorgung allmählich durch
Erfahrungen auf der Berliner Sommer-
universität, durch Konfrontation mit der
Frauenrealität in neuen Großsiedlungen
und in der Arbeit von Assistentenkollegen
über Wohnversorgung verändert hat. Ihr




Die Gruppe „frauen formen ihre stadt“ hat in
ihrer neuesten Ausgabe der gleichnamigen
Heftreihe, Nr. 7, einen Rückblick auf die
vergangene, aber noch weiter wandernde
Ausstellung „ein Raum für eine Frau“
gedruckt und die Ausschreibung für das neue
Ausstellungsprojekt, das im Juni 81 starten
soll, „... wo die Außenseiterinnen wohnen ...“
gebracht.
Um wen handelt es sich da? Es gibt
larmoyante Wesen, die sich selbst so nennen
und es gibt die, die es ganz unfreiwillig sind ...
Es gibt jedenfalls genug Ghetto-Situationen
für Frauen, die sie zu Außenseiterinnen
machen, ob sie das schön finden oder nicht:
z.B. Satellitenstädte, die Wohnungssuche
alleinerziehender Mütter, „Grüne-Witwen-
Reservate"; oft reicht es schon, mit dem
Kinderwagen vor der U-Bahn-Treppe zu
stehen, wo alle hinunterrennen, um sich als
AuBenseiterin zu fühlen.
Dann gibt es Obdachlosenquartiere, Slums,
Südafrikas „Homelands“, die Vergessenen in
Heimen und Strafanstalten, demgegenüber
Frauenklöster und eine fast komplette Infra-
struktur in manchen Städten, die sich Frauen
geschaffen haben, als sehr bewußte Gegen-
welt.
Das Thema soll auch die Phantasie anregen,
Fluchtburgen und Traumstädte zu visuali-
sieren, und es kónnen auch gar nicht genug
absurde Gefilde werden! Wiederum kónnen
konkrete alternative Projekte Selbstdarstel-
lungen mit Fotos von ihren Anwesen und
Werkstätten schicken.
Kurz ein paar technische Angaben:
Adresse:
Marianne Pitzen, Galerie Circulus,
5300 Bonn, Bonner Talweg 68,
0228/210573 oder 219378
Und bitte sofort melden, der Juni ist bald da!
Die Blätter, Kartons u.ä. sollen 60x80 groß
sein, dafür haben wir Rahmen, und so
einsichtig wie sinnlich gestaltet. Fachfrauen:
Vorsicht mit fachlicher Detailfreude, es soll
lesbar für alle sein! Nicht-Fachfrauen: Nur
Mut! Künstlerinnen: wenn der enge Rahmen
eventuell gesprengt werden, eine begehbare
Installation errichtet werden soll, dann
natürlich auch gleich Rücksprache!
Wohnungsversorgung den ,kapitalisti-
schen Determinanten" die ,patriarchali-
schen Determinanten" hinzufügen müsse
und damit die Wohnungsversorgung auch
einmal aus den Funktionen heraus erklá-
ren sollte, die sie für die Aufrechterhal-
tung der geschlechts-spezifischen Arbeits-
teilung und damit der Unterdrückung der
Frauen habe.
Der zweite Themenkomplex befaBt sich
mit dem Beleg der These, daB die Art der
Wohnungsversorgung, die baulich-räum-
liche Umwelt, die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, stabilisiert. Ulla Terlin-
den analysiert die Wirkung der Stadtent-
wicklungsprozesse und der Baustrukturen
auf den Alltag von Frauen und fragt,
welche Móglichkeiten Frauen heute ha-
ben, selbst auf ihr Wohnumfeld EinfluB zu
nehmen. Rückblickend auf das Bieder-
meier zeigt Eva Schulze, daB sich die nor-
mativen Erwartungen an die Häuslichkeit
von Frauen wie die sich gleichzeitig
herausbildende funktionsspezifische
Raumaufteilung der Wohnung bis heute in
der Tendenz unverändert geblieben sind.
Diese räumlichen Bedingungen unterstüt-
zen subjektiv wie objektiv die Einsoziali-
sierung traditioneller Rollenmuster und
sind damit als ein Moment der Unterdrük-
kung der Frau anzusehen. Diese ist nun
natürlich nicht einfach durch Verände-
rung der Wohnung und des Wohnumfel-
des aufhebbar. Dies muß man bedenken,
wenn man Myra Warhaftigs Vorschläge
für die Gestaltung der modernen Küche
liest. Sie zeigt, daß die Küche so gestaltet
werden kann, daß sie nicht die geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung im Haushalt
unterstützt, daß ihre Einbindung in die
Wohnung so möglich ist, daß sie nicht zur
Isolierung und Mehrbelastung der Frauen
beiträgt.
Die Stellung der Frauen zur Ökologie-
bewegung problematisiert Ulla Terlinden
im dritten Themenbereich. Sie sieht eine
starke Affinität von Fraueninteressen und
ökologischen Interessen. Beide basieren
auf einem „nicht zerstörenden Verhältnis
zur natürlichen Umwelt“. Für die Frauen
leitet sie dieses Interesse aus Inhalt und
Form der Hausarbeit ab. Die Ökologie-
bewegung wäre also eigentlich der geeig-
nete Ort, an dem Frauen ihr Interesse
politisch realisieren können. Dennoch ist
das nicht der Fall. Die Organisationsfor-
men schrecken die Frauen ab. Frauen soll-
ten sich also auch in der Ökologiebewe-
gung autonom organisieren, ist das Ergeb-
nis dieser Argumentation, bei der man
einen bestimmten negativen Erfahrungs-
hintergrund vermutet, der aber leider nicht
offengelegt wird.
Etwas ratlos bin ich bei der Beurteilung
der Phantasie von Frauen (den Berliner
Lehrlingen Birgit, Elke und Ilona) darü-
ber, wie sie leben möchten und den Re-
flexionen zu architektonischen Modell-
bauversuchen (von Hanne Möhler und
Petra Berndt). Deutlich wird, daß die
baulich-räumliche Umwelt auch unsere
Gedanken verstellt und begrenzt, was
vielleicht dann nirgends sichtbarer wird,
als wenn wir Phantasie entwickeln sollen.
Dies ist nicht nur ein Buch für Frauen,
sondern auch für solche Männer, die Lust
haben, ihre eigenen Denkgewohnheiten in




Wohnsiedlungen werden nicht zu ersten-
mal von Soziologen analysiert, doch diese
Arbeit unterscheidet sich von allen ähnli-
chen Beiträgen: die Autorin wohnt selbst
in der hier untersuchten Arbeitersied-
lung Eisenheim (488 Einwohner) in Obe-
hausen. Sie lebt und arbeitet dort seit vie-
len Jahren, kennt die Situation also de-
tailliert von innen. Diese intime Kenntnis
spricht aus jeder Zeile, man spürt auch -
bei aller Sachlichkeit dieser konsequent
und schlüssig aufgebauten Untersu-
chung - auf wessen Seite sie steht. Doch
Parteilichkeit muß nicht Objektivität ver-
hindern. Ja, die Frage stellt sich, ob nicht
gerade jene »neutralen« bürgerlichen
Wissenschaftler, zwar mit Fachwissen
und Methoden bestens gerüstet, doch
mit all ihren vorgeprägten verinnerlich-
ten Mittelschichtsnormen allemal von
außen kommen und draußen bleiben.
Vorurteilen und Mißverständnissen aus-
gelieferte Eindringlinge in ein ihnen
fremdes und fremdbleibendes Milieu. In
dem Buch
zu jenem »humanen Städtebau«, an dem
wir heute noch allerorten leiden. Freilich
sind die in den Monokulturen eines »ur-
banen Wohnens« auf diese Weise isolier-
ten mediengesteuerten Untertanen man-
cher Obrigkeit wohl lieber, als jene in soli-
darischer Praxis kritischen und politisch
wachen Bürger.
Die in dieser Untersuchung benutzen
Arbeitsverfahren entsprechen den hier
aufgezeigten Zeilen. Janne Günter arbei-
tet mit der Methode »teilnehmender
Beobachtung«, die natürlichere Ge-
sprächssituation schafft und làngere Zei-
träume erfaßt als die üblichen - oft ve-
krampften - Standardinterviews. Als Er-
gánzung verwendet sie die seit einigen
Jahren von ihr mitentwickelte »raumbe-
zogene Tátigkeitenkartierung«, (vgl. Ch.
Dellemann, J. u. R. Günter, W. Notdurft,
D. und K. Schlegtendal, M. u. A. Sporle-
der, Burano. Eine Stadtbeobachtungs-
methode zur Erfassung von Lebensquali-
tät. Bonn 1973’) die zum erstenmal den
Zusammenhang zwischen der räumli-
chen Umgebung und den spezifischen
Tätigkeiten der Benutzer synchronop-
tisch darstellt. Der Text ist klar und ver-
ständlich formuliert, kann zwar nicht
ganz auf eine soziologische Fachsprache
verzichten, wird aber erfrischend aufge-
lockert durch zahlreiche anschauliche
und konkret lebensnahe Originalzitate
der Bewohner. Von den 24, leider etwas
schwach reproduzierten, doch sehr aus-
sagestarken und informativen Fotos (von
Roland Günter) hätte man sich mehr ge-
wünscht.
Die Ergebnisse dieser Untersuchung
lassen sich sicherlich auch auf andere Ar-
beitersiedlungen im Ruhrgebiet übertra-
gen - viele Querverweise im Buch weisen
darauf hin. Immer wieder wird von Besu-
chern das fast mediterrane Leben dieser
Oasen inmitten der Großstädte erstaunt
registriert. Doch nicht soziologische
Leerformeln, sondern erst genaue mikro-
strukturelle Untersuchungen wie die vor-
liegende geben uns Aufschluß über die
Zusammenhänge zwischen Arbeitsfor-
men am Arbeitsplatz, den architekto-nisch-räumlichen—Wohnbedingungenund dem kommunikativen Lebensfor-men der Bewohner und liefern uns damitdetaillierte Ergebnisse, die differenziertin die architektonische Alltagspraxis um-gesetzt werden könnten - Hilfen für einenhoffentlich besseren Städtebau der Zu-kunft
Janne Günter





229 S. DM 24,-
geht es um die spezifischen Wohn- und
Lebensqualitäten von Arbeitersiedlun-
gen, die besonderen Kommunikations-
formen, ihre Zusammenhänge mit archi-
tektonisch-räumlichen Strukturen, Be-
ziehungen zwischen Arbeitsweisen und
Wohnformen und den Einfluß dieser be-
sonderen Umwelt auf die Sozialisation
der Kinder - kurz: es wird aufgezeigt, was
proletarischer Lebenszusammenhang
hier noch ist.
Janne Günter gelngt es nachzuwei-
sen, daß einerseits die solidarisch gepräg-
ten Verhaltensweisen am Arbeitsplatz
auch die besondere Form der kommuni-
kativen Öffentlichkeit der Arbeitersied-
lung(en) bedingen und dieses soziale Le-
ben andererseits auch durch die hier typi-
sche Architektur und Wohnumwelt posi-
tiv beeinflußt wird. Der nicht neue aber
zu selten verfolgte sozial-Okologische An-
satz ist entscheidend, zeigt er doch bei-
spielhaft, welche spezifisch mikrostruk-turellen^Gebrauchswerteigenschaftendes architektonischen Raumes die inten-siven Kommunikationsweisen und sozialorientierten Lebensformen erst móglichmachen.Die Ergebnisse widerlegen die vonHans Paul Bahrdt und seiner Schule ver-tretenen - und immer wieder nachgebe-
teten - Thesen von den angeblich typi-
schen großstädtichen Verhaltensweisen
mit ihrem zwangsläufigen Rückzug in die
Privatsphäre, dem Leitbild vom anony-
men Wohnen und der Ausgrenzung aller
kommunikativen Kontakte. Die fatalen
Konsequenzen der Städtebauer aus die-
sem Fehlschluß - der einen untersuchten





den Senat zu seinem Rücktritt.
Wir erklären uns bereit, nun auch
das Rathaus Schöneberg instand-
zubesetzen.”
Der Besetzerrat der Hausbe-
setzer in Berlin—Kreuzberg
Der Hammer
Zeitung des Abenteuerspielplatzes Horrem
”Wir sollten die Kinderspielplätze zu Park-
plätzen umwandeln und die Parkplätze zu
Kinderspielplätzen. Dann wären wir von den
Autos abgeschirmt und die Kinder könnten
wieder vor dem Haus auf der Straße spielen.”
Dieser Satz aus ARCH+ 50 war Anlaß für
eine Sondernummer der Spielplatzzeitung.
Kinder und Jugendliche zeichnen und schrei-
ben darin über ihre Situation und wie sie den
täglichen Autoverkehr erleben.
Zu beziehen bei: Jürgen Schmitz, Gocher
Str. 17, 5000 Köln 1
Wohnungspolitik und Siedlungswesen in
Entwicklungsländern
ist das Thema der Forschungsberichte 2, hrsg.
von der Hochschule für Bildende Künste
Fachbereich Architektur, 2000 Hamburg,
Lerchenfeld 2. Das Heft enthält Beiträge der
Studiengruppe Wohnungsbaupolitik und
Siedlungswesen in Entwicklungsländern. Die
Aufsätze sind überarbeitungen von Gastvor-
trägen zum Fachseminar vom WS 78/79.
Wir planen unser neues Bürgerhaus
Unter diesem Titel erschien ein Bericht über
die Bürgerplanung im Kasseler Stadtteil, Phi-
lippenhof/ Warteberg. Er will ”Anregungen
geben, Mut machen und der Diskussion um
die Bürgerbeteiligung bei der Planung und
um die Problematik neuer Biirgerhauskon—
zeptionen niitzlich sein.”
Zu beziehen bei: Wolfgang Rettberg, Gott-





AN DER UNIVERSITÄT STUTTGART
Die Fakultät 1 Architektur und Stadtpla-
nung der Universität Stuttgart veranstaltete
zum 150. Jubiläum der Universität Stuttgart
eine Ausstellung , in der Ausschnitte aus
dem Architekturstudium dargestellt sind.
Die Ausstellung umfaßt 650 Tafeln, auf
denen von den einzelnen Instituten ausge-
wählte Lehrinhalte gezeigt sind, und wurde
außer in Stuttgart an der TU Braunschweig,
an der FH Dortmund und der TH Darmstadt
aufgehängt.
Der Katalog der Ausstellung ist nun erschie-
nen und gibt etwa die Hälfte der Tafeln wie-
der. Er enthält zusätzlich die Vorträge von
Prof. Rittel (Eröffnung) und Prof. Joedicke
(über Architektur und Architekturlehre).
365 S., 25,-DM zuzüglich Porto und Ver-
packung. Bestellungen sind zu richten an:
Fakultüt 1 für Architektur und Stadtplanung
z.Hd. Frau Christa Otto
Postfach 560
7000 Stuttgart 1
Richtigstellung zu ARCH+ 51/52
Der Artikel "Das Spreetal" von W. Albrecht
und G. Schlusche ist eine Zusammenfassung
einer Arbeit zum letztjáhrigen Schinkelwett-
bewerb (Fachsparte Städtebau) des Architek-
ten- und Ingenieurvereins zu Berlin. Die Auf-
gabenstellung lautete:"Planendes Nachden-
ken über das Thema Stadtlandschaft — Arbeit
und Erholung, Natur und kulturelles Leben
am Beispiel der Spreeufer zwischen Charlot-
tenburg und Spandau". Die Arbeit unserer
Gruppe (W.Albrecht, M.He&amp;, A.Nummerich,
G.Schlusche und J.Wiedemann) wurde mit
dem Anerkennungspreis prämiert. Den 1.
Preis (Schinkel—Plakette) erhielt die Dort-
munder Raumplaner-Gruppe J.Hoormann,
M.Jacobs, E.Lütke-Daldrup, J. Walter.
Die Redaktion bedauert, daf sie diese schon




Wie man aus einem Fabrikgebäude .
eine Wohnanlage mit 400 Wohnungenmachenkönnte_
VI/13
Die Schokoladenfabrik Stollwerck im alten Kölner Severinsviertel
soll nach Köln-Porz verlegt werden. Die Kólner Architektengruppe dt&amp;
hat den Vorschlag gemacht, das alte Fabrikgebäude nicht spekulie-
renden Baulöwen zum Abbruch und zur »Sanierung« (wessen?) zu
überlassen, sondern daraus eine große Wohnanlage mit 400 Woh-
nungen und allem, was dazu gehört, zu machen. Ob der Vorschlag
realisiert wird, ist noch offen
! PR. fist, Z4. m^ —OK. michmein Geschwätz von gestern
Köln, 6.1.1981]
Betrifft Heft 54 ARCH+: ”’dt8 Planungsgruppe”
Die dt8—Planungsgruppe stellt mit kaum verhohlener
Freude fest, dai$ "seit dem Ende der Besetzung jegliche (!)
politische Aktivitäten von Linken und Alternativen in sich
zusammengebrochen sind.
Sie sprechen nicht davon, daß sie mit Flugblättern Ar-
gumentationshilfe für städtische Pamphlete und mit Unter-
stützung ihres Berufsstandes die Diskriminierung "jener
Linken" und "Alternativen" betrieben haben.
Sie áufern ihre Sorge, daf die "berühmte Musterwoh-
nung im Nor-Südtrakt" nicht fertiggebaut würde. Sie spre-
chen nicht davon, daf sie bei der Stadt auf Abbruch auch
noch dieses Traktes drángen, zugunsten mehr als nur frag-
würdiger formaler städtebaulicher Mätzchen.
Sie schreiben einen Artikel über ihre "Vorstellungen für
einen billigen und menschenwürdigen Wohnungsbau", zum
Geschofwohnungsbau, dem zentralen Thema von Stoll-
werck, sagen sie nichts.
Diese Art von scheinheiligem Opportunismus verschligt
uns die Sprache. Was noch zu sagen bleibt:





2. "Vorauseilender Gehorsam^-oder—Werzutiefdrinsteckt,verliert leicht den Überblick.
3. Beim Knacken"harter Nüsse" —oder— Wenn man auf der rich- 4. Beim Büchsenóffnen —oder— Wo man vorher nur liegen konnte,
















Betrifft Arch+ 54: Artikel dt8
Liebe ARCH+ler
Dieser Artikel hat bei den Besetzern
der Fabrik erregte Reaktionen zur Fol-
ge gehabt und ich habe aufgeschrieben
was uns so bewegte. !
Bitte, kürzt es nicht, macht es lieber so
klein wie möglich, ich finde es richtig
daß dieser, die Emotionen von uns
allen widerspiegelnde Bericht erscheint
denn auch wenn sich das wie eine Zen-
surforderung anhórt, bin ich der Mei.
nung, daß derartige Blankoschecks
nicht sein dürfen, bei etwas besserer
Nachforschung über die dt8 heute
wäre das sicher nicht passiert. ’
Die Rechten und die Konservativen ha-
ben ihre Medien, ich habe durch mein
Abonnement der Arch+ dieses Gegen-
medium stark machen wollen und mug
jetzt erkennen, daß sich hier eine
Gruppe mit progressivem Vokabular
eingeschlichen hat, die nichts mehr mit
uns gemein hat.
”Daß die dt8 anderer Meinung war,
sich unserer Argumentation nicht an-
schließen konnte und uns bekämpfen
würde, haben wir erwartet, aber daß
sie uns verhöhnen und über die Zer-
schlagung von Menschen, die eine Be-
wegung ausmachten und daß Äußerste
gewagt hatten, um billigen und qualita-
tiven Wohnraum zu retten, das über-
steigt all unsere Vorstellungen....”
Stollwerck--Besetzer
Dieser Artikel versetzt uns ehemalige
Stollwerckbesetzer in Wut und tiefe
Trauer’ Hier wurde einer Architekten-
gruppe ein medialer Blankoscheck zur
Verfügung gestellt, den Sie dazu be-
nutzten, die immense Tatkraft einer
Volksbewegung zu verhöhnen und zy-
nisch über deren Zerschlagung zu re-
sümieren, die sie ausschlaggebend her-
beigeführt haben.
Wir haben uns aus Angst vor den
Sanierern der: ”Kauftkraftverbesse-
rung" und  "investitionsfreudige Be-
wohner ins Viertel holen." zusammen-
geschlossen (alles O—Ton , Vorunter-
suchung der Stadt, Resüme: "Die
Kaufkraft des Viertels liegt unter dem
Durchschnitt"), um uns gegen den
Austausch der Bewohner und die Um-
strukturierung des Gebietes zu schüt-
zen und zu wehren. Wir hatten es als
Chance erkannt, dafs die Fabrik als Be-
tonskelett jede Ausbauform zuläft
und mit ihren Hallen und Räumen
viele Aktivitäten ermöglicht. Hier wäre
Nachbarschaftshilfe machbar, hier
können beim Ausbau die Beziehungen
und Kontakte entstehen, die wieder zu
intakten Quartieren führen würden.
Unsere zentrale Forderung war da-
her: ein demokratisches Planungsver-
fahren und natürlich vor dem Abriß
Priifung der Umbauméglichkeiten.
Müfig über den volkswirtschaft-
lichen Wert und die Einsparungen zu
reden, müfbig über das Prinzip des Aus-
baus von vorgegebenen Primürskelett-
systemen in einer Architekturzeitung
zu schreiben. Was Besseres zur selbst-
verantwortlichen Aneignung gibt es
nicht.
Hier wire der konkrete Raum in
den unsere Träume hineingeträumt
werden können, wie es Reiner Kruse in
ARCH+ 46 so sinnlich formulierte.
Bei der seltenen Chance Stollwerck
war dieser Drang und die kreative Kraft
zu spüren, die frei wird, wenn man sei-
ne eigenen Vorstellungen verwirklichen
kann und nicht in aufgezwungene Bah-
nen gestoßen wird. Auch gegen den
Widerstand von Planungsgruppen, die
sich in ihrem Bebauungsvorschlag zu
den Erfüllungsgehilfen des Kapitals
machen und ihre Abrißpläne erbar-
mungslos durchpeitschen, Schmäh—
Comics gegen die Besetzer malten und
ein demokratisches Planungsverfahren
verhinderten; auch gegen diese Stadt,
die uns kriminalisiert und unser Leben
bedroht hat.
(A
Der Bau der Musterwohnung und
die Besetzung: das waren 1000 Men-
schen und mehr, die uns unterstützt
haben, die Wohnung zu bauen, als Be-
weis für die Machbarkeit und die Qua-
teat, die entstehen kann. Da wurden
15 000 DM aufgebracht für Baumate-
rial; Werkzeuge, Mischmaschinen und
Gerát Zur Verfügung gestellt. Maurer-,
Schreiner-, Maler-, Élektriker-, Künst-
ler-, Informations-, Naturgruppen und
viele andere Gruppen mehr entstanden
blitzartig als sie benötigt wurden. Da
gab es loom lange Ketten von jetzt
Freunden, die sich Steine zuwarfen,
wurde parallel ein Pfingstfest gefeiert,
das im spontanen, kulturellen Angebot
wunderschön, phantasievoll und fast
übervoll war. Hier mauerte die Schü-
lerin mit dem ”Penner” und der ”alte
Fritz” kochte ....., das war der Muster-
wohnungsbau und die Besetzung, eine
aus der Verzweifelung und Ohnmacht
wachsende Energie, die aufrechte Men-
schen immer und zu allen Zeiten sogar
ihre Angst vor der Staatsmacht über-
winden lit, wenn sie ein Ziel vor Au-
gen hatten.Das Ergebnis war überwältigend:
hunderte gaben es uns schriftlich, daß
sie sofort einziehen, oder mit den Aus-
bauarbeiten beginnen wollten und das
aus allen Bevölkerungsschichten und es
meldeten sich schon formierte auslän-
dische Nachbarschaften, Mittlerweile
hat sich aus ihnen allen ein Bauverein
gegründet.Die Planungsgruppe aber hat in ihrer
Übersichtsisometrie das ganze Gebiet
von Selbstbestimmungs— und Gestal-
tungschancen gesäubert und mit einer
Zick-Zack-Kleinhausbebauung über-
wuchert. Was dort geschehen soll, sa-
gen sie uns auch. Die dt8 schreibt in
ARCH+ 54, daß die Bürger von Archi-
tekten angeleitet werden sollten und
sie schreibt auch, was diese genau tun
sollten, námlich: Seite 18: von ... "Die
Architekten hätten in erster Linie...
bis ... herbeigeführt wird ””
Selbstbestimmung, aber alles schön
in Bahnen. Was Lebensqualität ist, be-
stimmt die Gruppe, ... was für eine
Freiheit kann das schon sein? Als ob
eine gute Architektur Angst vor den
gängigen Baustoffen haben müßte. Was
gibt es denn erstrebenswerteres für
einen Architekten im Wohnungsbau als
von Menschen liebevoll angeeignete
Wohnumgebung, ist es doch die ihre,
in der sie leben sollen. esAuch wenn der Staat, die Institutio-nen, das Kapital seit Jahrhunderten
versuchen unsere Kreativität und Phan-
tasie zu unterdrücken und profitkräftig
zu substituieren, so habe ich gar keine
Angst vor deren freier Entfaltung,
denn ich habe sie gespürt; den Wunsch,
den Willen und die Kraft zur Erneue-
rung, bei Jung und Alt, von Christiania
bis Stollwerck und ich bin dankbar da
ür.
—TU
Die alternativen Macher arbeiten Tag




Reinhard Tomadich, Architekt, Stoll.
werck —Besetzer (Schreinergruppe)
7
Wessen Brot ich fress. dessen Lied ich sing — oder - die alten Methoden der Progressiven
Liebe ARCH-ler!
Hiermit sende ich Euch eine kleine
Bildgeschichte, die meinen Unmut
über den in Eurer letzten Nummer
erschienen  dt8—Artikel ausdrücken
soll. Versteht es bitte als Leserbrief
dazu. Anbei ein Comic, der von dt8
für die Stadt gezeichnet wurde. Wer
solche Sachen produziert, dürfte





(J. Kraus, Mitglied der Fachschaft
Architektur der F.H. Kóln, ist ehe-
maliger Mitarbeiter von dt8 und
Musterwohnungsbauer, der während
der Stollwerckbesetzung mit dem Ar-
gument — "Es ist kein Tisch mehr für
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werk|bund
materialien
Weiter Wohnen wie gewohnt ?
Text-Bildbuch zur gleichnamigen
Werkbundausstellung über Geschich-
te, Gegenwart und Alternativen des
Wohnens. 140 S., 370 Abb.
Durch Pflege zerstört ! Die Kasse-
ler Karlsaue vor der Bundesgarten-
Schau
Werkbundgruppe Kassel, 48 S.,
58 Abb.
Soziale Architektur und ihre
Elemente
H. und J. Günter, 50 S., 30 Abb.
Baugenossenschaften
Hyg. Deutscher Werkbund Nieder-
sachsen/Bremen, 130 S.
Lernbereich Wohnen
flg, M. Andritzkv/G. Selle, 2 Bd:
Die Geschichte des Design in
Deutschland von 1870 bis heute
G. Selle, 250 S. , zahlr. Abb.
Werkbundarchiv Jahrbuch 3
Kunst und Alltag uiu. 1900
Hg. Eckhard Siepiiann, 315 5.,
zahlr. Abb.
Für eine andere Architektur
Bd. 1 Bauen mit der Natur und in
der Region
Bd. 2 Selbstbestimmt Bauen und
Wohnen
Ig. M. Andritzky/L. Burckhardt/
O. Hoffmann
Fischer Verlag, Reihe Fischer
Alternativ
Wohnen zur Miete ; Wohnungsver-
sorpgung und Wohnungspolitik in
ler BRD
Ig. Joachim Brech im Beltz-Verlag
Der Schmutz - Vom Mythos der Sau-
berkeit zur Verschmutzung der Welt
Dokumentation des 6. Internationa-
len Darmstädter Werkbundgesprächs
in der Reihe "Produkt und Alltag’
TIN Deutscher Werkbund e. V
Der nicht-kommerzielle, "nicht-
alternative" Werkbundverlag/vertrieb
bietet ausgewählte Titel aus den Be-
reichen Architektur/Stadtplanung/
Wohnen/Grün/Design usw. an, die
sonst schwer erhältlich sind : Eigen-
veröffentlichungen, graue Literatur,
Kernliteratur. Die Auswahl ist über-
wiegend nach didaktischen Gesichts-
punkten gelroffen ; besonders wich-
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von 1860 bis 1900
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Julius Posener: Vorlesungen zur Geschichte
der Neuen Architektur II
Die Architektur der Reform (1900-1924)
Julius Posener: Vorlesungen zur
Geschichte der neuen Architektur
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